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Allgemeine baupolizeiliche Vorſchriften 


für 


das Reich und für Preußen. 


A. Anlegung von Straßen und Plätzen, 
Feſtſetzung von Fluchtlinien. 


1. Geſetz, betreffend die Aulegung und Veränderung von Strafen 
und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften. 
Vom 2. Juli 1875 (Geſ.⸗S. S. 561). 


Wir Wilhelm x. verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer 
des Landtages, für den ganzen Umfang der Monarchie, was folgt: 

1. Für die Anlegung oder Veränderung von Straßen und 
Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften ſind die Straßen⸗ und 
Baufluchtlinien vom Gemeindevorſtande im Einverſtändniſſe mit der 
Gemeinde, bezüglich deren Vertretung, dem öffentlichen Bedürfniſſe 
entſprechend unter Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde feſtzuſetzen. 

Die Ortspolizeibehörde kann die Feſtſetzung von Fluchtlinien 
verlangen, wenn die von ihr wahrzunehmenden polizeilichen Rückſichten 
die Feſtſetzungen fordern. 

Zu einer Straße im Sinne dieſes Geſetzes gehört der Straßendamm 
und der Bürgerſteig. 1 

Die Straßenfluchtlinien bilden regelmäßig zugleich die Bauflucht⸗ 
linien, das heißt die Grenzen, über welche hinaus die Bebauung aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Aus beſonderen Gründen kann aber eine von der 
Straßenfluchtlinie verſchiedene, jedoch in der Regel höchſtens 3 Meter 
von dieſer zurückweichende Baufluchtlinie feſtgeſetzt werden. 

§ 2. Die Feſtſetzung von Fluchtlinien ($ 1) kann für einzelne 
Straßen und Straßenteile oder, nach dem vorausſichtlichen Bedürfniſſe 
der näheren Zukunft, durch Aufſtellung von Bebauungsplänen für 
größere Grundflächen erfolgen. 

Handelt es ſich infolge von e Zerſtörungen durch Brand 
oder andere Ereigniſſe um die Wiederbebauung ganzer Ortsteile, ſo iſt 
die Gemeinde verpflichtet, ſchleunigſt darüber zu beſchließen, ob und 
1 für den betreffenden Ortsteil ein neuer Bebauungsplan auf⸗ 
zuſtellen iſt, und eintretenden Falls die unverzügliche Feſtſtellung des 
neuen Bebauungsplanes zu bewirken. a 

$ 3. Bei Feſtſetzung der Fluchtlinien iſt auf Förderung des Ver⸗ 
kehrs, der Feuerſicherheit und der öffentlichen Geſundheit Bedacht zu 
nehmen, auch darauf zu halten, daß eine Verunſtaltung der Straßen 
und Plätze nicht eintritt. 

Es iſt deshalb für die Herſtellung einer genügenden Breite der 
Straßen und einer guten Verbindung der neuen Bauanlagen mit den 
bereits beſtehenden Sorge zu tragen. 


a 


1 


8 4. Jede Feſtſetzung von Fluchtlinien ($ I) muß eine genaue 
Bezeichnung der davon betroffenen Grundſtücke und Grundſtücksteile 
und eine Beſtimmung der Höhenlage, ſowie der beabſichtigten Ent⸗ 
wäſſerung der betreffenden Straßen und Plätze enthalten. 

8 5. Die Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde ($ 1) darf nur ver⸗ 
ſagt werden, wenn die von derſelben wahrzunehmenden polizeilichen 
Rückſichten die Verſagung ordern. E 

Will ſich der Gemeindevorſtand bei der Verſagung nicht beruhigen, 
fo beichliert auf ſein Anſuchen der Kreisausſchuß. “) 

Derſelbe beſchließt auf Anſuchen der Ortspolizeibehörde über die 
Bedürfnisfrage, wenn der Gemeindevorſtand die von der Ortspolizei⸗ 
behörde verlangte Feſtſetzung ($ 1 Alinea 2) ablehnt. a 
ö $ 6. Betrifft der Plan der beabſichtigten Feſtſetzungen ($ 4) eine 
Feſtung, oder fallen in denſelben öffentliche Flüſſe, Chauſſeen, Eiſen⸗ 
bahnen oder Bahnhöfe, ſo hat die Ortspolizeibehörde dafür zu ſorgen, 
daß den beteiligten Behörden rechtzeitig zun Wahrung ihrer Intereſſen 
Gelegenheit gegeben wird’). 

8 7. Nach erfolgter Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde, beziehent⸗ 
lich des Kreisausſchuſſes?) (8 5), hat der Gemeindevorſtand den Plan 
zu jedermanns Einſicht offen zu legen. Wie letzteres geſchehen ſoll, 
wird in der ortsüblichen Art mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß 
Einwendungen gegen den Plan innerhalb einer beſtimmt zu bezeich⸗ 
nenden präkluſiviſchen Friſt von mindeſtens vier Wochen bei dem 
Gemeindevorſtande anzubringen ſind. 

Handelt es ſich um Feſtſetzungen, welche nur einzelne Grundſtücke 
betreffen, ſo genügt ſtatt der Offenlegung und Bekanntmachung eine 
Mitteilung an die beteiligten Grundeigentümer. W 

$ 8. Über die erhobenen Einwendungen (8.7) hat, ſoweit dieſelben 
nicht durch Verhandlung zwiſchen dem Gemeindevorſtande und den 
Beſchwerdeführern zur Erledigung gekommen, der Kreisausſchuß!) zu 
beſchließen. Sind Einwendungen nicht erhoben, oder iſt über dieſelben 
endgültig (8 16) beſchloſſen, jo hat der Gemeindevorſtand den Plan 
förmlich feſtzuſtellen, zu jedermanns Einſicht offen zu legen und, wie 
dies geſchehen ſoll, ortsüblich bekannt zu machen. 

9. Sind bei Seltjebung von Fluchtlinien mehrere Ortſchaften 
beteiligt, ſo hat eine Verhandlung darüber zwiſchen den betreffenden 
Gemeindevorſtänden ſtattzufinden. 8 6 

Über die Punkte, hinſichtlich deren eine Einigung nicht zu erzielen 
iſt, beſchließt der Kreisausſchuß.“) 

§ 10. Jede, ſowohl vor als nach Erlaß dieſes Geſetzes getroffene 
Feſtſetzung von Fluchtlinien kann nur nach Maßgabe der vorſtehenden 
Beſtimmungen aufgehoben oder abgeändert werden. 


1) In Stadtkreiſen und Städten über 10000 Einwohner entſcheidet der Be⸗ 
zirtsausſchuß gemäß $ 146 Abſatz 2 Zuſt.⸗Geſ. 

2) Hierzu find ergangen: 1. M.-R. vom 23. Dezember 1896 (M.⸗Bl. 1897 
S. 15) und M.⸗R. vom 29. Juni 1902 (M.⸗Bl. S. 139). — Siehe die beiden 
nächſten Nummern. . . 

) In Stadtkreiſen und Städten über 10000 Einwohner entſcheidet der Be⸗ 
zirksausſchuß gemäß § 146 Abf. 2 Zuſt.⸗Geſ. 5 2 9 7 


* 
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Zur Feſtſetzung neuer oder Abänderung ſchon beſtehender Ve⸗ 
bauungspläne in den Städten Berlin, Potsdam, Charlottenburg und 
deren nächſter Umgebung bedarf es Königlicher Genehmigung. 

§ 11. Mit dem Tage, an welchem die im 8 8 vorgeſchriebene 
Offenlegung beginnt, tritt die Beſchränkung des Grundeigentümers, 
daß Neubauten, Um⸗ und Ausbauten über die Fluchtlinie hinaus ver⸗ 
ſagt werden können, endgültig ein. Gleichzeitig erhält die Gemeinde 
das Recht, die durch die feſtgeſetzten Straßenfluchtlinien für Straßen 
und Plätze beſtimmte Grundfläche dem Eigentümer zu entziehen. 

$ 12. Durch Ortsſtatut kann feſtgeſtellt werden, daß an Straßen 
oder Straßenteilen, welche noch nicht gemäß der baupolizeilichen Be⸗ 
timmungen des Orts für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
rig hergeſtellt ſind, Wohngebäude, die nach dieſen Straßen einen 
Ausgang haben, nicht errichtet werden dürfen. 5 

Das Ortsſtatut hat die näheren Beſtimmungen innerhalb der 
Grenze vorſtehender Vorſchriften feſtzuſetzen und bedarf der Beſtätigung 
des Bezirksrates.) Gegen den Beſchluß des Bezirksrates“ iſt inner⸗ 
halb einer Präkluſivfriſt von einundzwanzig Tagen?) die Beſchwerde 
bei dem Provinzialrate zuläſſig. N : 

Nach erfolgter Beſtätigung iſt das Statut in ortsüblicher Art 
bekannt zu machen. h 

§ 13. Eine Entſchädigung kann wegen der nach den Beſtimmungen 
des § 12 eintretenden Beſchränkung der Baufreiheit überhaupt nicht, 
und wegen Entziehung oder Beſchränkung des von der Feſtſetzung 
neuer Fluchtlinien betroffenen Grundeigentums nur in folgenden Fällen 
gefordert werden: . 

1. wenn die zu Straßen und Plätzen beſtimmten Grundflächen 
auf Verlangen der Gemeinde für den öffentlichen Verkehr 
abgetreten werden; j 

2. wenn die Straßen⸗ oder Baufluchtlinie vorhandene Gebäude 
trifft und das Grundſtück bis zur neuen Fluchtlinie von Ger 
bäuden freigelegt wird; 

8. wenn die Straßenfluchtlinie einer neu anzulegenden Straße 
ein unbebautes, aber zur Bebauung geeignetes Grundſtück 
trifft, welches zur Zeit der Feſtſtellung dieſer Fluchtlinie an 
einer bereits beſtehenden und für den öffentlichen Verkehr 
und den Anbau fertig geſtellten anderen Straße belegen 
el nn die Bebauung in der Fluchtlinie der neuen Straße 
erfolgt. 

Die Entſchädigung wird in allen Fällen wegen der zu Straßen 
und Plätzen beſtimmten Grundfläche für Entziehung des Grundeigen⸗ 
tums gewährt. Außerdem wird in denjenigen Fällen der Nr. 2, in 
welchen es ſich um eine Beſchränkun des Grundeigentums infolge der 
Feſtſetzung einer von der Straßenfluchtlinie verſchiedenen Bauflucht⸗ 
linie handelt, für die Beſchränkung des bebaut geweſenen Teiles des 
Grundeigentums ($ 12 des Geſetzes über Enteignung von Grundeigen⸗ 
tum vom 11. Juni 1874) Entſchädigung gewährt. 

Gemäß $ 153 L.⸗V.-G. der Bezirksausſchuß. 

5) Die Friſt beträgt gemäß $ 51 L.⸗V.⸗G. 2 Wochen. 
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In allen oben gedachten Fällen kann der Eigentümer die Über- 
nahme des ganzen Grundſtücks verlangen, wenn dasſelbe durch die 
Fluchtlinie entweder ganz oder ſoweit in Anſpruch genommen wird, 
daß das Reſtgrundſtück nach den baupolizeilichen Vorſchriften des Ortes 
nicht mehr zur Bebauung geeignet iſt. 5 

Bei den Vorſchriften dieſes Paragraphen iſt unter der Bezeichnung 
Grundſtück jeder im Zuſammenhange ſtehende Grundbeſitz des näm⸗ 
lichen Eigentümers begriffen. 

§ 14. Für die Feſtſtellung der nach 8 13 zu gewährenden Ent⸗ 
ſchädigungen und die Vollziehung der Enteignung kommen die 8s 24 ff. 
des Geſetzes über Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 
zur Anwendung. . , 

Streitigkeiten über Fälligkeit des Anſpruchs auf Entſchädigung 
gehören zur gerichtlichen Entſcheidung. a 

Die Entſchädigungen ſind, ſoweit nicht ein aus beſonderen 
Rechtstiteln Verpflichteter dafür aufzukommen hat, von der Gemeinde 
W innerhalb deren Bezirk das betreffende Grundſtück be⸗ 
egen iſt. 

§ 15. Durch Ortsſtatut kann feſtgeſetzt werden, daß bei der An⸗ 
legung einer neuen oder bei der Verlängerung einer ſchon beſtehenden 
Straße, wenn ſolche zur Bebauung beſtimmt iſt, ſowie bei dem Anbau 
an ſchon vorhandenen bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen 
von dem Unternehmer der neuen Anlage oder von den angrenzenden 
Eigentümern — von letzteren ſobald ſie Gebäude an der neuen Straße 
errichten — die Freilegung, erſte Einrichtung, Entwäſſerung und Be⸗ 
leuchtungsvorrichtung der Straße in der dem Bedürfniſſe entſprechenden 
Weiſe beſchafft, ſowie deren zeitweiſe, höchſtens jedoch fünfjährige Unter⸗ 
haltung, bezw. ein verhältnismäßiger Beitrag oder der Erſatz der zu 
allen dieſen Maßnahmen erforderlichen Koſten geleiſtet werde. Zu 
dieſen Verpflichtungen können die angrenzenden Eigentümer nicht für 
mehr als die Hälfte der Straßenbreite, und wenn die Straße breiter 
als 26 Meter iſt, nicht für mehr als 13 Meter der Straßenbreite 
herangezogen werden. 

Bei Berechnung der Koſten ſind die Koſten der geſamten Straßen⸗ 
anlage und bezw. deren Unterhaltung zuſammen zu rechnen und den 
Eigentümern nach Verhältnis der Länge ihrer, die Straßen berührenden 
Grenze zur Laſt zu legen. 

Das Ortsſtatut hat die näheren Beſtimmungen innerhalb der 
Grenze vorſtehender Vorſchrift feſtzuſetzen. Bezüglich ſeiner ln 
Anfechtbarkeit und Bekanntmachung gelten die im § 12 gegebenen 
Vorſchriften. ' 3 5 

Für die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin bewendet es bis zu dem 
Zuſtandekommen eines ſolchen Statuts bei den Beſtimmungen des 
Regulativs vom 31. Dezember 1838. $ 

8 16. Gegen die Veſchlüſſe des Kreisausſchuſſes ſteht dem Be⸗ 
teiligten in den Fällen der 88 5, 8, 9 die Beſchwerde bei dem Vezirks⸗ 
rateb) innerhalb einer Präkluſivfriſt von einundzwanzig Tagen’) zu. 


) Gemäß § 121 L.⸗V.⸗G. der Bezirksausſchuß. 
N Nach § 51 L.⸗V.⸗G. beträgt die Friſt zwei Wochen. 


In den Fällen, in denen es fich um Wiederbebauung ganzer durch 
Brand oder andere Ereigniſſe zerſtörter Ortsteile handelt, tritt an die 
Stelle dieſer Präkluſivfriſt eine ſolche von einer Woche). 

8s 17 und 18 find aufgehoben durch 8 146 des Zuſt.⸗Geſetzes vom 
1. Auguſt 1883. f g 

§ 19. Alle den Beſtimmungen dieſes Geſetzes entgegenſtehenden 
allgemeinen und beſonderen geſetzlichen Vorſchriften werden hierdurch 
aufgehoben. 

falle Beſtimmungen der im Verwaltungswege erlaſſenen Bau⸗ 
ordnungen, ſonſtigen polizeilichen Anordnungen und Ortsſtatuten, 
welche mit den Vorſchriften dieſes Geſetzes in Widerſpruch ſtehen, 
treten außer Kraft. 

§ 20. Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten wird mit der Aus- 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. 


2. Miniſterialverfügung vom 23. Dezember 1896, 
betr. die Feſtſtellung der Fluchtlinienpläue auf Grund des Straßen⸗ 
und Baufluchtengeſetzes (Min.⸗Bl. 1897 S. 15). 


Wiederholt iſt die Wahrnehmung gemacht worden, daß die Be- 
folgung der Vorſchriften des Erlaſſes vom 15. Dezember 1882 
(M.-Bl. 1883 S. 13; E.⸗B.-Bl. 1883 S. 125) auf Schwierigkeiten ge⸗ 
ſtoßen iſt, weil den Behörden, denen gemäß § 6 des Geſetzes vom 
2. Juli 1875 (G.⸗S. S. 561), betr. die Anlegung und Veränderung 
von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, bei 
der Feſtſetzung von Fluchtlinien die Wahrung von Staatshoheitsrechten 
obliegt, nicht ausreichende Gelegenheit hierzu gegeben worden iſt. 

Mit der Abſicht des Geſetzes ſteht es nicht im Einklange, wenn 
der Plan zu jedermanns Einſicht offengelegt ($ 7) und über die 
infolgedeſſen erhobenen Einwendungen (§ 8) im Beſchlußverfahren 
entſchieden wird, bevor der Beſtimmung des § 6 Genüge geſchehen iſt. 
Insbeſondere kann ein Plan als zur Offenlegung reif nicht erachtet 
werden, in welchem die in Ausübung der Staatshoheitsrechte aus 
SS 4 und 14 des Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen vom 
3. November 1838 geltend zu machenden Bedürfniſſe des Eiſenbahn⸗ 
baues und Betriebes (vgl. Endurteil des Oberverwaltungsgerichts vom 
3. März 1883 Bd. 9 S. 393) unberückſichtigt geblieben ſind. 

„Um den hieraus entſtehenden Unzuträglichkeiten durch die recht⸗ 
zeitige Anwendung der Grundſätze des Erlaſſes vom 15. Dezember 1882 
in Zukunft wirkſam vorzubeugen, ſind die unterſtellten Ortspolizei⸗ 
behörden dahin mit Weiſung zu verſehen, daß ſie vom Standpunkt 
der polizeilichen Intereſſen erſt dann zu einem Fluchtlinienplane 
Stellung zu nehmen und dem Gemeindevorſtande eine — zuſtimmende 
oder die Zuſtimmung verſagende — Erklärung gemäß 8 5 des Geſetzes 
abzugeben haben, wenn feſtſteht, daß der Plan auf Grund von Staats⸗ 
hoheitsrechten gemäß § 6 nicht beanſtandet wird. Zugleich iſt den 
Ortspolizeibehörden in Erinnerung zu bringen, daß ſie die beteiligten 
Behörden nach Maßgabe des 8 6 rechtzeitig zu benachrichtigen haben 


e) Die einwöchige Präkluſipfriſt eriftiert nicht mehr. 


und zwar auch dann, wenn es ihnen zweifelhaft erſcheinen ſollte, ob 
die Vorausſetzungen des 8 6 gegeben ſeien, da die Ortspolizeibehörden 
nicht wohl endgültig darüber entſcheiden können, ob der Plan die 
Geltendmachung von Staatshoheitsrechten notwendig mache. 


3. Miniſterialverfügung vom 29. Juni 1902, betr. die Feſtſtellung 
der Fluchtlinienpläne auf Grund des Straſten⸗ und Baufluchten⸗ 
geſetzes (Min.⸗Bl. S. 139). 


In dem auf Grund des $ 20 des Straßen⸗ und Baufluchtengeſetzes 
vom 2. Juli 1875 ergangenen Erlaſſe des mitunterzeichneten Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten vom 23. Dezember 1896, betreffend die Be⸗ 
achtung und Ausführung des 8 6 dieſes Geſetzes (Min. ⸗Bl. 1897 S. 15) 
war angenommen worden, daß es, ſofern ein Fluchtlinienplan auf 
Grund von Staatshoheitsrechten von dem gemäß $ 6 des Geſetzes von 
der Ortspolizeibehörde zu benachrichtigenden Behörden beanſtandet 
werden ſollte, den beteiligten Staatsbehörden und Gemeindevorſtänden 
im Wege der Verſtändigung, äußerſtenfalls unter Anrufung der zu⸗ 
ſtändigen Aufſichtsbehörden, regelmäßig gelingen werde, durch Herbei⸗ 
führung einer Übereinſtimmung des Flu htlinienplanes mit den 
Anlagen und Plänen von Eiſenbahnen, Feſtungen uſw. die wider⸗ 
ſtreitenden öffentlichen Intereſſen miteinander auszugleichen. Von 
dieſem Geſichtspunkte aus war den Ortspolizeibehörden die dort an⸗ 
jegebene Weiſung über die Abgabe ihrer Erklärung zu dem Flucht⸗ 
inienplane erteilt worden. 

Inzwiſchen zu unſerer Kenntnis gelangte Einzelfälle haben uns 
Anlaß gegeben, die Stellung der Ortspolizeibehörde im Falle des 8 6 
des Geſetzes einer erneuten Prüfung zu unterziehen. Wenn auch die 
Offenlegung und förmliche Feſtſtellung eines mit der Ausübung von 
Staatshoheitsrechten kollidierenden Fluchtlinienplanes zweckwidrig 
wäre, weil ſeine . Ausführung auf unüberwindliche Hinder⸗ 
niſſe ſtoßen muß (J. B. die Ausführung von Fluchtlinien im Bahn⸗ 
hofsgebiet oder in Festungsanlagen, § 11 Satz 2 dieſes Geſetzes, § 4 
des Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838 uſw., vgl. Erkenntnis des 
Oberverwaltungsgerichts Band 24 S. 227, 228), und wenn gerade dem 
8 6 die Aufgabe zugewieſen ift, nicht nur die Feſtſtellung, ſondern auch 
ſchon die Offenlegung mit jenen öffentlichen Intereſſen kollidierender 

läne zu verhüten, ſo ſind doch dieſe öffentlichen Intereſſen nicht von 
der Ortspolizeibehörde wahrzunehmen, deren Erklärung vielmehr ledig⸗ 
lich von den im 8 5 des Geſetzes genannten Rückſichten abhängig iſt. 

Wir beſtimmen deshalb des weiteren: 4 

Beſteht der Gemeindevorſtand auf Abgabe der polizeilichen Er- 
klärung über den Fluchtlinienplan, obgleich vorhandene Gegenſätze in 
den nach 8 6 zu führenden Verhandlungen nicht ausgeglichen ſind, ſo 
hat die Ortspolizeibehörde eine ausdrücklich auf die von ihr ſelbſt 
wahrzunehmenden polizeilichen Rückſichten beſchränkte Außerung abzu⸗ 
eben. Gleichzeitig aber hat ſie zu betonen, daß der Plan nach der 

itteilung der aufänbigen Behörde mit Rechten, die auf Grund der 
Staatshoheit wahrzunehmen ſeien, im Widerſpruche ſtehe und dieſer 
Widerspruch noch nicht beglichen ſei. Von ihrer Außerung hat die 
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Orkspolizeibehörde den gemäß 8 6 beteiligten Behörden ſofort Mit⸗ 
teilung zu machen. Für den Fall, daß dieſe zur Wahrung der von 
ihnen zu vertretenden öffentlichen Intereſſen die Kommunalauſſichts⸗ 
behörden anrufen ſollten, werden die letzteren hierdurch angewieſen, 
unverzüglich unter Vorlage der Vorgänge an die zuſtändigen Reſſort⸗ 
miniſter zu berichten. g 

Um ſeinerzeit die dem § 5 Abſ. 1 des Geſetzes entſprechende Er⸗ 
klärung abgeben zu können, haben ſich die Ortspolizeibehörden ge⸗ 
gebenenfalls durch Benehmen mit der beteiligten Staatsbehörde oder 
dem Gemeindevorſtande über den jeweiligen Stand der Sache in 
Kenntnis zu erhalten. N . 

Es darf indeſſen auch künftig angenommen werden, daß die auf 
Grund des 8 6 eee Verhandlungen die Ausgleichung be⸗ 
ſtehender Gegenſätze und die Abgabe einer Erklärung gemäß 8 5 in 
der Regel 91 25 übermäßigen Zeitverluſt ermöglichen werden, zumal 
den Gemeindebehörden gegen jede unbegründete Verzögerung der Sache 
durch die beteiligte Staats⸗ oder Ortspolizeibehörde die Beſchwerde an 
die vorgeſetzte Inſtanz offen ſteht. . 

Die wünſchenswerte Beſchleunigung einer von der Vorſchriſt des 
8 6 betroffenen Planfeſtſtellung wird ſich übrigens dadurch am beſten 
erreichen laſſen, daß allen ſpäteren Auseinanderſetzungen infolge der 
Vorſchrift des $ 6 durch frühzeitiges Einvernehmen der Behörden vor⸗ 
gebeugt wird. Den Gemeindevorſtänden iſt daher anzuempfehlen, daß 
fie bereits bei der erſten Aufſtellung der Pläne, und zwar tunlichſt 
frühzeitig, ſich unmittelbar mit den beteiligten Staatsbehörden über 
die Geſtaltung dieſer Pläne verſtändigen, damit den Ortspolizeibe⸗ 
hörden demnächſt nach Möglichkeit nur Pläne zur Zuſtimmung vor⸗ 
felegt werden, gegen die wegen ihrer Übereinſtimmung mit den öffent⸗ 
lichen Intereſſen ein Einſpruch auf Grund des § 6 nicht zu erwarten 
iſt. Den Eiſenbahnbehörden iſt die tunlichſt ſchnelle und entgegen⸗ 
kommende Erledigung derartiger Anträge der Gemeindevorſtände zur 
Pflicht gemacht worden. 

Endlich wird aber auch da, wo die Ausgleichung widerſtreitender 
öffentlicher Jntereſſen noch auf Grund des $ 6 in Frage kommt, aber 
wegen anzuſtellender Unterſuchungen oder in der Sache ſelbſt liegender 
Schwierigkeiten vorausſichtlich längere Zeit erfordern wird, in Er⸗ 
wägung zu ziehen ſein, ob nicht na Anhörung der beteiligten Staats⸗ 
behörde der kollidierende Planteil zur beſonderen Feſtſtellung ausge⸗ 
ſchieden und zunächſt nur für den übrigen Plan die ortspolizeiliche 
Zuſtimmung nachgeſucht werden kann. 

s wird erſucht, auch auf die Anwendung dieſes Mittels zur Be⸗ 
ſchleunigung der Planſeſtſtellung hinzuwirken. Die nachgeordneten 
Behörden find mit Anweiſung zur Beachtung dieſes Erlaſſes zu verſehen. 

Abſchrift des an die Königlichen Eiſenbahndirektionen und die 
— 5 Eiſenbahnkommiſſare gerichteten Erlaſſes (Anlage a) iſt zur 

enntnis beigefügt. 

Berlin, den 29. Juni 1902. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Der Miniſter des Innern. 


a, 

„ Der nachſtehende (vorabgedruckte) Erlaß wird den Königlichen 
Eiſenbahndirektionen und den Königlichen Eiſenbahnkommiſſaren mit 
der Anweiſung zur Kenntnis gebracht, in allen Fällen, in denen ein 
Fluchtlinienplan mit Eiſenbahnanlagen oder Plänen im Widerſpruche 
ſteht, neben der Anzeige an die Ortspolizeibehörde, die im Hinblick 
auf die ihr nach 8 5 obliegende weitere Verpflichtung über den Gang 
der Verhandlungen ſtets auf dem laufenden zu erhalten iſt, dem Se- 
meindevorſtande von der Sachlage Mitteilung zu machen und nicht, 
wie in einem Falle geſchehen, dieſem das weitere zur Herbeiführung 
einer Anderung des Planes zu überlaſſen, ſondern, unbeſchadet der 
etwa erforderlichen Berichterſtattung, ohne Verzug zur Ausgleichung des 
Widerſtreits mit ihm in Verhand ung zu treten. Auch iſt Anträgen 
der Gemeindevorſtände auf Verſtändigung über neue Bebauungspläne 
oder en ſchon vor oder bei ihrer erſten Aufſtellung jedereitz 
zu entſprechen. . 

Die mit den Gemeindevorſtänden zu führenden Verhandlungen 
ſowie etwaige Berichterſtattungen find nach Möglichkeit zu beſchleu⸗ 
nigen, um das nach 8s 7, 8 des Geſetzes ſtattfindende Verfahren nicht 
ohne zwingende Gründe aufzuhalten. 

Sofern ein Gemeindevorſtand ſich gegen die notwendige Aus⸗ 
leichung von Kolliſionen ablehnend verhalten, trotzdem aber auf der 
rteilung der ortspolizeilichen Zuſtimmung gemäß 8 5 des Geſetzes 
beſtehen ſollte, iſt ohne Zeitverluſt die Kommunalauffichtsbehörde an⸗ 
zurufen und gleichzeitig unter Vorlage der Pläne hierher zu berichten. 


Berlin, den 29. Juni 1902. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


4. Vorſchriften für die Aufſtellung von Fluchtlinien und Bebauungs⸗ 
Pläuen vom 28. Mai 1876 (M.⸗Bl. S. 133). 


Auf Grund des 8 20 des Geſetzes, betreffend die Anlegung von 
Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften vom 
2. Juli 1875 (Geſ.⸗S. S. 561 ff.) werden zur Herbeiführung eines zweck⸗ 
entſprechenden und möglichſt gleichförmigen Verfahrens bei Feſtſetzung 
von Fluchtlinien, ſowie zur Beſchaffung genügender Grundlagen für 
die Beurteilung der Zweckmäßigkeit der bea ſichtigten Fluchtlinien⸗ 
Feſtſetzung nachſtehende Ausführungsvorſchriften erlaſſen. 

Allgemeine Beſtimmungen. 

§ 1. Für die Feſtſetzung von Fluchtlinien (85 1 bis 4 des Geſetzes 
vom 2. Juli 1875) ſind der Regel nach und ſoweit nicht nachſtehend 
($ 13) Ausnahmebeſtimmungen getroffen werden, folgende Vorlagen 
zu machen. 

I. Situationspläne und zwar l 
a) Fluchtlinienpläne, ſofern es um die Feſtſetzung von Flucht 
linien bei Anlegung oder Veränderung von einzelnen 
Straßen oder Straßenteilen ſich handelt; 


ct 


b) Bebauungspläne, ſoſern es um die Feſtſetzung von Flucht 
linien für größere Grundflächen und ganze Ortsteile ſich 
handelt; 

c) Überſichtspläne. 

II. Höhenangaben. Hierunter werden verſtanden: 

a) Längenprofile; 

p) Querprofile; i 

e) Horizontal⸗Kurven und Höhenzahlen in den Situations⸗ 


plänen. 
III. Erläuternde Schriftſtücke. 

§ 2. Dieſe Vorlagen ſollen: 

A. den gegenwärtigen Zuſtand; 

B. den Zuſtand, welcher durch die nach Maßgabe der beab- 
ſichtigten Fluchtlinienfeſtſetzung erfolgende Anlegung von 
Straßen und Plätzen herbeigeführt werden ſoll, 

klar und beſtimmt darſtellen. 

Dieſelben müſſen durch einen vereidigten Feldmeſſer aufgenommen 
oder als richtig beſcheinigt und durch einen geprüften Baumeiſter oder 
einen im Kommunaldienſte angeſtellten Baubeamten, durch welche die 
Richtigkeit der Aufnahme gleichfalls beſcheinigt werden kann, mindeſtens 
unter der Mitwirkung eines ſolchen bearbeitet und dementſprechend 
unterſchriftlich vollzogen ſein. 


A. Darſtellung des gegenwärtigen Zuſtandes. 
I. Situationspläne. 


§ 3. Der Maßſtab, in welchem die Situationspläne (Fluchtlinien⸗ 
und Bebauungspläne) entworfen werden, darf in der Regel nicht kleiner 
ſein als 1: 1000. Zuſammenhängende Straßenzüge find im Zuſammen⸗ 
hange zur Darſtellung zu bringen. Erhalten infolgedeſſen größere 
Bebauungspläne eine für ihre Benutzung unbequeme Ausdehnung 
($ 12), jo darf für dieſelben zwar ein kleinerer Maßſtab, bis 1: 2500, 
angewendet werden, es iſt in dieſem Falle aber für jede Straße, deren 
Fluchtlinien feſtgeſetzt werden ſollen, ein beſonderer Fluchtlinienplan 
im Maßſtabe von mindeſtens 1: 1000 beizubringen. 

Jedes Projekt erfordert die Beifügung eines Überſichtsplanes, für 
welchen ein vorhandener gedruckter oder gezeichneter Plan oder auch 
ein Auszug aus einem ſolchen verwendet werden kann. 

4. Durch die Situationspläne ſoll das in Betracht zu ziehende 
Terrain mit ſeinen Umgebungen in ſolcher Ausdehnung dargeſtellt 
werden, daß die im Intereſſe des Verkehrs, der Feuerficherheit und 
der öffentlichen Geſundheit zu ſtellenden Anforderungen (8 3 des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875) ausreichend beurteilt werden können. 

Alle vorhandenen Baulichkeiten, Straßen, Wege, Höfe, Gärten, 
Brunnen, offene und verdeckte Abwäſſerungen ꝛc., ferner alle Ge⸗ 
markungs⸗, Beſitzſtands⸗ und Kulturgrenzen müſſen in den Plänen 
mit ſchwarzen Linien dargeſtellt und, ſoweit es zur Deutlichkeit er⸗ 
forderlich, mit charakteriſierenden Farben, jedoch nur blaß angelegt 
ein. In die Situationspläne find ferner die Nummern oder ſonſtigen 
ezeichnungen, welche die einzelnen Grundſtücke im Grundbuche, be⸗ 


ziehungsweiſe wo Grundbücher nicht vorhanden ſind im Grundſteuer⸗ 
kataſter, führen und die Namen der Eigentümer einzuſchreiben. 

Die auf den gegenwärtigen Zuſtand bezüglichen Schriftzeichen und 
Zahlen ſind ſchwarz zu ſchreiben. Jeder Plan iſt mit der geographiſchen 
Nordlinie und einem Maßſtabe zu verſehen. 


II. Höhenangaben. 
$ 5. Die Höhenangaben müſſen ſich auf einen ſpeziell zu bezeich- 


nenden, möglichſt allgemein bekannten feſten Punkt, etwa auf den 
Nullpunkt eines in der Nähe befindlichen Pegels, am beſten auf den 
Mittelpunkt des Amſterdamer Pegels beziehen und ausſchließlich in 
poſitiven Zahlen erſcheinen. 

Von jeder in einem Fluchtlinien⸗ oder Bebauungsplan projektierten 
Skraße iſt, inſoweit nicht nach den Ausnahmebeſtimmungen des 8 13 
davon abgeſehen werden darf, ein Längenprofil im Längen⸗Maßſtabe 
De dazu gehörigen Situationsplanes und im Höhenmaßſtabe 1100 
eizubringen. 

„Die Niie des in der Regel durch die Mitte des Straßendammes 
zu legenden und in Stationen von je 100 Meter Länge mit den 
erforderlichen Zwiſchenſtationen von mindeſtens je 50 Meter Entfernung 
einzuteilenden Nivellementszuges iſt mit ihrer Stationierung in den 
zugehörigen Situationsplänen rot punktiert anzugeben. 

Wo erhebliche Anderungen in der Terrainoberfläche in Ausſicht 
genommen werden, oder wo naheliegende Gebäude, Mauern, abgehende 
Wege uſw. eine beſondere Berückſichtigung verlangen, ſind Querprofile 
aufzunehmen. Dieſe ſind in einem Maßſtabe, der nicht kleiner als 
1250 ſein darf, zu zeichnen und zur Numerierung, ſowie zu dem 
Ordinate des Längeprofils überſichtlich in Beziehung zu bringen. Sind 
dieſelben nicht rechtwinklig zum Hauptnivellement aufgenommen, To 
iſt ihre Lage auch im Situationsplane anzugeben. l 

In den Bebauungsplänen iſt außerdem bei hügeligem oder ge⸗ 
birgigem Terrain auf Grund eines Nivellementsnetzes die Geſtaltung 
der Terrainoberfläche durch Horizontalkurven in Höhenabſtänden von 
je 1 bis 5 Meter mittelſt ſchwarz punktierter Linien und beigeſchriebener 
Höhenzahlen überſichtlich darzuſtellen. g 

Alle Höhenzahlen werden in Metern angegeben und auf zwei 
Dezimalſtellen abgerundet. 

$ 6. Aus den Höhenangaben muß die Höhenlage ſowohl der 
vorhandenen Straßen und Wege, als auch ihrer Umgebungen in ſolcher 
Ausdehnung hervorgehen, daß die Forderungen des Verkehrs und der 
künftigen Entwäſſerung, nicht minder die Bedingungen einer etwaigen 
ſpäteren Fortſetzung vollſtändig beurteilt werden können. 

Die höchſten und niedrigſten Stände aller Gewäſſer, welche auf 
die projektierten Anlagen von Einfluß ſein können, ſowie vorhandene 
Fachbäume und Pegel, insbeſondere die Grundwaſſerſtände, ſoweit 
deren Ermittelung bereits ausgeführt iſt oder im ſpeziellen Falle not⸗ 
wendig erſcheint. die Tiefen der etwa vorkommenden Moore oder 
ſonſtiger, die Straßenanlegung benachteiligender Bodenſchichten, die 
Türſchwellen der vorhandenen Gebäude, die Schienenhöhe . ee 
Eiſenbahnen uſw., ebenſo alle Feſtpunkte, an welche das Nivellement 


angeſchloſſen worden, müſſen in den Profilen vollſtändig bezeichnet 
ſein. In denſelben werden die Waſſerſpiegel blau ausgezogen und 
beſchrieben, dagegen alle ſonſtigen beſtehenden Gegenſtände, nicht 
minder die Ordinaten in ſchwarzer Farbe und Schrift angegeben, die 
Terrainlinien braun unterwaſchen, die Bodenſchichten mit charakteri⸗ 
ſierenden Farben angelegt. 


B. Darſtellung des Zuſtandes, welcher durch die nach Maßgabe 
der beabſichtigten Fluchtlinien⸗Feſtſetzung erfolgende Anlegung 
von Straßen und Plätzen herbeigeführt werden ſoll. 


Allgemeines. 


8 7. Die Aufſtellung der Projekte bedingt eine ſorgfältige Er⸗ 
wägung des gegenwärtig vorhandenen, ſowie des in der näheren 
Zufunſt vorausſichtlich eintretenden öffentlichen Bedürfniſſes unter 
beſonderer Berückſichtigung der in dem 8 3 des Geſetzes vom 2. Juli 
1875 hervorgehobenen Geſichtspunkte. 

Im Intereſſe der Förderung der öffentlichen Geſundheit und 
Feuerſicherheit iſt auch auf eine zweckmäßige Verteilung der öffentlichen 
Plätze, ſowie der Brunnen Bedacht zu nehmen. 

Betreffs der Straßenbreiten empfiehlt es ſich, bei neuen Straßen⸗ 
ſchloſſen it: Grenzen, über welche hinaus die Bebauung ausge⸗ 

hloſſen iſt: 

a) bei Straßen, welche als Hauptadern des Verkehrs die Ent⸗ 
wickelung eines lebhaften und durchgehenden Verkehrs erwarten 
laſſen, nicht unter 30 Meter; f 

b) bei Nebenverkehrsſtraßen von beträchtlicher Länge nicht unter 
20 Meter; 

e) bei allen anderen Straßen nicht unter 12 Meter 

anzunehmen. N 9 

Bei den unter a und b bezeichneten Straßen iſt ein Anden 
von nicht mehr als 1:50 bezw. von 1:40, bei Rinnſteinen ein ſolches 
von nicht weniger als 1: 200 nach Möglichkeit anzuſtreben. 


Beſonderes. I. Situationspläne. 


88. Die anzulegenden oder zu verändernden Straßen und Plätze 
ſind in dem Überſichtsplane mit roter Farbe deutlich zu bezeichnen. 

In die Situationspläne ſind die projektierten Baufluchtlinien mit 
kräftigen zinnoberroten Strichen einzutragen. Fallen dieſelben mit den 
Straßenfluchtlinien nicht zuſammen, ſo ſind die letzteren mit minder 
kräftigen Strichen auszuziehen und iſt der Raum zwiſchen beiden blaß⸗ 
grün anzulegen. Die projektierten Rinnſteine werden durch ſcharfe 
dunkelblaue Linien, verdeckte Abwäſſerungen punktiert, unter Bezeichnung 
der Gefällrichtung mittelſt blauer Pfeile, angedeutet, die Straßen und 
öffentlichen Plätze blasrot, diejenigen Straßenſeiten, welche nicht be⸗ 
baut werden ſollen, grün angelegt. Vorhandene Gebäude oder Teile 
derſelben, welche bei der ſpäteren, nach Maßgabe der Fluchtlinienfeſt⸗ 
ſetzung erfolgenden Freilegung nicht beſeitigt zu werden brauchen, ſind 
in ihren charakteriſierenden Farben dunkler anzulegen, als die abzu⸗ 
brechenden. 
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„. Die Namen, Nummern oder ſonſtigen Bezeichnungen der pro⸗ 
jektierten Straßen und Plätze, ingleichen die Breiten derſelben, werden 
mit zinnoberroten Schriftzeichen und Zahlen in die Situationspläne 
eingeſchrieben. i 


II. Höhen-Angaben. 


§ 9. In den Längenprofilen werden die projektierten Höhenlagen 
der Straßenzüge, ſpeziell die Kronlinien der künftigen Straßenbefeſtigung 
mit zinnoberroten Linien ausgezogen und die Aufträge blaßrot, die 
Abträge grau angelegt. In dieselben ſind ferner die Brücken, Durch⸗ 
läſſe, unterirdiſchen Waſſerabzüge ꝛc. unter Angabe der lichten Weiten 
und Höhen einzutragen. In allen Brechpunkten der Gefälle, an ſämt⸗ 
lichen Kreuzungs⸗ oder Abzweigungspunkten von Straßen und an ſonſt 
charakteriſtiſchen Stellen werden die betreffenden Ordinaten zinnoberrot 
ausgezogen und mit den zugehörigen Zahlen ebenſo beſchrieben. Da⸗ 
gegen 8 die auf die Abwäſſerung bezüglichen Höhenzahlen die 

aue Farbe. 

Die Längen der Straßenzüge von einem Brechpunkte des Gefälles 
bis zum nächſtfolgenden werden zuſammen mit der Verhältniszahl des 
Gefälles in zinnoberroter Farbe über das Profil, die Namen, Nummern 
oder ſonſtigen Bezeichnungen der Straßen übereinſtimmend mit dem 
Situationsplane über oder unter dasſelbe geſchrieben. 

„Wenn zu einem Situationsplane mehrere Längenprofile gehören, 
ſo iſt auf eine deutliche und übereinſtimmende Bezeichnung der An⸗ 
ee unter ſchärferer Hervorhebung der Anſchluß-Ordinaten 
zu achten. 

§ 10. Von jeder Straße, deren Fluchtlinien feſtgeſetzt werden 
ſollen, find mindeſtens jo viele Querprofile zu entwerfen, wie dieſelbe 
von einander abweichende Breiten enthält. Wo die im $ 5 angegebenen 
beſonderen Verhältniſſe obwalten, ſind die Querprofile entſprechend zu 
vermehren und zu erweitern. i 

Die graphiſche Behandlung der Querprofile entſpricht derjenigen 
der Längenprofile. 


III. Erläuternde Schriftſtücke. 


§ 11. Den Fluchtlinien⸗ und Bebauungsplänen find ſchriftliche 
Erläuterungen beizufügen, in welchen unter Darlegung der bisherigen 
Beſchaffenheit, Benutzungsart und Entwäſſerung des zu bebauenden 
Terrains und der Veranlaſſung zur Aufſtellung des Projekts die be⸗ 
züglich der Lage, Breite und ſonſtigen Einrichtung der Straßen, der 
Entwäſſerung derſelben ac. beabſichtigten Anordnungen zu beſchreiben 
und, wo es erforderlich iſt, eingehend zu motivieren ſind. 

Dem Erläuterungsbericht find beizufügen: 

1. Ein Straßen verzeichnis, d. i. eine tabellariſch geordnete Überſicht 
der Straßen und Plätze, welche verändert, verlängert oder neu 
angelegt werden ſollen. 

In das Verzeichnis ſind aufzunehmen: 
a) die Namen. Nummern oder ſonſtigen Bezeichnungen, 
b) die Breiten jeder Straße zwiſchen den Bauflucht⸗ bezw. 
den Straßenfluchtlinien, a 


c) die Gefällverhältniſſe und Längenausdehnung der Straßen 

nach ihren verſchiedenartigen Abſchnitten und im ganzen. 
2. Ein Vermeſſungsregiſter des von der Feſtſetzung der neuen Flucht⸗ 
linien betroffenen Grundeigentum. 

Dasſelbe muß unf be tabellariſch geordnet, unter an⸗ 
gemeſſener Bezugnahme auf den Situationsplan und das Straßen⸗ 
verzeichnis enthalten MR { 

a) den Namen, Wohnort 2c. des beteiligten Eigentümers, 

b) die Nummer oder ſonſtige Bezeichnung, wel 10 das Grund⸗ 
ſtück im Grundbuche bezw. im Grundſteuerkataſter führt, 

e) die Größe der zu Straßen und Plätzen für den öffentlichen 
Verkehr abzutretenden Grundflächen. 

d) deren Benutzungsart, 

e) die Bezeichnung und Beſchreibung der vorhandenen Ge⸗ 
bäude oder Gebäudeteile, welche von einer Straßen⸗ oder 
Baufluchtlinie getroffen werden oder ſonſt zur Freilegung 
derſelben beſeitigt werden müſſen, 

f) die Größe der Reſtgrundſtücke, . 

8) die Angabe, ob dieſelben nach den baupolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften des Ortes noch zur Bebauung geeignet bleiben 

8 oder nicht. » 
98 12. Die Zeichnungen und Schriftſtücke find nicht gerollt, viel- 
mehr in einer Mappe oder in aktenmäßigem Formate zur Vorlage zu 
bringen. Den einzelnen Plänen, welche auf Leinwand zu ziehen, 
mindeſtens aber mit Band einzufaſſen ſind, iſt kein größeres Format 
als dasjenige von 0,50 zu 0,66 Meter zu geben und find diejelben 
erforderlichenfalls klappenartig aneinander zu fügen. 


Ausnahme⸗Beſtimmungen. 


§ 13. Die beizubringenden Vorlagen können auf einen Situations⸗ 
plan mit den erforderlichen Erläuterungen beſchränkt bleiben: 
a) bei einer einfachen Regulierung oder Veränderung vorhandener 
Per Air mit der eine Veränderung in der Höhenlage des 
Straßendammes nicht verbunden iſt; 
b) bei einer nicht erheblichen Erweiterung ländlicher Ortſchaften 
und kleiner Städte, die nicht in unmittelbarer Nähe großer 
Städte liegen, ſofern die Erweiterung nicht zu größeren 
Fabrikanlagen, zu Eiſenbahnhöfen, Vegräbnisſtätten oder 
ſonſtigen Anlagen, die auf die Feuerſicherheit, die Verkehrs⸗ 
verhältniſſe und die öffentliche Geſundheit von Einfluß ſein 
können, in Beziehung ſtehen; a 
e) bei einer Fluchtlinienfeſtſetzung, die wegen beſonderer Dringlich⸗ 
keit ſchleunig zu erfolgen hat und für die nach dem über⸗ 
einſtimmenden Urteile des Vorſtandes und der Vertretung 
der Gemeinde, ſowie der Ortspolizeibehörde die Beibringung 
ausführlicherer Vorlagen entbehrlich erſcheint. 
Außerdem bleibt es derjenigen Behörde, welche zunächſt über die 
Fluchtlinienfeſtſetzung zu befinden hat, vorbehalten, in ſonſtigen, be⸗ 
ſonders motivierten Fällen die Vereinfachung der Vorlagen ausnahms⸗ 
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weiſe für zuläſſig zu erklären und zu beſtimmen, welche Teile der 
vorſtehenden Vorſchriften (88 1—12) unausgeführt bleiben dürfen. 

In allen dieſen Ausnahmefällen, einſchließlich der unter a, b 
und o aufgeführten, kann von den Behörden, die über die Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzung nach dem Geſetze vom 2. Juli 1875 zu beſchließen haben, 
in jedem Stadium des Verfahrens die weitere Vervollſtändigung der 
Vorlagen nach Maßgabe der in den 88 1—12 gegebenen Vorſchriften 
gefordert werden. 

Berlin, den 28. Mai 1876. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


B. Erhaltung und Neuerrichtung von Gebäuden 
und Anſiedlungen, An⸗ und Ausbauten. 


1. Allgemeines Landrecht. 
Teil J. Titel 8. 


8 36. Noch weniger dürfen ohne dergleichen Erlaubnis ) Gebäude 
in den Städten,) die an Straßen oder öffentliche Plätze ſtoßen, zerſtört 
oder vernichtet werden. 

8 37. Dergleichen Gebäude muß der Eigentümer, ſoweit es zur 
Erhaltung der Subſtanz und Verhütung alles Schadens und Nachteils 
für das Publikum notwendig iſt, in baulichem Stande unterhalten.“) 

§ 38. Vernachläſſigt er dieſe fn dergeſtalt, daß der Einſturz 
des ganzen Gebäudes oder eine Gefahr für das Publikum zu beſorgen 
iſt, ſo muß die Obrigkeit ihn zur Veranſtaltung der notwendigen Repa⸗ 
ratur innerhalb einer nach den Umſtänden zu beſtimmenden billigen 
Friſt allenfalls durch Zwangsmittel anhalten. 

8 39. Sind dieſe fruchtlos, jo iſt die Obrigkeit den notwendigen 
Bau auf ſeine Koſten zu veranſtalten berechtigt. 

840. Kann oder will er die Koſten nicht herbeiſchaffen, ſo kann 
5 19 dergleichen Gebäude zum öffentlichen Verkaufe aus⸗ 
ieten. 


1) Nämlich der Erlaubnis der Ortspolizeibehörde. 

2) Die Vorſchrift gilt gemäß $ 60 auch für das platte Land. 

2) Reichsſtr.⸗Geſ.⸗B. § 367 Ziffer 13 und § 368 Ziffer 4. 

4) Vgl. Ausführungsgeſetz zum Reichsgeſetz über die Zwangs, 
5 6.2650 und die Zwangsverwaltung vom 23. September 1899 
G.⸗S. 2 
Art. 28. Auf den Verkauf eines Grundſtücks nach den 88 40, 58, 60 Teil I 
Tit. 8 des Allgemeinen Landrechts ſinden die Vorſchriften, die für die Zwangs⸗ 
verſteigerung im Wege der Zwangsvollſtreckung gelten, entſprechende Anwendung, 
ſoweit ſich nicht aus den Arlikeln 29—32 ein anderes ergibt. 

Art. 29. Antragsberechtigt iſt die Ortspolizeibehörde. 

Der Antrag ſoll das Grundſtück, den Eigentümer und die Tatſachen 
bezeichnen, welche das Recht zur Stellung des Antrags begründen. Die Vor⸗ 
ichriften des Art. 24 finden entſprechende Anwendung. l 
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8 41. Dem Käufer eines ſolchen Gebäudes muß allemal die 
Wiederherſtellung desſelben zur Bedingung gemacht werden. f 

§ 42. Das außerdem erlegte Kaufgeld kommt dem bisherigen 
Eigentümer oder deſſen Gläubigern zu gute. 

43, Doch muß davon dasjenige, was die Obrigkeit etwa ſchon 
auf einſtweilige Veranſtaltungen zur Abwendung dringender Gefahr 
hat verwenden müſſen, zuvor abgezogen werden. 

8 44. Findet ſich kein Käufer, jo müſſen die auf dem Grundſtücke 
verſicherten Gläubiger über die Mittel zur Erhaltung und Wieder⸗ 
herſtellung des Gebäudes vernommen werden. 

8 45. Können dieſe ſich darüber nicht vereinigen, jo muß das 
Gebäude demjenigen unter ihnen, welcher außer der Wiederherſtellung 
desſelben die vorteilhafteſten Bedingungen für feine Mitgläubiger und 
Eigentümer anbietet, zugeſchlagen werden. 

8 46. Will auch kein Gläubiger das Gebäude als Meiſtbietender 
erſtehen, ſo iſt der erſte unter ihnen den Zuſchlag gegen die bloße 
Übernahme der Wiederherſtellung zu verlangen berechtigt. 

8.47. Will dieſer von ſeinem Rechte keinen Gebrauch machen, 
o geht dasſelbe auf die folgenden, immer nach Ordnung der 

3 über. 

$ 48. Will keiner von den Gläubigern die Wiederherſtellung des 
Gebäudes übernehmen, ſo muß dasſelbe der Kämmerei en 5 
ſchlagen werden. 5 £ 

9 49. Der Magiftrat iſt alsdann berechtigt, dergleichen Gebäude 
einem jeden unter der Bedingung des zu vollführenden Baues als ſein 
freies Eigentum zu überlaſſen. 

8 50. Solange jedoch der wirkliche Zuſchlag an einen ſolchen 
dritten Übernehmer noch nicht erfolgt iſt, behält der bisherige Eigen⸗ 
tümer, ſowie jeder Gläubiger desſelben das Recht, ſich annoch zur 
Ausführung des Baues zu melden. . 

9 51. Doch müſſen in einem ſolchen Falle der Eigentümer oder 
der Gläubiger, welche dem Zuſchlage an einen dritten widerſprechen 
wollen, der Obrigkeit wegen wirklicher Vollführung des Baues genug⸗ 
ſame Sicherheit ſofort nachweiſen. 

8 52. Unter übrigens gleichen Umſtänden hat der Eigentümer 
vor dem Gläubiger den Vorzug. 


. 


Art. 30. Der Anſpruch auf Erſatz der im $ 43 Teil I Tit. 8 des Allge- 
meinen Landrechts bezeichneten Verwendungen gewährt ein Recht auf Befriedigung 
aus dem Grundſtücke vor allen anderen Anſprüchen. 

—.— 31. Die Vorſchriften über das geringſte Gebot finden keine An ⸗ 
wendung. 

Das Gericht hat die Übernahme der Wiederherſtellung des Gebäudes von 
Amtswegen als Verſteigerungsbedingung zu beſtimmen. i 

Art. 32. Angebote nach den 88 4547 Teil 1 Tit. 8 des Allgemeinen 
. 25 nur zu berückſichtigen, wenn ſie im Verſteigerungstermine geltend 
gemacht werden. 

Bleibt die Verſteigerung ergebnislos, jo iſt der Zuſchlag nach Maßgabe der 
88 4-43 des bezeichneten Titels zu erteilen. Die Beſchwerde gegen ie Ent⸗ 
ſcheidung über den Zuſchlag kann auch auf die Verletzung einer dieſer Vorſchriften 
geſtützt werden. 


LNSLIOTER > 
1 Enz 


LE % 
er en! 2 


4 
— me 


— 18 — 


„ 8 53. Wenn in den Fällen der 88 46, 47 und 50 das Gebäude 
einem der Gläubiger zugeſchlagen wird, ſo verlieren die übrigen, und 
wenn dasſelbe in dem Falle des § 48 der Kämmerei anheimfällt, ſo 
verlieren alle Gläubiger ihr Recht an dergleichen Grundſtück. 

§ 54. Wenn alſo bei dem durch den Magiſtrat nach $ 49 ver⸗ 
anſtalteten Zuſchlage außer der Übernahme der Wiederherſtellung noch 
* 1 9 bewilligt werden, ſo kommen dieſelben der Kämmerei 
zu ſtatten. . 

$ 55. Dagegen wird aber auch der bisherige Eigentümer von der 
Zeit an, wo er nach 8 48 das Gebäude der Kämmerei laſſen und ſich 
aller ferneren Nutzung desſelben begeben muß, von der weiteren Ent⸗ 
richtung der darauf haftenden dinglichen Laſten frei. 

56. Kann auch durch die Veranſtaltungen des Magiſtrats der⸗ 
gleichen verfallenes Gebäude nicht wieder hergeſtellt werden, ſo iſt bei 
fortdauernder Gefahr für das Publikum die Obrigkeit ſelbiges ab⸗ 
een und die Materialien an den Meiftbietenden verkaufen zu laſſen 

erechtigt. 

$ 57. Das daraus gelöſte Geld aber kommt der Kämmerei, welche 
bisher die notwendigen Unterhaltungskoſten hat hergeben müſſen, zu 
ſtatten. 

$ 58. Was 8s 36 ff. von verfallenen ſtädtiſchen Gebäuden ver⸗ 
ordnet iſt, gilt auch von ſolchen, die durch Feuer oder anderes Unglück 
zerſtört worden, wenn der bisherige Eigentümer dieſelben innerhalb 
einer von der Obrigkeit zu beſtimmenden Friſt nicht wieder herſtellen 
kann oder will. 

$ 59. Die für einen ſolchen Unglücksfall ausgeſetzten Feuer⸗ 
ſozietäts⸗Beiträge und andere dergleichen Vergütungen kommen als⸗ 
dann nicht dem bisherigen Eigentümer oder deſſen Konkursmaſſe, 
ſondern dem Übernehmer des Bauplatzes Ei ftatten. 0 

§ 60. Was von ſtädtiſchen Grundſtücken verordnet iſt, gilt auch von 
Grundſtücken auf dem Lande, die als eigene für ſich beſtehende Stellen 
oder Nahrungen in die Steuer⸗ oder Lagerbücher eingetragen ſind. 

§ 61. Wenn 0 der Eigentümer ein ſolches Grundſtück dergeſtalt 
in Verfall geraten läßt, daß davon die öffentlichen Abgaben und 
Präſtationen nicht mehr entrichtet werden können, ſo iſt die Obrigkeit 
damit ebenſo, wie bei den ſtädtiſchen Grundſtücken vorgeſchrieben 
worden, zu verfahren berechtigt. 5 

$ 62. Ein gleiches 11 ſtatt, wenn der Eigentümer die zum 
Gute notwendig erforderlichen Gebäude, ohne welche dasſelbe nicht 
bewohnt oder bewirtſchaftet werden kann, eingehen läßt. 

63. Doch kann auch in dieſen Fällen, bei einem erfolgenden 
Verkaufe dienſtpflichtiger Stellen der Grundherrſchaft ein zur Ver⸗ 
ſehung der Wirtſchaft und Leiſtung der Dienſte untauglicher Beſitzer 
nicht aufgedrungen werden. R a 

8 64. In Fällen, wo ſtädtiſche Grundſtücke der Kämmerei zuge 
ſchlagen werden, fallen Ruſtikalgründe der Obrigkeit des Orts zur 
anderweitigen Beſetzung oder Verkeiluug anheim. 

8 In der Regel iſt jeder Eigentümer ſeinen Grund und 
Boden mit Gebäuden zu beſetzen oder ſeine Gebäude zu verändern 
wohl befugt. 


— 19 7 


8 66. Doch joll zum Schaden und der Unſicherheit des gemeinen 
Weſens, oder zur Verunſtaltung der Städte und öffentlichen Plätze 
kein Bau und keine Veränderung vorgenommen werden. { 

§ 67. Wer alſo einen neuen Bau in Städten anlegen will, muß 
davon zuvor der Obrigkeit zur Beurteilung Anzeige machen. d 

68. Bei der anzuſtellenden Prüfung muß die Obrigkeit 
zugleich dahin ſehen, daß durch eine richtige und vollſtändige Be⸗ 
ſchreibung des abzutragenden Gebäudes nach ſeiner Lage, Grenzen 
und übrigen Beſchaffenheit künftigen Streitigkeiten bei dem Wieder⸗ 
aufbaue, in Anſehung des Winkelrechts, und ſonſt möglichſt vor⸗ 
gebeugt werde. Bi . 

$ 69. Vorzüglich ift eine beſondere obrigkeitliche Erlaubnis not⸗ 
wendig, wenn, es 15 in Städten oder auf dem Lande, eine neue Feuer⸗ 
ſtelle oder eine alte an einen anderen Ort verlegt werden ſoll. 

5 70. Bauherrn und Baumeiſter, welche dieſer Vorſchrift (§ 69) 
zuwider handeln, haben jeder eine Polizeiſtrafe von 15 bis 30 Mark 
sollte) ſelbſt wenn der Bau an ſich untadelhaft befunden werden 

ollte. 

§ 71. In allen Fällen, wo ſich findet, daß ein ohne vorher⸗ 
gegangene Anzeige unternommener Bau ſchädlich oder gefährlich für 
das Publikum ſei, oder zur groben Verunſtaltung einer Straße oder 
eines Platzes gereiche, muß derſelbe nach der Anordnung der Obrigkeit 
geändert werden. 5 

8 72. Findet die Anderung nicht ſtatt, jo muß das Gebäude 
wieder abgetragen und alles, auf Koſten des Bauenden, in den vorigen 
Stand geſetzt werden. k 

§ 73. Bauanlagen auf Straßen, wodurch Gehende, Reitende oder 
Fahrende Beſchädigungen ausgeſetzt werden, ſoll die Obrigkeit nicht 
dulden. 

§ 74. Niemand darf in Gegenden die zum Ab⸗ und Zugang des 
Publikums beſtimmt find, vor feinen Fenftern, oder an ſeinem Hauſe 
etwas aufſtellen oder aufhängen, durch deſſen Herabſturz jemand be⸗ 
ſchädigt werden könnte.“) 

§ 75. Der Übertreter muß das Aufgeſtellte oder Aufgehängte ſofort 
wegzuſchaffen angehalten werden und hat überdies eine Geldſtrafe bis 
zu 60 Mark oder Haft bis zu vierzehn Tagen verwirkt.“) 

§ 76. Ohne Erlaubnis der Obrigkeit dürfen Bauſtellen, die bisher 
beſondere Nummern hatten, nicht in eins gezogen werden. . 

. Auch die Zugeſtehung einer ſolchen Erlaubnis kann, in 
Anſehung der nach den Nummern verteilten oder noch zu verteilenden 
Laſten und Abgaben, weder dem gemeinen Weſen noch anderen Privat⸗ 
perſonen zum Nachteile gereichen. 

$ 78. Die Straßen und as Plätze dürfen nicht verengt, 
verunreinigt oder ſonſt verunſtaltet werden. (Vergl. Geſetz vom 
2. Juli 1875.) 

$ 79. Beſonders darf niemand, ohne ausdrückliche Bewilligung 
der Obrigkeit, einen Kellerhals oder anderes dergleichen Nebengebäude 
auf die Straße zu anlegen. 


5) Bgl. $ 367 Nr. 14 Str.-G.-B. und $ 366 Nr. 8 und 9. 


20 


$ 80. Auch die Einrichtung von Keller⸗ und Ladentüren, welche 
auf die Straße gehen, die Anlegung neuer oder Wiederherſtellung ein⸗ 
gegangener Erler, Löben und auf die Straße hinausgießender Dach⸗ 
rinnen, die Auſſetzung von Wetterdächern und in die Straße hinein fi 
erſtreckenden Schildern, ſowie die Errichtung von Blitzableitern darf 
nur unter Erlaubnis der Polizeiobrigkeit und nach der von dieſer zu 
erteilenden Überweiſung vorgenommen werden. 

$ 81. Übrigens kann jeder Hauseigentümer den ſogenannten 
Bürgerſteig, ſoweit er das Steinpflaſter zu unterhalten hat, unter den 
§ 78 beſtimmten e nutzen. 

§ 82. Nähere Beſtimmungen über die 88 78 bis 81 berührten 
Gegenſtände bleiben den beſonderen Polizeigeſetzen eines jeden Ortes 
vorbehalten. 


2. Verordnung betreffend die Anwendung der in den Städten gel⸗ 

tenden fener- und baupolizeilichen Vorſchriften bei Gebäuden anf 

ſolchen zum platten Lande gehörigen Grundſtücken, welche innerhalb 

der Städte oder im Gemenge mit ſtädtiſchen bebauten Grundſtücken 
liegen, vom 17. Juli 1846 (Geſ.⸗S. S. 399). 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen zur Verhütung der Feuersgefahr, welche für die Städte 
daraus entſtehen kann, daß bei Gebäuden — ſolchen zum platten 
Lande gehörigen Grundſtücken, welche innerhalb der Städte oder im 
Gemenge mit ſtädtiſchen bebauten Grundſtücken liegen, die für das 
platte Land und nicht die für die Städte beſtehenden feuer⸗ und bau⸗ 
polizeilichen Vorſchriften angewandt werden, auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums und nach Anhörung Unſerer getreuen Stände, 
wie folgt: 1 

5 1. Wo die feuer- und baupolizeilichen Vorſchriften in den 
Städten und auf dem platten Lande von einander abweichen, und wo 
durch Anwendung der für das platte Land beſtehenden feuer⸗ und bau⸗ 
polizeilichen Vorſchriften bei Gebäuden auf —— um platten Lande 
gehörigen Grundſtücken, welche ſich innerhalb der Städte oder im Ge⸗ 
menge mit ſtädtiſchen bebauten Grundſtücken befinden, die Feuerſicherheit 
der Stadt erheblich gefährdet wird, können dieſe Gebäude, zu denen 
auch die auf Vorwerken oder Rittergütern befindlichen Gebäude zu 
rechnen ſind, durch [Anordnung der Regierung] Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes den fh die ſtädtiſchen Gebäude geltenden bau⸗ und feuer⸗ 
polizeilichen Vorſchriften unterworfen werden. Iſt dieſes in einzelnen 
Fällen ohne weſentliche Beläſtigung und Störung des ländlichen Ge⸗ 
werbebetriebes nicht ausführbar, ſo hat [die Regierung] der Bezirks⸗ 
ausſchuß zu ermeſſen, inwiefern mit Rückſicht hierauf die Anwendung 
aß een zu modifizieren oder eine Ausnahme davon zu ge⸗ 

atten ſei. 

8 2. Durch Anordnung der im 8 1 erwähnten Maßregel wird in 
den Feuerſozietätsverhältniſſen der betreffenden Gebäude nichts geändert. 


) Faſſung gemäß Zuſt.⸗Geſ. § 148. 


= pr = 


3, Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz vom 1. April 1880 (Geſ.⸗S. S. 230). 
! (Auszug.) 


8 47. Wer in der nens einer Waldung, welche mehr als 

einhundert Hektare im räumlichen Zuſammenhange umfaßt, innerhalb 

einer Entfernung von fünfundſiebzig Metern eine Feuerſtelle errichten 

will, bedarf einer Genehmigung derjenigen Behörde, welche für die 

Erteilung der Genehmigung zur Errichtung von Feuerſtellen zuſtändig 

iſt. Vor der Aushändigung der Genehmigung darf die polizeiliche 
auerlaubnis nicht erteilt werden. 

8 48. Die Genehmigung der Behörde ($ 47) darf verſagt oder an 
Bedingungen, welche die Verhütung von Feuersgefahr bezwecken, ge⸗ 
knüpft werden, wenn aus der Errichtung der Feuerſtelle eine Feuers⸗ 
gefahr für die Waldung zu beſorgen iſt. 

Die Genehmigung darf nicht verſagt werden, wenn die Feuer⸗ 
ſtelle innerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft, oder 
vom Waldeigentümer, oder in der Ausführung eines Enteignungs⸗ 
rechts errichtet werden ſoll; jedoch darf die Genehmigung an Be⸗ 
dingungen geknüpft werden, welche die Verhütung von Feuersgefahr 
bezwecken. 

8 49. Der 10 auf Erteilung der Genehmigung iſt dem 
Waldeigentümer, falls dieſer nicht der Bauherr iſt, mit dem Bemerken 
bekannt zu machen, daß er innerhalb einer Friſt von einundzwanzig 
Tagen bei der Behörde (§ 47) Einſpruch erheben könne. 

Der erhobene Einſpruch iſt von der Behörde (§ 47), geeignetenfalls 
nach Anhörung des Antragſtellers und des Waldeigentümers, ſowie 
nach Aufnahme des Beweiſes zu prüfen. N £ 

8 50. Die Verſagung der Genehmigung, die Erteilung der Ge- 
nehmigung unter Bedingungen, ſowie die Zurückweiſung des erhobenen 
Einſpruchs erfolgt durch einen Beſcheid der Behörde, welcher mit 
Gründen zu verſehen und dem Antragſteller ſowie dem Waldeigen⸗ 
tümer zu eröffnen iſt. 

Gegen den Beſcheid ſteht dem Antragſteller ſowie dem Wald⸗ 
eigentümer innerhalb einer Friſt von [zehn Tagen!) die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren offen. 

Zuſtändig iſt: g : 

a) der Kreisausſchuß, wenn der Beſcheid von der Ortspolizei⸗ 
behörde eines Landkreiſes, oder in der Provinz Heſſen⸗Naſſau 
von dem Amtmann erteilt worden iſt; 5 

b) [das Bezirksverwaltungsgericht,]!) wenn der Beſcheid vom 
Landrate (Amtshauptmanne, Oberamtmanne) oder von der 
Ortspolizeibehörde eines Stadtkreiſes, in der Provinz Han⸗ 
he ie der Polizeibehörde einer ſelbſtändigen Stadt erteilt 

orden iſt. 

$ 51. Wer vor Erteilung der vorgeſchriebenen Genehmigung mit 
der Errichtung einer Feuerſtelle beginnt, wird mit Geldſtraſe bis zu 
einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. Auch kann die 


1) Die Friſt beträgt gemäß § 51 L.⸗V.⸗G. zwei Wochen. 
) Bezirksausſchuß gemäß § 153 L.⸗V.⸗G. 
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Behörde (8 47) die Weiterführung der Anlage verhindern und die 
Wegſchaffung der errichteten Anlage anordnen. 

$ 52. Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876, 
betr. die Verteilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtücksteilungen 
und die Gründung neuer Anſiedelungen uſw. (Geſ.⸗S. S. 405) werden 
durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 


4. Geſetz, betreffend die Gründung neuer Anſiedlungen in den Pro⸗ 
vinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, 
Schleſien, Sachſen und Weſtfalen, vom 10. Auguſt 1904 
(Geſ.⸗S. S. 227). 


Wir Wilhelm de. verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des 
Landtages Unſerer Monarchie für die Provinzen Oſtpreußen, Weſt⸗ 
preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſt⸗ 
falen was folgt: 


Artikel J. 


Der Abſchnitt II des Geſetzes, betreffend die Verteilung der öffent⸗ 
lichen Laſten bei Grundſtücksteilungen und die Gründung neuer Anſied⸗ 
lungen in den Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pom⸗ 
mern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſtfalen, vom 25. Auguſt 1876 
— Geſetz⸗Samml. S. 405 — (Gründung neuer Anſiedlungen) erhält 
unter Berückſichtigung des Ergänzungsgeſetzes vom 16. September 1899 
(Geſetz⸗Samml. S. 497) nachſtehende Faſſung: 

8 13. Wer außerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft 
ein Wohnhaus errichten oder ein vorhandenes Gebäude zum Wohnhaus 
einrichten will, bedarf einer vom Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen von der 
Ortspolizeibehörde zu erteilenden Anſiedlungsgenehmigung. Vor deren 
Aushändigung darf die polizeiliche Bauerlaubnis nicht erteilt werden. 

Die Anſiedlungsgenehmigung iſt nicht erforderlich für Wohnhäuſer, 
die in den Grenzen eines nach dem Geſetze, betreffend die Anlegung 
und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen 
Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Geſetz⸗Samml. S. 561) feſtgeſtellten 
Bebauungsplans oder die auf einem bereits bebauten Grundſtück im 
Zuſammenhange mit bewohnten Gebäuden errichtet oder eingerichtet 
werden ſollen. 

$ 13 a. Die Anſiedlungsgenehmigung iſt ferner erforderlich, wenn 
infolge oder zum Zwecke der Umwandlung eines Landguts oder eines 
Teiles eines ſolchen in mehrere ländliche Stellen innerhalb einer im 
Zuſammenhange gebauten Ortſchaft oder in den Fällen des § 13 Abſ. 2 
ein Wohnhaus errichtet oder ein vorhandenes Gebäude zum Wohnhaus 
eingerichtet werden ſoll. 

§ 13 b. Die Anſiedlungsgenehmigung iſt im Geltungsgebiete des 
Geſetzes, betreffend die Beförderung deutſcher Anſiedlungen in den Pro⸗ 
vinzen Weſtpreußen und Poſen, vom 26. April 1886 (Geſetz⸗Samml. 
S. 131) zu verſagen, ſolange nicht eine Beſcheinigung des Regierungs⸗ 
präfidenten vorliegt, daß die Anſiedlung mit den Zielen des bezeich⸗ 
neten Geſetzes nicht im Widerſpruche ſteht. 


In den Provinzen Oſtpreußen und Schlefien und den Negierungs- 
bezirken Frankfurt, Stettin und Cöslin findet dieſe Vorſchrift finn- 
gemäß Anwendung. 4 l 

Wird die Beſcheinigung verſagt, ſo findet nur die Beſchwerde 
an den Oberpräſidenten ſtatt, der endgültig entſcheidet. Falls die 
Beſchwerde für begründet erklärt wird, gilt die Beſcheinigung als 
erteilt. 

Vorſtehende Vorſchriften greifen nicht Platz, wenn es ſich um die 
einmalige Teilung eines Grundſtücks zwiſchen geſetzlichen Erben oder 
um die einmalige Überlaſſung eines Grundſtücks im Wege der Teilung 
ſeitens der Eltern an ihre Kinder handelt. 2 3 

g 14. Die Anſiedlungsgenehmigung ift zu verſagen, wenn nicht 
nachgewieſen iſt, daß der Platz, auf welchem die Anſiedlung gegründet 
werden ſoll, durch einen jederzeit offenen fahrbaren Weg zugänglich 
oder daß die Beſchaffung eines ſolchen Weges geſichert iſt. Kann nur 
der letztere Nachweis erbracht werden, ſo iſt bei Erteilung der An⸗ 
ſiedlungsgenehmigung für die Beſchaffung des Weges eine Friſt zu 
beſtimmen, nach deren fruchtloſem Ablaufe das polizeiliche Zwangs⸗ 
verfahren eintritt. 

Von der Bedingung der Fahrbarkeit des Weges kann unter 
beſonderen Umſtänden abgeſehen werden. 

„Auch zur Erhaltung der ununterbrochenen Zugänglichkeit der 
8 it die Anwendung des polizeilichen Zwangsverfahrens 
zuläſſig. 

In Moorgegenden iſt die Anſiedlungsgenehmigung zu verſagen, 
ſolange die Entwäſſerung des Bodens, auf dem die Anſiedlung ge⸗ 
gründet werden ſoll, nicht geregelt iſt. 4 

$ 15. Die Anſiedlungsgenehmigung kann verſagt werden, wenn 
gran die Anſiedlung von dem Eigentümer, dem Nutzungs⸗ oder Ge⸗ 

auchsberechtigten oder dem Pächter eines benachbarten Grundſtücks 
oder von dem Vorſteher des Gemeinde⸗(Guts⸗) Bezirkes, zu welchem 
das zu beſiedelnde Grundstück gehört, oder von einem der Vorſteher 
derjenigen Gemeinde⸗(Guts⸗) Bezirke, an die es grenzt, Einſpruch erhoben 
und der Einſpruch durch Tatſachen begründet wird, welche die An⸗ 
nahme rechtfertigen, daß die Anſiedlung den Schutz der Nutzungen 
benachbarter Grundſtücke aus der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft, aus dem 
Gartenbaue, der Jagd oder der Fiſcherei gefährden werde. 

$ 15a. Die Anſiedlungsgenehmigung kann ferner verſagt werden, 
wenn gegen die Anſiedlung von dem Beſitzer eines Bergwerkes, 
welches unter dem zu beſiedelnden Grundſtück oder in deſſen Nähe 
belegen iſt, Einſpruch erhoben und durch Tatſachen begründet wird, 
welche die Annahme rechtfertigen: 1 3 

a) daß durch den Betrieb des Bergwerkes in abſehbarer Zeit 
Beſchädigungen der Oberfläche des zu beſiedelnden Grundſtücks 
eintreten können, denen im Intereſſe der perſönlichen Sicher⸗ 
heit und des öffentlichen Verkehrs durch bergpolizeilich anzu⸗ 
vednendes Stehenlaſſen von Sicherheitspfeilern vorzubeugen 
ſein würde, 

b) daß die wirtſchaftliche Bedeutung des uneingeſchränkten Ab⸗ 
baues der Mineralien die der Anſiedlung überwiegt. 


— 


5 8 16. Vor Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung ſind die be⸗ 
teiligten Gemeinde⸗(Guts⸗Vorſteher (8 15) von dem Antrag in Kenntnis 
zu ſetzen. Dieſe haben zu prüfen, ob für ſie Anlaß vorliegt, Einſpruch 
gemäß 8 15 zu erheben, wofür die im nächſten Satze vorgesehene 
Ausſchlußfriſt gilt. Sie haben ferner den Antrag alsbald innerhalb 
ihrer Gemeinden (Gutsbezirke) auf ortsübliche Art mit dem Bemerken 
bekannt zu machen, daß gegen den Antrag von den Eigentümern, 
Nutzungs-, Gebrauchsberechtigten und Pächtern der benachbarten 
Grundſtücke innerhalb einer Ausſchlußfriſt von einundzwanzig Tagen 
bei der beſonders zu bezeichnenden Genehmigungsbehörde Einſpruch 
erhoben werden könne, wenn der Einſpruch ſich durch Tatſachen der 
im 8 15 bezeichneten Art begründen laſſe. 

Geht Bergbau unter dem zu beſiedelnden Grundſtück oder in deſſen 
Nähe um, ſo iſt von dem Antrag auch der zuſtändige Bergrevierbeamte 
in Kenntnis zu ſetzen. Dieſer hat den beteiligten Bergwerksbeſitzern 
eine Mitteilung von dem Antrage zuzuſtellen, unter Hinweis auf die 
Befugnis, innerhalb einer Friſt von einundzwanzig Tagen vom Tage 
der Zuſtellung ab Einſpruch auf Grund des $ 15a bei der beſonders 
zu bezeichnenden Genehmigungsbehörde zu erheben. 

Die Einſprüche ſind von der Genehmigungsbehörde, peeignetenfaliß 
nach Anhörung des Antragſtellers und derjenigen, welche Einſpruch 
erhoben haben, ſowie nach Aufnahme des Beweises zu prüfen. } 

Wenn der Einſpruch auf Grund des § 15a erhoben wird, ſo iſt 
die Genehmigungsbehörde zur Einholung einer gutachtlichen Außerung 
der zuſtändigen Bergpolizeibehörde verpflichtet. } 

17. Iſt anzunehmen, daß infolge der Anſiedlung eine Anderung 
oder Neuordnung der Gemeinde, Kirchen⸗ oder Schu verhältniſſe er⸗ 
au wird, jo find die beteiligten Gemeinde-(Gut3-)Borfteher und 

ie Vorſtände der beteiligten Kirchen⸗ und Schulgemeinden (Schul⸗ 
verbände, Schulſozietäten uſw.) von dem Antrage mit dem Eröffnen 
in Kenntnis zu ſetzen, daß ſie binnen einer Ausſchlußfriſt von einund⸗ 
zwanzig Tagen bei der Genehmigungsbehörde die Feſtſetzung beſonderer 
Leiſtungen des Antragſtellers für den Zweck dieſer Anderung oder 
Neuordnung beantragen können. 

Erachtet die Genehmigungsbehörde eine ſolche Leiſtung für erfor⸗ 
derlich, ſo hat ſie dieſe in dem Beſcheide feſtzuſetzen oder ihre Feſt⸗ 
ſetzung einem weiteren Beſcheide vorzubehalten. Sie iſt hierbei an die 
etwa geſtellten Anträge nicht gebunden. : 

Die Anſiedlungsgenehmigung kann von dem Nachweiſe, daß die 
Leiſtung erfüllt iſt, oder von der Beſtellung einer Sicherheit, die für 
die 3 haftet, abhängig gemacht werden. 

Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Ge⸗ 
brauch, ſo iſt er zu den Leiſtungen verpflichtet. 

$ 17a. Sind für die Anſiedlung im öffentlichen Intereſſe An⸗ 
lagen erforderlich, ſo kann die Anſiedlungsgenehmigung verſagt werden, 
ſo lange der Antragſteller nicht dieſe Anlagen nach Umfang und Art 
ihrer e eee gegebenenfalls unter Beifügung einer Zeichnung 
darlegt und nachweiſt, daß die zu ihrer ordnungsmäßigen Ausführung 
nötigen Mittel vorhanden ſind, und daß ihre künftige Unterhaltung 
dem öffentlichen Intereſſe entſprechend geregelt iſt. 


In dem Beſcheide find die dem Antragſteller zu dieſem Zwecke 
aufzuerlegenden Leiſtungen feſtzuſetzen. es 

Bei Anlagen, die im Landeskulturintereſſe erforderlich ſind, iſt in 
geeigneten Fällen vor Erteilung des Beſcheids die Auseinanderſetzungs⸗ 
behörde gutachtlich zu hören. 

Die Anſiedlungsgenehmigung kann von der Beſtellung einer 
Sicherheit, die für die Erfüllung der Leiſtungen des Antragſtellers 
haftet, abhängig gemacht werden. 2 . 

Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Ge⸗ 
brauch, ſo iſt er zu dieſen Leiſtungen verpflichtet. 

8 17b. Wird eine Sicherheik nach Maßgabe vorſtehender Vor⸗ 
ſchriften beſtellt, ſo iſt die Genehmigungsbehörde zuſtändig für die 
Sie über Anträge auf gänzliche oder teilweiſe Freigabe der 
Sicherheit. 

8. 18. Wird die Anſiedlungsgenehmigung verſagt oder nicht 
ſchlechthin erteilt, oder werden Einſprüche (88 15, 15a, 16) zurück⸗ 
gewieſen, ſo iſt der Beſcheid mit Gründen zu verſehen und dem 
Antragſteller ſowie denjenigen, die Einſpruch erhoben haben, zu er⸗ 


öffnen. 

Dieſen ſteht außer dem Falle des § 13b innerhalb zwei Wochen 

She den Beſcheid des Kreisausſchuſſes der Antrag auf mündliche 

erhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren, gegen den Beſcheid der 
Ortspolizeibehörde eines Stadtkreiſes die Klage bei dem Bezirksausſchuß 
offen. Im erſteren Falle hat der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes 
einen Vertreter des öffentlichen Intereſſes zu beſtellen. 

Inſoweit der Beſcheid Feſtſetzungen nach den 88 17 und 17a ent⸗ 
enthält, ſteht dem Antragſteller innerhalb zwei Wochen nur die Be⸗ 
ſchwerde an den Bezirksausſchuß und gegen deſſen Beſcheid innerhalb 
gleicher Friſt die weitere Beſchwerde an den Provinzialrat offen. 

Die Beſchwerde ſteht aus Gründen des öffentlichen Intereſſes auch 
dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes zu, ſofern er die Feſtſetzungen 
— e erachtet oder die Anfiedlunagaenehminung ohne ſolche 

ilt in. a 

Wiro nach den vorſtehenden Vorſchriften ein Beſcheid gleichzeitig 
im Beſchwerde⸗ und im Verwaltungsſtreitverfahren angefochten, ſo 
iſt das Beſchwerdeverfahren vorab durchzuführen. 

Eine Nachprüfung der nach den 88 17 und 17 a getroffenen Feſt⸗ 
ſetzungen findet im Verwaltungsſtreitverfahren nicht ſtatt. 

Erfolgt die Zurückweiſung des Einſpruchs im Falle des $ 15a 
aus dem Grunde, weil die Bergpolizeibehörde das Stehenlaſſen von 
Sicherheitspfeilern nicht für notwendig erachtet, ſo unterliegt der Be⸗ 
ſcheid keiner weiteren nie k 

19. Auf den dem Grundeigentume durch die Verſagung der 
Anfiedlungsgenehmigung zugefügten Schaden finden, ſofern ſich dieſe 
Verſagung auf einen Einspruch aus $ 15 a dieſes Geſetzes ſtützt, die 
Vorſchriften der SS 148 bis 151 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 (G.⸗S. S. 705) in der Faſſung des Geſetzes vom 
7. Juli 1902 (G.⸗S. S. 255) Anwendung. 

Die Verjährung des Anſpruchs auf Schadenerſatz beginnt mit Ab⸗ 
lauf des Tages, an welchem der Verſagungsbeſcheid endgültig wird. 


Der Grundftücgeigentümer ift verpflichtet, auf Verlangen des 
Bergwerksbeſitzers die Eintragung eines Bermerkes in das Grundbuch 
dahin zu bewilligen: . . 

daß und für welche Grundfläche die Anſiedelungsgenehmigung 

auf Einſpruch des Bergwerksbeſitzers verſagt und welche 

Entſchädigung gezahlt worden iſt. a b 

$ 20. Wer vor Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung mit einer 
Anſiedlung beginnt, wird mit Geldſtrafe bis einhundertundfünfzig Mark 
oder Haft beſtraft. Auch kann die Ortspolizeibehörde die Weiterführung 
der Anfiedlung verhindern und die Wegſchaffung der errichteten An- 
lagen anordnen. 5 
Artikel ll. 


Der zweite Abſatz des $ 52 des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes vom 
1. April 1880 (Gejeg-Sanıml. S. 230) wird aufgehoben. 


Artikel III. 


Auf Anſiedlungen, die durch Rentengutsbildung unter Vermittelung 
der Generalkommiſſion nach dem Geſetze, betreffend die Beförderung der 
Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juli 1891 (Geſetz⸗Samml. S. 279) 
entſtehen, finden die 88 13 bis 16, 17 b, 19, 20 in der durch Artikel 1 
vorgeſchriebenen Faſſung mit der Maßgabe Anwendung, daß Geneh⸗ 
migungsbehörde die Generalkommiſſion iſt. 

„In dieſem Falle treten an die Stelle der SS 17, 17a, 18 des 

Artikels I folgende Vorſchriſten: 
„. 8 17. Die beteiligten Gemeinde-(Gut3-) Vorſteher und die Vor⸗ 
ſtände der beteiligten Kirchen⸗ und Schulgemeinden (Schulverbände, 
Schulſozietäten uſw.) find von dem Antrage mit dem Eröffnen in 
Kenntnis zu ſetzen, daß ſie, falls infolge der Anſiedlung eine Anderung 
oder Neuordnung der Gemeinde⸗, Kirchen⸗ oder Schulverhältniſſe erfor⸗ 
derlich werden ſollte, binnen einer Ausſchlußfriſt von einundzwanzig 
Tagen bei der Genehmigungsbehörde die Feſtſetzung beſonderer Leiſtungen 
des Antragſtellers für den Zweck dieſer Anderung oder Neuordnung 
beantragen können. 

Die Genehmigungsbehörde hat das Ergebnis der Bekanntmachung 
dem Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Ortspolizeibehörde unter Bei⸗ 
fügung der Akten mitzuteilen. 

„ Erachtet der Kreisausſchuß oder die Ortspolizeibehörde eine ſolche 
Leiſtung für erforderlich, ſo haben ſie dieſe in einem Beſcheide feſtzuſetzen 
oder ihre Feſtſetzung einem weiteren Beſcheide vorzubehalten. Sie ſind 
hierbei an die etwa geſtellten Anträge nicht gebunden. 

Gegen den Beſcheid ſteht dem Antragſteller innerhalb zwei Wochen 
nur die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß und gegen deſſen Beſcheid 
innerhalb gleicher Friſt die weitere Beſchwerde an den Provinzialrat offen. 

Aus Gründen des öffentlichen Intereſſes iſt auch dem D 
des Kreisausſchuſſes die Beſchwerde gegeben, wenn er die Feſt etzung 
für unzureichend hält oder wenn eine Leiſtung nicht für erforderlich 
erachtet worden iſt. 

Die Generalkommiſſion kann die Anſiedlungsgenehmigung von dem 
Nachweiſe, daß die Leiſtung erfüllt iſt, oder von der Beſte ung einer 
Sicherheit, die für die Erfüllung haftet, abhängig machen. 


Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrauch, 
ſo iſt er zu der Leiſtung verpflichtet. ; 

i 17a. Sind für die Anf edlung im öffentlichen Intereſſe Anlagen 
erforderlich, ſo kann die Anſiedlungsgenehmigung verſagt werden. 
ſolange der Antragſteller nicht dieſe Anlagen nach Umfang und Art 
ihrer Ausführung, gegebenenfalls unter Beifügung einer Zeichnung 
darlegt und nachweiſt, daß die zu ihrer ordnungsmäßigen Ausführung 
nötigen Mittel vorhanden ſind, und daß ihre künftige Unterhaltung 
dem öffentlichen nn entſprechend geregelt iſt. 

Die zu dieſem Zwecke dem Antragſteller aufzuerlegenden Leiſtungen 
find von der Generalkommiſſion durch Beſcheid feſtzuſetzen. f 

Vor Erlaß des Beſcheides iſt der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen 
die F zu hören. Der Beſcheid iſt dieſen Behörden 
zuzuſtellen. 2 g N 

Die Generalkommiſſion kann die Anſiedlungsgenehmigung von der 
Beſtellung einer Sicherheit, die für die Erfüllung der Leiſtungen des 
Antragſtellers haftet, abhängig machen. 

Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrauch, 
ſo iſt er zu dieſen Leiſtungen verpflichtet. 

9 18. Bis zur Neuordnung der Einrichtung und des Verfahrens der 
Ae ee greifen die folgenden Beſtimmungen Platz: 

‚ Soll die Anſiedlungsgenehmigung auf Grund der 88 14 
bis 16 verſagt oder ſoll ſie nicht ſchlechthin erteilt, oder ſollen 
Einſprüche (8 15, 15 a, 16) zurückgewieſen werden, jo iſt dem 
Antragſteller ſowie denjenigen, die Einſpruch erhoben haben, 
von der Generalkommiſſion durch den zuſtändigen Spezial⸗ 
kommiſſar ein Vorbeſcheid mit Gründen zu erteilen. 

Vor Erteilung des Vorbeſcheides iſt über die Einſprüche 
17 Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde zu 
hören. 3 

Gegen den Vorbeſcheid ſteht dem Antragſteller ſowie den⸗ 
jenigen, die Einſpruch erhoben haben, die Klage beim Bezirks⸗ 
ausſchuſſe zu. Sie iſt innerhalb zwei Wochen nach Erteilung 
des Vorbeſcheides anzubringen. Im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren iſt das öffentliche Intereſſe von der Generalkommiſſion 
als Partei wahrzunehmen. 
Gegen den Beſcheid aus 8 17a ſteht dem Antragſteller 
innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Miniſter der 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zu. Aus Gründen des 
öffentlichen Intereſſes iſt auch dem Vorſitzenden des Kreis⸗ 
ausſchuſſes, in Stadtkreiſen der Ortspolizeibehörde binnen 
gleicher Friſt die Beſchwerde gegeben, wenn die Feſtſetzung 
für unzureichend erachtet wird oder wenn eine Leiſtung nicht 
für erforderlich erachtet worden iſt. 

Eine Nachprüfung der nach den SS 17, 17a getroffenen 
Feſtſetzungen findet im Verwaltungsſtreitverfahren nicht ſtatt. 

Erfolgt die Zurückweiſung des Einſpruchs im Falle des 
8 15a aus dem Grunde, weil die Bergpolizeibehörde das 
Stehenlaſſen von Sicherheitspfeilern nicht für notwendig er⸗ 
achtet, jo unterliegt der Beſcheid keiner weiteren Anfechtung. 


Zu Art. I. 
3 13. 
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Artikel IV. 


Der $ 26 des im Artikel I bezeichneten Geſetzes vom 25. Auguſt 
1876 erhält nachſtehende Faſſung: 
a = e Miniſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
eauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und 

beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben an Bord Meiner Jacht „Hohenzollern“, Swinemünde, den 
10. Auguſt 1904. 


4a. Anweifung zur Ausführung des Geſetzes, betr. die Gründung 
neuer Anſiedlungen in den Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſtfalen 
vom 10. Auguſt 1904 (G.⸗S. S. 227). Vom 28. Dezember 1904. 
(Sonderbeilage zum Amtsblatt. Stück 4 für 1905.) 


Um eine gleichmäßige Anwendung des Geſetzes vom 10. Auguſt 
1904 ſeitens der beteiligten Behörden zu ſichern, beſtimmen wir auf 
Grund von $ 26 des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876 (G.⸗S. S. 405) 
in 1 Faſſung des Art. IV des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904 fol- 
gendes: 

Das neue Geſetz hat den Grundgedanken des früheren vom 
25. Auguſt 1876 Abſchnitt II unverändert beibehalten. Nach wie vor 
wird das Recht zur Anſiedlung anerkannt; ſie zu fördern, liegt im 
politiſchen, wirtſchaftlichen und ſozialen Intereſſe des Staates, 
namentlich auch im Hinblick auf die wünſchenswerte Verbeſſerung des 
Wohnungsweſens. Die Anſiedlungsfreiheit ſoll nur inſoweit beſchränkt 
werden, als es die Wahrung berechtigter privater oder öffentlicher 
Intereſſen erfordert. . 

Zum Inhalte des Geſetzes wird im einzelnen folgendes bemerkt: 

1. Die nach den Erfahrungen der ſeitherigen Praxis nicht immer 
leicht zu treffende Unterſcheidung des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876 
zwiſchen Einzelanſiedlung und Kolonie und die verſchiedene 
Behandlung dieſer beiden Arten der Anſiedlung iſt aufgegeben. 
Das neue Geſetz hat den Begriff der „Kolonie“ beſeitigt und 
kennt nur den einheitlichen Begriff der „Anfiedlung”. Die 
Entſcheidung darüber, ob vor Erteilung der Anſiedlungsgeneh⸗ 
migung beſondere Maßnahmen zur Wahrung der öffentlich⸗recht 
lichen Intereſſen zu treffen find. ift demgemäß von der in jedem 
einzelnen Falle vorzunehmenden Prüfung abhängig zu machen, 
ob durch die geplante Wohnſtättengründung ein weſentlicher 
Einfluß auf die öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſe zu erwarten iſt 
oder nicht (Art. 1 8 17; Art. III S 17). 

2. Die Beſeitigung der Unterſcheidung zwiſchen Einzelanſiedlung 
und Kolonie hat die weitere Folge, daß in Landkreiſen nicht 
mehr verſchiedene Behörden in Tätigkeit treten, je nachdem es 
ſich um die eine oder die andere Art der Anſiedlung handelt, 
ſondern daß eine einheitliche Genehmigungsbehörde für den 

regelmäßigen Fall der Anſiedlung (Art. I des Geſetzes) beftellt 
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iſt. Als ſolche iſt der Kreisausſchuß gewählt. In Fällen, die 
keinen Aufſchub zulaſſen, oder in welchen das Sach⸗ und Rechts⸗ 
verhältnis klar liegt, iſt nach 8 117 des Geſetzes über die all⸗ 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195) 
der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes befugt, in 
deſſen Namen die Anſiedlungsgenehmigung zu erteilen oder zu 
verſagen. Im Intereſſe eines möglichſt Eidlennigten und ver⸗ 
einfachten Geſchäftsganges wird es Ach empfehlen, von dieſer 
Befugnis einen ausgedehnten Gebrauch zu machen. 

Überhaupt muß bei der, in die Privarverhältniſſe der Be⸗ 
teiligten tief eingreifenden Bedeutung der Entſcheidung und bei 
deren Wichtigkeit für das öffentliche Intereſſe allen zur Aus⸗ 
führung des Geſetzes berufenen Behörden die Beſchleunigung der 
Erledigung von Anſiedlungsanträgen zur Pflicht gemacht werden. 
Dieſe Beſchleunigun iſt mit Rückſicht auf den Wechſel der Kon⸗ 
junkturen namentlich für die Anſiedlung gewerblicher Arbeiter 
und für die erfolgreiche Durchführung von Rentengutsgründungen 
von größter Bedeutung. Weitgehende Verwendung zweckmäßig ö 
eingerichteter Formulare wird zur raſchen und glatten Abwicke⸗ 
lung der Geſchäfte nicht unerheblich beitragen. 

Werden in zeitlichen Abſtänden wiederholt Anträge auf Er⸗ 
teilung der Anſiedlungsgenehmigung eſtellt und erſcheint die An⸗ 
nahme berechtigt, daß es ſich der Sache nach um Teilſtücke eines 
einheitlich entworfenen Planes handelt, ſo können die Anträge von 
der Genehmigungsbehörde in einem Verfahren behandelt werden. 
8 13a füllt eine Lücke in der bisherigen Geſetzgebung aus. Er Zr Art. 1 
trifft namentlich die häufig vorkommenden Fälle, daß ein Gut u 
ganz oder teilweiſe zerſchlagen wird und die vorhandenen Guts⸗ 
gebäude zu Wohnhäuſern für die Zwecke der auf dieſe Weiſe 
neu zu bildenden ländlichen Stellen eingerichtet werden, ohne 
daß neue Wohnhäuſer entſtehen, oder daß eine ländliche Be⸗ 
ſitzung parzelliert wird, die Wohnhäuſer für die neuen ländlichen 
Stellen aber nicht auf den außerhalb gelegenen Trennſtücken, 
ſondern innerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft 
(worunter auch ein Gutshof oder Vorwerkshof verſtanden werden 
kann) oder innerhalb der Grenzen eines feſtgeſtellten Bebauungs⸗ 
planes errichtet werden. Derartige Fälle liegen in Anſehung 
der öffentlichen Intereſſen denen des 8 13 durchaus h. 
Immer iſt vorausgeſetzt, daß es ſich um die Umwandlung, d. h. 
Zerteilung zum Zweck der Eigentumsübertragung oder etwa der 
Verpachtung eines Landguts im ganzen oder zu einem Teil in 
mehrere ländliche Stellen handelt. Zu „Landgütern“ im Sinne 
dieſer e gehören nicht nur Güter im engeren Sinne 
er e, Rittergüter uſw.), ſondern auch bäuerliche, klein⸗ 
äuerliche und ähnliche Besitzungen. Als „ländliche Stellen“ 
ſind nicht anzuſehen Wohnſtellen für Juduſtriearbeiter, auch 
wenn ſie mit etwas Land ausgeſtattet ſind. Der Ausdruck 
„zum Zweck“ erfaßt den Fall, daß zunächſt die Errichtung von 
Wohnſtätten für eine erſt demnächst erbeizuführende Um⸗ 
wandlung eines Landgutes in mehrere ländliche Stellen erfolgt. 


Zu Art. I. 
2 13 b. 


u 


4. a) Innerhalb der in $ 13 b benannten Landesteile iſt die An⸗ 


ſiedlungsgenehmigung zu verſagen, ſolange nicht eine Be⸗ 
ſcheinigung des Regierungspräſidenten vorliegt, daß die An⸗ 
ſiedlung mit den Zielen des Geſetzes vom 26. April 1886, 
betreffend die Beförderung deutſcher Anſiedlungen in den 
Provinzen Weſtpreußen und Poſen (G.⸗S. S. 131), nicht im 
Widerſpruch ſteht. ; 

Das Ziel dieſes Geſetzes ift die „Stärkung des deutſchen 
Elements“ gegenüber Gefährdungen in nationaler Beziehung. 
Der e dieſes Zieles ſoll auch der 8 13 b dienen. 
Die Vorſchrift bezweckt allgemein den Schutz und die Förderung 
des Deutſchtums in den bezeichneten national gefährdeten 
Landesteilen und ſoll eine Handhabe gegen alle Beſtrebungen 
und Maßnahmen bieten, durch die au) dem Gebiete des An⸗ 
ſiedlungsweſens das Deutſchtum in dieſen Landesteilen in 
ſeinem Beſtande, in ſeiner Entwickelung oder Ausbreitung, 
wenn auch nur mittelbar, gefährdet wird. Zur Abwehr 
ſolcher Gefährdungen iſt von der Wer des $ 13 b überall 
ein nachdrücklicher und uneingeſchränkter Gebrauch zu machen. 
Eingehendere Anweiſungen über ihre Anwendung im 
einzelnen können bei der Verſchiedenartigkeit der Verhältniſſe 
nicht erteilt werden. Den Regierungspräſidenten iſt es über⸗ 
laſſen, von Fall zu Fall pflichtmäßig zu entſcheiden, ob die 
Ausführung eines Anſiedlungsunternehmens mit dem Ziele 
der Erhaltung und Stärkung des Deutſchtums unverträglich 
und daher durch Verſagung der Beſcheinigung nach $ 13 b 
u verhindern iſt. Hieraus folgt, daß die e er 
fachlichen Rückſichten zu treffen iſt, nicht nach perſönlichen. 
Es ſollen weder Polen grundſätzlich von der Anſiedlung aus⸗ 
geſchloſſen werden, noch haben Deutſche ohne weiteres An⸗ 
se auf Erteilung der im § 13b vorgeſchriebenen Be⸗ 

einigung. 

Die weſentliche Bedeutung des $ 13b liegt auf politiſchem 
Gebiete; eine Erweiterung der fachlichen Zuſtändigkeiten der 
Regierungspräſidenten über dieſes Gebiet hinaus enthält er 
nicht. Die Verhältniſſe, für deren gehörige Ordnung andere 
Behörden zu ſorgen haben, insbeſondere die Einwirkungen 
des Anſiedlungsunternehmens auf die Gemeinde, Kirchen⸗ und 
ER u die wirtſchaftliche Lage und die gemein- 
wirtſchaftliche Ausſtattung der Anſiedlung ſind daher von 
den Regierungspräſidenten bei der Entſcheidung über die Er⸗ 
teilung der Beſcheinigung nur inſoweit zu berückſichtigen, als 
ſie für die Beurteilung der Anſiedlung in nationalpolitiſcher 
Beziehung von Bedeutung ſein können. 


b) Dem Gegenſtande nach findet die Vorſchrift des 8 13 b auf 


Anſiedlungen jeder Art Anwendung, zu deren Errichtung es 
der Anſiedlungsgenehmigung bedarf. f find nur 
die im Abſatz 4 des $ 13b gedachten Fälle der Teilung von 
Grundſtücken in der Familie. Dieſe e ige e iſt 
als ſolche und nach der Abſicht des 8 13 b eng auszulegen. 


en 


e) Im Wirkungsbereiche der dn Gd unis I Weſt⸗ 
preußen und Poſen bedarf es im Hinblick auf die beſonderen 
Aufgaben dieſer Behörde einer fortlaufenden Verſtändigung 
zwiſchen den Regierungspräſidenten und dem Vorſitzenden 

der Anſiedlungskommiſſten fther die Erteilung der Be⸗ 

ſcheinigung nac, 8 18 o, insbeſondere dann, wenn es ſich um 
größere, nach einheitlichem Plan unternommen: Anſiedlungen 
— um Kolonien nach bisherigem Rechtsbegriſſe — handelt. 
Die Regierungspräſidenten haben in ſolchen Fällen jedesmal 
den Vorſitzenden der Anſiedlungskommiſſion vor Erteilung 
der Beſcheinigung zu hören und, falls ſie dieſe entgegen ſeiner 
gutachtlichen Außerung zu erteilen beabſichtigen ſollten, den 
Vorſitzenden der Anſiedlungskommiſſion von ihrer Abſicht jo 
früh zu benachrichtigen, daß er in die Lage kommt, ſeinen 
f Widerſpruch gegen die Erteilung der Veſcheinigung noch recht⸗ 
zeitig im Beſchwerdewege geltend zu machen. Jede unnötige 
Verzögerung der Entſcheidung iſt dabei jedoch im Intereſſe 
‚der beteiligten Privatperſonen ſorgfältig zu vermeiden. Es 
hat daher nicht nur der Vorfigende der Anſiedlungskommiſſion 
umgehend den Regierungspräſidenten von einer etwa beab⸗ 
ſichtigten Beſchwerdeerhebung zu benachrichtigen, ſondern es 
iſt auch jeder weitere Schriftwechſel in dieſen Fällen, wie 
überhaupt bei allen Verhandlungen über die Erteilung oder 
Verſagung der Beſcheinigung nach 8 13 b, möglichſt zu be⸗ 
ſchleunigen. 

Inwieweit bei Einzelanſiedlungen von der Anhörung des 
Vorſitzenden der Anſiedlungskommiſſion abzuſehen ſein wird, 
bleibt der Vereinbarung zwiſchen den Regierungspräſidenten 
und ihm überlaſſen. 25 0 e 

Im Falle der Verſagung der Beſcheinigung findet eine 
auc feat des Vorſitzenden der Anſiedlungskommiſſion 
nicht ſtatt. 

d) Für Anſiedlungen der Anſiedlungskommiſſion iſt den Ge⸗ 
nehmigungsbehörden die Veſcheinigung allgemein zu erteilen. 


Für die unter Vermittelung der Generalkommiſſionen zu 
gründenden genügt es, für jede Rentengutſache im ganzen 
bei Beginn der Verhandlungen die Beſcheinigung zu erteilen. 
Sie iſt in letzterem Falle unter der Bedingung zu erteilen, 
daß das Verfahren vor der Generalkommiſſion zur Durch⸗ 
führung gelangt. 0 

e) Wird der Antrag auf Erteilung der Beſcheinigung bei der 
Genehmigungsbehörde oder bei einer anderen Behörde als 
dem Regierungspräſidenten geſtellt, ſo iſt der Antrag alsbald 
von Amts wegen an den Regierungspräſidenten abzugeben. 
Wird ein ſolcher Antrag nicht geſtellt, ſo hat die Genehmi⸗ 
ungshörde die Beſcheinigung, ſofern fie erforderlich ift, von 
mis wegen einzuholen. 5 

1) Beſcheide, mit denen die Erteilung der Beſcheinigung verſagt 
wird, ſind den Antragſtellern zuzuſtellen und der auftändigen 
Genehmigungsbehörde mitzuteilen. 


Zu Ark. I. 
8 14. 


Zu Ark. I. 
8 15. 


Zu Art. I. 
9 16. 


Zu Art. I. 
$ 17. 


5. 


6. 


7. 


8. 


In 8 14 iſt das Erfordernis der Fahrbarkeit des Weges zum 
vermehrten Schutze gegen Feuersgefahr neu eingefügt. 
Es ſoll dadurch die Heranſchaffung der Löſchgerätſchaften, 
insbeſondere der Feuerſpritzen, erleichtert werden. Wie Abſatz 2 
ergibt, iſt die Fahrbarkeit zwar nicht unerläßliche Bedingung, 
ſoll aber die Regel bilden. 75 

Zu Abſatz 4 iſt zu bemerken, daß dieſe Vorſchrift aus den 
Anſiedlungsgeſetzen für Hannover und Schleswig⸗Holſtein, wo 
ſie ſich bewährt hat, übernommen worden iſt. Dem öffentlichen 
Intereſſe wird es regelmäßig genügen, wenn die Entwäſſerung 
für das Grundſtück, auf dem die neue Wohnſtätte errichtet 
werden ſoll — alſo für den Baugrund — ſicher geſtellt wird. 
15 8 15 iſt die Wortfaſſung: Nutzungen aus der „Landwirt⸗ 
haft“ an Stelle der Ausdrucksweiſe des früheren Geſetzes: 
Nutzungen aus dem Feldbau“ gewählt, um klar zu ftellen, daß 
darunter auch die Nutzungen der Wieſen und Viehweiden — 
worüber nach dem bisherigen Wortlaute Zweifel beſtanden — 
zu verſtehen ſind. 42 5 
Wenn auch im 8 16 den beteiligten Gemeinde⸗(Guts⸗)Vorſtehern 
die Prüfung, ob für ſie Anlaß zur Einſprucherhebung vorliegt, 
ausdrücklich zur Pflicht gemacht wird, nachdem ihr ſelbſtändiges 
Einſpruchsrecht bereits im 8 15 anerkannt iſt, jo würde es doch 
nicht der Abſicht des Geſetzes entſprechen, wenn hieraus Anlaß 
genommen werden ſollte, der Anſiedlungstätigkeit unberechtigte 
Schwierigkeiten zu bereiten. Es wird vielmehr erwartet, daß 
dieſe Prüfung ſich ſtreng in den Grenzen einer pflichtmäßigen 
Wahrung der im $ 15 hervorgehobenen Intereſſen halten wird. 

Der Lauf der Ausſchlußfriſt rechnet ſowohl für die Ge⸗ 
meinde⸗(Guts⸗)Vorſteher, als auch für die Angehörigen der Ge⸗ 
meinde vom Tage der Bekanntmachung des Antrages. Daß, in 
welcher Form und wann die ortsübliche Bekanntmachung geſchehen 
iſt, haben daher die Gemeinde⸗(Guts⸗)Vorſteher in geeigneter Weiſe 
zu beurkunden. In gleicher Weiſe iſt ſeitens der Genehmigungs⸗ 
behörden für die Beſchaffung eines urkundlichen Nachweiſes Sorge 
zu tragen, daß und wann fie den Gemeinde⸗(Guts⸗YVorſtehern von 
em Antrage Kenntnis gegeben haben. Die Koſten der Bekannt⸗ 
machung fallen nicht dem Antragſteller, ſondern als Aufwendung 
für eine im öffentlichen Intereſſe geſetzlich vorgeſchriebene Amts⸗ 
handlung der Gemeindekaſſe (dem Gutsbeſitzer) zur Laſt. 
Wenn 8 17 es in das Ermeſſen der Genehmigungsbehörde ſtellt, 
ob . iſt, daß durch die Anſiedlung eine Anderung 
oder Neuordnung der öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſe bedingt 
wird, und ob infolgedeſſen die Bekanntgabe des Antrages an 
die beteiligten Behörden erforderlich erſcheint oder nicht, jo iſt 
von der Vorausſetzung ausgegangen, daß den berechrigten 
Intereſſen der Gemeinde⸗(Guts⸗), Kirchen⸗ und Schulverbände in 
vollem Umfange Rechnung getragen werden wird. * 

Zu dieſem Behufe haben die Kreisausſchüſſe und Ortspolizei⸗ 
behörden in allen Fällen, wo es nicht von vornherein zweifellos 
iſt, daß die Verhältniſſe der Gemeinde⸗, Kirchen⸗ und Schul⸗ 


verbände von der Anſiedlung unberührt bleiben, namentlich alfo 
ſtets dann, wenn die Anlegung einer Kolonie im Sinne des 
bisherigen Geſetzes in Frage ſteht, den Vorſtänden der genannten 
Verbände von der beabſichtigten Anfiedlung mit dem Eröffnen 
Kenntnis zu geben, daß etwaige Anträge auf Feſtſetzung be⸗ 
ſonderer Leiſtungen des Antragſtellers für Zwecke der Gemeinde⸗, 
Kirchen⸗ und Schulverbände binnen einer Ausſchlußfriſt von 
21 Tagen bei der Genehmigungsbehörde anzubringen jeien. 
Ohne Rückſicht darauf, ob Anträge geſtellt ſind oder nicht, 
find übrigens jene öffentlichen Intereſſen durch die Genehmigungs⸗ 
behörde von Amts wegen wahrzunehmen. Demzufolge wird ſie 
ſich gegebenenfalls mit den zur Ordnung dieſer Verhältniſſe zu⸗ 
nt Behörden ins Benehmen zu ſetzen haben. An den 
efugniſſen dieſer Behörden, zu beſtimmen, was infolge der 
Anſiedlung zur Ordnung der Gemeinde-, Kirchen⸗ und Schul⸗ 
verhältniſſe erforderlich iſt, wird durch das egenwärtige Geſetz 
nichts geändert. Der Genehmigungsbehörde ſelbſt liegt nur ob, 
über den Beitrag zu befinden, den der Unternehmer zu den 
Koſten der Neuregelung aufzubringen hat. Hieraus folgt, daß 
der Antragſteller nicht alle dieſe Aufwendungen ohne weiteres 
allein zu tragen hat, ſondern daß das billige Ermeſſen der 
Genehmigungsbehörde nach Lage der gegebenen Verhältniſſe und 
unter gewiſſenhafter Abwägung aller in Betracht kommenden 
Intereſſen, namentlich auch einer etwa zu erwartenden ſtärkeren 
Leiſtungsfähigkeit der Anſiedler, nur eine teilweiſe Inanſpruch⸗ 
nahme des Unternehmers für genügend erachten Tann. Dabei 
darf nicht außer acht bleiben, daß zu hohe Anforderungen ge⸗ 
eignet ſind, jede Anſiedlungstätigkeit zu unterbinden, was der 
Abſicht des Geſetzes zuwiderlaufen würde. Insbeſondere wird 
als Grundſatz zu gelten haben, daß b ch die nur eine mittel» 
bare Folge der Anſiedlung ſind und ſich nicht als Koſten der 
erſten Einrichtung darſtellen, regelmäßig nicht dem enter 
aufzubürden fein werden. Überhaupt iſt daran feſtzuhalten, 
daß Leiſtungen vom Unternehmer nur dann verlangt werden 
dürfen, wenn die geplante Anſiedlung einen finanziell erheblichen 
a auf die beſtehenden öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſe aus⸗ 
zuüben geeignet iſt. 
Läßt ſich von vornherein überſehen, wie dieſe Verhältniſſe 
eregelt werden ſollen, und erſcheint zu ch. Zweck eine be⸗ 
fe Leiſtung des Antragſtellers erforderlich, jo wird die Feſt⸗ 
etzung einer ſolchen ohne weiteres erfolgen können. Andererſeits 
kann, um nicht die Erteilung der Anſiedelungsgenehmigung zum 
Schaden des Unternehmers zu verzögern, ihre Feſtſetzung vor⸗ 
behalten bleiben. Hierbei mag bea hingewieſen werden, daß 
nach dem früheren Geſetz ſich in manchen Gegenden für gewerb⸗ 
liche Kolonien die Übung herausgebildet hatte, für jede Anſied⸗ 
lungsſtelle dem Antragſteller als Leiſtung zu öffentlich recht⸗ 
lichen Zwecken eine beſtimmte Geldſumme aufzuerlegen, die ſich 
nach gewiſſen erprobten Durchſchnittsſätzen berechnet, und daß 
gegen ein derartiges Verfahren in geeigneten Fällen nichts zu 
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erinnern iſt. Ob Sicherheit zu 5 iſt, hängt vom Ermeſſen 
der Genehmigungsbehörde ab. Daß ſie auch in unbedenklichen 
Fällen, namentlich da verlangt wird, wo die Perſon des Unter⸗ 
nehmers oder ſeine dauernde Beteiligung bei der Anſiedlung 
ausreichende Gewähr für die Erfüllung der Leiſtungen bietet, 
liegt nicht in der Abſicht des Geſetzes. Die Höhe der Sicher ⸗ 
heitsleiſtung iſt unter Erwägung einerſeits der von den betei⸗ 
ligten Verbänden angemeldeten Forderungen, andererſeits der 
perſönlichen Verhältniſſe des Unternehmers nach billigem Er⸗ 
meſſen zu beſtimmen. ? 

Die erielsie eser ist berg hat nur für den Antragſteller 
Gültigkeit. Nur dieſer iſt bere Dig, von ihr Gebrauch zu machen, 
ſo daß Mißbräuche durch Vorſchiebung dritter unbemittelter Per⸗ 
ſonen ei find. 8 
Der $ 17a betrifft Anlagen, die im öffentlichen Intereſſe zum 
Gedeihen der nd nicht minder unentbehrlich find als 
die im 8 17 vorgeſehenen Maßnahmen. Welche Anlagen hier in 
Frage kommen, hängt von der Beſchaffenheit des Einzelſalles ab. 
Es fallen hierunter jedenfalls die aus andeskulturellen Gründen 
notwendigen Vorkehrungen und gemeinwirtſchaftliche Anlagen, 
ſoweit ſie dem öffentlichen Beſten dienen. Als Beiſpiele ſind zu 
nennen die Anlegung von Wegen und Entwäſſerungsgräben, die 
Auslegung von Kies⸗, Sand⸗, Lehmgruben, der Bau von Waſſer⸗ 
leitungen, von Brunnen und dergl. mehr. Solche Wege, deren 
Herſtellung und Unterhaltung einem Kommunalverbande obliegt 
und die bereits im § 17 berückſichtigt ſind, fallen nicht hierunter. 

Das ee Intereſſe rechtfertigt es, daß in dieſer Hin⸗ 
ſicht der Nachweis der nötigen Mittel zur ordnungsmäßigen 
Ausführung ſolcher Anlagen verlangt werden kann. Was ihre 
Unterhaltung anlangt, ſo genügt es, wenn der Plan erkennen 
läßt, wer ſie zu übernehmen hat und wie ſie in Zukunft geregelt 
wird. Ob bei Bemeſſung der Sicherheitsleiſtung auch die Unker⸗ 
haltungslaſt zu berückſichtigen iſt, hängt von dem einzelnen Falle 
ab. Handelt es ſich um ſolche Angaben, zu deren Unterhaltung 
der Unternehmer — etwa durch Übernahme einer Vorausleiſtung — 
9 hat, dann wird die Kaution auch zur Sicherung der 
Unterhaltung, ſoweit ſie der Unternehmer übernommen hat, zu 
fordern und demgemäß zu bemeſſen ſein. 5 . 

Zu Abſatz 3 dieſes Paragraphen wird darauf hingewieſen, 
das als geeignete Fälle, in denen vor Erteilung des Beſcheides 
die Auseinanderſetzungsbehörde gutachtlich zu hören iſt, nament⸗ 
lich ſolche anzuſehen ſind, in denen es ſich um eine Mehrzahl 
von Anſiedlungen handelt, die nach einem einheitlichen Plane 
angelegt werden ſollen und untereinander in gewiſſen wirt⸗ 
ſchaftlichen Be 0 ſtehen, wo alſo anzunehmen iſt, daß 
größere landeskulturelle Anlagen erforderlich fein werden. Es 
iſt erwünſcht, daß in ſolchen Fällen die Erfahrungen, die die 
General kommiſſionen auf dem Gebiete des Separations⸗, Moor- 
kultur und Rentengutsweſens nach der angedeuteten Richtung 
geſammelt haben dienſtbar gemacht werden. 
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10. Die Vorſchrift des § 18 Abſatz 2 Satz 2 entſpricht der im 8 74 Zu Art L 
Abſatz 3 des Geſetzes vom 30. Juli 1883 (G. S. S. 195). > 

Die nach Abja 3 und 4 zugelaſſene Beſchwerde ſteht nur 
dem Antragſteller, nicht den beteiligten Verbänden zu, deren 
Intereſſen durch die Genehmigungsbehörde von Amts wegen 
wahrzunehmen ſind. Um für den Fall daß der Kreisausſchuß 
bei Feſtſetzung der Leiſtungen (88 17, 17a) ſeiner Verpflichtung 
zur Wahrung des 8 Intereſſes nach Anſicht ſeines 
Vorſitzenden nicht genügt haben ſollte, eine Nachprüfung in der 
höheren Inſtanz zu ermöglichen, iſt in Anlehnung an den 8 123 
des Geſetzes vom 30. Juli 1883 dem Vorſitzenden die Befugnis 
gegeben, den Beſcheid im Beſchwerdewege anzufechten. Hierbei 
iſt an ſolche Fälle gedacht, wo die Anſiedlungsgenehmigung ohne 
Feſtſetzung einer Leiſtung des Antragitellers erteilt iſt oder wo 

die Fig dite Leiſtung nach Anſicht des Vorſitzenden nicht genügt, 

weil ſie die erforderliche Anderung oder Neuordnung der öffentlich⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe nicht durchführbar oder die Herſtellung 
und Unterhaltung der Anlagen nicht geſichert erſcheinen läßt. 

11. Artikel Ill des Geſetzes regelt einige Beſonderheiten bei denjenigen Zu au in. 
Anſiedlungen, die durch Rentengutsbildung unter Vermittelung W 
der Generalkommiſſionen entſtehen. Von der Erwägung aus⸗ 
gehend, daß es ſich bei dieſem Verfahren in der Regel um die 
Errichtung einer größeren Zahl von Anſiedlungen nach einem 
einheitlichen Plane handelt, und daß deswegen die beteiligten 
Gemeinde⸗, Kirchen⸗ und Schulverbände an der Zuziehung zum 
Verfahren ein erhöhtes Intereſſe haben, beſtimmt § 17, ab⸗ 
weichend von der Vorſchrift desſelben Paragraphen in Art. I, 
daß die Bekanntgabe des Anſiedlungsantrages an die genannten 
Verbände ausnahmslos in allen Fällen zu erfolgen hat. 

Im übrigen gelten auch hier die Vorſchriften des Art. I, 
nach denen über die Leiſtungen des Antragſtellers zur Regelung 
der Gemeinde, FEN, und Schulverhältniſſe der Kreisausſchuß 
oder die Orspolizeibehörde Beſtimmung treffen, mit der Maß⸗ 
gabe, daß die Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung ſelbſt Sache 
der Generalkommiſſion iſt. Da nun aber dieſe Genehmigung 
von den für nötig erachteten Feſtſetzungen der vorgenannten 
Behörden abhängt, ſchon deswegen, weil erſt dadurch eine ſichere 
Grundlage für die Beurteilung der finanziellen Durchführbarkeit 
des Unternehmens geſchaffen wird, ſo ergibt ſich die Notwendig⸗ 
keit, daß ein etwaiges Beſchwerdeverfahren wegen dieſer Feſt⸗ 
ſetzungen erſt endgültig erledigt jein muß, bevor die General⸗ 
kommiſſion über die Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung 
befinden kann. Hat der Kreisausſchuß oder die Ortspolizeibehörde 
beſchloſſen, die Feſtſetzung der Leiſtungen einem beſonderen Be⸗ 
ſcheide vorzubehalten, ſo iſt die Generalkommiſſion befugt, unter 
einem entſprechenden ausdrücklichen Vorbehalt die Anſiedlungs⸗ 
genehmigung zu erteilen. Sie kann dieſe ferner von dem Nach⸗ 
weiſe, daß die be chere Leiſtungen erfüllt ſind, oder von der 
Beſtellung einer Sicherheitsleiſtung abhängig machen, und zwar 
letzteres auch dann, wenn die Feſtſetzung vorbehalten iſt. 
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Zu uu. u 12. Ob und inwieweit ein Bedürfnis für Anlagen im n 
n Intereſſe vorliegt, und welche Anforderungen in dieſer Beziehung 
an den Antragſteller zu ſtellen find, beſtimmt nach § 17a die 
elf Um 1 hier, wo nicht das rein privat⸗ 
wirtſchaftliche ſondern das öffentliche Intereſſe in Frage kommt. 
den Selbſtverwaltungsbehörden eine angemeſſene Mitwirkung zu 
fichern und insbeſondere auch in den zweifelhaften Grenzfällen, 
wo der landwirtſchaftliche Charakter der Anſiedlungen nicht 
völlig rein hervortritt, für die Beurteilung der Notwendigkeit 
dementſprechender Anlagen das Gutachten dieſer Behörden nutz⸗ 
bar zu machen, ift vorgeſehen, daß letztere vor Erlaß des bezüg⸗ 
lichen Beſcheides von der Generalkommiſſion zu hören ſind. Ein 
Beſcheid iſt mit Rückſicht auf die Konſtruktion des Beſchwerde⸗ 
rechts — 8 18 Abſatz 5 — von der Generaltommiſſion in allen 
Fällen zu erteilen, wo der Kreisausſchuß oder die Ortspolizei⸗ 
gen a find, auch wenn die Feſtſetzung einer Leiſtung 
n Die‘. ’ 
Zu Art. u 13. Entſtehen wegen Erteilung voer verjagung der Anſiedlungs⸗ 
* genehmigung in Rentengutsſachen Streitigkeiten, ſo ſind dieſe 
nach 8 18 von den Verwaltungsgerichten (dem Bezirksausſchuß 
und dem Oberverwaltun gericht) zu entſcheiden. Die in dieſer 
Hinſicht im Geſetz vorgeſehenen Beſonderheiten gegenüber dent 
entſprechenden Verfahren nach Art. I erklären ſich aus der 
Stellung der Generalkommiſſion als der die Rentenguts⸗ 
begründung nach 8 12 des 8 vom 7. Juli 1891 (G.⸗S. 
S. 279) vermittelnden Behörde. Nachdem der Spezial mmiſſar 
auf Weiſung der Generalkommiſſion einen begründeten Vorbeſcheid 
erteilt hat, iſt in dem etwa entſtehenden Verwaltungsſtreitverfahren 
der Generalkommiſſion die Rolle zugewieſen, vom Standpunkte 
als Koloniſationsbehörde das öffentliche Intereſſe wahrzunehmen. 
Selbſtverſtändlich enthält dieſe ihre Parteiſtellung die Befugnis, 
auch ihrerſeits Rechtsmittel einzulegen (8 83 Gef. vom 30. Juli 
1883). An die endgültige Entſcheidung im Verwaltunggſtreit⸗ 
verfahren iſt fie gebunden und hat dementſprechend die An⸗ 
ſiedlungsgenehmigung zu erteilen oder zu verſagen. 

Die im § 18 Abſatz 5 gedachte Beſchwerde an den Minifter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten kann dieſer nach 8 2 Abſatz 3 
des Geſetzes vom 18. Februar 1880 (G.⸗S. S. 59), 22. September 1899 
(G.⸗S. S. 284) in 3 mit 8 12 des Geſetzes vom 7. Juli 
1891 im Einzelfalle dem Oberlandeskulturgericht zur Entſcheidung 
übertragen. 

Berlin, den 28. Dezember 1904. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- 
und Medizinalangelegenheiten. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Der Miniſter des 
Domänen und Forſten. Innern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Der Finanzminiſter. 
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C. Baubeſchränkungen, Bauerlaubnis 
und Bauaufſicht. 


1. Miniſterial⸗Erlaß, betreffend die Zuziehung von Staatsbeamten 
zur Erledigung von Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung. 
Vom 9. Mai 1874. (Min.⸗Bl. S. 119.) 


In Betreff der Zuziehung Königlicher Beamten von Seiten der 
Kreisausſchüſſe und Verwaltungsgerichte bei der Erledigung von Ge⸗ 
en der allgemeinen Landesverwaltung ergeht hierdurch nachſtehende 
vorläufige Anweiſung. r \ 

I. Die Kreisausſchüſſe find befugt, zur Erledigung der ihnen durch 
die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 übertragenen beziehungsweiſe 
noch weiterhin geſetzlich zu übertragenden Geſchäfte der allgemeinen 
Landesverwaltung die Königlichen Kreis⸗ und Lokalbeamten (Kreisbau⸗ 
beamten, Kreismedizinalbeamten, Kataſterbeamten, Oberförſter, Okonomie⸗ 
kommiſſarien 20.) durch Vermittelung ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde 
als Sachverſtändige zu requirieren. q 

Die letztere wird diejenigen Angelegenheiten generell bezeichnen, in 
welchen Requiſitionen unmittelbar an die ihr untergebenen Beamten 
gerichtet werden dürfen. 

Soweit die genannten Beamten für Verrichtungen, welche ſie 
im allgemeinen ſtaatlichen Intereſſe bisher im Auftrage ihrer vor⸗ 
geſetzten Dienſtbehörde zu vollziehen hatten, nunmehr aber auf Requi⸗ 
ſition des Kreisausſchuſſes vollziehen werden, eine beſondere Vergütigung 
aus der Staatskaſſe nicht erhalten haben, ſteht ihnen ein Anſpruch 
hierauf auch gegen die Kreiſe nicht zu. 5 125 

Beh In Zweifelsfällen entſcheidet hierüber zunächſt die vorgeſetzte Dienſt⸗ 

ehörde. 

III. In allen übrigen Fällen haben die genannten Staatsbeamten 
für Verrichtungen, welche ſie auf Requiſition des Kreisausſchuſſes voll⸗ 
duzen, Anſpruch auf eine Vergütigung nach Maßgabe der darüber 
beſtehenden Beſtimmungen. E 
In ftreitigen Verwaltungsſachen fallen dieſe Vergütigungen (Ge⸗ 
bühren) nach $ 162 der Kreisordnung dem unterliegenden Teile zur 
Saft; in den übrigen zur Kompetenz der Kreisausſchüſſe gehörigen 
Angelegenheiten trägt dieſelben nach 8 164 a. a. O. der Kreis. 
IV. In gleicher Weiſe wie den Kreisausſchüſſen ſteht auch den 
Verwaltungsgerichten die Befugnis zu, die Königlichen Kreis⸗ und 
Lokalbeamten, ſowie die techniſchen Bezirksbeamten (Regierungs⸗Bau⸗, 
Medizinal⸗ und Forſtbeamten, Departementstierärzte, Meliorationsbau⸗ 
beamte 2c.) zur Erledigung der ihnen obliegenden Geſchäfte der all⸗ 
gemeinen Landesverwaltung zu requirieren; jedoch mit der Maßgabe, 
daß die Requiſition der techniſchen Bezirksbeamten durch die Vermitte⸗ 
lung des Präsidenten der Bezirksregierung oder des Dirigenten der 
D beziehungsweiſe des Oberpräfidenten zu 
erfolgen hat. > . 

f Die den Beamten zustehenden Gebühren find, ſoweit fie nicht der 
unterliegenden Partei zur Laſt fallen, in Gemäßheit des 8 196 der 
Kreisordnung aus der Staatskaſſe zu zahlen. 
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2. Miniſterial⸗Erlaß, betreffend die Mitwirkung der Vaubeamten in 

Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung, reſp. bei Erteilung 

von Bankonſenſen der Landräte, Amtsvorſteher und ſtädtiſchen Polizei⸗ 
verwaltungen. Vom 11. Dezember 1875 (M.⸗Bl. S. 285.) 


Die Landräte, Amtsvorſteher und ſtädtiſchen Polizerverwaltungen 
find in gleicher Weiſe, wie dies durch den Erlaß vom 9. Mai v. J.“) 
hinſichtlich der Kreisausſchüſſe und Verwaltungsgerichte ausgeſprochen 
iſt, für befugt zu erachten, zur Erledigung der ihnen durch die Kreis⸗ 
ordnung übertragenen reſp. noch weiterhin geſetzlich zu übertragenden 
SGeſchäfte der Landesverwaltung die Königlichen Baubeamten durch 
Vermittelung ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde zu requirieren. Die 
Beamten haben für die im allgemeinen ſtaatlichen ee von ihnen 
zu vollziehenden Verrichtungen der gedachten Art, für welche ſie bisher 
eine beſondere Vergütung aus der Staatskaſſe nicht zu erhalten hatten, 
auch die Gewährung einer ſolchen aus Kommunalmitteln nicht zu 
beanſpruchen. f 

Dagegen erſcheinen die Königlichen Baubeamten nicht verpflichtet, 
den Amtsvorſtehern und ſtädtiſchen Polizeiverwaltungen für die von 
dieſen zu erteilenden Baukonſenſe unentgeltlich ihren Beirat zu leihen. 
Vielmehr werden die betreffenden Koſten von denjenigen zu zahlen fein, 
welche zur Tragung der ſächlichen Koſten der betreffenden Polizei⸗ 
verwaltung verpflichtet ſind. 


3. Miniſterial⸗Erlaß, betreffend die Mitwirkung der Staatsbeamten 
bei Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schulbauten. Vom 20. Jaunar 1881. 
(M. ⸗Bl. S. 26). 


Aus Anlaß mehrfacher durch die neuere Geſetzgebung entſtandener 
und hier zur Sprache gebrachter Bedenken, inwieweit die Tätigkeit der 
Staatsbaubeamten bei den Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schulbauten in An⸗ 
gende: nehmen ſei, eröffnen wir dem Königlichen Konſiſtorium 
olgendes: 

Die Anderungen in der Aufſicht über das Kirchenweſen, welche 
durch die neuere Geſetzgebung herbeigeführt ſind, haben eine Anderung 
der bisherigen geſetzlichen Verpflichtungen der Staatsbaubeamten in 
Beziehung auf re Mitwirkung bei den Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schul⸗ 
hausbauten nicht zur Folge gehabt. 2 

Hinſichtlich der formellen Behandlung der ſeitens der Kirchen⸗ und 
Schulbehörden ergehenden Requiſitionen, ſowie der von den Baubeamten 
zu bewirkenden Ausarbeitungen und der nach dem Koſtenbetrage und 
der Bedeutung des Bauobjekts in Anſpruch zu nehmenden Mitwirkung 
der Baubeamten iſt die von mir, dem mitunterzeichneten Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten, in Übereinſtimmung mit den übrigen Herren 
LEE erlaffene Zirkular⸗Verfügung vom 20. Juni v. J. maß⸗ 
gebend. 5 5 
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) Vorhergehende Nummer. 


Von Amtswegen und ohne beſondere Entſchädigung find die König⸗ 
lichen Baubeamten gehalten, bei Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schulbauten ſelbſt 
in dem Falle, daß der Staat pekuniär bei den Bauten nicht beteiligt 
iſt, mitzuwirken, wenn ihre Inanſpruchnahme auf Grund des den 
Kirchen⸗ und Schulbehörden zuſtehenden Oberaufſichtsrechts ſich als 
unumgänglich notwendig erweiſt. Die Ausübung dieſes Rechts wird 
ſich, ſoweit dabei die Baubeamten zur Mitwirkung in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, innerhalb der Grenzen halten, in welchen dasſelbe 
vor dem Erlaß des Geſetzes vom 3. Juni 1876 (G.⸗S. S. 125 ff.) von 
den Königlichen Regierungen in der Hauptſache durch die Prüfung der 
Projekte in landespolizeilicher Beziehung geübt wurde. Es werden die 
Königlichen Regierungen bei den an ſie gelangenden Erſuchen um Ver⸗ 
mittelung der Requiſitionen an die Baubeamten ſorgfältig zu erwägen 
haben, ob und inwieweit im gegebenen Falle das landespolizeiliche 
Intereſſe ausſchließlich und derart in Frage ſteht, daß die Inanſpruch⸗ 
nahme eines Königlichen Baubeamten unbedingt geboten iſt und nicht 
etwa die Erledigung anderen Sachverſtändigen übertragen werden kann, 
die ſeitens der Gemeinden oder ſonſtigen Bauverpflichteten geſtellt 
werden. Requiſitionen zur Ausführung von Reiſen, für welche eine 
Entſchädigung nicht gewährt werden kann, ſind zu vermeiden. 
Die Baubeamten ſind ferner ohne weiteres von Amtswegen und 
in dem bisherigen Umfange bei allen Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schulbauten 
einzutreten verpflichtet, bei deren Koſten Fiskus entweder prinzipaliter 
oder ſubſidär beteiligt iſt, inſonderheit bei den Bauten fiskaliſchen 
Patronats und denjenigen, deren Koſten ganz oder teilweiſe aus unter 
Staatsverwaltung ſtehenden Stiftungsfonds gedeckt werden; ferner bei 
den Bauten, zu welchen wegen Dürftigkeit der Bauverpflichteten eine 
Beteiligung des Staats in Form einer Gnadenunterſtützung eintritt, 
und endlich bei den Bauten, an welchen Fiskus als Grundherr durch 
Naturalabgabe von Bauholz oder ſonſtigem Baumaterial teilnimmt. 

Bei den vorgedachten, aus Königlichen Patronats⸗ oder unter 
Staatsverwaltung ſtehenden Stiftungsfonds erfolgenden Bauten find 
die Königlichen Baubeamten zu ſämtlichen mit denſelben verbundenen 
bautechniſchen Leiſtungen in dem Umfange oder in der Art und Weiſe, 
pft et die Staatsbauten ganz allgemein vorgeſchrieben ſind, ver⸗ 
pflichtet. a 

Bezüglich der mit Gnadenunterſtützungen erfolgenden Bauten iſt, 
inſoweit es ſich um Projektierungs⸗ und Veranſchlagungsarbeiten 
handelt, nach Maßgabe der Zirkularerlaſſe der Miniſter der geiſtlichen, 
Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten und der Finanzen vom 
12. September 1842 und der genannten Miniſter und des Miniſters 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vom 9. Januar 1873 
MD. S. 51) zu verfahren. Nach erfolgter Ausführung des Baues 
ift die Abnahme desſelben durch den Baubeamten zu bewirken und 
das bezügliche Atteſt darüber auszuſtellen. 

Für die Bauten, zu welchen Fiskus als Grundherr Natural⸗ 
Yieferungen zu leiſten hat, haben die Baubeamten in der gemäß 
Zirkularerlaß vom 20. Juni v. J. gegebenen Beſchränkung auf Grund 
der von den Baupflichtigen zu beſchaffenden Baupläne und Koſten⸗ 
anſchläge die genaue Berechnung der zum Bau abzugebenden Hölzer 
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(Defignationen) oder ſonſtigen Materialien ſeſizuſtellen und nach er⸗ 
folgter Vollendung des Baues die Verwendung der betreffenden Mate⸗ 
rialien zu kontrollieren, bezw. zu atteſtieren. 5 
Die Anfertigung von Skizzen, Bauplänen und Anſchlägen für die 
Ausführung von Kirchen, Pfarr⸗ und Schulhäuſern, bei denen Fiskus 
pekuniär nicht beteiligt iſt, liegt den Baubeamten nicht ob, auch 
dann nicht, wenn die Gemeinden etwa aus eigener Initiative Geſuche 
um fiskaliſche Beihilfe an des Kaiſers und Königs Majeſtät oder an 
die Behörden zu richten beabſichtigen und zur Begründung derſelben 
der Beifügung von Plänen und Anſchlägen bedürfen ſollten. , 
bernimmt der Baubeamte auf Anſuchen der Gemeinden dergleichen 
Projektierungs⸗ und Veranſchlagungsarbeiten, jo iſt er berechtigt, 
dafür Gebühren zu liquidieren. 


4. Miniſterial⸗Erlaß, betreffend die Genehmigung von Bauprojekten 
durch die Ortspolizeibehörde. Vom 25. Mai 1898. 
(Min.⸗Bl. S. 124.) 


Durch den Runderlaß vom 15. Dezember 1878“) iſt im Anſchluß 
an die Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts grundſätzlich be⸗ 
ſtimmt worden, daß im Geltungsbereich der Kreisordnung, ſofern 
Geſetz, Verordnung oder Statut für Bauprojekte die Genehmigung der 
Ortspolizeibehörde erfordern, letzterer die Prüfung der Projekte und 
die Entſchließung über die im ortspolizeilichen Intereſſe zu ſtellenden 
Anforderungen, ſowie die Abnahme des Rohbaues nicht entzogen werden 
darf. Hiernach iſt die Frage, inwieweit eine Beſchränkung der bau⸗ 
polizeilichen Prüfun fiskaliſcher Bauprojekte als zuläſſig anzuſehen 
ift, nach dem jeweiligen örtlichen Baupolizeirecht zu beurteilen. Wo 
die Baupolizeiordnungen, wie es vielfach geſchehen iſt, beſtimmen, daß 
es bei auf Rechnung des Reichs oder Staats von Staatsbeamten aus⸗ 


*) Der Runderlaß vom 15. Dezember 1878 lautet: 
0 Nach den Entſcheidungsgründen des Erkenntniſſes des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts vom 5. September d. J. können in dem Geltungsgebiete der Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872 die Beſtimmungen des Zirkular⸗Frlaſſes vom 12. Oktober 
1872, welche für die für Rechnung des Staates unter Leitung von Staatsbau⸗ 
beamten auszuführenden Bauten ſowohl die Einholung eines förmlichen Bau⸗ 
konſenſes der Ortspolizeibehörde, wie auch die Abnahme des Rohbaues durch 
dieſe Behörde für entbehrlich erachten, auch inbetreff derjenigen Bauten, welche 
von den Beamten der Staatsbau⸗Verwaltung auszuführen ſind, nicht mehr aufrecht 
erhalten werden. Es wird daher, jofern Gejek, Verordnung oder Statut für 
Neubauten die Genehmigung der Ortspolizeibehörde erfordern, die Prüfung der 
bezüglichen Projekte und die Entſcheidung über die im ortspolizeilichen Intereſſe 
zu ſtellenden Anforderungen, ſowie die Abnahme des Rohbaues dieſer Behörde 
nicht entzogen werden können, die etwaige Anfechtung der die Genehmigung ver⸗ 
ſagenden oder an Bedingungen knüpfenden Entſcheidung aber in der Regel nach 
Maßgabe der 88 127 ff. Landesverwaltungsgeſetzes erfolgen müſſen. 

Für die Folge iſt den vorſtehenden Anordnungen gemäß zu verfahren und 
die betreffenden Projekte der Ortspolizeibehörde ſo zeitig mitzuteilen, daß die event. 
Erledigung des Verwaltungsſtreitverfahrens eine die in Betracht kommenden 
Intereſſen beeinträchtigende Verzögerung nicht zur Folge hat. 
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eführten Bauten der Einholung der förmlichen baupoligeiiien Er» 
aubnis nicht bedarf, es vielmehr genügt, wenn das Bauvorhaben vor 
der Ausführung der Polizeibehörde zur Erklärung darüber vorgelegt 
wird, ob und was in baupolizeilicher Hinſicht dagegen zu erinnern bi 
oder auch bei ſolchen Bauten die Abnahme des Rohbaues oder die 
Schlußabnahme ganz nachlaſſen, hat es dabei ſein Bewenden. Andern⸗ 
falls ſind die Vorſchriften des örtlichen Baurechts auch für fiskaliſche 
Bauten maßgebend. 


5. Geſetz gegen die Verunſtaltung laudſchaftlich hervorragender 
Gegenden. Vom 2. Juni 1902. (Geſ.⸗S. S. 159.) 


52. Miniſterialauweiſung zu dem Geſetz gegen die Vernuſtaltung 
landſchaftlich hervorragender Gegenden. Vom 16. Juni 1902. 
8 (Min.⸗Bl. S. 132.) 


6. Miniſterialverfügung vom 20. April 1903, betreffend die Ein- 
richtung und den Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen). 
(Min. ⸗Bl. S. 114.) 


Es iſt anzuerkennen, daß die Vorſchriften in 8.7 des mit unſerem 
Erlaß vom 4. September 1899 (Min.⸗Bl. 1899 S. 167) überſandten 
Entwurfs einer Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb von Aufzügen, die Einrichtung der Bremsfahrſtühle in Mühlen, 
der Steinablaßvorrichtungen in Ziegeleien und ähnlicher einfacher 
Aufzüge mit frei fallenden Fahrkörben nicht genügend berückſichtigen. 
Es erſcheint deshalb geraten, die Nr. II des 8 7 durch folgenden Zuſatz 


zu ergänzen: j 
Ebenſo iſt bei Aufzügen, die durch das eigene Gewicht 
nach unten bewegt werden, z. B. den, Bremsfahrſtühlen und 
Steinabläſſen, von der Fangvorrichtung und ſelbſttätigen 
Senkbremſe und von der Feſtſetzung einer größten zuläſſigen 
Geſchwindigkeit abzuſehen, wenn an ihnen eine Bremsvor⸗ 
richtung vorhanden iſt, welche die Laſt in jeder Höhenlage 

ſolange feſthält, als die Bremſe nicht gelüftet wird. 
8 30. Nr. I muß alsdann am Schluß durch die folgende Be⸗ 

ſtimmung ergänzt werden: 
er Beſtimmungen finden keine Anwendung auf Brems⸗ 
fahrſtühle in Mahlmühlen. 

Die übrigen Bedenken, die der Regierungspräſident in N. vor⸗ 
trägt, ſcheinen zum großen Teil auf Mißverſtändniſſen zu beruhen. 
Wir bemerken deshalb zur Erläuterung des Entwurfs vom 4. Sep⸗ 
tember 1899 folgendes: 

Zu $ 3. Zur Verminderung der Feuersgefahr iſt bei der bau⸗ 
polizeilichen 1 darauf zu dringen, daß in gewerblichen 
Betrieben Fahrſtühle, ſoweit ſie nicht freiſtehend im Treppenhauſe auf- 


are werden, möglichſt an den Außenfronten der Gebäude angelegt 
en. N 

„Dieſer Grundſatz findet keine Anwendung auf Gebäude, deren 
Zwiſchendecken an und für ſich der Übertragung eines Feuers keinen 
Widerſtand leiſten, wie es z. B. bei einfachen (nicht gewellerten, un⸗ 
verrohrten und nicht verputzten) Holzdecken in Fabrikgebäuden, 
Magazinen, Mühlen oder bei Decken aus Bohlen mit abſichtlich ge⸗ 
laſſenen Fugen zum Durchlaſſen der Luft in den Trockenräumen über 
oder neben Ring⸗Porzellanöfen und ähnlichen Anlagen zutrifft. In 
ſolchen Fällen bedarf es auch keiner Abſchließung der Fahrbahn durch 
maſſive oder dichte Wände aus unverbrennlichem Material. Da den 
mannigfachen Verhältniſſen in gewerblichen Anlagen nicht durch eine 
beſtimmte Formel entſprochen werden kann, it dem 8 3 Nr. II durch 
die Worte „der Regel nach“ abſichtlich eine dehnbare Faſſung gegeben, 
um dem Ermeſſen der Ortspolizeibehörden, die bei der baupolizeilichen 
Genehmigung und Abnahme ($ 31 Nr. IV) über die Zuläſſigkeit der⸗ 
artiger Abweichungen von der Regel des 8 3 zu enticheiden haben, 
keine zu engen Grenzen zu ziehen. 

Zu $ 6. Die vorſtehenden Erwägungen waren auch für die 

ſſung des § 6 Nr. Ill maßgebend. Wo von der Forderung feuer⸗ 
ſicherer Schächte mit Rückſicht auf den feuergefährlichen Charakter der 
ganzen Bauart des Gebäudes abgeſehen werden kann, ſind auch feuer⸗ 
ſichere Umwehrungen der Fahrbahn entbehrlich, ſo in den meiſten 
Ziegeleien, den Windmühlen und vielen ſonſtigen kleineren Mahl⸗ 
mühlen. Durch die gewählte Faſſung, wonach die Umwährung der 
Fahrbahn, nur „der Regel nach“ aus nicht brennbarem Material her⸗ 
zuſtellen iſt, ſollte die — der Ortspolizeibehörde, Ausnahmen 
zuzulaſſen, zum Ausdruck gebracht werden. 

Die Vorſchrift über die Maſchenweite der Umwehrungen aus 
3 iſt für Umwehrungen aus anderem, auch brennbarem 
Material ſinngemäß durch eine Anforderung zu erſetzen, die das 
Hindurchgreifen durch die Umwehrung in den vom Fahrkorb beſtrichenen 
Raum verhindert. 0 

Zu 8 7. Die Beſtimmung, daß jeder Fahrſtuhl, der zum Zweck 
der Be- und Entladung betreten werden „kann“ (nicht „muß), mit 
einer Fangvorrichtung oder Senkbremſe zu verſehen iſt, wurde ge⸗ 
wählt. um auch die Aufzüge zu treffen, deren Betreten zwar von den 
Beſitzern verboten wird, die aber nach der Art ihres Betriebes ver⸗ 
botswidrig betreten werden müſſen. Andererſeits iſt ein Fahrſtuhl 
nicht ſchon deswegen mit einer Fangvorrichtung zu verſehen, weil ſeine 
Bühne gelegentlich zu anderen Zwecken als zu denen des Ve⸗ und Ent⸗ 
ladens, 3. B. zum Schmieren oder zu Reparaturen, betreten wird. Es 
iſt daher in Fällen, in denen durch die Art der Beladung des Fahr⸗ 
korbes das Betreten ausgeſchloſſen wird, eine Fangvorrichtung nicht 
u verlangen. Beiſpielsweiſe „kann“ in Mälzereien der Fahrkorb 

äufig zum Zweck des Be⸗ und Entladens nicht betreten werden, weil 
der Laderaum gerade ſo groß gewählt iſt, daß der mit Malz gefüllte 
Wagen aufgeſchoben werden kann, und weil 5 5 Malz oder ſolches 
in Säcken von der Tenne zur Darre nicht verladen wird. Dasſelbe 
trifft in den meiſten Ziegeleien zu, wo die Steine mittelſt Wagen auf 
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die Bühne gebracht werden. In allen ſolchen Fällen liegt die Vor⸗ 


ausſetzung vor, daß die Bühne zum Zwecke des Be⸗ und Entladens 
nicht betreten werden kann. = N 

Überall da, wo eine Fangvorrichtung, zweckmäßig durch eine andere 
Sicherung zu erſetzen iſt, z. B. durch Aufſtützvorrichtungen, bietet 8 34 
Nr. VII die erforderliche Handhabe zur Gewährung von Ausnahmen. 
Abſtützungen der Fahrbühne ſind nicht allgemein zuzulaſſen, da ſie, 
in Zwiſchengeſchoſſen oder bei größerer Geſchwindigleit des Fahrkorbes 
angewendet, erhebliche Gefahren herbeiführen können. ‚Dagegen können 
ſie bei ſchweren, langſam gehenden Laſtenaufzügen, wie Gichtaufzügen, 
Aufzügen in Kellereien in den Endſtellungen des Fahrkorbes (insbe⸗ 
ſondere in der oberſten Ladebühne) von Vorteil ſein; ſie müſſen aber 
alsdann mit der Steuerung ſelbſttätig verbunden werden. 


Berlin, den 20. April 1903. 
Der Miniſter des Innern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


7. Miniſterialverfügung, betr. die Verautwortlichkeit der Beamten 
der Hochbauverwaltung für die Sicherheit der Baukonſtruktionen, 
vom 17. November 1903. (Min.⸗Bl. S. 267.) 


Die zur Gewähr einer ſicheren Ausführung der Bauten in der 
Dienſtanweiſung für die Lokalbaubeamten der Staatshochbauverwaltung 
vom Jahre 1898 getroffenen Beſtimmungen ſind nach meinen Wahr⸗ 
nehmungen in einzelnen Fällen nicht ausreichend beachtet worden. Ich 


ſehe mich deshalb veranlaßt, auf die Verantwortlichkeit der mit der 


Aufſtellung von Entwürfen von ſtatiſchen Berechnungen ſowie mit der 
Leitung von Bauausführungen betrauten Beamten erneut aufmerkſam 
zu machen und dabei unter Bezugnahme auf die in den 88 14, 20, 
124, 128, 139, 148, 149, 157, 177 und 181 enthaltenen Vorſchriften 
folgende Anweiſungen zu geben: 
1. Bei der Aufſtellung der ausführlichen Entwürfe und Koſten⸗ 
anſchläge ſind in den Zeichnungen 
a) die Konſtruktionen in Stein und Holz, ſowie die einfachen 
Eiſenkonſtruktionen — Träger und Stützen — deutlich an⸗ 
zugeben, 0 3 
b) e iegt: Eiſenkonſtruktionen im einzelnen nur ſoweit 
arzuſtellen, daß das gewählte Konſtruktionsſyſtem klar er⸗ 
kennbar iſt. 

Die für die Konſtruktion zu a erforderlichen Stärken ſind, 
ſoweit ſie ſich nicht nach allgemeinen Erfahrungsſätzen beſtimmen 
laſſen, durch graphoſtatiſche Unterſuchungen oder ſtatiſche, in 
überſchläglicher Weiſe unter Benutzung von Tabellen angeſtellte 
Berechnungen zu ermitteln. 

0 In ähnlicher Weiſe ſummariſch ift bei den Konſtruktionen 
zu b zu verfahren. 


ge 


Dieſe Ausarbeitungen ſollen zunächſt nur dazu dienen, bie 
in die Maſſen⸗, Gewichts-, Material- und Koſtenberechnung auf⸗ 
zunehmenden Anſätze zu ermitteln und die nötigen Unterlagen 
be ahre Prüfung und Feſtſtellung der Ausführungskoſten zu 
gewähren. 

Dieſe ſtatiſchen Ermittelungen ſind in Bezug auf die Unter⸗ 
ſchrift des 97 und der Baubeamten, die die Prüfung 
vollziehen, ebenſo zu behandeln, wie die übrigen zu einem aus⸗ 
führlichen Entwurf und Koſtenanſchlag erforderlichen Aus⸗ 
arbeitungen. 

Vor Beginn der eig und der Verdingung der 

Arbeiten und Lieferungen ſind, abgeſehen von olchen Konſtruk⸗ 
tionen, die nach allgemein gültigen Erfahrungsſätzen ausgeführt 
zu werden pflegen, alle für die Standſicherheit des Bauwerkes 
in Betracht kommenden Einzelheiten, wie Belaſtung des Bau⸗ 
grundes, ungewöhnliche Gründungen, ſtark belaſtete Mauerteile, 
Pfeiler und Säulen, Decken, Gewölbe und Widerlager, Treppen, 
Dachverbände und Eiſenkonſtruktionen =. zu ber hnen und 
in Einzelzeichnungen jo genau darzustellen, daß alles für die 
Ausführung Erforderliche, einſchließlich der nötigen Verankerungen, 
klar zu erkennen iſt. 

Bei der Bearbeitung dieſer Einzelzeichnungen ſind die in der 
Anlage 0 zur Dienſtanweiſung abgedruckten techniſchen Grund⸗ 
ſätze insbeſondere ſür Maurerarbeiten (Seite 234 —238), für 
Steinmetzarbeiten (Seite 239), für Zimmerarbeiten (Seite 240) 
ſorgfältig zu beachten. 

„Iſt einem Lokalbaubeamten für die örtliche Bauleitung ein 
Regierungsbaumeiſter beigegeben, jo hat dieſer die unter 2 auf- 
geführten ſtatiſchen Berechnungen und Einzelzeichnungen anzu- 
fertigen, ſie mit ſeiner Namensunterſchrift zu verſehen und dem 
Lokalbaubeamten vorzulegen. Dieſer hat ſie zu prüfen, zu 
unterſchreiben und der Regierung zur weiteren Prüfung ein⸗ 
zureichen. 

„Die Prüfung dieſer ſtatiſchen Berechnungen bei der Regierung 
iſt eine endgültige, wenn es ſich um einfache Konſtruktionen (1a) 
handelt oder wenn bei der Superreviſion der ausführlichen Ent⸗ 
Den und Koſtenanſchläge durch einen beſonderen Vermerk die 
Prüfung der Regierung ausdrücklich überlaſſen worden iſt. So⸗ 
weit dies nicht geſchehen iſt und in allen Fällen, bei denen es 
ſich um ſchwierigere Konſtruktionen, ſei es in Stein, Holz oder 
Eiſen handelt, ſind die ſtatiſchen Berechnungen unter Beifügung 
der Einzelzeichnungen der Superreviſionsinſtanz zur Nachprüfung 
vorzulegen. 

‚ Menn ein Lokalbaubeamter die Ausarbeitung von kleineren 
Entwürfen und Koſtenanſchlägen oder eine Bauausführung ge⸗ 
ringeren Umfangs ohne Unterſtützung durch einen Regierungs- 
baumeiſter bewirkt, liegt ihm ſelbſt die Anfertigung der ſtatiſchen 
Berechnungen und Einzelzeichnungen ob. Er hat dieſe Aus⸗ 
arbeitungen mit ſeiner Namensunterſchrift zu verſehen und der 
Regierung zur Prüfung einzureichen. 


5. 
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In beſonderen Fällen kann der Lokalbaubeamte uach vorheriger 
Genehmigung der Regierung die Aufſtellung ſchwieriger ſtatiſcher 
Berechnungen einem anerkannt tüchtigen Zivilingenieur, oder bei 
zuſammengeſetzten Eiſenkonſtruktionen einer bewährten Unter⸗ 
nehmerfirma gegen Vergütung übertragen. Dieſe haben alsdann 
durch ſchriftliche Erklärung an Stelle des Lokalbaubeamten die 
Verantwortung für ihre Berechnungen zu übernehmen. Der 
Lokalbaubeamte hat dieſe Berechnungen mit den Zeichnungen der 
Regierung einzureichen, die fie zu begutachten und der Super⸗ 
reviſionsinſtanz zur Prüfung vorzulegen hat. 

Wieweit in ſolchen Fällen der Unternehmerfirma an Stelle 
des Lokalbaubeamten auch die verantwortliche Überwachung der 
Ausführung oder dieſe ſelbſt übertragen werden kann, iſt im 
einzelnen Falle von der Regierung zu beſtimmen und in einem 
ſchriftlichen Abkommen zum Ausdruck zu bringen. 

Abgeſehen von der vorſtehend beſprochenen Ausnahme ſind die 
mif der örtlichen Leitung einer Bauausführung beauftragten 
Baubeamten dafür verantwortlich, daß die Ausführung aller 
Konſtruktionen in der tüchtigſten Weiſe erfolgt und dabei alle 
Maßnahmen. die zur Standſicherheit des Bauwerks gehören, auch 
dann zur Anwendung gelangen, wenn, in den Entwürfen und 
Anſchlägen nicht beſonders darauf aufmerkſam gemacht worden 
iſt. Angeſichts dieſer Verantwortung haben ſie auch für den 
Fall. daß Anderungen an den Entwürfen in konſtruktiver Be⸗ 
ziehung vorgenommen oder neue Anordnungen in dieſer Hinſicht 
getroffen worden ſind, zu unterſuchen, ob ſich nicht nur aus 
örtlichen Verhältniſſen (ſiehe Schlußſatz des 8 139 der Dienſt⸗ 
anweiſung) ſondern auch aus anderen Gründen gegen die zur Aus⸗ 
führung zu bringenden Konſtruktionen Bedenken ergeben. Dieſe 
find dann auf dem vorgeſchriebenen Wege zur Sprache zu bringen. 

Wird die Überwachung der Ausführung in den Fällen der Nr. 5 
Abſ. 2 nicht dem a oder der Unternehmerfirma über⸗ 
tragen, ſondern dem Lokalbaubeamten. ſo iſt dieſer nur für die 
ordnungsmäßige Wahrnehmung der Bauaufſicht verantwortlich. 


Die Lokalbaubeamten haben die zur örtlichen Bauleitung 


ihnen beigegebenen Regierungsmeiſter bei Aushändigung des 
Entwurfes und Koſtenanſchlages mit der alsbaldigen Aus⸗ 
arbeitung der ſtatiſchen Berechnungen und Einzelzeichnungen im 
Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen zu beauftragen, ihnen 
die dazu im einzelnen nötigen Anleitungen zu geben und ſie 
auf die Wichtigkeit dieſer Ausarbeitungen zur Gewähr einer 
ſicheren Bauausführung und auf die ihnen daraus erwachſende 
Verantwortlichkeit hinzuweiſen. Beſonders eingehend ſind dieſe 
Anweiſungen einem Regierungsbaumeiſter der zum erſten Male 
eine ſelbſtändige Bauleitung übernimmt, zu geben. 2 

Auch wenn ein Regierungsbauführer oder Techniker mit der 
örtlichen Leitung betraut wird, verbleibt dem Lokalbaubeamten 
die Verantwortung für die Sicherheit der Konſtruktionen und 
deren Ausführung. Es iſt ſeine Sache, dieſe Hilfskräfte auf die 
Wichtigkeit einer ſicheren Bauweiſe und auf die Punkte auf⸗ 


10. 


11. 


12. 


8 


merkſam zu machen, auf die ſie zur Wahrung der Sicherheit 
ihr beſonderes Augenmerk bei der Bauaufſicht zu richten haben. 


„Die bautechniſchen Mitglieder der Regierungen haben nach Er⸗ 


teilung des Auftrages zum Beginn einer Bauausführung darauf 
zu achten, daß die Lokalbaubeamten und die ihnen beigegebenen 
techniſchen Hilfskräfte die Vorſchriften dieſes Erlaſſes gewiſſen⸗ 
haft befolgen; ſie haben ferner bei jeder Beſichtigung des Roh⸗ 
baues ihre beſondere Aufmerkſamkeit auf alle die Standſicherheit 
des Gebäudes bedingenden Konſtruktionen zu richten und ſich zu ver⸗ 
gewiſſern, daß die Ausführung mit Sorgfalt und Vorſicht erfolgt. 
In Bezug auf die Verantwortung, welche die Baubeamten durch 
die in § 157 der a Ae n vorgeſchriebene Mitwirkung 
bei der Prüfung und Überwachung der Baugerüſte zu tragen 
haben, iſt zu beachten, daß der Unternehmer ſelbſtändig die 
Veranſtaltungen zur Erfüllun der ihm nach $ 16 der allge⸗ 
meinen Vertragsbedingungen ür die Ausführung von Staats⸗ 
bauten vom 17. Januar 1900 (Min.⸗Bl. 1900 S. 107) obliegen⸗ 
den Verpflichtungen zu treffen hat, während dem Baubeamten 
ein unmittelbarer Einfluß auf die Wahl und Art der Rüſtungen 
nicht eingeräumt iſt. Es fällt deshalb die Verantwortung für 
die gehörige Stärke und Tüchtigkeit der Rüſtungen dem Unter⸗ 
nehmer zu. Der Baubeamte hat jedoch die Bauaufſicht auch auf 
die ſichere Konſtruktion und den ordnungsmäßigen Zuſtand der 
Rüſtungen zu erſtrecken. Erkennt er demgemäß in der Her⸗ 
ſtellung und Unterhaltung der Gerüſte offenbare Verſtöße gegen 
die Regeln der Technik, und erfolgt auf ſeine mündlichen Vor⸗ 
haltungen nicht jofortige Abhilfe, jo hat er an den Unternehmer 
eine Aufforderung mittels eingeſchriebenen Briefes unter Bezug⸗ 
nahme auf 8 16 der genannten allgemeinen Vertragsbedingungen 
zu richten und äußerſten Falles eine Anzeige an die Polizei⸗ 
behörde zu erſtatten. Bei Gefahr im Verzuge hat der Bau⸗ 
beamte auf Koſten des Unternehmers die erforderlichen Sicherungs⸗ 
maßregeln zu treffen. 

Bei abgebundenen Rüſtungen, welche nach Vorſchrift der Bau⸗ 
verwaltung von dem Unternehmer ausgeführt werden, trägt der 
Baubeamte die Verantwortung für die gewählte Konſtruktion, 
der Unternehmer die Verantwortung für die ordnungsmäßige 
Ausführung, Unterhaltung und Benutzung. 

Vernachläſſigt ein Baubeamter die ihm durch dieſen Erlaß auf⸗ 
erlegten Verpflichtungen, ſo ſetzt er ſich neben der dienſtlichen 
Verantwortung der Gefahr aus, für den entſtehenden Schaden 
nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes erſatzpflichtig ge⸗ 
macht zu werden. Wegen der ſtrafrechtlichen Haftbarkeit wird 
auf die SS 222 und 236, 330 und 367 Ziffer 14 des Reichs⸗ 


ſtrafgeſetzbuches verwieſen. 
Ew 


— Tit. — erſuche ich, dieſen Erlaß zur Kenntnis der be⸗ 


teiligten Baubeamten zu bringen und für ſeine Befolgung zu ſorgen. 
Berlin, den 17. November 1903. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
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8. Miniſterialverfügungen vom 20. März 1905 (Min ⸗Bl. S. 59) 
und vom 10. April 1905 (Min. ⸗Bl. S. 67) betreffend Bau⸗ 
leitungskoſten. 


9. Geſetz zur Verhütung von Hochwaſſergefahren vom 16. Auguſt 1905 
(G. =S. S. 342). 


Wir Wilhelm ec. verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des 
Landtags Unſerer Monarchie was folgt: 2 

5 1. Für die bei Hochwaſſer 5 Waſſerläufe wird 
das nicht hochwaſſerfrei eingedeichte Überſchwemmungsgebiet, welches 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes unterliegen ſoll, feſtgeſtellt. 

In dieſem Gebiete dürfen nicht ohne Genehmigung 

1. Erhöhungen der Erdoberfläche und über die Erdoberfläche 
hinausreichende Anlagen (Deiche, Dämme, Gebäude, Mauern 
und ſonſtige bauliche An lagen, Feldziegeleien, Ein⸗ 
friedigungen, Baum⸗ und Strauchpflanzungen und ähnli 
Anlagen) neu ausgeführt, erweitert, verlegt, 8 

2. Deiche, deichähnliche Erhöhungen und Dämme ganz oder teil⸗ 
weiſe beſeitigt werden. 

Schutzmaßregeln, die in Notfällen für die Dauer der Gefahr ge⸗ 
troffen werden, bedürfen keiner Genehmigung im Sinne dieſes Geſetzes. 

. Der Oberpräſident hat ein Verzeichnis derjenigen Wafer. 
läufe aufzustellen, auf welche der 8 1 Anwendung finden ſoll, unter 
geſonderter Aufführung der ſchiffbaren und der beſonders hochwaſſer⸗ 
gefährlichen ſowie der ſonſtigen Waſſerläufe. ; 

In dem Verzeichnis iſt für jeden Waſſerlauf Beſtimmung zu 
treffen, ob die Vorſchrift des §S 1 für die ganze Breite des Über⸗ 
ſchwemmungsgebiets und für den Waſſerlauf in ſeiner ganzen Länge 
oder nur für Teile des Uberſchwemmungsgebiets oder des Waſſerlaufs 
Anwendung finden ſoll. Zugleich kann Beſtimmung getroffen werden, für 
welche Unternehmungen die Vorſchriften des 8 1 Anwendung finden. 

Das Verzeichnis wird für jeden Waſſerlauf, erforderlichenfalls 
unter Beifügung von Lageplänen, öffentlich ausgelegt. Die Auslegung 
iſt durch die Kreisblätter und in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. 
In der Bekanntmachung iſt anzugeben, bei welcher Stelle innerhalb 
einer auf mindeſtens ſechs Wochen nach der Bekanntmachung in den 
Kreisblättern zu bemeſſenden Friſt Einwendungen gegen den Plan 
erhoben werden können. 

Nach Erörterung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen mit den 
Beteiligten beſchließt der Provinzialrat. Gegen deſſen Beſchluß iſt 
innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Miniſter für Landwirt⸗ 
ſchaft. Domänen und Forſten zuläſſig. Die Beſchwerde ſteht auch dem 
Oberpräſidenten zu. 

Nach Erledigung der Einwendungen oder fruchtloſem Ablauf der 
dafür gegebenen Friſt erfolgt die endgültige Feſtſtellung des Ver⸗ 
eichniſſes für jeden Waſſerlauf durch den Oberpräſidenten. Die Feſt⸗ 
ſte ung iſt durch die Amtsblätter zu veröffentlichen. 


Abänderungen des Verzeichniſſes erfolgen in demſelben Verfahren. 
In den Hohenzollernſchen Landen trikt an die Stelle des Obere 
E der Regierungspräfident, an die Stelle des Provinzialrats 

Bezirksausſchuß. 

8 3. Zuſtändig für die Genehmigung ($ 1) iſt bei ſchiffbaren und 
beſonders hochwaſſergefährlichen Waſſerläufen der Bezirksausſchuß, im 
übrigen der Kreis⸗(Stadt⸗)Ausſchuß. 

Vor der Beſchlußfaſſung hat die Genehmigungsbehörde den 
Meliorationsbaubeamten und, wenn es ſich um Unternehmungen im 
Überſchwemmungsgebiete ſchiffbarer Waſſerläufe handelt, die Strom ⸗ 
bauverwaltungsbehörde ſowie in erheblicheren Fällen die Beteiligten, 
im übrigen, wenn dem Antrage Bedenken entgegenſtehen, jedenfalls 
den Antragſteller zu hören. { 

Zu dieſem Zwecke kann die Genehmigungsbehörde eine öffentliche 
Aufforderung mit der Verwarnung erlaſſen, daß diejenigen, welche ſich 
binnen einer zu bezeichnenden Friſt nicht gemeldet haben, mit ſpäteren 
Einwendungen nicht mehr gehört werden Jen 

Die Aufforderung iſt in die Kreisblätter einzurücken und in den 
betreffenden Gemeinden und Gutsbezirken auf ortsübliche Weiſe be⸗ 
kanntzumachen. 

4. Die Genehmigung darf nur aus Rückſichten des Hochwaſſer⸗ 
ſchutzes verſagt oder an Auflagen und Einſchränkungen geknüpft werden. 

Die Genehmigung darf auch dann nicht verſagt werden, wenn: 

1. die zu errichtenden Anlagen an die Stelle von vorhandenen treten 
und durch den neuen Zuſtand der Abfluß des Hochwaſſers nicht 
mehr wie bisher erſchwert wird; 

2. die durch die Errichtung genehmigungspflichtiger Anlagen hervor⸗ 
gerufenen Einengungen des Hochwaſſerprofils dur eine auf 
Koſten der Antragſteller vorzunehmende anderweitige Regulierung 
wieder ausgeglichen werden. a 

8 5. Anordnungen, welche erforderlich find, um die Durchführung der 
im $ 1 gegebenen Vorjehriften zu ſichern, trifft bei ſchiffbaren und beſonders 
hochwaſfergefährlichen Waſſerläufen der Regierungspräſident, bei anderen 
Waſſerläufen der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde. 
86. Gegen den Beſchluß der Genehmigungsbehörde ($ 3) findet 
innerhalb der Friſt von vier Wochen die Beſchwerde an den Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ſtatt. Wo eine beſondere 
Strombau- und Strompolizeiverwaltung beſteht, ſteht auch ihr die 
Beſchwerde zu. Der Beſchluß iſt ihr zuzuſtellen. 

8 7. Der Regierungspräſident kann durch einen mit Zuſtimmung 
des Bezirksausſchuſſes gefaßten Beſchluß für alle oder auch für einzelne 
Waſſerläufe des e (8 2) diejenigen Unternehmungen 
bezeichnen, bei denen wegen ihrer unerheblichen Einwirkung auf den 
Hochwaſſerabfluß von dem Erfordernis einer Genehmigung entweder 

ür das aach . oder für Teile a werden 
oll. Der Beſchluß iſt in ortsüblicher Weiſe, erforderlichenfalls unter 
slegung von Lageplänen, bekannt zu machen. h 
Der Beichluß kann durch den Miniſter für Landwirtſchaft, Do⸗ 
mänen und Forſten abgeändert oder außer Kraft geſetzt werden. Im 
übrigen iſt der Beſchluß endgültig. 


8 8. Das Einbringen von Schlamm, Sand. Erde, Schlacken, 
Steinen, Holz und anderen Stoſſen, die die Vorflut zu erſchweren 
geeignet ſind, in die Waſſerläufe (8 2) iſt verboten, ſofern es nicht von 
der Waſſerpolizeibehörde, bei ſchiſſbaren Waſſerläufen von der Strom⸗ 
bauverwaltungsbehörde, zugelaſſen wird. i 

Im übrigen verbleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen. 

§ 9. Der Regierungspräſident und, wenn es ſich um Anordnungen 
handelt, welche die Grenzen eines Regierungsbezirks überſchreiten, der 
Oberpräſident, kann nach Maßgabe der 88 137, 139, 140 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 195) auch für einzelne Kreiſe und Teile von Kreiſen 
zur e von Hochwaſſergefahr Polizeiverordnungen erlaſſen, 
wona 

A. von der Genehmigung des Landrats, in Stadtkreiſen der Orts⸗ 
pooligzeibehörde, abhängig gemacht werden: 

1. Vertiefungen der Erdoberfläche im Hochwaſſerabflußgebiete der 
Waſſerläufe ſowie die Entnahme von Lehm, Kies, Steinen 
und anderen Stoffen aus dem Bette und den Ufergrundſtücken 
nicht ſchiffbarer Waſſerläuſe; 

2. das Bepflanzen ſolcher hochwaſſerfreien Ufergrundſtücke, welche 
der Unterſpülung ausgeſetzt Im mit Bäumen und Sträuchern; 

B. der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde, befugt iſt, 

zu verbieten: R 

1. das Lagern von Schlamm, Sand, Erde, Schlacken, Steinen, 

Holz und anderen Stoffen, welche die Vorflut zu erſchweren 
geeignet ſind, im Hochwaſſerabflußgebiete der Waſſerläufe; 
die Bodenloderung auf Grundſtücken, die im Stromſtriche des 
Hochwaſſers liegen, ſowie auf Ufergrundſtücken nicht ſchiffbarer 
Waſſerläufe durch Beackerung, Rodung, Plaggenhieb, Bewei⸗ 
dung und e 
2. bei nicht ſchiffbaren Waſſerläufen die Benutzung der Ufer zum 
Aufziehen oder Abrollen von Holz oder anderen Gegenſtänden 
ſowie zum Viehtränken; 0 PR 
C. auf Anordnung des Landrats, in Stadtkreiſen der Ortspolizei⸗ 
behörde, die Grundſtücksbeſitzer ohne Anſpruch auf Entſchädigung 
verpflichtet find, im Hochwaſſerabflußgebiet eines Waſſerlaufs 
wildwachſende Bäume und Sträucher und außerhalb des Hoch⸗ 
waſſerabflußgebiets ſolche Bäume und Sträucher, die der Gefahr 
ausgeſetzt find, in den Waſſerlauf abzufallen oder durch das 
2 entwurzelt zu werden, nach ihrer Wahl entweder ſelbſt 
zu beſeitigen oder ſich die Beiſeitigung gefallen zu laſſen. g 
n den Fällen A 2 und B 2 find die betreffenden Grundflächen in 
der zu erlaſſenden Polizeiverordnung zu bezeichnen. f 

In der Provinz Hannover hat der Landrat, in Stadtkreiſen die 
Ortspolizeibehörde, die nach den Beſtimmungen unter 4, B und 0 
erforderlichen Entſcheidungen in Gemeinſchaft mit dem Waſſerbau⸗ 
inſpektor zu treffen. Den Stadtkreiſen ſtehen gleich die im 8 27 Abſ. 1 

der Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 181) bezeichneten Städte, ſoweit ſie nicht im Abſ. 2 aus⸗ 
genommen find. 


o 


4 
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Vor Erlaß der Provinzialverordnungen ſoll der Entwurf in den 
betreffenden Gemeinden und Gutsbezirken ſechs Wochen lang zur Ein⸗ 
ſicht ausgelegt werden. 

8 10. Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark, im Unvermögens⸗ 
falle mit Haft, wird, ſofern nicht nach anderweiten ſtrafgeſetzlichen 
Beſtimmungen härtere Strafen verwirkt find, beſtraft, wer eine Er⸗ 
höhung der Erdoberfläche oder eine Anlage, zu deren Ausführung, 
Veränderung oder Beſeitigung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
eine Genehmigung erforderlich iſt, ohne ſolche Genehmigung ausführt, 
verändert oder beit oder die in der Genehmigung feſtgeſetzten Be⸗ 
dingungen nicht innehält. ) 

§ 11. Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Mark, im Uns 
vermögensfalle mit Haft bis zu vier Wochen, wird, ſofern nicht nach 
anderweiten ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen härtere Strafen verwirkt 
fa, beftraft, wer dem Verbote des $ 8 Abſ. 1 oder den auf Grund 

ieſes Geſetzes von dem Regierungspräſidenten oder dem Ober- 
präſidenten erlaſſenen a ge oder einem auf Grund 
einer ſolchen Verordnung erlaſſenen Verbote zuwiderhandelt. 

8 12. Die auf die Aufſtellung der Verzeichniſſe ($ 2) bezüglichen 
Beſtimmungen und die 2 1 — 8.9 treten ſofort in Kraft. 
Im übrigen erlangt das Geſetz für jedes Überſchwemmungsgebiet mit 
dem Beginne des elften Tages nach der Ausgabe des Amtsblatts, in 
dem die Feſtſtellung des Verzeichniſſes bekannt gemacht iſt, Geltung. 
Bis zu dieſem Zeitpunkt bleiben die für die Freihaltung der 
Überſchwemmungsgebiete beſtehenden geſetzlichen ya mit der 
Maßgabe in Kraft, daß die Beſtimmung des 8 1 des — 28 — über 
das Deichweſen vom 28. Januar 1848 (G.-©. S. 54) auch auf die 
Errichtung von Gebäuden Anwendung findet. . 

Der ben ai der Verzeichniſſe der Waſſerläufe (8 2) in jeder 
Provinz wird durch den Oberpräſidenten bekannt gemacht. 

Mit dieſem Zeitpunkte treten auch für diejenigen Waſſerläufe, 
welche nicht in das Verzeichnis des $ 2 Abſ. 1 aufgenommen worden 
ſind, die von dieſem Geſetz abweichenden Beſtimmungen beſtehender 
Geſetze, insbeſondere die Beſtimmungen des 8 1 des Geſetzes über das 
Deichweſen vom 28. Januar 1848 (G.⸗S. S. 54), außer Kraft. 

$ 13. Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden keine Anwendung 

1. auf die Herzogtümer Bremen und Verden, ſoweit die Deich⸗ 
ordnung vom 29. Juli 1743 Anwendung findet; 
' — das Land Hadeln; 
auf das Fürſtentum Oſtfriesland; 5 
. auf den zum Herzogtum Arenberg⸗Meppen gehörenden Bezirk 
der Stadt Papenburg; 9 g 
. auf die Schleswig⸗Holſteinſchen Marſchdiſtrikte, inſoweit das 
Patent vom 29. Januar 1800 und das allgemeine Deich⸗ 
reglement vom 6. April 1803 Platz greifen. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Wilhelmshöhe, den 16. Auguſt 1905. 
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D. Nachbarrecht bei Bauausführungen. 


1. Bürgerliches Geſetzbuch. 
(Auszug.) 


8 906. Der Eigentümer eines Grundſtücks kann die Zuführung 
von Gaſen, Dämpfen, Gerüchen, Rauch, Ruß, Wärme, Geräuſch, Er⸗ 
Benz und ähnliche von einem anderen Grundſtück ausgehende 

inwirkungen inſoweit nicht verbieten, als die Einwirkung die Bes 
nutzung ſeines Grundſtücks nicht oder nur unweſentlich beeinträchtigt 
oder durch eine Benutzung des anderen Grundſtücks herbeigeführt wird, 
die nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grundſtücken dieſer Lage 
re m ift. Die Zuführung durch eine beſondere Leitung iſt un ⸗ 
uläſſig. 0 
g 5 907. Der Eigentümer eines Grundſtücks kann verlangen, daß 
auf den Nachbargrundſtücken nicht Anlagen hergeſtellt oder gehalten 
werden, von denen mit Sicherheit vorauszuſehen iſt, daß ihr Beſtand 
oder ihre Benutzung eine unzuläſſige Einwirkung auf ſein Grundſtück 

ur Folge hat. Genügt eine Anlage den landesgeſetzlichen Vor⸗ 
chriften, die einen beſtimmten Abſtand von der Grenze oder ſonſtige 
Schutzmaßregeln vorſchreiben, ſo kann die Beſeitigung der Anlage erſt 
verlangt werden, wenn die unzuläſſige Einwirkung katſächlich hervortritt. 

Bäume und Sträucher gehören nicht zu den Anlagen im Sinne 
dieſer Vorſchriften. 

$ 908. Droht einem Grundſtücke die Gefahr, daß es durch den 
Einſturz eines Gebäudes oder eines anderen Werkes, das mit einem 
Nachbargrundſtücke verbunden iſt, oder durch die Ablöſung von Teilen 
des Gebäudes oder des Werkes beſchädigt wird, jo kann der Eigen ⸗ 
tümer von demjenigen, welcher nach dem § 836 Abſ. 1 oder den 
59 837, 838 für den eintretenden Schaden verantwortlich fein würde. 
Wang Faß er die zur Abwendung der Gefahr erforderliche Vor⸗ 
ehrung . 

8 909. Ein Grundſtück darf nicht in der Weiſe vertieft werden. 
daß der Boden des Nachbargrundſtücks die erforderliche Stütze ver⸗ 
ri Fa denn, daß für eine genügende anderweitige Befeſtigung 
geſorgt ift. 

$ 912. Hat der Eigentümer eines Grundſtücks bei der Errichtung 
eines Gebäudes über die Grenze gebaut, ohne daß ihm Vorſatz oder 
grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt, ſo hat der Nachbar den Überbau zu 
dulden, es ſei denn, daß er vor oder ſofort nach der Grenzüber⸗ 
ſchreitung Widerſpruch erhoben hat. F 

Der Nachbar ift durch eine Geldrente zu entſchädigen. Für die 
Höhe der Rente iſt die Zeit der Grenzüberſchreitung maßgebend. 


2. Allgemeines Landrecht. 
a) Teil I Titel 8. 
8 118. Die Raine der ſogenannten Pflugrechte dme benach⸗ 
barten Grundſtücken werden in der Regel als gemeinſchaftliches Eigen⸗ 
tum angeſehen. f 


9.119. Sie dürfen alſo von keinem der benachbarten Beſitzer, ohne 
Einwilligung der Miteigentümer, verändert oder geſchmälert werden. 

$ 120. Auch die Winkel oder Zwiſchenräume zwiſchen den Häuſern 
werden in der Regel für gemeinſchaftlich geachtet. 

8 121. Hat jedoch bisher nur einer der Nachbarn die Traufe 
dahin fallen laſſen und nur allein Goſſen, Privat⸗ oder offene Fenſter 
pe gehabt, jo wird vermutet, daß der Zwiſchenraum ihm eigentlich 
gehöre. i 

$ 122. In einem zwiſchen zwei Häuſern gelegenen Winkel darf 
auch der. welchem ſelbiger eigentümlich gehört, die Röhre von einem 
Windofen ohne des Nachbars Einwilligung nicht führen. 

$ 123. Die Anlegung neuer Erker, Altane, Wetterdächer, Dach⸗ 
traufen und anderer über die Grenzen ragender Bauwerke iſt der 
Nachbar zu dulden nicht verpflichtet. 

§ 124. Wer an feinem Haufe Bäume oder Weinreben anpflanzen 
will, muß dieſelben r hinter ein Geländer ziehen, daß weder 
— — noch das Geländer die Wände der benachbarten Gebäude 
erühren. 

§ 125. Schweineſtälle, Kloaken, Dünger⸗ und Lohgruben und 
andere den Gebäuden ſchädliche Anlagen müſſen wenigſtens 3 Fuß 
rheinländiſch von den benachbarten Gebäuden, Mauern und Scheunen 
entfernt bleiben. 

126. Auch müſſen dergleichen Gruben und Behältniſſe von 

Grund aus aufgemauert werden. 

$ 127. Von Bäumen des Nachbars müſſen dergleichen Anlagen 
wenigſtens drei Werkſchuhe zurücktreten. 

§ 128. Wer auf ſeinem Grund und Boden, jedoch an der Seite 
des Nachbars hin, Rinnen und Kanäle an der Erde zur Abführung 
des Waſſers anlegen will, muß gegen die Wand des Nachbars wenig⸗ 
ſtens noch einen Raum von einem Werkſchuh freilaſſen. | 

§ 129. Anlagen, durch welche der ſchon vorhandene Brunnen des 
Nachbars verunreinigt oder unbrauchbar gemacht werden würde, ſind 
unzuläſſig. ö 

§ 130. Dagegen kann die Grabung eines Brunnens auf eigenem 
Grund und Boden, wenngleich dadurch dem Nachbar ſein Waſſer ent⸗ 
zogen wird, dem Eigentümer nicht gewehrt werden, ſobald der Nachbar 
desfalls kein beſonderes Unterſagungsrecht erlangt hat. 

$ 131. Doch darf innerhalb dreier Werkſchuhe von des Nachbars 
Grenze kein neuer Brunnen angelegt werden. 

be 132. Überhaupt darf unter des Nachbars Grunde niemand 
graben. 

- 8133. Back-, Brenn⸗ oder Schmelzöfen oder Feuerherde können 
an der gemeinſchaftlichen oder dem Nachbar gehörenden Scheidewand 
ohne deſſen Bewilligung nicht angelegt werden. 
$ 134. Dagegen iſt ein jeder an der gemeinſchaftlichen Mauer, 
auch ohne eg Rückfrage mit dem Nachbar, Schornſteine anzu⸗ 
legen wohl befugt. . 
s 135. Eine gemeinſchaftliche Mauer kann jeder Nachbar an 
feiner Seite bis zur Hälfte der Dicke zu feinem Nutzen gebrauchen, 
inſofern dadurch dem Gebäude ſelbſt kein Nachteil geſchieht. 
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8 136. Doch müſſen Wandſchränke und andere dergleichen An⸗ 
lagen in einer ſolchen Mauer dergeſtalt ne werden, daß fie 
nicht auf diejenigen treffen, welche der Nachbar auf der entgegen⸗ 
ſtehenden Seite bereits angelegt hat. 8 18 
. 8137. Um Licht in ſein Gebäude zu bringen, kann ein jeder 
Offnungen und Fenſter in ſeine eigene Wand oder Mauer machen, 
. ii gleich eine Ausſicht über die benachbarten Grundſtücke 
gewähren. 

§ 138. Sollen jedoch die Offnungen in einer unmittelbar an des 


Nachbars Hof oder Garten ſtoßenden Wand oder Mauer gemacht 


werden, ſo müſſen dieſelben, wo es die Umſtände geſtatten, ſechs Fuß 
von dem Boden des Zimmers oder Behältniſſes erhöht, in allen Fällen 
aber mit eiſernen nur zwei Zoll von einander ſtehenden Stäben oder 
mit einem Drahtgitter verwahrt ſein. 
139. Neu errichtete Gebäude müſſen von älteren ſchon vor⸗ 
andenen Gebäuden des angrenzenden Nachbars, wenn nicht beſondere 
Polizeigeſetze ein anderes vorſchreiben, wenigſtens drei Werkſchuhe 
zurücktreten. 
$ 140. Stößt aber das neue Gebäude auf einen unbebauten Platz des 
Nachbars, ſo iſt ein Abſtand von anderthalb Werkſchuhen hinreichend. 
$ 141. Übrigens kann aber jeder in der Regel auf ſeinem Grund 
en Abe fo nahe an die Grenze und jo hoch bauen, als er es für 
gut findet. 
8 142. Sind jedoch die Fenſter des Nachbars, vor welchen gebaut 


werden ſoll, ſchon ſeit zehn Jahren oder länger vorhanden, und die 


Behältniſſe, wo fie ſich befinden, haben nur von dieſer Seite her Licht, 
ſo muß der neue Bau ſoweit zurücktreten, daß der Nachbar noch aus 
den ungeöffneten Fenſtern des untern Stockwerkes den Himmel er⸗ 
blicken könne. 

§ 143. Hat in dieſem Falle das Gebäude des Nachbars, in 
welchem die Fenſter ſich befinden, noch von einer anderen Seite Licht, 
ſo iſt es genug, wenn der neue Bau nur ſoweit zurücktritt, daß der 
Nachbar aus den ungeöffneten Fenſtern des zweiten Stockwerkes den 
Himmel ſehen könne. 

144. Sind aber die Fenſter des Nachbars, vor welchen gebaut 
werden ſoll, noch nicht ſeit zehn Jahren vorhanden, ſo iſt der Bauende 
blos an die § 139 beſtimmte Entfernung gebunden. 

8145. Der Nachbar kann alsdann dem neuen Baue, wodurch 
ihm das Licht genommen wird, nur inſofern widerſprechen, als er ein 
Unterſagungsrecht dagegen beſonders erworben hat. (Tit. 22.) 5 

146. Wo eine ſolche Grundgerechtigkeit obwaltet, da findet, im 
Mangel ausdrücklich verabredeter, die geſetzliche Beſtimmung des 8 142 
Anwendung. 

147. In allen 88 139, 140, 142, 143 und 146 beſtimmten 
Fällen bleibt der unbebaute Zwiſchenraum nach wie vor ſeinem bis⸗ 
herigen Eigentümer und kann von demſelben zu jedem in den Geſetzen 
nicht verbotenen Gebrauche angewendet werden. 

§ 148. Neue Türen, welche unmittelbar auf des Nachbars 
Grund und Boden führen, dürfen wider deſſen Willen niemals ange⸗ 
legt werden. 


149. In der Regel ift ein e ſeine Grundſtücke durch Ban 


Pant „Mauern oder andere Scheidewände von den Grundſtücken 
ſeines Nachbars zu trennen, berechtigt. 

1 Dergleichen Scheidungen müſſen aber die Grenzen gegen 
den Nachbar niemals überſchreiten, noch demſelben in dem Gebrauche 
ſeines ae hinderlich werden. 


Zu Befriedigungen in der Feldflur iſt der Eigentümer 


nur inſofern befugt, als nicht Kozzelweiden, Hütungs⸗ oder andere 

Grundgerechtigkeiten entgegenſtehen. ? 

$ 152. Wer eine neue Scheidung in einer Gegend, wo bisher 
= feine vorhanden geweſen ift, anlegen will, muß nicht nur die 
or age, ſondern auch die fernere Unterhaltung auf feine Koſten be⸗ 

orgen. N . 

§ 153. Überhaupt liegt die Unterhaltung ſolcher Scheidungen dem⸗ 
jenigen ob, welchem erweislich das Eigentum derſelben gebührt. 

$ 154. Kann nicht ausgemittelt werden, wer der Eigentümer 
einer ſolchen Scheidung ſei, ſo wird bei Planken derjenige, gegen deſſen 
Grund die Stiele, Ständer oder Pfoſten derſelben ſtehen, für den 
Eigentümer geachtet und iſt die Planke zu unterhalten ſchuldig. 

§ 155. Dagegen muß ihm aber der Nachbar, von deſſen Seite 
die Bretter angeſchlagen ſind, den Zutritt auf ſeinen Grund und Boden 
bei notwendigen, an der Planke ſich ereignenden Bauen und Repara⸗ 
turen geſtatten. 

$ 156. Die Abdachung der Stiele muß nach der Seite desjenigen 
Grundes geſchehen, deſſen Eigentümern die Planke gehört. 

g 157. Sind die Bretter in die Mitte der Stiele eingefalzt, ſo iſt 
die Planke für gemeinſchaftlich de achten und muß von beiden Teilen 
a Ein unterhalten werden. 

158. 


Was von Planken verordnet iſt, gilt in der Regel auch 


von Staketen. n 

RK Bei gemauerten Scheidewänden gilt die Vermutung, daß 
die Mauer demjenigen gehöre, auf deſſen Seiten ſich Vertiefungen oder 
ſogenannte Blenden befinden. 


160. Sind dergleichen Blenden auf beiden Seiten anzutreffen, 
ſo wird die Scheidemauer, im zweifelhaften Falle, für gemeinſchaftlich 


angejehen. 
$ 161. Sind = keine Blenden an der Mauer befindlich, jo ift 
dieſelbe im zweifelhaften Falle für gemeinſchaftlich oder einſeitig zu 
achten, je nachdem die darauf liegenden Platten auf beiden Seiten 
oder nur auf einer überlaufen. 8 
$ 162. Bei Zäunen oder Wellerwänden ift in der Regel jeder 
Beſitzer ſtädtiſcher Grundſtücke und Gärten den Zaun rechter Hand 
Fe Eintritt in den Haupteingang zu bauen und zu unterhalten 
uldig. 
8 163. Hat aber jemand durch einen neuen Bau feinen Haupt» 
eingang ähnlich verändert, ſo behält er dennoch, in Rückſicht der zu 
unterhaltenden Zäune, eben die Verbindlichkeit, welche er vor der 
Veränderung gehabt hat. : 
8 164. Hat bisher ein Gebäude die Haltung eines Zaunes un⸗ 
nötig gemacht, ſo muß der, welcher dieſes Gebäude wegnimmt, den 


dafür anzulegenden Zaun machen und unterhalten; ſelbſt wenn er 
ſonſt, nach der Regel des § 162, dazu nicht verpflichtet ein würde. 

8 165. Wenn ein zur linken Hand neu anbauender achbar ſeinen 
Hof oder Garten ſchließen will, ſo muß er den daſelbſt bereits vor⸗ 
handenen Zaun ſeines Nachbars zur Unterhaltung übernehmen. 

§ 166. Die Koften der erſten Anlage aber iſt er dem Nachbar zu 
vergüten nicht ſchuldig. s 

167. Der Quer- oder Rückzaun muß von beiden gegen⸗ 
einanderliegenden Nachbarn gemeinſchaſtlich angelegt und unterha ten 


erden. 
8 168. Überhaupt ift in allen Fällen, wo weder ein einſeitiges 


Eigentum ausgemittelt werden kann, noch die beſtehenden beſonderen 
Beſtimmungen (88 154—165) eintreten, die Pflicht zur Unterhaltung 
der zwiſchen den Grundſtücken zweier Nachbarn befindlichen Scheidungen 
beiden gemeinſchaftlich. ; 

169. Scheidungen zwiſchen Höfen müſſen in der Regel nicht 
unter ſechs, zwiſchen Gärten aber, ſowohl in Städten als auf dem 
Lande, nicht unter fünf Fuß hoch fein. 

8 170. Wo es die Umſtände zulaſſen, ſollen künftig re der 
lzernen Zäune, bei Gärten und geſchloſſenen Ackerſtücken, ebendige 
cken angelegt werden. 

9.171. Auch iſt der Eigentümer eines hölzernen Scheidezaunes 

allezeit befugt, an deſſen Stelle eine lebendige Hecke anzulegen. 

172. Er iſt aber auch ſchuldig, die Anlage nach der Weiſung 
der Sachverſtändigen ſo zu machen und zu a daß durch die 
Hecke das Eigentum des Nachbars ebenſo gut als durch den Zaun 
geſichert werde. f 5 

8 178. Lebendige Hecken, welche zwei geſchloſſene Grundſtücke von 


einander unterſcheiden, muſſen ſtets ſo angelegt werden, daß dadurch 


dem Nachbar kein Schaden entſtehe. l 5 
8 174. Will alſo jemand gegen die Grenze ſeines Nachbars eine 
neue lebendige Hecke anlegen, ſo muß er ohne Unterſchied der Holzart, 
— . ei gewählt wird, anderthalb Fuß von des Nachbars Grenze 
reten. 

8 175. Das Eigentum an dieſem anderthalb Fuß breiten Erd⸗ 
reiche bleibt inzwiſchen dem, welcher die Hecke zu ſeinem Gebrauche 
angelegt hat, vorbehalten. 

§ 176. Auch bleibt ihm in ſolchem Falle die Benutzung des Aus⸗ 
wuchſes der Hecke von beiden Seiten. 

§ 177. Doch iſt der Nachbar den Auswuchs der Hecke oder deren 
Er ki die Grenzlinie zu dulden nicht verpflichtet. (Titel 9. 

5 seq. 

8.178. Eine mit Bewilligung beider Nachbarn ſtatt eines 
bisherigen gemeinſchaftlichen Zaunes angelegte Hecke wird ebenfalls, 
ee Anſehung der Unterhaltung als der Abnutzung, gemein- 

Ich. 
8 179. Jeder Nachbar iſt alſo den Auswuchs auf ſeiner Seite 
ſich anzueignen wohl berechtigt. 
8 180. Eine ſolche gemeinſchaftliche Hecke muß auf derſelben Linie, 
wo vorher der Zaun geſtanden hat, angelegt werden. 
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$ 181. Doch müſſen beide Nachbarn dahin ſehen, daß durch die 
Hecke die geſetzmäßige Breite des daran hingehenden Weges in der 
Folge nicht geſchmälert werde. t 
. 8 182. Wider den Willen des einen Nachbars iſt der andere, 
einen bisherigen gemeinſchaftlichen Zaun in eine lebendige Hecke zu 
verwandeln, der Regel nach nicht befugt. REN 
8 183. Will jedoch derſelbe mit der Hecke von der bisherigen 
Linie um die § 174 beſtimmte Breite zurücktreten und ſowohl die Koſten 
der Anlegung als der künftigen Unterhaltung allein übernehmen, ſo 
gebühret dem Nachbar dagegen kein Recht zum Widerſpruche. 
8 184. Von einer folden Hecke gilt alsdann alles, was 8$ 175 
bis 177 verordnet iſt. j ; 
N 185. Wer feinen Grund und Boden erhöhen will, muß mit 
dieſer Erhöhung drei Fuß von dem Zaune, der Mauer oder der Planke 
des Nachbars zurückbleiben. 1 
$ 186. Daraus, daß der Nachbar die Erhöhung in einer größeren 
Nähe ohne ausdrücklichen dare geſchehen läßt, folgt noch nicht, 
daß © 2 Erſatze des daraus in der Folge erwachſenden Schadens 
entſa abe. - 

187. One jemand feinen Grund und Boden durch An- 
legen eines Graben oder ſonſt, ſo muß ein Wall von drei Fuß breit 
gegen die benachbarte Verzäunung ſtehen bleiben. 

$ 188. Derjenige, auf deſſen Grund und Boden fi) der Auſwurf 
eines Grabens befindet, hat die Vermutung, daß er Eigentümer des 
rg ſei, für ſich und muß alſo auch für die Unterhaltung desſelben 
orgen. 
$ 189. Wer ein Gebäude an der Grenze aufführt, darf, inſofern 
er nicht ein beſonderes Recht dazu erworben hat, die Dachtraufe 
ve auf des Nachbars Grund und Boden noch über denſelben hinweg 
eiten. 
§ 190. Einſchränkungen des Eigentums, welche die Geſetze zum 
Beſten des gemeinen Weſens vorſchreiben, können nur mit Einwilligung 
des Staats aufgehoben werden. 
191. Einſchränkungen, welche nur zum Beſten gewiſſer Perſonen 
ſeſtgeſetzt ſind, können durch verbindliche Willenserklärung dieſer 
8 aufhören. (Tit. 22.) 


b) Teil I, Titel 22. 


$ 55. Das Recht, auf die eigentümliche Mauer eines anderen zu 
bauen oder einen Balken auf dieſelbe zu legen, muß als eine Grund⸗ 
gerechtigkeit beſonders erworben werden. 
§.56. Eine ſolche Mauer muß der Eigentümer unterhalten, oder 
das Eigentum derſelben aufgeben und es dem Berechtigten überlaſſen. 
Wenn der Eigentümer einer Mauer, die das Gebäude eines 
anderen unterſtützt, dieſelbe ausbeſſert oder von neuem aufführt, ſo 
muß er das Gebäude ſo lange auf ſeine Koſten unterſtützen. 
8 58. Hat aber ein bloßer Zufall den Bau nötig gemacht, oder 
wird ſelbiger von dem Verpflichteten bloß zum Beſten des Berechtigten 
eführt, ſo muß letzterer für die Unterſtützung ſeines Gebäudes in der 
wiſchenzeit, bis der Bau vollendet werden kann, ſelbſt ſorgen. 
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8 59. Auch die als Grundgerechtigkeit jemandem zukommende 
Befugnis der Dachtraufe oder des Ausguſſes auf das benachbarte 
Grundſtück muß allemal ſo eingerichtet werden, daß der Nachbar da⸗ 
durch ſo wenig Nachteil als möglich erleide. 

60. Iſt zur Abführung der Flüſſigkeit ein Kanal erforderlich, 
ſo muß derſelbe bedeckt und mit einem eiſernen Gitter verſehen werden. 

61. Wer das Traufrecht hat, muß dennoch geſchehen laſſen, 
daß der Nachbar in der nach allgemeinen Vorſchriften zuläſſigen Nähe 
an ſeinen Gebäuden herauf baue, wenn er nur unter der Traufe bleibt 
und ſelbige unter ſein Dach nimmt. 

62. Das Recht der freien Ausſicht ſchließt die Befugnis in ſich, 
auch in einer an des Verpflichteten Hof oder Garten unmittelbar an⸗ 
ſtoßenden Mauer neue Fenſter zu öffnen. 


— 


E. Gewerbliche Anlagen. 
1. Reichsgewerbeordnung. 


8 16. Zur Errichtung von Anlagen, welche durch die örtliche 
Lage oder die Beſchaffenheit der Betriebsſtätte für die Beſitzer oder 
Bewohner der benachbarten Grundſtücke oder für das Publikum über⸗ 
haupt erhebliche Nachteile, Gefahren oder Naa herbeiführen 
können, iſt die Genehmigung der nach den Landesgeſetzen zuſtändigen 
Behörde erforderlich. 

Es gehören dahin: 

Schießpulverfabriken, Anlagen zur Feuerwerkerei und zur 
Bereitung von Zündſtoffen aller Art, Gasbereitungs⸗ und 
Gasbewahrungsanſtalten, Anſtalten zur Deſtillation von Erdöl, 
Anlagen zur Bereitung von Braunkohlenteer, Steinkohlenteer 
und Koks, ſofern ſie außerhalb der Gewinnungsorte des 
Materials errichtet werden, Glas⸗ und Rußhütten, Kalk-, 
Ziegel⸗ und Gipsöfen, Anlagen zur Gewinnung roher Metalle, 
Röſtöfen, Metallgießereien, 4 — ſie nicht bloße Tiegel⸗ 
gießereien find, Hammerwerke, chemiſche Fabriken aller Art, 
Schnellbleichen, Firnisſiedereien, Stärkefabriken, mit Aus⸗ 
nahme der Fabrilen zur Bereitung von Kartoffelſtärke, Stärke⸗ 
firupsfabrifen, Wa stuch⸗, Darmſaiten⸗, Dachpappen⸗ und 
Dachfilzfabriken, Leim⸗, Tran und Seifenſiedereien, Knochen⸗ 
brennereien, Knochendarren, Knochenkochereien und Knochen⸗ 
bleichen, Zubereitungsanſtalten für Tierhaare, Talgſchmelzen, 
Schlächtereien, Gerbereien, Abdeckereien, Poudretten⸗ und 
Düngpulverfabriken, Stauanlagen für Waſſertriebwerke (8 23), 
Hopfen⸗Schwefeldörren, Aſphaltkochereien und Pechſiedereien, 
ſoweit ſie außerhalb der Gewinnungsorte des Materials er⸗ 
richtet werden, Strohpapierſtoffabriken, Darmzubereitungs⸗ 
anſtalten, Fabriken, in welchen Dampfkeſſel oder an gere 
Blechgefäße durch Vernieten hergeſtellt werden, Kalifabriken 
und Anſtalten zum rägnieren von Holz mit erhitzten 
Teerölen, Kunſtwollefabriken, Anlagen zur Herſtellung von 


IE, 


Zelluloid und Degrasfabriken, die Fabriken, in welchen Röhren 
aus Blech durch ieten hergeſtellt werden, ſowie die An⸗ 
lagen zur Erbauung eiſerner Schiffe, zur Herſte ng eiſerner 
Brücken oder ſonſtiger eiſerner Baukonſtruttionen, die Anlagen 
zur Deſtillation oder zur Verarbeitung von Teer und von 
Teerwaſſer, die Anlagen, in welchen aus Holz⸗ oder ähnlichem 
Faſermaterial auf chemiſchem Wege Papierſtoff hergeſtellt 
wird (Zelluloſefabriken), die Anlagen, in welchen Albumin⸗ 
papier hergeſtellt wird, die Anſtalten zum Trocknen und 
Einſalzen ungegerbter Tierfelle; or die Verbleiungs⸗, Ver⸗ 
innungs⸗ und Verzinkungsanſtalten, die Anlagen zur Her⸗ 
ae von Gußſtahlkugeln mittels e Kugel⸗ 


5 ung von Zündſchnüren 
und von elektriſchen Zünd 
Das vorſtehende Verzeichnis kann je nach Eintritt oder fall 
der im Eingange gedachten Vorausſetzung, durch Beſchluß des es⸗ 
rats, vorbehaltlich der Genehmigung des nächſtfolgenden Reichstags, 
abgeändert werden. a 
$ 17. Dem Antrag auf die Genehmigung einer ſolchen Anlage 
müſſen die zur Erläuterung erforderlichen Zeichnungen und Beſchrei⸗ 
bungen beigefügt werden. 
Iſt gegen die Vollſtändigkeit dieſer Vorlagen nichts zu erinnern, 
o wird das Unternehmen mittels einmaliger Einrückung in das zu 
n amtlichen Bekanntmachungen der Behörde ($ 16) beſtimmte Blatt 
zur öffentlichen Kenntnis gebracht, mit der Aufforderung, etwaige Ein⸗ 
wendungen gegen die neue Anlage binnen vierzehn Tagen anzubringen. 
Die Friſt nimmt ihren Anfang mit Ablauf des Tages, an welchem 
das die Bekanntmachung enthaltende Blatt ausgegeben worden, und 
iſt für alle Einwendungen, welche nicht auf privatrechtlichen Titeln 
beruhen, präkluſiviſch. 3 . 
§ 18. Werden keine Einwendungen angebracht, jo hat die Behörde 
zu prüfen, ob die Anlage erhebliche Gefahren, Nachteile oder Beläſti⸗ 
gungen für das Publikum herbeiführen könne. Auf Grund dieſer 
Prüfung, welche ſich zugleich auf die Beachtung der beſtehenden bau-, 
feuer» und geſundheitspolizeilichen Vorſchriften erſtreckt, iſt die Ge⸗ 
nehmigung zu verſagen oder, unter Seltiebung der ſich als nöti 
ergebenden Bedingungen, zu erteilen. Zu den etzteren gehören ai} 
diejenigen Anordnungen, welche zum Schutze der Arbeiter gegen Gefahr 
für Geſundheit und Leben notwendig find. Der Beſcheid iſt ſchriftlich 
auszufertigen und muß die feſtgeſetzten Bedingungen enthalten; er 
muß mit Gründen verſehen ſein, wenn die Genehmigung verſagt oder 
nur unter Bedingungen erteilt wird. \ 
$ 19. Einwendungen, welche auf beſonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen, ſind zur richterlichen Entſcheidung zu verweiſen, ohne daß von 
. derſelben die Genehmigung der Anlage abhängig ge⸗ 
macht wird. 
Andere Einwendungen dagegen ſind mit den Parteien vollſtändig 
— erörtern. Nach Abſchluß dieſer Erörterung erfolgt die Prüfung und 
Entſcheidung nach den im $ 18 enthaltenen Vorſchriften. Der Beſcheid 
iſt ſowohl Be Unternehmer als dem Widerſprechenden zu eröffnen. 


äsmaſchinen), die Anlagen zur Herſte 
ern. 
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8 192. In dem Beſcheide kann dem Unternehmer auf ſeine Gefahr, 
unbeschadet des Rekursverfahrens ($ 20), die unverzügliche Ausführung 
der baulichen Anlagen geſtattet werden, wenn er dies vor Schluß der 
Erörterung beantragt. Die Geſtattung kann von einer Sicherheits⸗ 
leiſtung abhängig emacht werden. } 

8 20. Gegen den Beſchluß iſt Rekurs an die nächſtvorgeſetzte Be⸗ 
hörde zuläſſig, welche bei Verlust desſelben binnen vierzehn Tagen, 
vom Tage der Eröffnung des Beſcheids an gerechnet, gerechtfertigt 
werden muß. I: 

Der Rekursbeſcheid ift den Parteien ſchriftlich zu eröffnen und 
muß mit Gründen verſehen ſein. 

g 21. Die näheren Beſtimmungen über die Behörden und das 
Verfahren, ſowohl in der erſten als in der Rekurs⸗Inſtanz, bleiben 
den Banbeagejeben vorbehalten. Es find jedoch folgende Grundſätze 
einzuhalten: 

> 22 In erſter oder in zweiter Inſtanz muß die Entſcheidung durch 
eine kollegiale Behörde erfolgen. Dieſe Behörde iſt befugt, 
Unterſuchungen an Ort und Stelle zu veranlaſſen, Zeugen 
und Sachverſtändige zu laden und eidlich zu vernehmen, 
en den angetretenen Beweis in vollem Umfange zu 
erheben. 

2. Bildet die kollegiale Behörde die erſte Inſtanz, jo erteilt ſie 
ihre Entſcheidung in öffentlicher Sitzung nach erfolgter Ladung. 
und Anhörung der Parteien, auch in dem Falle, wenn zwar 
Einwendungen nicht angebracht ſind, die Behörde aber nicht 
ohne weiteres die Genehmigung erteilen will, und der Antrag⸗ 
ſteller innerhalb vierzehn Tagen nach Empfang des die Ge⸗ 
nehmigung verſagenden oder nur unter Bedingungen ertei⸗ 
lenden Beſcheids der Behörde auf mündliche Verhandlung 


anträgt. 6 
3. Bildet die kollegiale Behörde die zweite Inſtanz, ſo erteilt 
ſie ſtets ihre Entſcheidung in öffentlicher Sitzung nach er⸗ 
folgter Ladung und Anhörung der Parteien. . 
4. Als Parteien ſind der Unternehmer (Antragſteller), ſowie die⸗ 
jenigen Perſonen zu betrachten, welche Einwendungen erhoben 


aben. 

5. Die Offentlichkeit der Sitzungen kann unter entſprechender 
Anwendung der 88 173 bis 176 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 0 

8 21 a. Die Sachverſtändigen (§ 21 Ziffer 1) haben über die Tat⸗ 
ſachen, welche durch das Verfahren zu ihrer Kenntnis kommen, Ver⸗ 
ſchwiegenheit zu beobachten und ſich der Nachahmung der von dem 
Unternehmer geheim gehaltenen, zu ihrer Kenntnis gelangten Betriebs⸗ 

4 a Betriebsweiſen, ſolange als dieſe Betriebsgeheimniſſe 

find, zu enthalten. 

8 8 22. Die durch unbegründete Einwendung erwach enden Koſten 
fallen dem Widerſprechenden, alle übrigen Koften, welche durch das 
Verfahren entſtehen, dem Unternehmer zur Laſt. F 

In den Beſcheiden über die Zuläſſigkeit der neuen Anlagen wird 
zugleich die Verteilung der Koſten feſtgeſetzt. 0 


an 


5 23. Bei den Stauanlagen für Waſſertriebwerke find außer 
den Beſtimmungen der 88 17 bis 22 die dafür beſtehenden landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften anzuwenden. 

Der n eebrung bleibt vorbehalten, die fernere Benutzung 
beſtehender und die Anlage neuer Privatſchlächtereien in ſolchen Orten, 
für welche öffentliche Schlachthäuſer in genügendem Umfange vorhanden 
ſind oder errichtet werden, zu unterſagen. 

Soweit durch Tanbestcfe Vorſchriſten Beſtimmungen . 
werden, wonach gewiſſe Anlagen oder gewiſſe Arten von Anlagen in 
einzelnen Ortsteilen gar nicht oder nur unter beſonderen Beſchränkungen 
zugelaſſen ſind, finden dieſe Beſtimmungen auch auf Anlagen der im 
$ 16 erwähnten Art Anwendung. 

$ 24. Zur Anlegung von Dampfkeſſeln, dieſelben mögen zum 
Maſchinenbetriebe beſtimmt ſein oder nicht, Hi die Genehmigung der 
nach den Landesgeſetzen zuſtändigen Behörde erforderlich. Dem Geſuche 
rn 5 zur Erläuterung erforderlichen Zeichnungen und Beſchreibungen 

eizufügen. 3 Tan eh 

Die Behörde hat die ae der Anlage nach den beſtehenden 
bau⸗, feuer⸗ und geſundheitspolizeilichen Vorſchriften ſowie nach 
denjenigen allgemeinen polizeilichen Beſtimmnngen zu — welche 
von dem Bundesrat über die Anlegung von Dampfkeſſeln erlaſſen 
werden. Sie hat nach dem Befunde die Genehmigung entweder 
zu verſagen oder unbedingt zu erteilen oder endlich bei Erteilung 

asche die erforderlichen Vorkehrungen und Einrichtungen vor⸗ 
zuſchreiben. ö 

Bevor der Keſſel in Betrieb genommen wird, iſt zu unterſuchen, 
ob die Ausführung den Veſtimmungen der erteilten Genehmigung 
entſpricht. Wer vor dem Empfange der hierüber auszufertigenden 
Beſcheinigung den Betrieb beginnt, hat die im 8 147 angedrohte 
Strafe verwirkt. £ . 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für bewegliche 
Dampfkeſſel. 1 

Fur den Rekurs und das Verfahren über denſelben gelten die 
Vorſchriften der SS 20 und 21. 

$ 25. Die Genehmigung zu einer der in den 2 16 und 24 be⸗ 
zeichneten Anlagen bleibt ſolange in Kraft, als keine Anderung in der 
Lage oder Beſchaffenheit der Betriebsſtätte vorgenommen wird, und 
bedarf unter dieſer Vorausſetzung auch dann, wenn die Anlage an 
einen neuen Erwerber übergeht, einer Erneuerung nicht. Sobald aber 
eine Veränderung der Betriebsſtätte vorgenommen wird, iſt dazu die 
Genehmigung der zuſtändigen Behörde nach Maßgabe der 88 17 bis 23 
einſchließlich beziehungsweiſe des § 24 notmendig. Eine gleiche Ge⸗ 
nehmigung iſt erforderlich bei weſentlichen Veränderungen in dem 
Betrieb einer der im $ 16 genannten Anlagen. Die zuſtändige Be⸗ 
hörde kann jedoch auf Antrag des Unternehmers von der Bekannt⸗ 
machung ($ 17) Abſtand nehmen, wenn fie die Überzeugung gewinnt, 
daß die beabſichtigte Veränderung für die Beſitzer oder Bewohner be⸗ 
— . N Grundſtücke oder das Publikum überhaupt neue oder 

rößere Nachteile, Gefahren oder Beläſtigungen, als mit der vor⸗ 
andenen Anlage verbunden ſind, nicht herbeiführen werde. 


Diefe Beſtimmungen finden auch auf gewerbliche Anlagen (88 16 
und 24) Anwendung, welche bereits vor Erlaß dieſes Geſetzes be⸗ 
ſtanden haben. N 

26. Soweit die beſtehenden Rechte zur Abwehr benachteiligender 
Einwirkungen, welche von einem Grundſtück aus auf ein benachbarets 
Grundſtück geübt werden, dem Eigentümer oder Beſitzer des letzteren 
eine Privatklage gewähren, kann dieſe Klage einer mit obrigkeitlicher 
Genehmigung errichteten gewerblichen Anlage gegenüber niemals auf 
Einſtellung des Gewerbebetriebes, ſondern nur auf Herſtellung von 
Einrichtungen, welche die benachteiligende Einwirkung ausſchließen, 
oder, wo ſolche Einrichtungen untunlich oder mit einem gehörigen 
Betriebe des Gewerbes unvereinbar ſind, auf Schadloshaltung ge⸗ 
richtet werden. 5 

27. Die Errichtung oder Verlegung ſolcher Anlagen, deren 
Betrieb mit ungewöhnlichem Geräuſche verbunden iſt, muß, ſofern ſie 
nicht de nach den Vorſchriften der 88 16 bis 25 der Genehmigung 
bedarf, der Ortspolizeibehörde angezeigt werden. Letztere hat, wenn 
in der Nähe der gewählten Betriebsſtätte Kirchen, Schulen oder andere 
öffentliche Gebäude, Krankenhäuſer oder Heilanſtalten vorhanden find, 
deren beſtimmungsmäßige Benutzung durch den Gewerbebetrieb auf 
dieſer Stelle eine erhebliche Störung erleiden würde, die Entſcheidung 
der höheren Verwaltungsbehörde darüber einzuholen, ob die Aus⸗ 
übung des Gewerbes an der gewählten Betriebsſtätte zu unterſagen 
oder nur unter Bedingungen zu geſtatten ſei. 

8 28. Die höheren Verwaltungsbehörden“) ſind befugt, über die 
Entfernung, welche bei Errichtung von durch Wind bewegten Trieb⸗ 
werken von benachbarten fremden Grundſtücken und von öffentlichen 
Wegen innezuhalten iſt, durch Polizeiverordnung Beſtimmung zu treffen. 

§ 120. Die Gewerbeunternehmer find verpflichtet, die Ar beits⸗ 
räume, Betriebsvorrichtungen, Maſchinen und Gerätſchaften ſo ein⸗ 
Feber und zu unterhalten und den Betrieb ſo zu regeln, daß die 

rbeiter gegen Gefahren für Leben und Geſundheit ſoweit geſchützt 
ſind, wie es die Natur des Betriebes geſtattet. 0 

Insbeſondere iſt für genügendes Licht, ausreichenden Luftraum 
und Luftwechſel, Beſeitigung des bei dem Betrieb entſtehenden Staubes, 
der dabei entwickelten Dünſte und Gaſe ſowie der dabei entſtehenden 
Abfälle Sorge zu tragen. 

Ebenſo ſind diejenigen Vorrichtungen herzuſtellen, welche zum 
er der Arbeiter gegen gefährliche Berührungen mit Maſchinen oder 
Maſchinenteilen oder gegen andere in der Natur der Betriebsſtätte oder 
des Betriebs liegende Gefahren, namentlich auch gegen die Gefahren, 
welche aus Fabrikbränden erwachſen können, erforderlich ſind. 

Endlich er diejenigen Vorſchriften über die Ordnung des Betriebs 
und das Verhalten der Arbeiter zu erlafien, welche zur Sicherung eines 
gefahrloſen Betriebs erforderlich find. 

2) Höhere Verwaltungsbehörde iſt in Preußen gemäß 88 137, 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung dom 30. Juli 1888 der Regierungs- 
präfldent unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes und der Oberpräfident unter 
Zustimmung des Provinzialrats. 


2 


8 147. Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark und im Unver⸗ 
mögensfalle mit Haft wird beſtraft: \ 

2. wer eine gewerbliche Anlage, zu der mit Rückſicht auf die Lage 
oder Beſchaffenheit der Betriebsſtätte oder des Lokals eine beſon⸗ 
dere Genehmigung erforderlich iſt (88 16 und 24), ohne dieſe 
Genehmigung errichtet oder die weſentlichen Bedingungen, unter 
welchen die Genehmigung erteilt worden, nicht innehält oder ohne 
neue Genehmigung eine weſentliche Veränderung der Betriebs⸗ 
ſtätte oder eine Verlegung des Lokals oder eine weſentliche Ver⸗ 
änderung in dem Betriebe der Anlage vornimmt. 

Enthält die Handlung zugleich eine Zuwiderhandlung gegen die 
Steuergeſetze, fo ſoll nicht außerdem noch auf eine Steuerſtrafe erkannt 
ber es ift aber darauf bei Zumeſſung der Strafe Rückſicht zu 
nehmen. 

In dem Falle zu 2 kann die Polizeibehörde die Wegſchaffung der 
Anlage oder die Herſtellung des den Bedingungen entſprechenden Zu⸗ 
ſtandes derſelben anordnen. 


2. Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich. (R.⸗G.⸗Bl. 1900 S. 871.) Vom 1. Mai 1904 (Min.⸗Bl. 
Seite 201). 


B. Verfahren bei Errichtung oder Veränderung genehmi⸗ 
gungspflichtiger Anlagen. 
(88 16 ff.) 

11. Anträge auf Erteilung der Genehmigung zur Errichtung der 
im 8 16 bezeichneten Anlagen und zu ihrer Veränderung ($ 25) und 
alle ſich darauf beziehenden Eingänge ſind als ſchleunige Angelegen ⸗ 
heiten zu behandeln und im Geſchäftsgang als ſolche zu bezeichnen. 
Der Antrag iſt anzubringen: s 

a) wenn die Anlage innerhalb eines Landgemeindebezirkes oder 
* Gutsbezirkes errichtet werden ſoll, bei dem 

andrat; 

b) wenn die Anlage innerhalb eines Stadtbezirkes errichtet 
werden ſoll und die Beſchlußfaſſung dem Stadtausſchuß oder 
dem Magiſtrate zuſteht, bei dieſer Behörde, anderenfalls bei 
der Polizeibehörde des Stadtbezirks. 

Handelt es ſich um die Genehmigung einer Stauanlage für ein 

m Betrieb auf Bergwerken oder Aufbereitungsanſtalten beſtimmtes 
F ſo iſt der Antrag bei dem Revierbeamten anzu⸗ 
ingen. 

Sol eine unter den $ 109 3.-©. fallende Anlage von einer Stadt⸗ 
gemeinde über 10 000 Einwohner oder von einem Landkreis in ihren 
Bezirken errichtet werden, hr ift der Antrag bei dem pn 
denten (im Stadtkreiſe Berlin bei dem Oberpräfidenten) anzubringen. 
Dieſer bezeichnet auf Grund des 8 59 L.⸗B.⸗G. die Beſchlußbehörde und 
iron an dieje den Antrag mit dem Auftrag ab, mit der Leitung des 
Vorverfahrens einen geeigneten Beamten zu beauftragen. 
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12. Aus dem Antrage wu der vollſtändige Name, der Stand 
und der Wohnort des Unternehmers erſichtlich ſein. Dem Antrage 
ſind in drei Exemplaren eine Beſchreibung, eine Situationszeichnung 
und der Bauplan der Anlage beizufügen. 

Aus dieſen Vorlagen müſſen hervorgehen: > 

a) die Größe des Grundſtückes, auf dem die Betriebsſtätte er⸗ 
richtet werden ſoll, ſeine Be eichnung im Grundbuch oder im 
Kataſter und der etwaige 8 Name; 

p) die gleichartige Bezeichnung der umliegenden Grundſtücke und 
die Namen ihrer Eigentümer; ? 

e) die Entfernung, in der die zum Betriebe beſtimmten Gebäude 
oder Einrichtungen von den Grenzen der benachbarten Grund⸗ 
ſtücke und den darauf befindlichen Gebäuden, ſowie von den 
nächſten öffentlichen Wegen liegen ſollen; 

d) die Höhe und Bauart der benachbarten Gebäude, ſofern zu 
der Betriebsſtätte Feuerungsanlagen gehören; f 

e) die Lage, Ausdehnung und Bauart ber Betriebsſtätte, die 
Beſtimmung der einzelnen Räume und ihre Einrichtung im 
allgemeinen; 

1) der Gegenſtand des Betriebs, die Grundzüge des Verfahrens 
und der anzuwendenden Apparate, die ungefähre Ausdehnung 
des Betriebs, die Arten der ſich entwickelnden Gaſe und die 
Vorkehrungen, durch die das Entweichen der Gaſe verhindert 
werden ſoll, die Beſchaffenheit der feſten und flüſſigen Abfall⸗ 
produkte, ſowie die Art ihrer Beſeitigung, insbeſondere wenn 
dieſe durch Ableitung in Waſſerläufe oe ſoll. 

Bei Schießpulver⸗ und cum wan inst ſowie bei Anlagen zur 
Feuerwerkerei und zur Bereitung von zündſtoffen aller Art ſind genaue 
Angaben über die Beſtimmung und Einrichtung der einzelnen Räume, 
ſowie über den Hergang der Fabrikation erforderlich. Auch iſt für 
jeden einzelnen Raum das Maximum der darin zu verarbeitenden oder 
zu lagernden Stoffe anzugeben. ? 

13. Bei Stauanlagen iſt eine Zeichnung aller Stauvorrichtungen 
einſchließlich der Gerinne und Waſſerräder (Turbinen) beizu⸗ 
bringen. Außerdem iſt ein Nivellement erforderlich, in dem dar⸗ 
geſtellt ſein muß 

2) das Längenprofil des zum Betriebe beſtimmten Waſſerlaufes 
und des Mutterbaches, 

b) eine Anzahl von Querprofilen beider, 

e) eine Anzahl Talquerprofile, 

und das ſoweit auszudehnen iſt, als die Wirkungen der anzulegenden 
Stauwerke bei Hochwaſſer reichen; auch müſſen die Wirkungen der 
übrigen Waſſerführungen erkennbar gemacht werden. Die Profile ſind 
auf eine und dieſelbe Horizontale zu beziehen; dieſe iſt an einen un ⸗ 
verrückbaren Feſtpunkt anzuſchließen. 

Es bedarf ferner einer Angabe der Höhe des gewöhnlichen, des 
niedrigſten und des höchſten Waſſerſtandes ſowie der a ber ed 
die der Waſſerlauf bei den verſchiedenen ee ührt, und 
einer Mitteilung darüber, welche Stauwerke ſich unmittelbar ober⸗ 
und unterhalb der projektierten Anlage befinden. 
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In dem Situationsplane ſind die Grundſtücke, die an den Waſſer⸗ 
lauf ſtoßen, ſoweit der Rückſtau reicht, mit der Rummer, die ſie im 
Grundbuch oder Kataſter führen, und mit dem Namen des Eigen⸗ 
tümers zu bezeichnen. 

14. Für die erforderlichen Zeichnungen iſt ein Maßſtab zu 
wählen. der eine deutliche Anſchauung gewährt; der Maßſtab iſt ſtets 
auf den Zeichnungen einzutragen, auch find die Himmels richtungen 
anzugeben. Für die Zeichnungen iſt haltbares, auf Leinwand aufge- 
zogenes Zeichenpapier oder durchſichtige Zeichenleinwand zu verwenden. 

Nivellements und die dazu gehörigen Situationspläne ſind von 
vereideten Feldmeſſern oder von Baubeamten anzufertigen. Alle 
anderen Aufmeſſungen und Zeichnungen können von den mit der Aus⸗ 
führung betrauten Technikern und Werkmeiſtern angefertigt werden. 

Beſchreibungen, Zeichnungen und Nivellements find von dem⸗ 
jenigen, welcher ſie angefertigt hat, und von dem Unternehmer zu 
unterſchreiben. ed 

15. Mitteilungen über Betriebseinrichtungen oder Betriebsweiſen, 
deren Geheimhaltung der Antragſteller für erforderlich hält, ſind, ge⸗ 
trennt von den zur öffentlichen Auslegung beſtimmten Vorlagen, in 
beſonderen Schriftſtücken und Zeichnungen vorzulegen, die mit dem 
Vermerke „Betriebsgeheimnis“ zu verſehen ſind. 

Die Behörden und Beamten, die bei der Prüfung der Vorlagen 
oder im weiteren Verlaufe des Genehmigungsverfahrens von Betriebs⸗ 
geheimniſſen des Antragſtellers Kenntnis erhalten, haben darüber 
ſtrengſte Verſchwiegenheit zu beobachten. 

16. Die Behörden, bei denen der Antrag eingereicht wird — in 
den Fällen der Ziffer 11 Abſ. 4 der mit der Leitung des Vorver⸗ 
fahrens beauftragte Beamte — haben die Vollſtändigkeit der Vorlagen 
u prüfen. 

3 1 erſte Exemplar der Vorlagen iſt ſodann dem zuſtändigen 
Baubeamten, das zweite, ſofern es fich nicht lediglich um ein Ge⸗ 
nehmigungsgeſuch für eine Stauanlage handelt, dem zuſtändigen 
Gewerbeaufſichtsbeamten und das dritte, wenn es ſich um Gas⸗ 
bereitungs⸗ und Gasbewahrungsanſtalten, Glas⸗ und Rußhütten, An⸗ 
lagen 1 Gewinnung roher Metalle, Röſtöfen, Metallgießereien, ſofern 
ſie nicht bloße Tiegelgießereien find, er Fabriken aller Art, 
Schnellbleichen, Firnisſiedereien, 1 en, mit Ausnahme der 
Fabriken zur Bereitung von Kartoffelſtärke, Stärkeſirupfabriken, Leim⸗, 
Tran⸗ und Seifenſiedereien, Knochenbrennereien, Knochendarren, 
Knochenkochereien und Knochenbleichen, Talgſchmelzen, Schlächtereien, 
Gerbereien, Abdeckereien, Poudretten⸗ und Düngpulverfabriken, Stroh⸗ 
papierſtoffabriken, Darmzubereitungsanſtalten, Kalifabriken, Kunſt⸗ 
wollefabriken, Anlagen zur Herſtellung von Zelluloid, Degrasfabriken, 
Anlagen zur Deſtillation oder zur Verarbeitung von Teer und Teer⸗ 
waſſer, Anlagen, in denen aus Holz oder ähnlichem Faſermaterial auf 
chemiſchem Wege Papierſto hergeſtellt wird (Zelluloſefabriken) und 
Anſtalten zum Trocknen und Einſalzen ungegerbter Tierfelle handelt, 
dem ie Medizinalbeamten vorzulegen. 5 
eſcheint es im Hinblick auf die Natur der Anlage e orderlich, 
der Situationszeichnung eine weitere Ausdehnung zu geben, oder 
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finden ſich ſonſtige Mängel, ſo iſt der Unternehmer von dem 80 
verſtändigen zur Ergänzung auf kürzeſtem Wege, d. h. durch mündliche 
Verhandlung oder Ba unmittelbaren Schriftwechſel zu veranlaſſen. 

Die Beamten haben die Abgabe ihrer Gutachten nach Möglichkeit 

u beſchleunigen; die erfolgte Prüfung iſt auf jedem loſen Stücke der 
orlagen zu beſcheinigen. 

An Stelle des Baubeamten der allgemeinen Bauverwaltung kann 
ein Beamter der Stadtgemeinde oder des Kreisverbands mit gleicher 
Qualifikation zugezogen werden. 4 

In Städten, in denen die Verwaltung der Baupolizei einer 
Königlichen Behörde zuſteht, iſt das für den Baubeamten beſtimmte 
Exemplar der Vorlage, ſofern ein anderes nicht verfügbar iſt, der 
Baupolizeibehörde zu überſenden. Dieſe hat die Vorlage unter 
Bezeichnung der bei der Prüfung gefundenen Anſtände binnen acht 
Tagen zurückzuſenden und nötigenfalls im Vorverfahren Einſpruch zu 

eben. 
= Bei Stauanlagen find zur bautechniſchen Prüfung ausſchließlich 
der e und der Meliorationsbeamte zuſtändig; ſie haben 
die Vorlagen, ſoweit erforderlich, auch in baupolizeilicher Hinſicht auf 
Grund der beſtehenden Vorſchriften zu prüfen. 

Sofern 1 5 im Überſchwemmungsgebiet beabſichtigt werden, 
iſt gemäß 1 des Deichgeſetzes vom 28. Januar 1848 (G.-⸗S. 
555 150 führ ie deichpolizeiliche Genehmigung des Bezirksausſchuſſes 

erbeizuführen. 

17. Wird bei Veränderungen beſtehender Anlagen (§ 25) der An⸗ 
tra geftelt von der öffentlichen Bekanntmachung Abſtand zu nehmen, 
ſo * en ſich der Baubeamte, der Gewerbeaufſichtsbeamte und der 
Medizinalbeamte Gier 16) bei hans er der Vorlagen auch hierüber 
auszuſprechen. Der Antrag wird der Regel nach dann zu befürworten 
1 75 wenn es ſich um eine offenbare een handelt, oder die 

nſchädlichkeit der beabſichtigten Veränderung klar zu Tage liegt. Seine 
Befürwortung kann auch dann ſchon zulaſſig ſein, wenn neue oder 

ößere Nachteile, Gefahren und Beläſtigungen, als mit der vor⸗ 

andenen Anlage verbunden ſind, durch die beabſichtigte Veränderung 
nicht herbeigeführt werden können. 

Demnächſt werden die Akten der zuſtändigen Beſchlußbehörde vor⸗ 

elegt. 1 den Beſchluß, durch den der Antrag abgelehnt wird, 
Andet ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 

18. Die Bekanntmachung des Unternehmens und die Erörterung 
der erhobenen Einwendungen erfolgen durch die Behörde, bei der der 
Antrag angebracht iſt, in den Fällen der Ziffer 11 Abſ. 4 du den 
mit der Leitung des Borverfahrens beauftragten Beamten. Der Lande 
rat iſt befugt, beide Geſchäfte der Ortpolizeibehörde oder einer anderen 
geeigneten Unterbehörde zu übertragen. Will die Ortspolizeibehörde 
eines Stadtbezirks im öffentlichen Intereſſe gegen das Unternehmen 
Einſpruch erheben, ſo hat die Beſchlußbehörde einen anderen Beamten 
mit der Leitung des Vorverfahrens zu beauftragen. 75 

Das gleiche gilt, wenn der Bürgermeiſter die Ortspolizei ver⸗ 
waltet und entweder die Gemeindeverwaltung gegen das Unternehmen 
Einwendungen erheben will, oder — abgeſehen von den Fällen der 
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gemeinde in ihrem Bezirk ausgeführt werden foll. 

19. Die Bekanntmachung des Unternehmens muß enthalten: 

a) Namen, Stand und Wohnort des Unternehmers, den Gegen⸗ 
ſtand des Unternehmens, die Bezeichnung des Grundſtückes, 
auf dem die Anlage aufgeführt werden ſoll, ſowie eine Be⸗ 
zeichnung der Waſſerläufe, in die die Abwäſſer abgeleitet 
werden ſollen; ö 

b) die Aufforderung, etwaige Einwendungen binnen 14 Tagen 
bei der unterzeichneten Behörde ſchriftlich in zwei Exemplaren 
oder zu Protokoll anzubringen; 

c) die Verwarnung, daß nach Ablauf der Friſt Einwendungen 
in dem Verfahren nicht mehr angebracht werden können; 

d) die Angabe, wo die Beſchreibungen, Zeichnungen und Pläne 
zur Einſicht ausliegen; 

e) die Anberaumung eines (nicht über 10 Tage nach dem Ablaufe 
der 14 tägigen Widerſpruchsfriſt anzuſetzenden) Termins zur 
mündlichen Erörterung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen 
vor dem die Bekanntmachung erlaſſenden Beamten, ſofern 
aber die Bekanntmachung von dem Stadtausſchuß oder 
Magiſtrat erlaſſen wird, vor einem namhaft zu machenden 
Kommiſſar dieſer Behörde; 

f) die Eröffnung, daß im Falle des Ausbleibens des Unter⸗ 
nehmers oder der Widerſprechenden gleichwohl mit der Er⸗ 
örterung der Einwendungen werde vorgegangen werden. 

20. Die Bekanntmachung iſt nur einmal, und zwar durch das 
Publikationsorgan der zuſtändigen Nes u e zu veröffentlichen. 
In den Fällen der Ziffer 11 Abſ. 4 hat die Bekanntmachung in dem 
amtlichen Publikationsorgane desjenigen Magiſtrats, Kreis⸗ oder 
Stadtausſchuſſes zu erfolgen, in deſſen Bezirke die gewerbliche Anlage 
errichtet werden ſoll. Dafür, daß von den Vorlagen bis zum Ablaufe 
der Friſt innerhalb der Dienſtſtunden an geeigneter Stelle Einſicht 
genommen werden kann, hat die Behörde Sorge zu tragen. 
1 Ein Belagblatt der Bekanntmachung iſt zu den Akten zu 
ringen. 
Eine Bekanntmachung in anderen Blättern darf nicht auf Koſten 
des Unternehmers erfolgen. Um das beabfichtigte Unternehmen in den 
beteiligten Be genügend bekannt zu machen, empfiehlt es ſich jedoch, 
namentlich bei bedeutenderen Anlagen, den Redaktionen der Kreisblätter 
und anderer geeigneter Zeitungen eine kurze Notiz über den weſentlichen 
Inhalt der Bekanntmachung mit dem Erſuchen um unentgeltliche Auf⸗ 
nahme zu überſenden. 

Beſchreibungen, Zeichnungen und Pläne, die vom Antragſteller als 
„Betriebsgeheimnis“ (Ziffer 15) bezeichnet ſind, dürfen nicht zur Ein⸗ 
ſicht ausgelegt werden. 

21. Ausführliche Einwendungen — dem Unternehmer noch vor 
dem Erörterungstermine durch Überſendung des beigefügten Duplikats 
oder einer Abſchrift mitzuteilen. Ka | 
Sind innerhalb der Widerſpruchsfriſt Einwendungen nicht erhoben, 
To wird der Unternehmer hiervon ſowie von dem Wegfalle des Erörte⸗ 


Ziffer 11 Abſ. 4 — das gewerbliche Unternehmen von einer Stadt⸗ 


die Verhandlungen mit einer Außerung ü 
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rungstermines in Kenntnis geſetzt und mit Vorlegung der Akten an 
die Beſchlußbehörde nach Ziffer 24 verfahren. * 5 
22. Erſcheinen im Erörterungstermine beide Teile, h iſt zunächſt 
eine gütliche Einigung zu verſuchen. Gelingt der Verſuch nicht, jo 
werden die Erklärungen über die beiderſeitigen Behauptungen zu Pro⸗ 
tokoll genommen. ; j a 
Nur ſolche Nachteile, Gefahren oder Beläſtigungen, welche in der 
phyfiſchen Einwirkung der Anlage auf ihre Umgebung ihren Grund 
haben, können den Gegenſtand von Einwendungen im Genehmigungs⸗ 
verfahren bilden. Dieſe Einwendungen ſind jedoch in allen Fällen und 
auch dann zu prüfen, wenn der Widerſpruch nur durch Hinweis auf 
wirtſchaftliche Folgen begründet wird. Die nur auf die Beſorgnis 
nachteiliger Folgen anderer, z. B. wirtſchaftlicher Art geſtützten Ein⸗ 
wendungen ſind ebenſowenig zur Erörterung zu ziehen, wie Einwen⸗ 
dungen, welche auf beſonderen privatrechtlichen Titeln (wie Vertrag, 
Verjährung, Privilegium, letztwillige Verfügung) beruhen. 
Hat der Unternehmer vor Schluß der Erörterung den Antrag 
geſtellt, daß ihm die unverzügliche Ausführung der baulichen Anlagen 
geſtattet werde, ſo ſind die Widerſprechenden darüber zu hören, ob ſie 


gegen dieſen Antrag Einwendungen geltend zu machen haben. Ihre 


Erklärungen und die Entgegnungen des Unternehmers find in das 
Protokoll aufzunehmn. N 
Macht der Verlauf der Verhandlungen die Anſetzung weiterer 
Termine nötig, ſo ſind dieſe unverzüglich anzuberaumen und den 
Parteien mündlich bekannt zu machen. 

23. Sind mehrere Widerſprechende vorhanden, welche ein gleiches 


Intereſſe haben, ſo iſt zur Vereinfachung des Verfahrens darauf 


Bedacht zu nehmen, daß ſie zu ihrer Vertretung bei den weiteren Ver⸗ 


handlungen einen gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten beſtellen. Soll 
er zur Empfangnahme der Beſcheide, zur Einlegung des Rekurſes oder 
* vergleichsweiſen Einigung mit dem Unternehmer nicht befugt ſein, 


o iſt dies ausdrücklich zu erklären. . 
24. Nach dem Abſchluſſe der Erörterungen ſind die Verhandlungen, 


wenn es erforderlich erſcheint, dem Baubeamten, dem Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten und dem Medizinalbeamten (Ziffer 16) zur Abgabe eines neuen 


Gutachtens mitzuteilen. Iſt der zuſtändige Medizinalbeamte noch nicht 
gehört, ſo iſt in geeigneten Fällen die Abgabe eines Gutachtens nun⸗ 


mehr herbeizuführen. Bei Stauanlagen ſind die in Ziffer 16 Abs. 7 


bezeichneten Beamten immer nochmals de hören. Demnächſt werden 
e } er die Zuläſſigkeit der Anlage 
und über die etwa erhobenen Einwendungen auf dem vorgeſchriebenen 


Wege der Beſchlußbehörde vorgelegt. Handelt es ſich um die Genehmi⸗ 


gung der Stauanlage für ein zum Betrieb auf Bergwerken und Auf⸗ 
bereitungsanſtalten beſtimmtes Waſſertriebwerk, ſo Find die Verhand⸗ 
lungen zunächſt dem Oberbergamte vorzulegen und von dieſem mit 


ſeiner Außerung an den Bezirksausſchuß zu befördern. 


25. Die techniſche Anleitung zur Wahrnehmung der den Kreis⸗ 
(Stadt) ausſchüſſen (Magiſtraten) durch $ 109 des 3.⸗G. hinſichtlich der 


Genehmigung gewerblicher Anlagen übertragenen Zuſtändigkeiten vom 
15. Mai 1895 (M.⸗Bl. d. i. V. S. 196), abgändert durch Erlaß vom 
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9. Januar 1896 (M.⸗Bl. d. i. V. S. 9), vom 16. März und 1. Juli 1898 
(M.⸗Bl. d. i. V. S. 98, 187), erörtert die Geſichtspunkte, die von dieſen 
Beſchlußbehörden im allgemeinen und bei den einzelnen Arten der von 
ihnen zu genehmigenden Anlagen in techniſcher Hinſicht zu beachten find. 

In gleicher Weiſe ſind für die Entſcheidungen der Bezirksausſchüſſe 

von Bedeutung: ! 
a) bei der Genehmigung von Pulver⸗ und Sprengſtoffabriken: 

die Beſtimmungen über die Einrichtung und den Betrieb 
von Anlagen zur Herſtellung von nitroglyzerinhaltigen 
Sprengſtoffen vom 10. Oktober 1893 und vom 19. No⸗ 
vember 1900 (M.⸗Bl. d. i. V. 1901 S. 36), dazu der Erlaß 
vom 15. Juni 1899 (B 5492 M. f. H. u. G.), 

der Erlaß vom 25. September 1887 (11409 M. f. H. u. G., 
II 11284 M. d. J.), betreffend Anforderungen an die 
Betriebsleiter von Pulver⸗ und Sprengſtoffabriken, 

der Erlaß vom 20. Mai 1892 (B 3441), betreffend die Ord⸗ 
nung des Betriebes und das Verhalten der Arbeiter in 
Sprengſtoffabriten, 

der Erlaß vom 14. März 1899 (B 357 M. f. H. u. G.), 
onen Beſchränkung der Akkordarbeit in den Spreng⸗ 

offabriken, 

der Fl vom 6. Februar 1900, betreffend die Bauart von 
Magazinen für briſante Sprengſtoffe (M.⸗Bl. d. i. V. S. 102), 

der Erlaß vom 23. März 1901 (P.⸗Bl. S. 7), betreffend 
den Blitzſchutz für Nitroglyzerinfabriken, 

die Anleitung zu Vorſchriften für die Anlage und den 
Betrieb von Pikrinſäurefabriken vom 24. Oktober 1903 
(M.⸗Bl. S. 349), f 

die beiden Anleitungen zu Vorſchriften über die Anlegung 
und den Betrieb von Schwarzpulverfabriken und von 
Fabriken zur Herſtellung gelatinierten rauchſchwachen 
Pulvers vom 9. Dezember 1903 (M.⸗Bl. S. 398); 

b) bei der Genehmigung von chemiſchen Fabriken: 

der Erlaß vom 31. März 1895 (B 2881), betreffend die 
Zugehörigkeit der elektrochemiſchen Betriebe zu den ge⸗ 
nehmigungspflichtigen Anlagen im Sinne des § 16 G.⸗O., 

der Erlaß vom 5. Oktober 1897 (B 11592 M. f. H. u. G.), 
betreffend Schutzmaßregeln gegen die Einatmung von 
Arſenwaſſerſtoff in Farbenfabriken und bei der Herſtellung 
von Chlorzink, 

der Erlaß vom 2. November 1897 (M.⸗Bl. d. i. V. S. 262), 
betreffend die Genehmigung von Acetylenfabriken, 

der Erlaß vom 8. Januar 1900 (B 11267 M. f. H. u. G.), 
betreffend Schutzmaßregeln bei der Verwendung von 

. Salpeterſäure. 

26. Die Beſchlußfaſſung über das Genehmigungsgeſuch erfolgt durch 
das Kollegium der Beſchlußbehörde; der Erlaß eines Vorbeſcheides durch 
den Vorſitzenden (8 117 L.⸗V.-⸗G.) = ausgeſchloſſen. N 

Bei Anlagen, die von einem Bergwerksbeſitzer im örtlichen oder 
betrieblichen Zuſammenhange mit dem Bergwerk errichtet werden ſollen, 
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iſt vor der Beſchlußfaſſung dem zuſtändigen Bergrevierbeamten Ge⸗ 
legenheit zur Außerung zu geben. 5 a 

Sind Einwendungen gegen die Anlage nicht erhoben, oder die 
etwa erhobenen Einwendungen zurückgezogen worden, ſo erfolgt die 
Beſchlußfaſſung ohne vorgängige mündliche Verhandlung. Wird dabei 
die Genehmigung nach dem Antrage des Unternehmers ohne Be⸗ 
dingungen oder Einſchränkungen oder unter ſolchen Bedingungen erteilt, 
mit denen ſich der Unternehmer unter Verzicht auf den Rekurs ſchriſt⸗ 
lich oder zu Protokoll einverſtanden erklärt hat, ſo fertigt die Behörde 
alsbald die Genehmigungsurkunde (Ziffer 31) aus. In allen übrigen 
Fällen erläßt die Beſchlußbehörde zunächſt einen ſchriftlichen Beſcheid 
an den Unternehmer. Bei Stauanlagen, deren Zuläſſigkeit auch durch 
das Oberbergamt zu prüfen iſt, iſt der Beſcheid von dem Bezirks⸗ 
ausſchuß und dem Oberbergamte gemeinſchaftlich zu erlaſſen. 

Der Unternehmer kann innerhalb 14 Tagen nach Zuſtellung des 
Beh den Rekurs einlegen. Er kann aber auch zunächſt bei der 
Beſchlußbehörde auf mündliche Verhandlung der Sache antragen. Auf 
das demnächſt ſtattfindende Verfahren finden die Beſtimmungen der 
Ziffer 27 bis 29 ſinngemäße Anwendung. 

27. Sind Einwendungen gegen die Anlage erhoben, ſo iſt nach 
Eingang der Verhandlungen das mündliche Verfahren ein uleiten. 
Der Unternehmer ſowie diejenigen, welche Einwendungen erhoben und 
dieſe in dem Vorverfahren nicht zurückgenommen haben, ſind zur 
mündlichen Verhandlung zu laden. Die Ladung derſelben erfolgt 
Bam gegen Zuſtellungsurkunde und mit der Verwarnung, daß 
h 55 RR nach Lage der Verhandlungen werde Beſchluß ge⸗ 
aßt werden. 

Hinſichtlich der mündlichen Verhandlung ſowie der Erhebung und 
Würdigung des Beweiſes finden die Vorſchriften der 88 68, 71, 72, 
73, 75, 76 bis 79, 118, 120 LVG. ſinngemäße Anwendung. 

Die Sachverſtändigen ſind vor ihrer Vernehmung darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß ſie über die Tatſachen, welche durch das Verfahren zu 
ihrer Kenntnis kommen, Verſchwiegenheit zu beobachten und ſich der 
Nachahmung der von dem Unternehmer geheim gehaltenen, zu ihrer 
Kenntnis gelangten Betriebseinrichtungen und Betriebsweiſen, ſolange 
dieſe Betriebsgeheimniſſe find, zu enthalten haben (§ 21a). 

8 r die Ausſchließung oder Beſchränkung der Offentlichkeit ſind 
die 88 173 bis 176 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes maßgebend. 

5 at der Unternehmer den Antrag auf Geſtattung der unverzüg⸗ 
lichen Ausführung der baulichen Anlagen rechtzeitig, d. h. vor Schlu 
der Erörterung über die Einwendungen (Ziffern 21, 22) geftellt, jo it 
die Verhandlung auch auf dieſen Antrag auszudehnen. Dem Antrage 
darf nur dann Folge gegeben werden, wenn anzunehmen iſt, daß der 
Unternehmer die von ihm nachgeſuchte Erlaubnis ohne weſentliche 
Anderung des Planes der baulichen Anlagen erhalten wird und ſeine 
Intereſſen durch die Hinausſchiebung der Bauaus führungen bis zur 
Rechtskraft des Beſcheides ernſtlich gefährdet werden würden. 

Liegt die Möglichkeit vor, daß im Falle der Ablehnung des An⸗ 
trages auf en der gewerbepolizeilichen Genehmigung berechtigte 
Intereſſen der Nachbarn oder des Publikums durch die Ausführung 


der Bauten gefährdet werden, jo darf bie unverzügliche Ausführung 


der Sicherheit iſt auf den Betrag zu bemeſſen, den die Beſeitigung der 
baulichen Anlagen vorausſichtlich erfordert. a f 

Der Beſchluß iſt den Beteiligten in dem Termine zu verkünden. 
Erſcheint die Ausſetzung desſelben notwendig, ſo erfolgt die Ver⸗ 
kündung in einer ſofort anzuberaumenden und den Parteien bekannt 
zu machenden Sitzung. Der Beſcheid iſt, falls er bei der Verkündung 
noch nicht in vollſtändiger Form abgefaßt war, vor Ablauf einer 
Woche vom Tage der Verkündigung ab ſchriftlich abzuſetzen und mit 
tunlichſter Beſchleunigung zuzuſtellen. 

28. In dem Beſcheide ſind der Unternehmer ſowie die Wider⸗ 
ſprechenden namentlich zu bezeichnen. Die Beſchlußformel, welche von 


den Gründen zu ſondern ift, muß die Entſcheidung über den Antrag 


des Unternehmers enthalten und, falls die Genehmigung unter Be⸗ 
dingungen erteilt wird, dieſe in ihrem vollen Wortlaute wiedergeben 
und darüber Beſtimmung treffen, von wem die Koſten zu tragen ſind. 

Iſt rechtzeitig der Antrag auf Geſtattung der unverzüglichen Aus⸗ 
führung der baulichen Anlagen geſtellt, ſo iſt auch die Entſcheidung 
über dieſen Antrag in den Beſcheid aufzunehmen. Einer Begründung 
dieſer Entſcheidung bedarf es nicht. Wird dem Antrage ſtattgegeben, 
ſo iſt in dem Beſcheide hervorzuheben, daß die Bauausführung auf 
Gefahr des Unternehmers unbeſchadet des Rekursverfahrens erfolgt. 

Wird die Geſtattung von einer Sicherheitsleiſtung abhängig ge⸗ 
macht, ſo iſt die Höhe der Sicherheit und die Kaſſe, bei der ſie zu 
beſtellen iſt, in dem Beſcheide anzugeben. Gleichzeitig mit der Zuſtellung 
des Beſcheides iſt die Kaſſe unter Mitteilung einer Abſchrift der Be⸗ 
ſchlußformel um Annahme der Sicherheit zu erſuchen. 

Die Beſtellung der Sicherheit erfolgt durch Hinterlegung bei der 
Regierungshauptkaſſe nach Maßgabe der Vorſchriften der Hinterlegungs⸗ 
ordnung vom 14. März 1879 in der Faſſung des Artikels 84 des 
Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. September 
1899 (G. -S. S. 177). f 

Mit der Ausführung der baulichen Anlagen darf der Unternehmer 
erſt dann beginnen, wenn er die Hinterlegung der angeordneten Sicher⸗ 
heit der Baupolizeibehörde nachgewieſen hat. i 
Bringt die Anlage Gefahren und Beläſtigungen für die Nachbarn 
in beſonderem Maße mit ſich und kann die genehmigende Behörde beim 
Mangel ausreichender Erfahrungen eine Sicherheit darüber nicht ſofort 
ewinnen, ob die zunächſt vorgeſchriebenen Bedingungen ausreichend 
ein werden, um die zur Zeit der Genehmigung ſchon beſtehenden 
Intereſſen hinlänglich zu ſchützen, ſo kann ſich die Behörde vorbehalten, 
die Bedingungen, unter denen die Genehmigung erteilt worden iſt, 
abzuändern oder zu ergänzen, falls ſich ein Bedürfnis hierzu ergeben 
ſollte In derartigen Ausnahmefällen iſt aber der Unternehmer auf 
den beabsichtigten Vorbehalt und deſſen mögliche, den Fortbetrieb der 
Anlage in Frage ſtellende Folgen im voraus und in aktenmäßig nach⸗ 


weisbarer 5285 aufmerkſam zu machen. In den Beſcheid iſt alsdann 
die Bemerkung aufzunehmen, daß die Beſchlußfaſſung über die Ab⸗ 
änderung oder Ergänzung der 


edingungen auf Antrag der Orts⸗ 


der Bauten nur gegen Sicherheitsleiſtung geſtattet werden. Die Höhe 


— 


- 
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polizeibehörde in dem für die Peſchlußfaſſung über Genehmigungsgeſuche 
vorgeſchriebenen Verfahren unter Zuziehung der in dem vorangegangenen 
Verfahren zugezogenen Parteien erfolgt. 0 

In dem Beſcheid iſt ſtets darauf hinzuweiſen, daß der Unter⸗ 
nehmer erſt mit der Rechtskraft des Beſchluſſes die Befugnis zur Aus⸗ 
führung der Anlage erhält. . 5 

Unzuläſſig it die Vedingung, daß der Betrieb nicht eher eröffnet 
werden dürfe, als bis eine Beſcheinigung des Gewerbeaufſichtsbeamten 
vorliege, daß die gewerbliche Anlage in allen Teilen den Vorſchriften 
der Genehmigungsurkunde (Ziffer 31) entſpreche. N 

29. Der Beſcheid iſt einmal für den Unternehmer und einmal für 
die Widerſprechenden auszufertigen. Die Ausfertigung für die letzteren 
wird dem gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten oder, wenn ein ſolcher 
nicht beſtellt iſt, einem der Widerſprechenden zugeſtellt; die übrigen 
erhalten in dieſem Fall Abſchrift der Beſchlußformel und zugleich 
Nachricht, wem die Ausfertigung überſandt worden iſt. Behörden, die 
gegen die Anlage Einſpruch erhoben haben, iſt ſtets vollſtändige Ab⸗ 
ſchrift des Beſcheides zuzuſtellen. Die Überſendung erfolgt in allen 
Fällen gegen Zuſtellungsurkunde. 

30. Die Rekursfriſt beginnt mit Zuſtellung des Beſchluſſes oder 
der Beſchlußformel. Für die Berechnung der Friſt ſind die Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung maßgebend. 

Auf die Einlegung des Rekurſes und auf das weitere Verfahren 
ndet der § 122 L.⸗V.⸗G. Anwendung. Unbeſchadet der in Ziffer 11 
bi. 1 getroffenen Beſtimmung kann in einzelnen Fällen zur Be⸗ 

gründung des Rekurſes ſowie zur Gegenerklärung eine Nachfriſt ge⸗ 
währt werden. 5 

Die Rekursſchrift iſt, falls eine Gegenpartei vorhanden iſt, die 
Rekursbeantwortung in allen Fällen in zwei Exemplaren einzureichen. 
Von mehreren Gegnern des Rekurrenten erhält jeder eine vollſtändige 
Abſchrift der Rekursſchrift. 

Der Rekursbeſcheid wird der Beſchlußbehörde erſter Inſtanz für 
ihre Akten zugefertigt. Dieſe teilt ihn in Ausfertigung dem Unter⸗ 
nehmer und denjenigen Gegnern mit, welche an dem Rekursverfahren 
teilgenommen haben, wobei wie bei Mitteilung des Beſcheides erſter 
Inſtanz (Ziffer 29) zu verfahren iſt. Die Herſtellung der Aus⸗ 
fertigungen und Abſchriften obliegt der Veſchlußbehörde erſter Inſtanz. 
31. Sind gegen die Anlage Einwendungen nicht erhoben oder 
die etwa erhobenen Einwendungen zurückgezogen worden, und ſoll die 
Genehmigung zur Ausführung ohne weitere Bedingungen nach dem 
Antrage des Unternehmers oder unter ſolchen Bedingungen erteilt 


werden, mit denen der Unternehmer ſich einverſtanden erklärt hat 


(Ziffer 26), fo fertigt die Veſchlußbehörde alsbald die Genehmigungs 
urkunde aus. In allen anderen Fällen erfolgt die Ausfertigung nach 
Abſchluß des Verfahrens, ſobald der Beſchluß erſter Inſtanz rechts⸗ 
kräftig geworden oder der ekursbeſcheid ergangen iſt. Zu Stauan⸗ 
lagen für ein zum Betrieb auf Bergwerken und Aufbereitungs⸗ 
anftalten beſtimmtes Waſſertriebwerk wird die Genehmigungsurkunde 
von dem Bezirksausſchuß und dem Oberbergamte gemeinſchaftlich 
ausgefertigt. 5 5 


In der Urkunde find alle Bedingungen, unter welchen die Anlage 
genehmigt worden iſt, aufzuführen und die von dem Unternehmer ein⸗ 
gereichten, dem Verfahren zu Grunde gelegten Beſchreibungen, Zeich⸗ 
nungen und Pläne ausführlich zu bezeichnen, auch, ſoweit angängig, 
durch Schnur und Siegel damit zu verbinden. Auf Karten und Zeich⸗ 
nungen, die in dieſer Art mit der Urkunde nicht verbunden werden 
können, iſt die Zugehörigkeit zu vermerken. Dabei iſt darauf zu achten, 
daß die verſchiedenen Exemplare der Beſchreibungen, Zeichnungen und 
Pläne miteinander übereinſtimmen, und daß die auf einzelnen Exem⸗ 
plaren vorgenommenen Berichtigungen und Ergänzungen (Ziffer 16 
Abſ. 3) —. die übrigen Exemplare übertragen werden. 

Bei Stauanlagen iſt die Setzung und dauernde Unterhaltung eines 
Merkzeichens (Merk-, Pegel⸗, Spiegel-, Meß⸗, Eichpfahl, Eichmarke), an 
dem die zuläſſigen Stauhöhen deutlich bezeichnet ſein müſſen, dem Unter⸗ 
nehmer zur eigen zu machen. 

Die Genehmigungsurkunde iſt dem Unternehmer zuzuſenden. Je 
eine weitere Ausfertigung der Genehmigungsurkunde mit ihren An⸗ 
lagen erhält der Gewerbeaufſichtsbeamte (bei Stauanlagen der Melio⸗ 
„ die Ortspolizeibehörde. Dieſe beiden Ausfertigungen 

ſtempelfrei. 

5 Vor ein der Genehmigungsurkunde iſt die Ausführung 
der Anlage nicht zuläſſig, ſofern fie nicht etwa auf Grund des § 19a 
ausdrücklich ee iſt. / 

Soweit durch die beſtehenden Baupolizeivorſchriften Rohbau⸗ oder 
Gebrauchsabnahmen und dergl. für Neu» oder Umbauten vorgeſchrieben 
ſind, gelten dieſe Vorſchriften auch für die Bauten der auf Grund der 

§ 16 ff. genehmigten Anlagen. f - 

Von der Inbetriebſetzung einer em genehmigten Anlage hat die 
Ortspolizeibehörde dem zuſtändigen Gewerbeaufſichtsbeamten (bei Stau⸗ 
anlagen — zuſtändigen Meliorationsbaubeamten) ſofort eine Benach⸗ 
richtigun zugehen zu laſſen. ? j f 

32. Iſt gemäß § 19a eine Sicherheit geſtellt worden, jo iſt, wenn 
durch den rechtskräftig gewordenen Beſchluß erſter Inſtanz oder durch 
den Rekursbeſcheid die Ausführung der baulichen Anlagen endgültig 

enehmigt ift, gleichzeitig mit der Erteilun, der Genehmigungsurkunde 
bie Kaſſe um Auszahlung der hinterlegten Sicherheit an den Unter⸗ 
nehmer zu erſuchen. Wenn durch den Rekursbeſcheid der Antrag auf 
Erteilung der Genehmigung zur Errichtung oder Veränderung der ge⸗ 
werblichen Anlage abgelehnt oder unter der Bedingung der Abänderung 
der baulichen Anlagen genehmigt iſt, ſo entſcheidet die Behörde, von 
der die ea er ng angeordnet worden iſt, auf Antrag des 
Unternehmers darüber, unter welchen Bedingungen die Ausza lung 
der Sicherheit zu erfolgen hat. Waren von den Widerſprechenden im 
Erörterungstermine Bedenken gegen die Geſtattung der unverzüglichen 
Ausführung der baulichen Anlagen geltend gemacht (Ziffer 22 Abf. 3), 
ſo ber die Widerſprechenden geeignetenfalls vor der Beſchlußfaſſung 
u hören. N 

! Sobald von dem Unternehmer die Erfüllung der Bedingungen 
nachgewieſen iſt, hat die Behörde die Kaſſe um Auszahlung der hinter⸗ 
legten Sicherheit an den Unternehmer zu erſuchen. 


38. Iſt eine Partei gemäß § 22 in die Koſten des Verfahrens 
verurteilt worden, ſo fallen ihr außer den baren Auslagen der Be⸗ 
hörde auch die baren Auslagen des Gegners zur Laſt, ſoweit ſie nach 
dem Ermeſſen der Behörde zur zweckentſprechenden Wahrnehmung des 
Parteiintereſſes notwendig waren. d 

Anträge auf Feſtſetzung der einer Partei zu erſtattenden Koſten 
find nach Beendigung des Beſchlußverfahrens bei der Beſchlußbehörde 
erſter Inſtanz anzubringen und von dieſer zunächſt der Gegenpartei 
ur Erklärung mitzuteilen. Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß ſteht beiden 
Teilen innerhalb 14 Tagen die Beſchwerde an die Rekursbehörde zu, 
auf welche die Beſtimmungen der Ziffer 30 Anwendung finden. 

Für die Gebühren der Zeugen und Sachverſtändigen gelten die 
in Zivilprozeſſen zur Anwendung kommenden Vorſchriften. 

Iſt die Annahme eines Rechtsbeiſtandes zur zweckentſprechenden 
Wahrnehmung des Parteiintereſſes für notwendig erachtet, ſo gelten 
auch die hierdurch erwachſenen Koſten als Koſten des Verfahrens. 
Ihre Höhe ſetzt die Vehörde nach freiem Ermeſſen feſt. Die Vor⸗ 
Anka, der Gebührenordnung für Rechtsanwälte finden hierbei keine 

nwendung. 

34. Für Dampfkeſſelanlagen behält es bei den Vorſchriften der 
zur Ausführung der 88 24, 25 und auf Grund des § 3 des Geſetzes 
vom 3. Mai 1872 (G.⸗S. S. 515) erlaſſenen Anweiſung, betreffend 
die Genehmigung und Unterſuchung der Dampfkeſſel, vom 9. März 
1900 (M.⸗B. d. i. V. S. 139) ſowie bei den Beſtimmungen der Erlaſſe 
vom 9., 12., 22. März 1900 (M.⸗Bl. S. 139, 181) und vom 28. No⸗ 
vember 1897 (M.-Bl. d. i. V. S. 277) ſein Bewenden. 

35. Bei der Errichtung oder Verlegung von Anlagen, deren Be⸗ 
trieb mit ungewöhnlichem Geräuſche verbunden iſt (8 27), iſt eine 
Ausfertigung des Beſchluſſes der Ortspolizeibehörde, dem Unternehmer 
und dem Vertreter des Gebäudes oder dem Vorſteher der Anſtalt, . 
deren Schutze der Beſchluß gefaßt worden ift, gegen Zuſtellungsurkunde 
zu überſenden. 

In dem Beſchluß iſt die Bemerkung aufzunehmen, daß den Vor⸗ 
bezeichneten innerhalb mi Wochen die Beſchwerde an den Miniſter 
— . und Gewerbe zuſteht (8 113 3.-6., 8 121 L.⸗V.⸗G.) und 

aß dem Unternehmer erſt mit der Rechtskraft des r Bale die Be⸗ 
fugnis zur Ausführung der Anlage und zu ihrer Inbetriebſetzung 


zuſteht. 
Auf das Beſchwerdeverfahren finden die Vorſchriften der Ziffer 30 
ſinngemäße Anwendung. 


3. Miniſterial⸗Erlacß, betr. die Fernhaltung gewerblicher Anlagen 
von Wohnvierteln, vom 18. Dezember 1898 (M Bl. 1899 S. 14). 


Das Königliche Oberverwaltungsgericht hat unter dem 3. v. Mts. 
eine für die Fernhaltun gewerblicher Anlagen von Wohnvierteln 
wichtige Entſcheidung gefä t. Es hat zunächſt unter Feſthaltung einer 
bereits früher zum Ausdrucke gebrachten Auffaſſung eine Polizei⸗ 
n t für rechtsgültig erklärt, wonach, wenn Fabriken, 
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Werkſtätten mit geräuſchvollem oder feuergefährlichem Betriebe oder 
ſonſtige, durch Rauch, Ruß, üblen Geruch oder ſchädliche Ausdünſtungen 
läſtig fallende gewerbliche Anlagen innerhalb eines Wohnviertels er⸗ 
richtet werden, ſämtliche zum Betriebe gehörigen Gebäude auf allen 
Seiten eine beſtimmte Entfernung von den Grundſtücksgrenzen und 
von der Straße einhalten müſſen. (Vergl. auch Entſch. Bd. XXIII 
S. 349 ff., 351, 352.) Der Gerichtshof iſt davon ausgegangen, daß 
derartige Beſtimmungen der Sorge für Leben und Geſundheit des 
Publikums, der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentlichen 
Straßen ꝛc. dienen und daher nach $ 6 f und b des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 gerechtfertigt ſeien. Dagegen 
ſeien ſolche polizeiliche Geſichtspunkte nicht zu erkennen, wenn eine 
Verordnung die Einhaltung eines ee Abſtandes allgemein nur 
zwiſchen Vordergebäuden in beſtimmten Bezirken vorſchreibe, für jedes 
Gebäude aber, welches gewerblichen Zwecken diene — 3. B. auch für 
Lagergebäude —, die Wahrung dieſes Abſtandes von allen Nachbar⸗ 
grenzen, demnach nicht nur für die Vordergebäude fordere. Insbeſon⸗ 
dere könne die Abſicht, im geſundheitspolizeilichen Intereſſe für reichliche 
Zuführung von Licht und Luft zu ſorgen, hier nicht obgewaltet haben, 
da dann, wie für Vordergebäude ſo auch für die Seiten⸗ und Hinter⸗ 
gebäude, allgemein und nicht nur in Bezug auf gewerblichen Zwecken 
dienende Baulichkeiten ein Abſtand von der Nachbargrenze hätte vor⸗ 
geſchrieben werden müſſen. Eine Beſtimmung dieſer Art entbehrt daher 
der Rechtsgültigkeit. 


4. Miniſterial⸗Verfügung, betr. die Begutachtung ver Genehmigungs⸗ 
anträge zur Anlegung von Gasauſtalten, vom 11. März 1905 
(M. ⸗Bl. S. 49.) 


F. Feuergefährliche und geſundheitsgefährliche 
Bauten. 


1. Mnifteral-Berfügung betr. Beſtimmungen für Gebände, welche 
ganz oder teilweiſe zur Aufbewahrung einer größeren Menge 
breunbarer Stoffe beſtimmt ſind, vom 27. Mai 1902. 
(Min.⸗Bi. S. 110.) ) 


Es erſcheint nicht angängig, die „Beſtimmungen für Gebäude, welche 
ganz oder teilweiſe zur Aufbewahrung einer größeren Menge brenn- 
arer Stoffe beſtimmt ſind“, auf Neubauten von Geſchäftshäuſern zur 
Anwendung zu bringen, auch wenn die Gebäude nicht von vornherein 
ganz oder teilweiſe zur Aufbewahrung einer größeren Menge brenn⸗ 
arer Stoffe dienen ſollen, da, wenn eine durch eine derartige Ver⸗ 


*) Val. hierzu die denſelben Gegenſtand behandelnde Miniſterial⸗Verfügung 
vom 17. Mai 1904 (Min.⸗Bl. S. 141). N N 


wendung hervorgerufene erhöhte Feuergefährlichkeit nicht zu beſorgen 
iſt, der Anlaß zur Anordnung der beſonderen in den „Beitimmungen“ 
vorgeſehenen Sicherungsmaßnahmen fortfällt. Dagegen wird es ſich 
empfehlen, daß die Baupolizeibehörden, ſobald für ſolche Gebäude 
die Bauerlaubnis nachgeſucht wird und mit der Möglichkeit der 
ſpäteren Verwendung zur Aufbewahrung größerer Mengen brennbarer 
Stoffe zu rechnen iſt, auf den Bauherrn nach der Richtung ein⸗ 
wirken, daß ſchon bei dem Neubau die „Beſtimmungen“ Berückſichti⸗ 
gung finden. | 

Ew. Hochwohlgeboren haben weiter angeregt, für Gebäude, welche 
ganz oder teilweiſe zur Aufbewahrung einer größeren Menge brenn⸗ 
barer Stoffe beſtimmt ſind, betreffs der Breite der Treppen, Flure, 
Ausgänge dc. feſte Vorſchriften in ähnlicher Weiſe zu erlaſſen, wie 
dies in der Polizeiverordnung für die Theater, Zirkusgebäude und 
öffentliche Verſammlungsräume geſchehen iſt. Dieſe Frage iſt bereits 
früher hier erwogen worden. Die Verſchiedenartigkeit indeſſen der 
baulichen Einrichtung und der Benutzungsweiſe der Waren⸗ und 
Geſchäftshäuſer ſchließt den Erlaß allgemein geltender Vorſchriften 
über die Breite der Treppen ꝛc. aus, vielmehr muß dem pflichtgemäßen 
Ermeſſen der Baupolizeibehörden in jedem Einzelfall die Anordnung 
in dieſer Beziehung überlaſſen werden. Die Ziffer 46 der „Beſtim⸗ 
mungen“ legt außerdem den Polizeibehörden die Pflicht auf, Vorſorge 
gegen eine Überfüllung der Verkaufsräume zu treffen. 

Berlin, den 27. Mai 1902. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


Der Miniſter des Innern. 


2. Miniſterialverfügung, betr. die Beachtung 
der feuerpolizeilichen Veſtimmungen bei Neu⸗ und Umbauten, 
vom 10. Dezember 1902 (Min.⸗Bl. S. 11). 


3. Miniſterialverfügung, betr. die bauliche Aulage 
und die Einrichtung von Theatern, Zirkusgebänden und öffentlichen 
Verſammlungsräumen, vom 27. Auguſt 1903 (Min.⸗Bl. S. 203). 


4. Miniſterialverfügung, betr. Beſtimmungen für Gebäude, 
welche ganz oder teilweiſe zur Aufbewahrung einer größeren Menge 
a brennbarer Stoffe dienen, 

vom 17. Mai 1904 (Min.⸗Bl. S. 141). 


Im Anſchluß an die durch Runderlaß vom 6. Mai 1901 
(Min.⸗Bl. S. 166) mitgeteilten Beſtimmungen für Gebäude, welche 
ganz oder teilweiſe zur Aufbewahrung einer größeren Menge brenn⸗ 
arer Stoffe dienen (Warenhäuſer, Geſchäftshäuſer uſw.) ſind an 
einzelnen Stellen Polizeiverordnungen erlaſſen worden, welche zum 


Teil die hier ausgearbeiteten Normen noch ee Wir weiſen 
demgegenüber darauf hin, daß es bei der Bekanntgabe der allgemeinen 
Beſtimmungen nicht unſere Abſicht war, ſte zur Grundlage von Polizei 
verordnungen zu machen. Die Vorſchriften ſollten vielmehr nur für 
die Polizeibehörden die Richtſchnur bilden, nach welcher die Entwürfe 
für neu zu errichtende . 2c. geprüft und etwa vorhandene 
Mißſtände bei ſchon beſtehenden beſeitigt werden ſollten. Schon die 
ſchwerere Beſtimmbarkeit des Kreiſes der Gebäude, auf welche die 
Vorſchriften überhaupt Anwendung zu finden haben, ſpricht gegen die 

egelung des Gegenſtandes durch Polizeiverordnung. Dazu kommt in 
Betracht, daß es nicht ratſam iſt, für Warenhäuſer jeglichen Umfauges 
die gleichen Grundſätze in Geſtalt bindender Verordnungsvorſchriften 
Platz greifen zu laſſen. Wir erſuchen daher, von dem Erlaſſe derartiger 
Verordnungen gefälligſt abzuſehen und die nachgeordneten Behörden 
entſprechend anzuweiſen. Die allgemeinen Beſtimmungen ſollen dem⸗ 
nächſt hier einer Nachprüfung unterzogen werden. Die Vorſchriften 
der Polizeiverordnungen würden mit deren Ergebniſſen unter Umſtänden 
nicht im Einklange ſtehen und ſomit baldigen Anderungen unterworfen 
werden müſſen. 


Berlin, den 17. Mai 1904. 


Der Miniſter des Innern. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


5. Miniſterialerlaß, betr. die Abführung von Schmutzſtoffen auf 
bewohnten Grundſtücken, vom 4. November 1887 (M.⸗Bl. S. 246). 


Spülabtritte dürfen nur mit ausdrücklicher polizeilicher Genehmi⸗ 
gung angelegt werden. Dieſe Genehmigung iſt nur dann zu erteilen, 
wenn die Stelle, in welche die Abwäſſer der Spülabtritte gelangen 
ſollen (Grube, Baſſin), hinſichtlich ihrer Umwandung, Bedeckung, ihres 
ſonſtigen Verhältniſſes zur Umgebung und ihrer Größe gewiſſen er⸗ 

öhten a a entſpricht und wenn nach den geſamten Ver⸗ 
ältniſſen des Grundſtücks und ſeiner Bewohner die ordnungsmäßige 
Haltung der Einrichtung erwartet werden darf. 

Die Dünnflüſſigkeit der Effluvien aus Spülabtritten be ünſtigt 
den Durchtritt ne durch gemauerte oder aus Bruchſtelnen 
uſammengefügte Grubenwandungen. Derartigen Zwecken dienende 

ehälter ſind daher nur bei beſonderer Beſchaffenheit, z. B. als frei⸗ 
ſtehende Baſſins aus Schmiedeeiſen mit Anſtrich zur Verhütung des 
Roſtens oder als ſicher fundamentierte Baſſins aus Gußeiſen oder als 
Gruben mit doppelten, in Zement oder Aſphalt hergeſtellten Wänden 
aus hart gebrannten und glaſierten Backſteinen mit zwiſchenliegender 
Tonſchicht, auf längere Zeit waſſerdicht zu erhalten. Dieſelben 
müſſen häufig und ſorgfältig auf ihre Dichtigkeit revidiert werden 
— Gruben mindeſtens alljährlich in der Weiſe, daß dieſelben nach 
vorheriger Entleerung mit beſtimmten Mengen Waſſers angefüllt und 
darauf die en, Verlauf von Stunden verbliebenen Quantitäten feft- 
ne werden. 


I 


Um den Übertritt der Flüſſigkeit über den Rand des Behälters 
zu verhüten, wird eine Beſtimmung, daß derſelbe nur bis etwa 1 dm 
unterhalb des Randes angefüllt werden darf, zweckmäßig und die 
doppelte Bedeckung mittels dichtſchließender eiſernen Platten mit leerem 
Zwiſchenraum zu empfehlen ſein. 5 

Ferner iſt auf die dichte Herſtellung der Abtritts⸗Abfallröhren 
beſondere Aufmerkſamkeit zu richten und müſſen Gruben und ſonſtige 
Behälter der gedachten Kategorie wegen der leichteren Fäulnis ihres 
Inhalts mit Einrichtungen, welche den Rücktritt von Fäulnisgaſen in 
die Abtrittsräume oder ſonſtige Teile von Wohngebäuden verhindern, 
erforderlichenfalls — nach sl der Polizeibehörde im Einzelfall — 
mit Ventilationsröhren, welche bis über das Dach des Gebäudes reichen 
und nicht in der Nähe von Fenſtern münden, ausgerüſtet ſein. 

Was den Rauminhalt der Gruben anbetrifft, ſo wird, wo nicht 
zuverläſſige, ſelbſttätig wirkende Einrichtungen zur beſchränkten Spülung 
einen geringeren Waſſerverbrauch genügend ſicher ſtellen, auf jede den 
Spülabtritt benutzende Perſon durchſchnittlich eine tägliche Menge von 
mindeſtens drei Liter Grubeninhalt zu rechnen ſein, ſo daß für zehn 
Perſonen bei monatlicher Entleerung des Behälters unter Hinzurechnung 
— zu a oberſten Teiles ein Raum von etwa 1 cbm er- 

erlich iſt. 

Die Entleerung ſolcher Behälter hat in kürzeren Zwiſchenräumen 
als diejenige von Gruben mit feſtem Inhalt zu geſchehen, und zwar 
überall obligatoriſch mittels völlig dichter Pumpvorrichtungen, weil 
andernfalls trotz aller Verbote Verunreinigungen der benachbarten 
Teile der Höfe und Straßen nicht ausbleiben, zweckmäßig vermittelſt 
pneumatiſcher Apparate und unter Benutzung in den Gruben ꝛc. ver⸗ 
bleibender feſtſtehender eiſernen Saugröhren. 


G. Arbeiterfürſorge⸗Vorſchriften. 
1. Reichsgewerbeordunng. 
Titel VII. 


Gewerbliche Arbeiter (Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge, Betriebs⸗ 
beamte), Werkmeiſter, Techniker, Fabrikarbeiter. 


8 105. Die Jeſtſetzung der Verhältniſſe zwiſchen den ſelbſtändigen 
Gewerbetreibenden und den gewerblichen Arbeitern iſt, vorbehaltlich 
der durch Reichsgeſetz begründeten Beschränkungen, Gegenſtand freier 
Übereinkunft. 

8 1058. Zum Arbeiten an Sonn» und Feſttagen können die Gewerbe⸗ 
reibenden die Arbeiter nicht verpflichten. Arbeiten, welche nach den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes auch an Sonn- und Feſttagen vorgenommen 
werden dürfen, fallen unter die vorſtehende Beſtimmung nicht. 

Welche Tage als Feſttage gelten, beſtimmen unter Berück⸗ 
ſichtigung der örtlichen und konfeſſionellen Verhältniſſe die Landes ⸗ 
regierungen. 
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$ 105b. Im Betriebe von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungs⸗ 
anſtalten, Brüchen und Gruben, von Hüttenwerken, Fabriken und 
Werkſtätten, von Zimmerplätzen und anderen Bauhöfen, von 
Werſten und Ziegeleien, ſowie bei Bauten aller Art dürfen Arbeiter 
an Sonn- und Feſttagen nicht beſchäftigt werden. Die den Arbeitern 
zu gewährende Ruhe hat mindeſtens für jeden Sonn⸗ und Feſttag 
vierundzwanzig, für zwei aufeinander folgende Sonn⸗ und Feſttage 
ſechsunddreißig, für das Weihnachts, Oſter⸗ und Pfingſtfeſt achtund⸗ 
vierzig Stunden zu dauern. Die Ruhezeit iſt von zwölf Uhr nachts 
zu rechnen und muß bei zwei aufeinander folgenden Sonn⸗ und Feſt⸗ 
tagen bis ſechs Uhr abends des zweiten Tages dauern. In Betrieben 
mit regelmäßiger Tag- und Nachtſchicht kann die Ruhezeit früheſtens 
um ſechs Uhr abends des vorhergehenden Werktages, ſpäteſtens um 
ſechs Uhr morgens des Sonn⸗ und Feſttages beginnen, wenn für die 
58 1 Pape der Ruhezeit folgenden vierundzwanzig Stunden der 

trie . 

$ 115. Die Gewerbetreibenden find verpflichtet, die Löhne ihrer 
Arbeiter in Reichswährung zu berechnen und bar auszuzahlen. 

Sie dürfen den Arbeitern keine Waren kreditieren. Doch iſt es 
geſtattet, den Arbeitern Lebensmittel für den Betrag der Anſchaffungs⸗ 
koſten, Wohnung und Landnutzung gegen die ortsüblichen Miet⸗ und 
Pachtpreiſe, Jeuerung, Beleuchtung, regelmäßige Beköſtigung, Arzneien 
und ärztliche Hilfe, ſowie Werkzeuge und Stoffe zu den ihnen über⸗ 
tragenen Arbeiten für den Betrag der durchſchnittlichen Selbſtkoſten 
unter Anrechnung bei der Lohnzahlung zu verabfolgen. Zu einem 
höheren Preiſe iſt die Verabfolgung von Werkzeugen und Stoffen für 
Akkordarbeiten zuläſſig, wenn derſelbe den ortsüblichen nicht überſteigt 
und im voraus vereinbart iſt. 

§ 115. Lohn⸗ und Abſchlagszahlungen dürfen in Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaften oder Verkaufsſtellen nicht ohne Genehmigung der 
unteren Verwaltungsbehörde erfolgen; ſie dürfen an dritte nicht er⸗ 
folgen auf Grund von Rechtsgeſchäften oder Urkunden über Rechts⸗ 
geſchäfte, welche nach 8 2 des Geſetzes, betreffend die Beſchlagnahme 
des Arbeits⸗ oder Dienſtlohns, vom 21. Juni 1869 (Bundes⸗Geſetzbl. 
S. 242) rechtlich unwirkſam ſind. f 

§ 120 a. Die Gewerbeunternehmer find verpflichtet, die Arbeits⸗ 
räume, Betriebsvorrichtungen, Maſchinen und Gerätſchaften ſo einzu⸗ 
richten und zu unterhalten und den Betrieb ſo zu regeln, daß die 
Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Geſundheit ſoweit geſchützt ſind, 
wie es die Natur des Betriebes geſtattet. 

Insbeſondere iſt für genügendes Licht, ausreichenden Luftraum 
und Luftwechſel, Beſeitigung des bei dem Betrieb entſtehenden Staubes, 
der dabei entwickelten Dünſte und Gaſe ſowie der dabei entſtehenden 
Abfälle Sorge zu tragen. , 

Ebenſo find diejenigen Vorrichtungen herzuſtellen, welche zum 
Schutze der Arbeiter gegen gefährliche Berührungen mit Maſchinen 
oder Maſchinenteilen oder gegen andere in der Natur der Betriebs⸗ 
ſtätte oder des Betriebes liegende Gefahren, namentlich auch gegen 
die Gefahren, welche aus Fabrikbränden erwachſen können, erfor⸗ 
derlich ſind. 
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Endlich ſind diejenigen Vorſchriften über die Ordnung des Be⸗ 
triebes und das Verhalten der Arbeiter zu erlaſſen, welche zur Siche⸗ 
rung eines gefahrloſen Betriebes erforderlich find. 

a 120 b. Die Gewerbeynternehmer ſind verpflichtet, diejenigen 
Einrichtungen zu treffen und zu unterhalten und diejenigen Vorſchriften 
über das Verhalten der Arbeiter im Betriebe zu erlaſſen, welche er⸗ 
forderlich ſind, um die Aufrechterhaltung guter Sitten und des An⸗ 
ſtands zu ſichern. 5 . g 
Insbeſondere muß, ſoweit es die Natur des Betriebs zuläßt, bei 
der Arbeit die Trennung der Geſchlechter durchgeführt werden, ſofern 
nicht die Aufrechterhaltung der guten Sitten und des Anſtandes durch 
die Einrichtung des Betriebes ohnehin geſichert iſt. 

In Anlagen, deren Betrieb es mit ſich bringt, daß die Arbeiter 
ſich umkleiden und nach der Arbeit ſich reinigen, müſſen aus⸗ 
reichende, nach Geſchlechtern getrennte Ankleide- und Waſchräume 
vorhanden ſein. 

„Die Bedürfnisanſtalten müſſen jo eingerichtet ſein, daß ſie für 
die Zahl der Arbeiter ausreichen, daß den Anforderungen der Geſund⸗ 
heitspflege entſprochen wird und daß ihre Benutzung ohne Verletzung 
von Sitte und Anſtand erfolgen kann. 

8 120c. Gewerbeunternehmer, welche Arbeiter unter achtzehn 
Jahren beſchäftigen, ſind verpflichtet, bei der Einrichtung der Betriebs⸗ 
ſtätte und bei der Regelung des Betriebs diejenigen beſonderen Rück⸗ 
ſichten auf Geſundheit und Sittlichkeit zu nehmen, welche durch das 
Alter dieſer Arbeiter geboten ſind. 

s 120d. Die zuſtändigen Polizeibehörden find befugt, im Wege 
der Verfügung für einzelne Anlagen die Ausführung derjenigen Maß⸗ 
nahmen anzuordnen, welche zur Durchführung der in 88 120 a bis 
120e enthaltenen Grundſätze erforderlich und nach der 8 
der Anlage ausführbar erſcheinen. Sie können anordnen, daß den 
Arbeitern zur Einnahme von Mahlzeiten außerhalb der Arbeitsräume 
ängemefjene, in der kalten Jahreszeit geheizte Räume unentgeltlich zur 
Verfügung geſtellt werden. 

Soweit die angeordneten Maßregeln nicht die Beſeitigung einer 
dringenden, das Leben oder die Geſundheit bedrohenden Gefahr be⸗ 
— 2 muß für die Ausführung eine angemeſſene Friſt belaſſen 
werden. ö 

Den bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits beſtehenden Anlagen gegen⸗ 
über können, ſo lange nicht eine Erweiterung oder ein Umbau eintritt. 
nur Anforderungen geſtellt werden, welche zur Beſeitigung erheblicher, 
das Leben, die Geſundheit oder die Sittlichkeit der Arbeiter geſähr⸗ 
dender Mißſtände erforderlich oder ohne unverhältnismäßige Auf⸗ 
wendungen ausführbar erſcheinen. 

Gegen die Verfügung der Polizeibehörde ſteht dem Gewerbeunter⸗ 
nehmer binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde zu. Gegen die Entſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde 
iſt binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Zentralbehörde zuläſſig; 
dieſe entſcheidet endgültig. Widerſpricht die Verfügung den von der 
zuſtändigen Berufsgenoſſenſchaft erlaſſenen Vorſchriften zur Verhütung 
von Unfällen, jo iſt zur Einlegung der vorſtehend bezeichneten Rechts- 


3 


mittel binnen der dem Gewerbeunternehmer zuſtehenden Friſt auch der 
Vorſtand der Berufsgenoſſenſchaft befugt. ds? 

§ 120e. Durch Beſchluß des Bundesrats können Vorſchriften 
darüber erlaſſen werden, welchen Anforderungen in beſtimmten Arten 
von Anlagen zur Durchführung der in den 8s 120 a bis 1200 ent⸗ 
haltenen Grundſätze zu genügen iſt. , 

Soweit ſolche Vorſchriften durch Beſchluß des Bundesrats nicht 
erlaſſen find, können dieſelben durch Anordnung der Landes⸗Zentral⸗ 
behörden oder durch Polizeiverordnungen der zum Erlaſſe ſolcher be⸗ 
rechtigten Behörden erlaſſen werden. Vor dem Erlaſſe ſolcher An⸗ 
ordnungen und Polizeiverordnungen iſt den Vorſtänden der beteiligten 
Berufsgenoſſenſchaften oder Berufsgenoſſenſchafts⸗Sektionen Gelegenheit 
u einer gutachtlichen Außerung zu geben. Auf dieſe finden die Be⸗ 
1 des 8 113 Abſ. 2, 4 und des $ 115 Abſ. 4 Satz 1 des 
Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes (Reichs⸗Geſetzbl. 1900 S. 573, 585) 
Anwendung. 


Strafbeſtimmungen. 


8 146 a. Mit Geldſtrafe bis zu ſechshundert Mark, im Unver⸗ 
mögensfalle mit Haft wird beſtraft, wer den 88 105b bis 105g oder 
den auf Grund derſelben erlaſſenen Anordnungen zuwider Arbeitern 
an Sonn- und Feſttagen Beſchäſtigung gibt oder den 88 41a, 55a, 
139 e, 139 f Abſ. 4 oder den auf Grund des $ 105 b Abſ. 2 erlaſſenen 
ſtatutariſchen Beſtimmungen oder den auf Grund des $ 41b oder des 
8 139 f Abſ. 1 getroffenen Anordnungen zuwiderhandelt. 

8 147. Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark und im Unver⸗ 
mögensfalle mit Haft wird beſtraft: j g 

2. wer eine gewerbliche Anlage, zu der mit Rückſicht auf die Lage 
oder Beſchaffenheit der Betriebsſtätte oder des Lokals eine be⸗ 
ſondere Genehmigung erforderlich iſt (83 16 und 24), ohne dieſe 
Genehmigung errichtet, oder die weſentlichen Bedingungen, unter 
welchen die Genehmigung erteilt worden, nicht imehält oder 
ohne neue Genehmigung eine weſentliche Veränderung der Be⸗ 
triebsſtätte oder eine Verlegung des Lokals oder eine weſentliche 
Veränderung in dem Betriebe der Anlage vornimmt; 

4. wer den auf Grund der 88 120d, 139g endgültig erlaſſenen 
Borsche oder den auf Grund der 88 120 e, 139 b erlaſſenen 
Vorſchriften zuwiderhandelt. h 

In dem Falle zu 2 kann die Polizeibehörde die Wegſchaffung der 
Anlage oder die Herſtellung des den Bedingungen entſprechenden Zu⸗ 
ſtandes derſelben anordnen. . 920 

In dem Falle zu 4 kann die Polizeibehörde bis zur Herſtellung 
des der Verfügung oder der Vorſchrift entſprechenden Zuſtandes die 
Einſtellung des Betriebes, ſoweit derſelbe durch die Verfügung oder 
die Vorſchrift getroffen wird, anordnen, falls deſſen Fortſetzung erheb⸗ 
liche Nachteile oder Gefahren herbeizuführen geeignet ſein würde. 

8 148. Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark und im 
Unvermögensfalle mit Haft bis zu vier Wochen wird beſtraft: 

13. wer dem $ 115 oder den auf Grund des 8 119 erlaſſenen 

ſtatutariſchen Beſtimmungen zuwiderhandelt. 
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2. Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich vom 1. Mai 1904 (Min.⸗Bl. S. 201), 
(Auszug.) 
B. Sonntagsruhe im Gewerbebetriebe mit Ausnahme 
des Handelsgewerbes. 
(58 105 a, 105 b Abſ. 1, 88 105% bis 105i.) 


141. Das im $ 105 b Abſ. 1 enthaltene Verbot der Sonntags⸗ ungemetne 

arbeit gilt nicht für die Land⸗ und Forſtwirtſchaft, den Weinbau, ß A5 
den Gartenbau, die Viehzucht, den Geſchäftsbetrieb der Apotheker, die 1088 
Ausübung der Heilkunde und der ſchönen Künſte und die im § 6 Abſ. 1 und oh 
Satz 1 bezeichneten Gewerbe. Ferner find kraft beſonderer Vorſchrift 
von dem Verbote der Sonntagsarbeit ausgenommen Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaftsgewerbe, Muſikaufführungen, Schauſtellungen, theatraliſche 
. und fonftiae Luſtbarkeiten ſowie die Verkehrsgewerbe 
( An, 
3 142. In denjenigen Handelsgewerven, in welchen beim Laden⸗ 
verkauf an den Waren Anderungs⸗ oder Zurichtungsarbeiten vor⸗ 
genommen werden (3. B. Gewerbe der Hutmacher, Blumenhändler, Uhr⸗ 
macher, Fleiſcher), iſt die Beſchäftigung mit dieſen Arbeiten als 
Beſchäftigung im Handelsgewerbe zu betrachten und deshalb an Sonn⸗ 
und Feſttagen während der für das betreffende Handelsgewerbe frei⸗ 
gegebenen Zeit geſtattet. 1 

143. Verboten iſt an Sonn⸗ und Feſttagen jede Art der Beſchäfti⸗ 
gung von Arbeitern „im Betriebe“ der unter § 105 b Abſ. 1 fallenden 
Gewerbe, alſo im Betriebe von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungs- 
anſtalten, Brüchen und Gruben, von Hüttenwerken, Fabriken und 
ae von Zimmerplätzen und Bauhöfen, von Werften und 

iegeleien. 

Durch die Worte „im Betriebe“ iſt zum Ausdruck gebracht, daß 
das Verbot nicht nur räumlich für die Betriebsſtätte, in welcher 
ſich der betreffende Gewerbebetrieb regelmäßig abzuwickeln pflegt, 
jondern für jede zu dem Gewerbebetriebe gehörige Tätigkeit gelten 
ſoll. So dürfen z. B. Monteure, Schloſſer⸗, Glaſer⸗, Maler-, 
Tapezier⸗, Barbiergehilfen während der Sonntagsruhe auch außerhalb 
der Betriebsſtätte nicht beſchäftigt werden, ſoweit nicht etwa die 
fan e gemäß den Vorſchriften der 88 105% bis 105f 

atthaft ſind. 

Das Verbot der Sonntagsarbeit gilt auch für „Bauten aller Art“, 
d. h. für Hoch⸗, Tief-, Weges, Eiſenbahn⸗ und Waſſerbauten, ſowie für 
Erdarbeiten, ſofern dieſe nicht Ausfluß eines land⸗ oder fo a 
lichen Betriebes, des Weinbaues oder des Gartenbaues ſind, ferner 
nicht nur für Neubauten, ſondern auch für Ausbeſſerungs⸗ und 
e z. B. auch für das Schornſteinfeger⸗ 
gewerbe. 

144. Das Verbot der Sonntagsarbeit gilt für gewerbliche Arbeiter 
im weiteſten Sinn, alſo nicht nur für Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge. 
Fabrikarbeiter und andere im Betriebe beſchäftigte Handarbeitern, ſodern 
auch für Betriebsbeamte, Werkmeiſter und Techniker. 6 


Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe ſoll mindeſtens dauern: 
für einzelne Sonn⸗ und Feſttage 24 Stunden, 

fur zwei aufeinander folgende Sonn- und Feſttage 36 Stunden, 

für das Weihnachts⸗, Oſter⸗ und Pfingſtfeſt 48 Stunden. 

Dieſe Ruhezeiten müſſen auch in ſolchen Betrieben, welche an 
Werktagen ununterbrochen mit regelmäßiger Tag: und Nachtſchicht 
arbeiten, gewährt werden, ſoweit nicht etwa für dieſe Betriebe 
gemäß SS 10 5c bis 105e Ausnahmen von dem Verbote der 
Sonntagsarbeit Platz greifen. Während aber in Betrieben, die 
nur bei Tag oder in unregelmäßigen Schichten zu arbeiten pflegen, 
die Ruhezeit ſtets von 12 Uhr nachts an gerechnet werden ſoll, 
kann in Betrieben mit regelmäßiger Tag⸗ und Nachtſchicht die 
Ruhezeit ſchon früheſtens um 6 Uhr abends des vorhergehenden 
Werktages und ſpäteſtens erſt um 6 Uhr morgens des Sonn⸗ und 
Feſttages beginnen, wenn für die auf den Beginn der Ruhezeit 
folgenden 24 Stunden der Vetrieb ruht. 

Für alle Fälle gilt die Vorſchrift, daß die Ruhezeit an zwei auf⸗ 
einander folgenden Sonn- und Feſttagen ſtets bis 6 Uhr abends des 
zweiten Tages dauern muß. Demnach beträgt die Ruhezeit in Be⸗ 
trieben, die keine regelmäßigen Tag⸗ und Nachtſchichten haben, nicht 
nur 36 Stunden, ſondern mindeſtens 42 Stunden von dem Beginne 
= Mitternachtsſtunde des erſten Tages bis 6 Uhr abends des zweiten 

ages. 

145. Jugendliche Arbeiter dürfen in Fabriken und den in 
§ 154 Abſ. 2, 8 154 a bezeichneten gewerblichen Anlagen an Sonn⸗ 
und Feſttagen überhaupt nicht beſchäftigt werden ($ 136 Abj. 3, vergl. 
Ziffer 148). Bezü lic) des Verbots der Sonntagsarbeit jugendlicher 
Arbeiter in den Werkſtätten mit Motorbetrieb ſiehe die Verordnung 
vom 9. Juni 1900 (R.⸗G.⸗Bl. S. 565) nebſt Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 13. Juli 1900 (R.⸗G.⸗Bl. S. 566) Ziffer 4 Abſ. 3, 
Ziffer 13 Abſ. 2, Ziffer 16 Abſ. 2, Ziffern 18, 19 und in den Werk⸗ 
ſtätten der Kleider⸗ und Wäſchekonfektion die Verordnung vom 31. Mai 
1897 (R.⸗G.⸗Bl. S. 459) in der Faſſung der Verordnung vom 17. Fe⸗ 
bruar 1904 (R.⸗G.⸗Bl. S. 62) 8 3 Abſ. 3. Hinſichtlich der Beſchäfti⸗ 
gung von Kindern an Sonn⸗ und Feſttagen ſind die Beſtimmungen 
des Geſetzes, betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben, vom 
30. März 1903 (R.⸗G.⸗Bl. S. 113) zu beachten. 

146. Während im Handelsgewerbe, ſoweit es in offenen Verkaufs⸗ 
ſtellen betrieben wird, auch die Sonntagsarbeit der Arbeitgeber 
Beſchränkungen unterliegt ($ 41a), iſt in den hier in Rede ſtehenden 
Gewerben den Arbeitgebern und ſelbſtändigen Gewerbetreibenden die 
1 durch die Vorſchriften der Gewerbeordnung nicht ver⸗ 
wehrt. 

Indeſſen iſt es der Landesgeſetzgebung vorbehalten, die Arbeit an 
Sonn⸗ und Feſttagen in größerem Umfang, als dies in der Gewerbe⸗ 
ordnung geſchehen, einzuſchränken, d. h. nicht nur für die Arbeiter eine 
ausgedehntere als die in der Gewerbeordnung vorgeſehene Sonntags⸗ 
ruhe vorzuſchreiben, ſondern auch die gewerbliche Arbeit von ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gewerbetreibenden an Sonn- und Feſttagen ganz oder teil⸗ 
weiſe zu unterſagen (8 105 h Abj. 1). i 


Zu diefen landesgeſetzlichen Beſtimmungen zählen auch die Polizei⸗ 
verordnungen, insbeſondere diejenigen über die äußere Heilighaltung 
der Sonn⸗ und Feſttage. ; a 

147. re von vorschrift c 55 a treten ein: Kusnafmen 

a) kraft geſetzlicher Vorſchrift ($ 105), on ben 
5 kraft der vom Bundesrat auf Grund des § 105d beſchloſſenen 3 
Vorſchriften, an 
c) kraft der von der höheren Verwaltungsbehörde auf Grund 105 f und 
des 8 105 e erlaſſenen Beſtimmungen, 105 h Abſ. 2). 
d) kraft der von der unteren Verwaltungsbehörde auf Grund 
des § 105 f erteilten beſonderen Erlaubnis, 
e) kraft der von der Landeszentralbehörde auf Grund des $ 105h 
Abs. 2 getroffenen Entſchließung. 

148. Soweit gemäß den nachſtehenden Beſtimmungen zu Ziffern 
149 bis 180 in Fabriken und den in § 154 Abf. 2, 3, § 154a be- 
zeichneten gewerblichen Anlagen Ausnahmen von dem Verbote der 
Sonntagsarbeit Platz greifen, ſind in dieſen Betrieben bei der Be⸗ 
ſchäftigung von Arbeiterinnen außer den allgemeinen Bedingungen, 
an die die Zulaſſung der Sonntagsarbeit geknüpft iſt, auch noch die 
Vorſchriften des § 137 und die auf Grund der 88 139, 139 a erlaſſenen 
Beſtimmungen, in Motorwertſtätten die Beſtimmungen der Bekannt⸗ 
machung vom 13. Juli 1900 (R.⸗G.⸗Bl. S. 566) zu beachten. 

Da in den im Abſ. 1 bezeichneten Betrieben die Beſchäftigung 
jugendlicher Arbeiter an Sonn⸗ und Feſttagen im allgemeinen 
verboten iſt und Ausnahmen von dieſem Verbote nur auf Grund der 
$8 139 und 139a zugelaſſen werden können, ſo dürfen jugendliche 
Arbeiter in dieſen Betrieben auch zu den nach Ziffer 149 bis 180 
zuläſſigen Sonntagsarbeiten nur inſoweit herangezogen werden, als 
dieſe Beſchäſtigung auf Grund des § 139 oder des § 139 a an Sonn⸗ 
und Feſttagen ausdrücklich geſtattet iſt. 

149. Unter diejenigen Arbeiten, auf welche das Verbot der Ausnahmen 
Sonntagsarbeit kraft Geſetzes keine Anwendung findet, werden im ehiſch. 
§ 105 an erſter Stelle ſolche Arbeiten gerechnet, die in Notfällen Vorschrift 
oder im öffentlichen Intereſſe unverzüglich vorgenommen werden 6 105 0). 
müſſen. Zu den „Arbeiten in Notfällen“ gehören ſolche Arbeiten, 
welche zur Beſeitigung eines Notſtandes oder zur Abwendung einer 
Gefahr ſofort vorgenommen werden müſſen, ferner aber auch dringende 
Arbeiten, die durch Todesfälle, Erkrankungen, unvorhergeſehene, erheb⸗ 
liche geſchäftliche Zwiſchenfälle uſw. erforderlich werden und nicht wohl 
auf den nächſtfolgenden Werktag verſchoben werden können; dagegen 
kann nicht etwa ſchlechthin die Erledigung eiliger Arbeiten hierher 
gerechnet werden. Unter „öffentlichem Intereſſe“ iſt nicht nur 
das Intereſſe des Staates oder der Gemeinde, ſondern auch dasjenige 
des Publikums zu verſtehen. 

150. Die Befugnis, Reinigungs- und Inſtandhaltungs⸗ 
arbeiten, durch die der regelmäßige Fortgang des eigenen oder eines 
fremden Betriebes bedingt ift, Arbeiten, von denen die Wiederaufnahme 
des vollen, werktägigen Betriebes abhängig iſt, ſowie ſolche Arbeiten 
vorzunehmen, welche zur Verhütung des Verderbens von Rohſtoffen 
oder des Mißlingens von Arbeitserzeugniſſen erforderlich ſind, iſt davon 
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abhängig gemacht, daß die genannten Arbeiten nicht an Werktagen 
vorgenommen werden können (§ 105% Abſ. 1 Ziffer 3, 4). 

Die Möglichkeit ihrer Vornahme an Werktagen iſt nach den Um⸗ 
ſtänden des einzelnen Falles und den beſonderen Verhältniſſen der 
einzelnen Betriebe zu beurteilen. Die Meruanis zur Ausführung der 
bezeichneten Arbeiten wird für den einzeinen Gewerbetreibenden nicht 
ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß andere Betriebe derſelben Gattung, 
deren Einrichtungen indeſſen weſentlich verſchieden ſind, der Sonntags⸗ 
arbeit nicht bedürfen. Wohl aber finden die Beſtimmungen keine An⸗ 
wendung, wenn und ſobald es dem Gewerbetreibenden möglich iſt, 
ohne erhebliche Unzuträglichkeiten für den Betrieb oder die Arbeiter 
und ohne unverhältnismäßige Opfer ſich ſo einzurichten, daß er ohne 
Sonntagsarbeit auskommen kann. 

151. Die Beſtimmungen des § 105% finden auch auf ſolche Bes 
triebe Anwendung, für die nach den 88 105 d bis 105 f, 105h befondere 
Ausnahmen zugelaſſen ſind. 

152. Werden Arbeiter an Sonn⸗ und Feſttagen mit Arbeiten be⸗ 
ſchäftigt, die kraft geſetzlicher Vorſchrift F h ſind, ſo müſſen die 
Gewerbetreibenden in das im § 105 c Abj. 2 bezeichnete Verzeichnis 
für jeden einzelnen Sonn⸗ und Feſttag, an dem eine ſolche Beschäftigung 
Er hat, die Zahl der beſchäftigten Arbeiter, die Dauer der 
Beſchäftigung durch Angabe der Lage der Arbeitsſtunden ſowie die Art 
der vorgenommenen Arbeiten eintragen. 

In das Verzeichnis ſind alle im § 105 c bezeichneten Arbeiten ein⸗ 
utragen, die während der in dem Betrieb einzuhaltenden ſonn⸗ und 
ſeſttäglichen Betriebsruhe vorgenommen werden, mag die letztere ganz 
oder nur teilweiſe auf den Sonn- oder Feſttag fallen, und mag fie 24 
oder nur 12 oder abwechſelnd 12 und 36 Stunden dauern. An zwei 
aufeinander folgenden Sonn- und Feſttagen find nur diejenigen Arbeiten 
einzutragen, welche während der im § 105 b Abſ. 1 vorgeſchriebenen 
36 ſtundigen Betriebsruhe ſtattfinden. 

Das Verzeichnis muß über alle während des betreffenden Kalender⸗ 
den — Grund des § 105 c vorgenommenen Sonntagsarbeiten Aus⸗ 

nft geben. 
1 17 Arbeitgeber, die zahlreiche Arbeiter buster i an. empfiehlt es 
ſich, das Verzeichnis nach dem anliegenden Muſter ] zu führen. 

Bei Eintragung der Art der vorgenommenen Arbeiten genügt es, 
ſofern es ſich nicht um die Bewachung der Betriebsanlagen, ſowie um 
die Beauffichtigung des Betriebes handelt, nicht, die Arbeiten allgemein 
nach der in den Ziffern 1 bis 5 des Abſ. 1 des 8 105 c gegebenen 
Bezeichnung anzuführen. Vielmehr muß aus den Eintragungen die 
Art der Arbeit ſoweit zu erſehen ſein, daß beurteilt werden kann, ob 
ſie unter die in dieſen Ziffern bezeichneten Arbeiten fällt. Die Ein⸗ 
tragungen müſſen für jeden Sonn⸗ und Feſttag, wenn tunlich, ſpäteſtens 
am folgenden Wochentag vorgenommen werden. , . 

153. Während für ſolche Arbeiter, welche lediglich mit den im 
8 105 %c unter den Ziffern 1, 2, 5 bezeichneten Arbeiten beſchäftigt 
werden, beſondere Ruhezeiten nicht vorgeſchrieben find, müſſen den⸗ 
jenigen Arbeitern, welche mit den unter den Ziffern 3, 4 bezeichneten 
Arbeiten an Sonntagen länger als 3 Stunden beſchäftigt oder hier⸗ 
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durch am Veſuche des Gottesdienſtes ehindert werden, an jedem zweiten 
oder dritten Sonntage beſtimmte Ruhezeiten verbleiben ($ 105 c Abſ. 3). 

Die Wahl, ob Sonntagsruhe am een oder dritten Sonntage zu 
gewähren ſei, ſteht den Gewerbetrei enden zu. Für die Beſchäftigung 

an den nicht auf einen Sonntag fallenden Feſttagen braucht ein Aus⸗ 

gleich durch Freilaſſung von der Arbeit am zweiten oder dritten Sonn⸗ 

tage nicht gewährt zu werden. 

154. Die untere Verwaltungsbehörde darf auf beſonderen Antrag 
eine allwöchentlich zu gewährende, 24 ſtündige Wochentagsruhe anſtatt 
der Ruhe am zweiten oder dritten Sonntage nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung zulaſſen, daß die Arbeiter am Beſuche des Gottesdienſtes nicht 
gehindert werden (§ 105 c Abſ. 4). Außerdem iſt die Genehmigung in 
der Regel nur zu erkeilen, wenn die Durchführung der Ruhe am zweiten 
oder dritten Sonntage mit unverhältnismäßigen Opfern oder mit erheb⸗ 

13 . für den Betrieb oder die Arbeiter verbunden 
ein würde. 

Vor ihrer Entſcheidung über den Antrag hat die untere Verwal⸗ 
tungsbehörde eine gutachtliche Außerung des zuſtändigen Gewerbe⸗ 
inſpektors einzuholen. 

‚Die Genehmigungsverfügung iſt ſchriftlich zu erlaſſen. Sie muß 
beſtimmen, für wie viel Arbeiter, für welche Arbeiten und unter welchen 
Bedingungen die Ausnahme bewilligt wird. Die Genehmigung iſt, 
ſofern ſich die Ausnahme auf mehr als 4 Sonntage erſtreckt, nur unter 
dem ausdrücklichen Vorbehalte des jederzeitigen Widerrufs zu erteilen. 

Die untere Verwaltungsbehörde hat die Genehmigung in ein Ver⸗ 
zeichnis einzutragen, welches nach dem beigefügten Muſter K anzulegen 
iſt. Das Verzeichnis oder eine Abſchrift davon iſt bis zum 15. Januar 
jedes Jahres dem Regierungspräſidenten einzureichen und von dieſem 
dem Regierungs- und Gewerberate zur Benutzung bei Erſtattung des 
Jahresberichts zu überweiſen. 5 

Für die unter der Aufſicht der Bergbehörden ſtehenden Betriebe 
hat der Revierbeamte das Verzeichnis mit dem Jahresberichte dem 
Oberbergamte vorzulegen. 

155. Umfang und Bedingungen der auf Grund des 8 105 d durch Ausnabmen 
den Bundesrat zugelaſſenen Ausnahmen ergeben ſich aus der Bekannte fiir Wend 
machung des Reichskanzlers vom 5. Februar 1895 (R.-©.-Bl. S. 12) Arbeiten 
und den dazu ergangenen Nachträgen. 1 7 1 

Die in die Betannrmachung aufgenommenen Gewerbe find im — 
weſentlichen in Anlehnung an die damals gültige Klaſſifikation der eine Unter. 
Gewerbeſtatiſtik aufgezählt. Wenn in einer gewerblichen Anlage mehrere erden, 
unter verſchiedene Gruppen der Gewerbeſtatiſtik gehörige Betriebe Aufjhub 
vereinigt find, wie z. B. Hochofenwerke und Eiſengießereien (Gruppen geftatten, 
III, V), ſo greifen für dieſe einzelnen Betriebsteile die verſchiedenen June für 
Ausnahmevorſchriſten Platz. 2 

156. In den Beſtimmungen des Bundesrats ſind nur die auf induftrien 
Grund des § 105 d zugelaſſenen Sonntagsarbeiten aufgezählt, dagegen © 108 ch. 
nicht diejenigen Arbeiten, welche nach § 105 Cc Abſ. 1 an Sonn⸗ und 
Feſttagen kraft geſetzlicher Vorſchrift vorgenommen werden können. 

Als Richtſchnur dafür, welche Arbeiten nach § 105 c Abſ. 1 als ge⸗ 
ſetzlich geſtattet anzuſehen find, haben die im M.⸗Bl. d. i. V. 1895, 


©. 58 ff. veröffentlichten Erläuterungen zu der Bekannkmachung des 
Reichskanzlers vom 5. Februar 1895 zu dienen. Jedoch ſind in dieſen 
Erläuterungen weder alle nach § 105% Abſ. 1 zuläſſigen Arbeiten an⸗ 
geführt, noch iſt ohne weiteres anzunehmen, daß die daſelbſt als unter 
§ 105 c Abſ. 1 fallend bezeichneten Arbeiten in allen Betrieben der 
betreffenden Art geſetzlich geſtattet ſind. Vielmehr kommt es hierbei 
weſentlich auf die Verhältniſſe der einzelnen Betriebe (räumliche Aus⸗ 
dehnung, Fabrikationsart u. dergl.) an; vergl. Ziffer 150. 5 

157. Die Beſtimmungen des Bundesraks knüpfen die Geſtattung 
von Sonntagsarbeiten an Bedingungen, die den Arbeitern ein Mindeſt⸗ 
maß von Ruhe ſichern. Wenn nicht im einzelnen Falle Gefahr im 
Verzug iſt, dürfen die Arbeiter während dieſer Ruhezeit zu keinerlei 
Arbeit, auch nicht zu den im § 105 c Abſ. 1 bezeichneten Arbeiten 
herangezogen werden. g 

In allen Fällen, wo nach den Beſtimmungen des Bundesrats den 
Arbeitern mindeſtens Ruhezeiten gemäß § 105 c Abſ. 3 zu gewähren 


ſind, iſt gleichzeitig der unteren Verwaltungsbehörde die Ermächtigung 


erteilt, analog der Beſtimmungen im Abf. 4 des § 105 c an Stelle 
der Ruhe an jedem zweiten oder dritten Sonntag eine allwöchentlich 
zu gewährende 24 ſtündige gr an einem Wochentage zuzulaſſen, 
ſofern die Arbeiter am Beſuche des ſonntäglichen Gottesdienſtes nicht 
behindert werden. 
In das nach Ziffer 154 zu 1 Verzeichnis hat die untere 
Verwaltungsbehörde dieſe Ausnahmebewilligungen nicht einzutragen. 
178. Für den Widerruf einer Ausnahmebewilligung iſt die Behörde 
zuſtändig, die die Bewilligung erteilt hat. Gegen einen den Widerruf 
ausſprechenden Beſchluß des Bezirksausſchuſſes (Oberbergamts) findet 
die Beſchwerde an den Miniſter für Handel und Gewerbe ſtatt. 
Ausnahmen 179. Anträge auf Geſtattung von Ausnahmen nach 8 105 f 
zur Berbite find von der unteren Verwaltungsbehörde möglichſt ſchleunig zu erle⸗ 
anbere digen. Dieſe Behörde hat vor ihrer Entſcheidung über den Antrag 
ln eine gutachtliche Außerung des zuſtändigen Gewerbeinſpeltors einzuholen; 
Schadens die Anhörung des Gewerbeinſpektors darf nur dann unterbleiben, wenn 
6 105 . fie die rechtzeitige Erledigung des Genehmigungsantrages unmöglich 
machen würde. Der Unternehmer darf die Sonntagsarbeiten vor Ein⸗ 
gang der Genehmigung der unteren Verwaltungsbehörde nicht vor⸗ 
nehmen laſſen. Die nachträgliche Erteilung der Genehmigung iſt un⸗ 
uläſſig. 
g 54 Ausnahmen dürfen nur vorübergehend auf beſtimmte Zeit 
und ferner nur unter folgenden zwei Vorausſetzungen bewilligt werden: 

a) das Bedürfnis zur Sonntagsarbeit darf trotz Aufwendung 
gehöriger Sorgfalt nicht vorherzuſehen geweſen ſein; 

b) der durch den Ausfall der Sonntagsarbeit drohende Schaden 
muß unverhältnismäßig, alſo ſo erheblich ſein, daß demgegen⸗ 
über die Beeinträchtigung, die die Sonntagsruhe der Arbeiter 
durch die Ansnahmegeſtattung erfährt, nicht entſcheidend ins 
Gewicht fallen kann. 5 

Ausnahmen nach $ 105 f find der Regel nach nicht für den erſten 
Weihnachts-, Oſter⸗ und Pfingſtfeiertag, im übrigen für jeden einzelnen 
Betrieb für mehr als vier aufeinanderfolgende Sonn⸗ und Feſttage 
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nur mit Genehmigung des Regierungspräſidenten, des Oberbergamts 
(im L.⸗P.⸗B. Berlin des Polizeipräſidenten) zuzulaſſen. 

180. Bei Bewilligung der Ausnahmen iſt darauf Bedacht zu 
nehmen, daß die Dauer der Beſchäftigung der Arbeiter an den einzelnen 
Sonn⸗ und Feſttagen möglicht, beſchränkt wird. Bei mehr als fünf⸗ 
ſtündiger Beſchäftigungsdauer iſt erforderlichenfalls vorzuſchreiben, daß 
die Beſtimmungen im 8 105 c Abſ. 3 oder Abſ. 4 oder die unter 
Ziffer 163 angegebenen Bedingungen beobachtet werden. 

Die Genehmigungsverfügung ſoll ſchriftlich erlaſſen werden. Aus 
derſelben muß zu erſehen ſein, für wie viel Arbeiter, für welche Arbeiten 
und unter welchen Bedingungen die Ausnahme bewilligt wird. Die 
Genehmigung darf, ſofern ſich die Ausnahme auf mehr als vier auf⸗ 
einanderfolgende Sonn⸗ und Feſttage erſtreckt, nur unter dem aus⸗ 
drücklichen Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufes erteilt werden. 
Endlich iſt in der Verfügung darauf hinzuweiſen, daß eine Abſchrift 
derſelben innerhalb der Betriebsſtätte an einer den Arbeitern leicht 
zugänglichen Stelle ausgehängt werden muß. a l 

Abſchrift der Verfügung iſt, ſofern es ſich nicht um einen Betrieb 
handelt, welcher der Aufſicht der Bergbehörden unterſtellt iſt, von der 
unteren Verwaltungsbehörde dem Gewerbeinſpektor und der Orts- 
polizeibehörde mitzuteilen. 

Die Genehmigung iſt in ein Verzeichnis einzutragen, welches nach 
dem beigefügten Muſter L anzulegen iſt. Das Verzeichnis oder eine 
Abſchrift davon iſt bis zum 15. Januar jedes Jahres dem Regierungs⸗ 
präfidenten einzureichen und von dieſem dem Regierungs- und Gewerbe⸗ 
rate zur Benutzung bei Erſtattung des Jahresberichts mitzuteilen. Für 
die der Aufſicht der Bergbehörden unterſtellten Betriebe erfolgt die 
Einreichung an das Oberbergamt. 


D. Lohnzahlung. 
($ 115 a.) 


194. Die Genehmigung zur Vornahme von Lohn⸗ und Ab⸗ 
ſchlags zahlungen in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften oder Verkaufs⸗ 
ſtellen iſt von der unteren Verwaltungsbehörde nur auf Antrag des 
Gewerbetreibenden und nur in Fällen dringenden Bedürfniſſes zu 
erteilen. Ein ſolches iſt in der Regel nur anzunehmen für kleinere, 
nicht ſtändige Betriebe (Ziegeleien, Steinbrüche 2c.) und Bauten, wenn 
eine zur Vornahme der Lohnzahlungen, geeignete Räumlichkeit auf der 
Betriebsſtätte oder in deren Nähe nicht vorhanden, ihre Beſchaffung 
auch ohne unverhältnismäßige Koſten und Schwierigkeiten nicht zu 
bewirken iſt. Vorausſetzung der Genehmigung iſt, daß Fürſorge ge- 
troffen iſt, daß die ausgelöhnten Arbeiter nicht zur Entnahme von 
Speiſen und Getränken oder Waren verleitet werden. 

Bei Erteilung der Erlaubnis iſt ſtets der jederzeitige Widerruf 
ausdrücklich vorzubehalten. Für rößere Bauten und 5 Betriebe 
iſt die Erlaubnis niemals zu erteilen. Abſchrift der ſchriftlich zu ertei⸗ 
lenden Erlaubnis iſt dem Regierungs räſidenten einzureichen. 

Zu beachten iſt, daß die hechtsbeftändigteit des 8 9 f der Verord⸗ 
nung vom 21. Dezember 1846 (GS. 1847 S. 21), wonach bei öffent⸗ 
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lichen Bauausführungen (von Eiſenbahnen, Kanälen, 9 x.) die 
Zahlung keinesfalls in Schank⸗ und Wirtshäuſern erfolgen darf, 
durch den $ 115 4 nicht berührt worden iſt. 


F. Polizeiliche Verfügungen (88 120d, 147 Abſ. 1 Ziffer , 
Polizeiverordnungen ($ 120 e Abſ. 2). 


198. Auf Grund des § 120 d können polizeiliche Verfügungen nur 
für einzelne gewerbliche Anlagen erlaſſen werden. Voraus⸗ 
ſetzung des Erlaſſes einer ſolchen Verfügung iſt, daß die Maßnahme, 
die angeordnet werden ſoll, 7 

a) zur Durchführung eines der in den 88 120 a bis 120d ent- 
haltenen Grundſätze erforderlich und 

b) nach der Beſchaffenheit der einzelnen gewerblichen Anlagen 
überhaupt ausführbar iſt. i 

Gegenüber gewerblichen Anlagen, die bereits vor dem 1. Juni 1891 
beſtanden und ſeitdem eine Erweiterung oder einen Umbau nicht 
erfahren haben, iſt die Zuläſſiokeit des Erlaſſes der polizeilichen Ver⸗ 
fügung außerdem davon abhängig, daß es ſich entweder um die Be⸗ 
ſeitigung erheblicher, das Leben, die Geſundheit oder die Sittlich⸗ 
keit der Arbeiter gefährdenden Mißſtände oder um Maßnahmen 
besch. die ohne unverhältnismäßige Aufwendungen ausführbar 
erſcheinen. 

199. Iſt eine dringende, das veben over die Geſundheit bedrohende 
Gefahr zu beſeitigen, ſo hat die Ortspolizeibehörde ohne Aufſchub die 
erforderliche Verfügung zu erlaſſen und zur Ausführung zu bringen. 
Anderenfalls hat ſie vor Erlaß ihrer Verfügung die gutachtliche Außerung 
des zuſtändigen Gewerbeinſpektors und in den Fällen des $ 120 a 
Abſ. 2 auch die des zuſtändigen Medizinalbeamten einzuholen. Der 
Gewerbeinſpektor hat ſich auch über die Friſt für die Ausführung 
der Maßregel auszuſprechen. Spricht ſich der Gewerbeinſpektor gegen 
den Erlaß der a oder für die Abänderung ihres Inhaltes 
aus, jo hat die Ortspolizeibehörde, wenn fie dem Gutachten nicht 
Folge geben will, den Erlaß der Verfügung auszuſetzen, bis ſie die 
Zuſtimmung des Regierungspräſidenten erwirkt hat. 

Polizeiliche Verfügungen, um deren Erlaß die Ortspolizeibehörde 
von dem zuſtändigen Gewerbeinſpektor erſucht wird, ſind von ihr 
binnen zwei Wochen zu erlaſſen, ſofern fie nicht binnen dieſer Friſt 
Bedenken dagegen erhebt. In dieſem Falle hat der Gewerbeinſpektor, 
falls er die erhobenen Bedenken für unbegründet erachtet, die Ent⸗ 
ſcheidung des Regierungspräſidenten einzuholen. 

Im L.⸗P.⸗B. Berlin entſcheidet der Polizeipräſident in den Fällen 
der vorſtehenden Abſ. 1, 2 ſelbſtänding. 

In die polizeilichen Verfügungen iſt eine Belehrung über das us 
läſſige Rechtsmittel ($ 120 d Abf. 4) 1 desgleichen in die 
auf die Beſchwerde ergehenden Entſcheidungen des Regierungs- 
präſidenten. Eine Androhung beſtimmter Strafen auf Grund des 

L.-V.⸗G. $ 132 Ziffer 2 iſt in Dice Verfügungen nicht zuläſſig. 
Wenn es geboten erſcheint, der polizeilichen Verfügung von vorn⸗ 
herein durch einen Hinweis auf die Nachteile ihrer Nichtbefolgung 
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Nachdruck zu geben, ſo iſt in der Regel darin lediglich auf die Straf⸗ 
beſtimmung in $ 147 Abſ. 1 Ziffer 4 hinzuweiſen. Erſcheinen von 
Anfang an weitere Zwan smaßregeln erforderlich, fo find allein die 
in 8 147 Abſ. 4 in 5 „B.⸗G. 8 132 Ziffer 1 und 3 bezeichneten 
wangsmittel anzudrohen. 

5 Yon den Berfügungen gemäß $ 120 d iſt alsbald dem Gewerbe⸗ 
inſpektor und, wenn ſie zur Verhütung von Unfällen erlaſſen werden, 
auch der Berufsgenoſſenſchaft, der der Betrieb angehört, gemäß G.-U.- 
B.-6. 8 117 Abſ. 2 eine Abſchrift zu überſenden. 

200. Iſt die auf Grund des 8 120 d erlaſſene Verfügung durch 
Beſchwerde angefochten, ſo darf ſie nur dann vor endgültiger Ent⸗ 
cheidung der Beſchwerde zur Aus führung ebracht werden, wenn die 

usführung nach dem Ermeſſen der Behörde ohne Nachteil für das 
Gemeinwohl nicht ausgeſetzt bleiben kann. Als ein ſolcher Nachteil 
iſt eine erhebliche Gefährdung des Lebens, der Geſundheit oder der 
Sittlichkeit der Arbeiter e 

Zur Erzwingung der durch rechtskräftig gewordene Verfügung 
angeordneten Maßnahmen iſt in der Regel unächſt das Strafver⸗ 
fahren auf Grund des 8 147 Abſ. 1 Ziffer 4 herbeizuführen und von 
den polizeilichen Zwangsbefugniſſen (L.⸗B.⸗G. 8 132 Ziffer 1, 3) erſt 
dann Gebrauch zu machen, wenn auch nach rechtskräftiger Verurteilung 
die angeordnete Maßnahme nicht getroffen wird. 6 

Nur wenn die Nichtausführung der angeordneten Maßnahme eine 
unmittelbare und erhebliche Gefahr für Leben, Geſundheit oder Sittlich⸗ 
keit der Arbeiter zur Folge hat, ſind die polizeilichen Zwangsbefug⸗ 
Sr iger vor der Erledigung des Strafverfahrens anzuwenden (vergl. 

Mon der Befugnis des 8 147 Abj. 4, bis zur Herſtellung des der 
Verfugung entſprechenden Zuſtands die Einſtellung des Betriebes 
oder ſeines in Frage ſtehenden Teiles anzuordnen, iſt nur bei rechts⸗ 
kräftig gewordenen Verfügungen Gebrauch zu machen. In Fällen 
dieſer Art hat die Ortspolizeibehörde vor Erlaß ihrer Anordnung die 
gutachtliche Außerung des zuſtändigen Gewerbeinſpektors darüber ein⸗ 
uholen, ob die Fortſetzung des Betriebes erhebliche Nachteile oder Ge⸗ 
jahren herbeizuführen geeignet ſein würde, und inwieweit deshalb die 
Einſtellung des Betriebes anzuordnen iſt. Die Betriebseinſtellung iſt 
nur ſoweit anzuordnen, als es zur Beſeitigung erheblicher Nachteile 
oder Gefahren unbedingt erforderlich iſt. In jedem Fall, in dem 
die Fortſetzung des Betriebes einer gewerblichen Anlage ganz oder 
. polizeilich unterſagt wird, iſt über dieſe Anordnung und ihre 
Veranlaſſung ſofort an den Regierungspräſidenten (in den Stadtkreiſen 
Charlottenburg, Rixdorf und Schöneberg an den Polizeipräſidenten in 
Berlin) und von dieſem an den Miniſter für Handel und Gewerbe zu 
berichten. Im Stadtkreiſe Berlin hat der Polizeipräſident unmittelbar 
an den Miniſter für Handel und Gewerbe zu berichten. 

201. In allen Polizeiverordnungen, die gemäß $ 120e zwecks 
Unfall⸗ oder Krankheitsverhütung erlaſſen werden, iſt ausdrücklich zum 
Ausdrucke zu bringen, daß den Vorſtänden der beteiligten Berufs⸗ 
e de oder Sektionen Gelegenheit zu einer gutach klichen 
ußeruig gegeben worden iſt. 6 
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202. Bei der Ausführung der 88 120 d und 120 e find außer den 
in Ziffer 25 Abſ. 2 erwähnten Erlaſſen die beſonderen Anordnungen 
zu beachten, die für einzelne Betriebszweige getroffen worden ſind, 
insbeſondere 
a) a betreffend die Gefahren der Entwickelung von Arſen⸗ 
waſſerſtoff, vom 5. Oktober 1887 (11592), vom 22. Oktober 
1902 (M.⸗Bl. S. 390) und vom 8. Januar 1904 (M.⸗Bl. S. 21), 
b) Erlaſſe, betreffend die Aufzüge (Fahrſtühle), vom 4. Sep⸗ 
tember 1899 (M.-Bl. d. i. V. S. 167), vom 6. Juli 1901 
(Ila 5041), vom 27. Juli 1901 (IIIa 5543), vom 20. No⸗ 
vember 1901 (IIa 9084), vom 3. März 1903 (M.⸗Bl. S. 73) 
und vom 20. April 1903 (M.-Bl. S. 145), 

c) Erlaſſe, betreffend die baupolizeiliche Gen Ne gewerb⸗ 
licher Anlagen, vom 28. Februar 1889 (M.⸗Bl. d. i. V. S. 41), 
vom 28. April 1896 (B. 1666) und vom 25. Januar 1897 
(B. 11923/90), a 

d) Erlaß, betreffend Benzinwäſchereien und ähnliche Betriebe, 
vom 3. Auguſt 1903 (M.⸗Bl. S. 277), 

e) Erlaß, betreffend die Einrichtung und den Betrieb der Dampf⸗ 
fäſſer, vom 29. Oktober 1898 (M.⸗Bl. d. i. V. 1900 S. 62), 

1) Erlaſſe, betreffend elketriſche Anlagen, vom 20. September 
1897 (M.⸗Bl. d. i. V. S. 266), vom 28. Oktober 1898 (M.⸗Bl. 
d. i. V. S. 230) und vom 20. März 1900 (M. Bl. d. i. V. 
S. 194), 

g) Erlaſſe, betreffend Haſen haarſchneidereien und ähnliche 
Zubereitungsanſtalten, vom 4. Januar 1901 (Ila 9205) und 
vom 11. Januar 1902 (M.⸗Bl. S. 35), 

h) Erlaſſe, betreffend Juteſpinnereien, vom 30. Juni 1896 
(B. 6526) und vom 17. März 1903 (M.⸗Bl. S. 93), 

i) Erlaß, betreffend die Darſtellung von Knallqueckſilber, 
vom 31. März 1892 (B. 2203), 

k) Erlaſſe, betreffend Lumpenſortieranſtalten, vom 22. De⸗ 
zember 1895 (B. 11165) und vom 25. Februar 1897 (B. 1768), 

) Erlaſſe, betreffend Milzbrandgefahr in Gerbereien, vom 
6. Juli 1897 (B. 6821 II), vom 2. Dezember 1898 (B. 10520 J), 
vom 10. Juni 1899 (B. 6186) und vom 10. Dezember 1900 
(M.⸗Bl. d. i. V. f. 1901 S. 66), 

m) Erlaß, betreffend den Verkehr mit Mineralölen, vom 
28. Auguſt 1902 (M.⸗Bl. S. 336), 

n) Erlaß, betreffend die Sauggas-Kraftanlagen, vom 
17. Januar 1903 (M.⸗Bl. S. 14), 

o) Erlaß, betreffend die Schleudermaſchinen (Zentrifugen), 
vom 4. Mai 1882 (3989 )))) 

p) Erlaß, betreffend Schmirgelſcheiben, vom 1. September 
1897 (B. 7861), 

q) Erlaß, betreffend Sitzgelegenheit für Arbeiterinnen, vom 
11. Juni 1897 (B. 4789), 

1) Erlaſſe, betreffend Spiegelbelegeanſtalten, vom 18. Mai 

1889 (M.⸗Bl. d. i. B. S. 77) und vom 22. Auguſt 1893 

M.⸗Bl. d. i. V. S. 270), 


— 9 


8) Erlaſſe, betreffend Feuersgeſahr in Spinnereien, vom 
14. Jebruar 1894 (M.⸗Bl. d. i. V. S. 30) und vom 24. No⸗ 
vember 1894 (M.⸗Bl. d. i. V. S. 219), 

t) Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit Spreng⸗ 
ftofjen, vom 19. Oktober 1893 (M.⸗Bl. d. i. B. S. 225), 
erläutert durch Erlaß vom 27. Februar 1894 (M.⸗Bl. d. i. V. 
S. 47) und abgeändert durch Polizeiverordnung vom 
29. Juni 1898 (M.-Bl. d. i. V. 1899 S. 58), , 

u) Erlaß, betreffend Arbeiter in Sprengſtoffabriken, vom 
20. Mai 1892 (B. 3441), N 

„ Erlaſſe, betreſſend geſundheitsſchädliche Wirkungen des 
Waſſer⸗ und Halbwaſſergaſes, vom 2. Juli 1892 
MB. d. i. V. S. 325) und 31. Dezember 1896 (M.⸗Bl. 
d. i. V. 1897 S. 7). 


3. Verzeichnis der auf Grund 8 1200 R.⸗G.⸗O. ſeitens des Reichs⸗ 


8 


7a. 


8. 


8a. 


kanzlers erlaſſenen Arbeiterſchutzvorſchriften. 


Betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Anlagen 
zur Anfertigung von Zündhölzern unter Verwendung von 


weißem Phosphor, vom 3. Juli 1893 (R.⸗G.⸗Bl. S. 209). 


Betreffend die Einrichtung und den Betrieb der zur Anfertigung 
von Zigarren beſtimmten Anlagen, vom 3. Juli 1393 
(R.⸗G.⸗Bl. S. 218) und 


vom 9. April 1905 (R.⸗G.⸗Bl. S. 236). 


Betreffend den Vetrieb von Bäckereien und Konditoreien, 
vom 4. März 1896 (R.⸗G.⸗Bl. S. 55). 

Betreffend die Errichtung von Anlagen zur Herſtellung von 
Alkali⸗Chromaten, vom 2. Februar 1897 (R.⸗G.⸗Bl. S. 11). 
Betreffend die Einrichtung von Buchdruckereien und 
Schriftgießereien, vom 31. Juli 1397 (R.⸗G.⸗Bl. S. 614). 
Betreffend die Einrichtung von Anlagen zur Herſtellung 
elektriſcher Arkumulatoren, vom 11. Mai 1393 (R.⸗G.⸗Bl. 
S. 176). 

Betreffend die Einrichtung gewerblicher Anlagen, in denen 
Thomasſchlacke gemahlen oder Thomasſchlackenmehl gelagert 
wird, vom 26. April 1399 (R.⸗G.⸗Bl. S. 267) und 

vom 15. November 1903 (R.⸗G.⸗Bl. S. 288). 

Betreffend den Betrieb von Getreidemühlen, vom 26. April 1899 
(R.⸗G.⸗Bl. S. 273) und 

vom 15. November 1903 (R.⸗G.⸗Bl. 287). 


) Die unter t aufgeführten Verordnungen ſind aufgehoben und erſetzt durch 


die Polizeiverordaung betreffend den Verkehr mit Sprengſtoffen vom 14. Sep⸗ 
tember 1905. 
25) Vergleiche hierzu das Reichsgeſeß, betreſſend die Anfertigung und Verzollung 


von 


Zündhölzern, vom 13. Mai 188 (R⸗G.⸗Bl. S. 49) und das Reichsgeſetz, 


betreffend Phosphorzündwaren, vom 10. Mai 1903 (R.⸗G.⸗Bl. S. 217). 


11, 


12. 


13. 


14. 


15. 


9 


Betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Zinkhütten, 
vom 6. Februar 1900 (R.⸗G.⸗Bl. S. 32). 


Betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Steinbrüchen 


und Steinhauereien (Steinmetzbetrieben), vom 20. März 1902 
(R.⸗G.⸗Bl. S. 78). 

Betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Anlagen 
zur Vulkaniſierung von Gummiwaren, vom 1. März 1902 
(R.⸗G.⸗Bl. S. 59). 

Betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Roßhaar⸗ 
ſpinnereien, Haar⸗ und Borſtenzurichtereien ſowie der 
Bürſten⸗ und Pinſelmachereien, vom 22. Oktober 1902 
(R.⸗G.⸗Bl. S. 269). 

Betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Bleihütten, 
vom 16. Juni 1905 (R.⸗G.⸗Bl. S. 545). 

Betreffend Betriebe, in denen Malers, Anſtreicher⸗, Tüncher⸗ 
Weißbinder⸗ oder Lackiererarbeiten ausgeführt werden, vom 
27. Juni 1905 (R.⸗G.⸗Bl. S. 555). 

Betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Anlagen 
zur Herſtellung von Bleifarben und anderen Bleiprodukten, 
vom 26. Mai 1903 (R.⸗G.⸗Bl. S. 225). 


Za. Für Preußen ergangene Miniſterialverfügungen, 
enthaltend Arbeiterſchutzvorſchriften. 


Betreffend die geſunde und gefahrloſe Anlage und Beſchaffen⸗ 
heit von Betriebsräumen, vom 28. Januar 1339 (Min.⸗Bl. 
S. 41). 

Betreffend die Anlage und den Betrieb von Queckſilber⸗ 
Spiegelbeleganſtalten, vom 18. Mai 1889 (Min.⸗Bl. S. 41) und 


vom 22. Auguſt 1903 (Min. ⸗Bl. S. 270). 


Betreffend die Anlage von Arbeitsräumen in Spinnereien, 
vom 14. Februar 1394 (Min.⸗Bl. S. 30) und 


vom 24. November 1394 (Min.⸗Bl. Ss 219). 


Betreffend die Abwendung geſundheitsſchädlicher Wirkungen 
des Waſſer⸗ und Halbwaſſergaſes, vom 2. Juli 1892 (Min.⸗Bl. 
S. 325) und 


vom 31. Dezember 1896 (Min.⸗Bl. 1897 S. 7). 


Betreffend die Anlage von Acetylenfabriken, vom 2. No: 
vember 1897 (Min.⸗Bl. S. 262). 

Betreffend Sicherheitsvorſchriften für elektriſche Licht: und 
Kraftanlagen, vom 20. September 1897 (Min.⸗Bl. S. 266). 
Betreffend Sicherheitsvorſchriften für Starkſtromanlagen, 
vom 28. Oktober 1898 (Min.⸗Bl. S. 230). 


Betreffend Sicherheitsvorſchriften für elektriſche Mittel⸗ 


ſpannungsanlagen, vom 20. März 1900 (Min.⸗Bl. S. 194). 
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4. Verfügung vom 27. Febrnar 1903, betreffend die Überwachung 
der Bauaus führungen im Intereſſe des Schutzes der Bauarbeiter 
gegen Krankheit und Unfälle. (M.⸗Bl. S. 38.) 


Wie die in Verfolg des Erlaſſes des mitunterzeichneten Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten vom 14. Auguſt 1901 erſtatteten Berichte 
ergeben haben, findet zur Zeit noch nicht überall eine genügende außer⸗ 
terminliche Überwachung der Bauausführungen im Intereſſe des Schutzes 
der Bauarbeiter gegen Krankheit und Unfälle ſtatt. Wir erſuchen Ew. 
(Tit.) dafür zu ſorgen, daß, ſoweit dies noch nicht geſchehen iſt, die 
Ort8polizeibehörden. das in dieſer Hinſicht Erforderliche veranlaſſen. 
Bei der großen Verſchiedenheit der örtlichen Verhältniſſe ſehen wir 
davon ab, für die zu treffenden Einrichtungen, insbeſondere über die 
Organe, denen die Kontrolle zu übertragen iſt, über die Zeitabſchnitte, 
in denen die Bauſtellen zu beſichtigen find, u. a. einheitliche Anord⸗ 
nungen zu geben. Wir überlaſſen es vielmehr Ihrem Ermeſſen, den 
EN 505 örden die geeigneten Weiſungen zu erteilen, wobei für die 
leineren Städte und das platte Land zu prüfen ſein wird, ob über⸗ 
haupt und in welchem Umfange die No wendigkeit zu Maßnahmen in 
der angedeuteten Richtung vorliegt. Wir bemerken indeſſen, daß in 
denjenigen größeren Städten, in welchen bisher eine Überwachung der 
Baubetriebe noch gar nicht, oder nur in unzulänglicher Weiſe ſtatt⸗ 
efunden hat, zur Ermöglichung einer ausreichenden Kontrolle eine 

ermehrung des techniſchen Aufſſichtsperſonals nicht zu umgehen jein 
wird. Die hierdurch entſtehenden Koſten fallen, ſoweit die Baupolizei 
durch die ſtädtiſchen Behörden gehandhabt wird, den Gemeinden zur Laſt. 

Über das hiernach Veranlaßte ſehen wir bis zum 1. Januar 1904 
einem gefälligen Berichte entgegen. N r . 

Soweit die techniſchen Kräfte in denjenigen Gemeinden, in welchen 
die Baupolizei von Königlichen Behörden ausgeübt wird, zur Erzielung 
einer wirkſamen Durchführung der im Intereſſe des me an u 
u treffenden Maßnahmen nicht ausreichen, ſind Anträge auf deren 

ermehrung an mich, den mitunterzeichneten Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten, zu richten. 

Berlin, den 27. Februar 1903. 

Der Finanzminiſter. Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Der Miniſter des Innern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


4a. Verfügung vom 24. Juli 1903, betreffend die überwachung der 
Banansführungen im Intereſſe eines erhöhten Schutzes der Bau⸗ 
arbeiter gegen Krankheiten und Unfälle. (Min.⸗Bl. S. 200.) 


Durch Erlaß vom 27. Februar d. J. haben wir auf die Notwen⸗ 
digkeit einer ſchärferen außerterminlichen Überwachung der Bauaus⸗ 
führungen im Intereſſe eines 5 7 60 Schutzes der Bauarbeiter gegen 
Krankheiten und er ingewieſen und Ew. (Tit.) beauftragt, das 
in dieſer Hinſicht Erforderliche zu veranlaſſen. 


„Im Anſchluſſe hieran beſtimmen wir, daß, foweit nicht ausreichende 
polizeiliche Schutzvorſchriften vorhanden find, deren Beachtung den 
Gegenſtand der Kontrolle zu bilden hat, die Überwachung der Bauaus⸗ 
führungen auf die Einhaltung der Unfallverhütungsvorſchriften der 
Baugewerksberufsgenoſſenſchaften zu richten iſt. Eine hier vorgenom⸗ 
mene Prüfung hat ergeben, daß zwar einzelne dieſer Vorſchriften an⸗ 
deren gegenüber gewiſſe Lücken aufweiſen. So fehlen diejenigen Beſtim⸗ 
mungen über den Schutz der Arbeitenden gegen das Herabfallen von 
Gegenſtänden, über die Feſtſtellung der Brauchbarkeit des Gerüſt⸗ 
materials vor der Aufſtellung, über die Vorhaltung von Trinkwaſſer 
auf der Vauſtelle, über hinreichende Sicherungsmaßregeln beim Auf⸗ 
pfropfen von Rüſtſtämmen, über die Anbringung von Schutzgeländern 
bei Zwiſchengerüſten in höheren Etagen uſw. Im großen und ganzen 
erſcheinen die Vorſchriften aber als dem Bedürfniſſe entſprechend, ſo 
daß ſie eine geeignete Grundlage für die Baukontrolle bilden können. 
Wenn von den Beamten der Polizeibehörden Verfehlungen gegen dieſe 
Beſtimmungen feſtgeſtellt werden, jo iſt gemäß 8 367 Ziffer 14 des 
Reichsſtrafgeſetzbuches von Polizeiwegen ſtrafend einzuſchreiten. Iſt der 
ermittelte Verſtoß ein ſo erheblicher, daß die der Polizei durch das 
Geſetz vom 23. April 1883 eingeräumten Strafbefugniſſe nicht aus⸗ 
reichen, ſo iſt die Amtsanwaltſchaft anzugehen. Der Herr Juſtiz⸗ 
miniſter hat eine entſprechende Anweiſung der Amtsanwälte veranlaßt. 
Die Befugnis der Polizei, mit den ihr zur Verfügung ſtehenden 
Zwangsmitteln auf die Abſtellung vorgefundener Mängel hinzuwirken, 
wird dadurch nicht berührt. 

Über die bei dem hiernach einzuleitenden Vorgehen gemachten Er⸗ 
fahrungen ſehen wir binnen 2 Jahren einem gefälligen Berichte ent⸗ 
gegen. Dabei wollen Sie ſich darüber äußern, ob ſich die Unfallver⸗ 
hütungsvorſchriſten der Baugewerksberufsgenoſſenſchaften zur Erzielung 
eines hinreichenden Schutzes der Bauarbeiter auf die Dauer als genü⸗ 
gend erwieſen oder ob ſich etwa im Laufe der Zeit Unzulänglichkeiten, 
beſonders hinſichtlich der oben erwähnten Punkte herausgeſtellt haben, 
welche eine Anderung der Vorſchriften erforderlich erſcheinen laſſen. 
Hauptſächlich werden die Bauunfälle Gelegenheit zu der in dieſer 
Richtung vorzunehmenden Prüfung bieten. 

Berlin, den 24. Juli 1903. 

Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


5. Miniſterialverfügung, betreffend die Geſchoßhöhe 
bei Herſtellung von Arbeiterwohngebänden, vom 8. April 1904. 
(Min.⸗Bl. S. 122.) 
Bei der Herſtellung von Wohngebäuden für Arbeiter und ſonſtige 
Angehörige der minderbemittelten Klaſſen hat es ſich als Mangel 


herausgeſtellt, daß nach der Vorſchrift einzelner Bauordnungen an 
der Einrichtung der Wohnräume mit einer lichten Geſchoßhöhe von 


8 m fireng ſeſtgehalten werden mußte. Hierdurch iſt eine Erhöhung 
der Baukoſten, welche wieder eine Steigerung der Mieten bedingt, 
herbeigeführt und damit das wirtſchaftliche Intereſſe ehh worden, 
ohne daß gerade ſtets polizeilich wahrzunehmende Rückſichten eine 
zwingende Veranlaſſung gegeben hätten. Ich halte es für unbedenk⸗ 
lich, daß bei derartigen Gebäuden, ſofern nicht beſondere Verhältniſſe 
die genaue Beachtung der ſchärferen Vorſchrift der Bauordnung not⸗ 
wendig erſcheinen laſſen, eine lichte Geſchoßhöhe von nur 2,80 m ge⸗ 
forderk wird, und ſtelle anheim, darauf hinzuwirken, daß gegebenenfalls 
im Dispenswege entſprechende Ermäßigungen zugelaſſen werden. 


Berlin, den 8. April 1904. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


6. Miniſterialverfügung, beireffend die Sicherung rückſtändiger 
Lohnforderungen der Arbeiter, die von Eiſenbahnunternehmern 
beſchäftigt werden, vom 13. Juli 1904. (Min.⸗Bl. S. 245.) 


Zur beſſeren Sicherung rückſtändiger Lohnforderungen der Arbeiter, 
die von Eiſenbahnunternehmern beſchäftigt werden, erſcheint es not⸗ 
wendig, daß dem durch 8 11 der allgemeinen Vertragsbedingungen 
begründeten Rechte der Eiſenbahnverwaltung, die von dem Unter⸗ 
nehmer geſchuldeten Lohnbeträge aus ſeinem Guthaben oder der ge⸗ 
ſtellten Sicherheit zu decken, eine noch erhöhte Wirkſamkeit verliehen 
wird. Im Anſchluß an den Erlaß vom 18. Februar d. J. weiſe ich 
deshalb die Königlichen Eiſenbahndirektionen an, die Höhe der Sicher⸗ 
heit in Zukunft ſo zu bemeſſen, daß ein Betrag, welcher zur Deckung 
eines vierzehntägigen Lohnbezuges der bei dem Bau beſchäftigten 
Arbeiter hinreicht, unter allen Umſtänden für dieſen Zweck verfügbar 
iſt. Dieſer Betrag iſt als eine für obige Zwecke in erſter Linie be⸗ 
ſtimmte Deckung rechnungsmäßig beſonders auszuſcheiden. 


Berlin, den 13. Juli 1904. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


H. Zuſtändigkeit in Bauſachen. 


Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883. 
XX. Titel. 
Baupolizei. 
8 143. Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Anwendung der 
in den Städten geltenden feuer- und baupolizeilichen Vorſchriften bei 
Gebäuden auf ſolchen zum platten Lande gehörigen Grundſtücken, 
welche innerhalb der Städte oder im Gemenge mit ſtädtiſchen bebauten 
Grundſtücken liegen, gemäß den Vorſchriften der Verordnung vom 
17. Juli 1846 (Geſ.⸗S. S. 399). 


9 144. Über die Anwendung der Beſtimmungen der Verordnung 
vom 21. Dezember 1846, betreffend die bei dem Bau von Eiſenbahnen 
beſchäftigten Handarbeiter (Geſ.⸗S. 1847 S. 21), auf andere öffentliche 
Bauaus führungen (Kanal⸗ und Chauſſeebauten ꝛc.) gemäß 8 26 der 
gedachten Verordnung beſchlienr 

1. inſoweit es ſich une unten der Kreiſe, Amts⸗, Wegeverbände 
oder Gemeinden handelt, der Regierungspräſident unter Zuſtim⸗ 
mung des Bezirksausſchuſſes; 

2. inſoweit es ſich um Bauten des Provinzialverbandes handelt, 
der Oberpräſident unter Zuſtimmung des Provinzialrats; 

3. für den Stadtkreis Berlin der Oberpräſident. 

$ 145. Über Dispenſe von Beſtimmungen der Baupolizei⸗ 
ordnungen beſchließt nach Maßgabe dieſer Ordnungen der Kreis⸗ 
ausſchuß, in Stadtkreiſen und in den zu einem Landkreiſe gehörigen 
Städten von mehr als 10 000 Einwohnern der Bezirksausſchuß, ſoweit 
die Angelegenheit nicht nach dieſen Ordnungen zur Zuſtändigkeit 
anderer Organe gehört. Verfügungen der letzteren unterliegen der 
Anfechtung nur im Wege der Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde. 

Der Bezirksausſchuß tritt in Betreff der Zuſtändigkeit zur Er⸗ 
teilung von Dispenſen in allen Fällen an die Stelle der Bezirks⸗ 
regierung. x 

Zur Einlegung der Beſchwerde gegen den Beſchluß iſt auch die 
ur Erteilung der Bauerlaubnis zuſtändige Behörde befugt, welcher 

r Beſchluß zuzuſtellen iſt. 

Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes in erſter Inſtanz findet 
die Beſchwerde an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten ſtatt. 

$ 146. Die 88 17 und 18 des Geſetzes, betreffend die Anlegung 
und Veränderung von Straßen und 82 in Städten und länd⸗ 
pe Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Gej.-©. ©. 561) werden auf⸗ 
ehoben. 

5 Die Wahrnehmung der in den 88 5, 8, 9 a. a. O. dem Kreis- 
ausſchuſſe beigelegten Funktionen liegt für den Stadtkreis Berlin dem 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten, für die übrigen Stadtkreiſe, ſowie 
für die zu einem Landkreiſe gehörigen Städte mit mehr als 10 000 
Einwohnern dem Bezirksausſchuſſe ob. Die Beſtätigung der Statuten 
nad) den 88 12 und 15 a. a. O. erfolgt für den Stadtkreis Berlin 
durch den Miniſter des Innern. 


XXI. Titel. 
Dismembrations- und Anſiedlungsſachen. 


$ 147. Die 88 22 und 23 des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876, 
betreffend die Verteilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtücksteilungen 
und die Gründung neuer Anſiedlungen in den Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schlefien, Sachſen und Weſtfalen 
(Geſ.⸗S. S. 405) treten außer Kraft. g 

$ 148. Die in den 88 1 bis 4 des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 
4. November 1874, betreffend die Gründung neuer Anſiedlungen im 
Herzogtum Lauenburg (Offizielles Wochenbl. S. 291), dem Landrate 
zugewieſene Entſcheidung über die Geſtattung neuer Anſiedlungen iſt 
von der Ortspolizeibehörde zu treffen. 
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Gegen den Beſcheid, welcher mit Gründen zu verſehen und dem 
Antragſteller, ſowie denjenigen, welche Widerſpruch erhoben haben, zu 
eröffnen iſt, ſteht den Beteiltaten innerhalb zwei Wochen die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren beim Kreisausſchuſſe zu. 

8 149. Im Geltungsbereiche des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 
22. Januar 1876, betreffend die Verteilung der öffentlichen Laſten bei 
Grundſtückszerſtückelungen (Offizielles Wochenbl. S. 11), tritt 

1. an die Stelle der im 8 12 Abſatz 2 den Beteiligten und der 
Patronatsbehörde offen gehaltenen Beſchwerde gegen die Laſten⸗ 
verteilung, innerhalb der dort beſtimmten Friſt von 2 Wochen, 
die Klage beim Kreisausſchuſſe im Verwaltungsſtreitverfahren, 


und N 
2. an die Stelle der vorläufigen Feſtſetzung des Landrats über die 
Laſtenverteilung ($ 16 a. a. O.) die vorläufige Feſtſetzung durch 
Beſchluß des Kreisausſchuſſes, gegen welchen eine Beſchwerde 
nicht ſtattfindet. 
XXII. Titel. 
Enteignungsſachen. 

8 150. Die Beſugniſſe und Obliegenheiten, welche in dem Geſetze 
vom 11. Juni 1874 über die Enteignung von Grundeigentum (Gej.-©. 
S. 221) den Bezirksregierungen (Landdroſteien) beigelegt worden find, 
werden in den Fällen der 88 15, 18 bis 20, 24 und 27 von dem 
Regierungspräſidenten, in den Fällen der 88 3, 4, 5, 14, 21, 29, 32 
bis 36 und 53 Abſatz 2 von dem Bezirksausſchuſſe im Beſchlußver⸗ 
fahren, in dem Stadtkreiſe Berlin von der erſten Abteilung des Polizei⸗ 
präſidiums wahrgenommen. 

Auch gehen auf den Bezirksausſchuß beziehungsweiſe die erſte 
Abteilung des Polizeipräſidiums in Berlin die nach den 88 142 ff. des 
Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 (Geſ.⸗S. S. 705) der 
Bezirksregierung zustehenden Befugniſſe über. 8 

Gegen die in erſter Inſtanz gefaßten Beſchlüſſe des Bezirksaus⸗ 
chuſſes beziehungsweiſe der erſten Abteilung des Polizeipräſidiums 
indet, ſoweit nicht der ordentliche Rechtsweg zuläffig it, innerhalb 
m Wochen die Beſchwerde an den Miniſter der öffentlichen Ar⸗ 

eiten ſtatt. 

Bei der für die Erhebung der Beſchwerde in 8 34 des Geſetzes 
vom 11. Juni 1874 beſtimmten Friſt von drei Tagen behält es ſein 
Bewenden. 

8 151. Die nach 8 53 Abſatz 1 des Geſetzes vom 11. Juni 1874 
dem Landrate (in Hannover der betreffenden Obrigkeit) zugewieſene 
e iſt durch Veſchluß des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes zu 
reffen. 

Der 8 56 des gedachten Geſetzes tritt außer Kraft. 

§ 152. Soweit nach den für Enteignungen im Intereſſe der 
Landeskultur im § 54 Nr. 1 des Geſetzes vom 11. Juni 1874 aufrecht 
erhaltenen Geſetzen, in Verbindung mit dem Geſetze über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883, der Regierungspräſident über 
die Enteignung Entſcheidung zu treffen haben würde, beſchließt der 
Bezirksausſchuß, jedoch — unbeſchadet der Vorſchriften im 8 97 des 

7 
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gegenwärtigen Geſetzes — mit Ausnahme der Enteignungen für die 
Zwecke von Deichen, welche einem Deichverbande angehören, und für 
die Zwecke der Sielanſtalten in den Verbandsbezirken. 

§ 153. Der Bezirksausſchuß beſchließt endgültig vorbehaltlich des 
ordentlichen Rechtsweges über die Feſtſtellung der Entſchädigung in 
den Fällen der 88 39 ff. des Reichsgeſetzes vom 21. Dezember 1871, 
betreſſend die Beſchränkungen des Grundeigentums in der Umgebung 
von Feſtungen (Reichs⸗Geſetzbl. S. 459). 


— — 


J. Straf⸗ und Zwangsbeſtimmungen. 
1. Reichsſtrafgeſetzbuch. 


§ 330. Wer bei der Leitung oder Ausführung eines Baues wider 
die allgemein anerkannten Regeln der Baukunſt dergeſtalt handelt, daß 
hieraus für Andere Gefahr entſteht, wird mit Geldſtrafe bis zu neun⸗ 
hundert Mark oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 
$ 367. Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfüngig Mark oder mit 
Haft wird beſtraft: 
13. wer trotz der polizeilichen Aufforderung es unterläßt, Gebäude, 
welche den Einſturz drohen, auszubeſſern oder nieder⸗ 
zureißen: 
14. wer Bauten oder Ausbeſſerungen von Gebäuden, Brunnen, 
Brücken, Schleuſen oder anderen Bauwerken vornimmt, ohne 
die von der Polizei angeordneten oder ſonſt erforderlichen 
Sicherheitsmaßregeln zu treffen; 
15. wer als Bauherr, Baumeiſter oder Bauhandwerker einen Bau 
oder eine Ausbeſſerung, wozu die polizeiliche Genehmigung 
erforderlich iſt, ohne dieſe Genehmigung oder mit eigen⸗ 
mächtiger Abweichung von dem durch die Behörde genehmigten 
Blauplane ausführt oder ausſühren läßt. 
§ 368. Mit Geldſtrafe bis zu ſechzig Mark oder mit Haft bis zu 
vierzehn Tagen wird beſtraft: 
3. wer ohne polizeiliche Erlaubnis eine neue Feuerſtätte 
errichtet oder eine bereits vorhandene an einen anderen 
Ort verlegt; 
4. wer es unterläßt, dafür zu ſorgen, daß die Feuerſtätten in 
ſeinem Hauſe in baulichem oder brandſicherem Zuſtande unter⸗ 
=. oder daß die Schornſteine zur rechten Zeit gereinigt 
erden. 


2. Landesverwaltungsgeſetz vom 30. Juli 1883. 
Zweangsbefugniſſe. 


$ 132. Der Regierungspräſident, der Landrat, die Ortspolizei⸗ 
behörde und der Gemeinde⸗(Guts⸗)Vorſteher (Vorſtand) ſind berechtigt, 
die von ihnen in Ausübung der obrigkeitlichen Gewalt getroffenen, 


998 


durch ihre geſetzlichen Befugniſſe gerechtfertigten Anordnungen durch 


Anwendung folgender Zwan mittel durchzufetzen: 
5 1. Die 


Behörde hat, ſofern es tunlich iſt, die zu erzwingende 
Handlung durch einen Dritten ausführen zu laſſen und den 
vorläufig zu beſtimmenden Koſtenbetrag im Zwangswege von 
den Verpflichteten einzuziehen. 

2. Kann die zu erzwingende Handlung nicht durch einen 
Tritten geleiſtet werden, — oder ſteht es jeit, daß der 
Verpflichtete nicht im Stande iſt, die aus der Ausführung 
durch einen Dritten entſtehenden Koſten zu tragen — oder 
ſoll eine Unterlaſſung erzwungen werden, ſo ſind die 
Behörden berechtigt, Geldſtrafen anzudrohen und feſtzuſetzen, 
und zwar: 

a) die Gemeinde-(Gut3-)Vorfteher bis zur Höhe von fünf 


Mark: 

b) die Ortspolizeibehörden und die ſtädtiſchen Gemeinde⸗ 
Vorſteher (⸗Vorſtände) in einem Landkreiſe bis zur Höhe 
von ſechzig Mark; 

c) die Landräte, ſowie die Polizeibehörden und Gemeinde⸗ 
Vorſteher (⸗Vorſtände) in einem Stadtkreiſe bis zur Höhe 
von einhundertfünfzig Mark; 

d) = N IE bis zur Höhe von dreihundert 


ark. 

Gleichzeitig iſt nach Maßgabe der 88 28, 29 des Straf⸗ 
geſetzbuchs für das Deutſche Reich die Dauer der Haft feſt⸗ 
zuſetzen, welche für den Fall des Unvermögens an die Stelle 
der Geldſtrafe treten ſoll. Der Höchſtbetrag dieſer Haft iſt 

in den Fällen zu a = Ein Tag, 

5 „ „ b Eine Woche, 

* 5 „ c = Zwei Wochen, 

FERN: 5 „ d - Vier Wochen. 

Der Ausführung durch einen Dritten (Nr. J), ſowie der 
Feſtſetzung einer Strafe (Nr. 2) muß immer eine ſchriftliche 
Androhung vorhergehen; in dieſer iſt, ſofern eine Handlung 
erzwungen werden ſoll, die Friſt zu beſtimmen, innerhalb 
welcher die Ausführung gefordert wird. 

3. Unmittelbarer Zwang darf nur angewendet werden, wenn die 
Anordnung ohne einen ſolchen unausführbar iſt. 

5 133. Gegen die Androhung eines Zwangsmittels finden die⸗ 
ſelben Rechtsmittel ſtatt, wie gegen die Anordnungen, um deren 
Durchſetzung es ſich handelt. Die Rechtsmittel erſtrecken ſich zu⸗ 
er auf dieje Anordnungen, ſofern dieſelben nicht bereits Gegen⸗ 
ſtand eines beſonderen Beſchwerde⸗ oder Verwaltungsſtreitverfahrens 
geworden ſind. 

Gegen die Jeſtſetzung und Ausführung eines Zwangsmittels findet 
in allen Fällen nur die Beſchwerde im Aufſichtswege innerhalb zwei 
Wochen ſtatt. 

Haftſtrafen, welche an Stelle einer Geldſtrafe nach 8 132 Nr. 2 
feſtgeſetzt find, dürfen vor ergangener endgültiger Beſchlußfaſſung oder 
rechtskräftiger Entſcheidung auf das eingelegte Rechtsmittel beziehungs⸗ 
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weiſe vor Ablauf der zur Einlegung desſelben beſtimmten Friſt nicht 
vollſtreckt werden. 8 

§ 134. Die Beſtimmungen des gegenwärtigen und des vierten 
Titels finden ſinngemäß Anwendung auf die beſonderen Beamten 
und Organe, welche zur Beaufſichtigung der Fiſcherei vom Staate 
beſtellt find ($ 46 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874, Gej.- 
Samml. S. 197). g 

Die Vorſchriften der 88 127, 128 finden in den Fällen des 8 2 
Abſatz 2 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Reichsgeſetzes 
über die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen, vom 
12. März 1881 (G.⸗S. S. 128) keine Anwendung. 


Abteilung IL 


— 


Banpolizeiliche Vorſchriften, 
welde 


innerhalb der ganzen Provinz Poſen 
Geltung haben. 


——ʒ—— — ——s — 


1. Polizei⸗Verordnung über Aulage, Ban und Einrichtung von 
offentlichen und Privat⸗Krauken⸗, Entbindungs⸗ und Irrenanſtalten. 
Vom 23. Jauuar 1898 (Amtsbl. Poſen S. 55, Bromberg S. 69). 


Auf Grund der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 265) und des § 137 des 
Ge über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(G.⸗S. S. 195) wird hiermit unter Zuſtimmung des Provinzialrates 
Ye den Umfang der Provinz Poſen nachſtehende Polizeiverordnung 
erlaſſen. 

Im Sinne dieſer Verordnung werden die Krankenanſtalten unter⸗ 
ſchieden als: 

große Anſtalten mit mehr als 150 Betten, 
mittlere mit 150 bis 50 Betten, 
kleine mit weniger als 50 Betten. 

Für die Anlage, den Bau und die Einrichtung von öffentlichen 
und Privat⸗Kranken⸗, Entbindungs⸗ und Irrenanſtalten, ſowie für den 
Umbau und die Erweiterung beſtehender Anſtalten dieſer Art gelten 


folgende Vor chriften: 


8 1. 1. Die Krankenanſtalt muß tunlichſt frei und entfernt von Be⸗ 
trieben liegen, welche geeignet ſind, den Zweck der Anſtalt zu 


2. Die Frontwände der Krankengebäude müſſen untereinander 
mindeſtens 20 m und von anderen Gebäuden mindeſtens 10 m 


3. Vor den Fenſtern der Krankenzimmer muß mindeſtens ein 


hinausgehen, welche in der Fußbodenhöhe der Krankenzimmer 


von der Frontwand aus unter einem Neigungswinkel von 


zuläſſigen Höhe auch dann als vorhanden anzunehmen, wenn 
die Grenzen unbebaut oder nicht bis zur zuläſſigen Höhe 
bebaut ſind. 


4. Wenn für große und mittlere Anſtalten die geſchloſſene Bau⸗ 


8 4. 1. 


2. 


S 
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weiſe — nicht das Pavpillonſyſtem — gewählt wird, müſſen 

die Höfe, auch ſoweit eine etwaige Bebauung an der Nachbar⸗ 

grenze in Frage kommt, mindeſtens nach einer Seite offen 
eiben. 


5. Bei kleinen Anſtalten dürfen keine Krankenräume an rings⸗ 


umbaute Höfe gelegt werden. 


$ 2. Flure und Gänge müſſen mindeſtens 1,80 m breit fein, die 
Gänge ſollen in der Regel einſeitig angelegt werden. Mittelgänge ſind 
nur unter der Bedingung zuläſſig, daß ſie reichliches Licht unmittelbar 
von außen erhalten, mindeſtens 2,50 m breit und gut lüftbar ſind. 
83. 1. Die für die Aufnahme von Kranken beſtimmten Räume ve 


mindeſtens 1 m über dem höchſten bekannten Grundwaſſer⸗ 
ſtande liegen und in der ganzen Grundfläche gegen das Ein⸗ 
dringen von Bodenfeuchtigkeit geſichert ſein. 


. Räume, deren Fußboden unter der anſchließenden Erdoberfläche 


liegt, dürfen mit Kranken nicht belegt werden. 


. Krankenzimmer, welche das Tageslicht nur von einer Seite 


erhalten, dürfen nicht nach Norden liegen. 


. Die Wände in Operations⸗ und Entbindungszimmern, ſowie 


in ſolchen Räumen, in welchen Perſonen mit anſteckenden 
Krankheiten untergebracht werden, ſind zur Erleichterung der 
Aalen e glatt und mit ausgerundeten Ecken herzu⸗ 
stellen. 


Die Treppen ſollen mindeſtens 1,30 m breit ſein, die Stufen 
mindeſtens 28 cm Auftrittsbreite und höchſtens 18 cm 
Steigung haben. In großen und mittleren Anſtalten müſſen 
die Treppen ſeuerſicher hergeſtellt werden. Die Treppenhäuſer 
müſſen Licht und Luft unmittelbar von außen erhalten. 

Die Fußböden aller von Kranken benutzten Räume ſind mög⸗ 
lichſt waſſerdicht herzuſtellen. 


§ 5. Die Krankenzimmer, alle von den Kranken benutzten Neben⸗ 
räume, Flure, Gänge und Treppen müſſen mit Fenſtern verſehen werden; 
die Fenſterfläche ſoll in Krankenzimmern mindeſtens ein ſiebentel der 
Bodenfläche betragen. 
8 6. 1. Für jedes Bett (Lagerſtelle) eines Erwachſenen iſt in Zimmern 


für mehrere Kranke ein Luftraum von mindeſtens 30 cbm 
bei 7,5 qm Bodenfläche, für jedes Kind bis zu 14 Jahren 
ein Luftraum von mindeſtens 25 cbm und in Einzelzimmern 
für jedes Bett ein Luftraum von mindeſtens 40 chm bei 
10 qm Bodenfläche zu fordern. 


. Mehr als 30 Betten (Lagerſtellen) dürfen in einem Kranken⸗ 


zimmer nicht aufgeſtellt werden. 


II. Innere Einrichtung. 


In jeder Krankenanſtalt muß für jede Abteilung oder für 
jedes Geſchoß mindeſtens ein geeigneter Tageraum für zeit⸗ 
weiſe nicht bettlägerige, in gemeinſamer Pflege befindliche 
Kranke eingerichtet werden, schen Größe auf mindeſtens 2 am 
für das Krankenbett zu bemeſſen iſt. 
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2. Außerdem muß in großen und mittleren Anſtalten ein mit 
Gartenanlagen verſehener Erholungsplatz von mindeſtens 
10 qm Fläche für jedes Krankenbett vorgeſehen werden. 

8 8. Für Irrenanſtalten gilt anſtatt der Beſtimmungen in dem 
8 6 Abſatz 1 und 8 7 folgendes: N 

1. In Anſtalten mik mehr als 10 Betten müſſen ausnahmslos 
Tageräume und Erholungsplätze vorgeſehen werden. 

2. Bei Anſtalten, welche Tageräume haben, darf die Größe des 
Luftraumes in den Schlafzimmern jür den Kopf nicht unter 
20 cbm bei 3 bis 4,50 m lichter Höhe betragen, außerdem 
müſſen in den Tageräumen bei gleicher Höhe mindeſtens 
4 qm Grundfläche für den Kopf vorhanden ſein. Bei Kranken 
unter 14 Jahren genügen für den Kopf in den Schlafzimmern 
15 cbm Luftraum, in den Tageräumen 3 qm Grundfläche. 

3. Anſtalten, welche keine Tageräume haben, müſſen für jeden 
Kranken mindeſtens 30 cbm Luftraum, bei Perſonen unter 
14 Jahren mindeſtens je 25 cbm Luftraum darbieten. 

4. Bettlägerigen Kranken (welche bei Berechnung des Bedarfs 
an Tageraum in Wegfall kommen können) iſt im Schlaf⸗ 
zimmer mindeſtens 30 cbm Luftraum zu gewähren. 

Für jeden lauten, ſich vernachläſſigenden oder nicht 
ſauberen Kranken müſſen 
a) wenn er bettlägerig iſt, in den Schlafzimmern mindeſtens 
30 cbm Luftraum, 
b) wenn er nicht bettlägerig iſt, mindeſtens 5 qm Grund- 
fläche in den Tageräumen 
vorhanden ſein. 
Bei Kranken ſolcher Art unter 14 Jahren genügen für 
den Kopf in den Schlafzimmern 25 chm Luftraum und für 
jeden nicht Bettlägerigen in den Tageräumen 4 qm Grund» 


e. 

5. Zur Abſonderung ſtörender Kranker muß mindeſtens ein 
Einzelraum vorhanden ſein, deſſen Luftraum nicht unter 
40 cbm betragen darf. 

Auf dem Erholungsplatz (8 7 Ziffer 2), welcher mindeſtens 
30 qm Fläche für den Kopf enthalten muß, iſt für ſchattige 
Plätze Sorge zu tragen. f 

8 9. Allen Krankenzimmern muß während der Heizperiode friſche 
Luft in einer die Kranken nicht beläſtigenden Weiſe zugeführt werden. 
Die verbrauchte Luft muß in geeigneter Weiſe abgeführt werden. 

10. Die Fenſter der Krankenzimmer, der von den Kranken be⸗ 
nutzten Nebenräume, die Flure, Gänge und Treppen müſſen leicht zu 
öffnen ſein und mit Lüftungseinrichtungen verſehen werden. 

8 11. Für alle Krankenzimmer, von Kranken benutzten Neben⸗ 
räume, Flure und Gänge muß eine genügende Erwärmung und Luft⸗ 
erneuerung vorgeſehen werden. Hierbei iſt jeder Beläſtigung durch 
ſtrahlende Wärme, jeder Überhitzung der Luft an den Heizflächen und 
jeder Beimengung von Rauchgasen vorzubeugen, ſowie die Staub⸗ 
— 50 bei der Bedienung der Heizeinrichtung möglichſt zu 
verhüten. 
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8 12. 1. Für jedes Krankenbett müſſen mindeſtens 200 Liter geſund⸗ 
Ba einwandfreies Waſſer täglich geliefert werden 
nnen. 

2. Die Waſſerbezugsquelle, ſowie die dazu gehörige Leitung ſind 
nach Lage und Faſſung gegen jede Verunreinigung durch 
Krankheits- oder Abfallſtoffe zu ſichern. 

$ 13. 1. Die Entwäſſerung und die Entfernung der Abfallſtoffe muß 
in geſundheitlich unſchädlicher Weiſe erfolgen. 2 

2. Die Fäkalien find entweder mittels Abfuhr oder mittels 
Schwemmung unter Wahrung der Reinheit der Luft in den 
bee und unter Verhütung jeder Bodenverunreinigung 
u beſeitigen. 

3. Abtrittsgruben ſind nur für kleine Anſtalten in einem Ab⸗ 
ſtand von wenigſtens 5 m von dem Krankengebäude und 
I t 10 m von jedem Brunnen unter der Bedingung 
zuläſſig, daß ihre Sohle und ihre Umfaſſungswände aus 
Klinkern mit Zementmörtel gemauert, ſowie mit einer Schicht 
fetten Tones in einer Stärke von wenigſtens 25 cm um- 

eben werden. 

4. Trockene Abfälle und Kehricht ſind in dichten verſchließbaren 
Gruben oder Behältern zu ſammeln und ſo oft abzufahren, 
daß keine Überfüllung der Behälter eintritt. 

5. Anſteckungsverdächtige Auswurfſtoffe müſſen ſofort unſchädlich 
beſeitigt werden. 

$ 14. Die Aborte find von den Krankenzimmern durch Doppel⸗ 
türen oder durch einen Vorraum zu trennen, welcher, wie der Abort 
ſelbſt, hell, lüftbar und heizbar ſein muß. 

15. In jeder Krankenanſtalt iſt bei einer Belegzahl bis zu 

30 Betten mindeſtens ein Baderaum für ein Vollbad, bei einer größeren 

Belegzahl für mindeſtens je 30 Betten ein Baderaum zu beſchaffen. 

§ 16. 1. In Krankenanſtalten, in welchen chirurgiſche Operationen aus⸗ 
geführt zu werden pflegen, iſt bei einer Belegzahl von mehr 
als 50 Betten mindeſtens ein beſonderes Operationszimmer 
einzurichten. 

2. Ein ſolches kann auch bei kleineren Anſtalten nach Lage der 
Verhältniſſe verlangt werden. 

$ 17. In Entbindungsanſtalten mit mehr als vier Betten ift ein 
beſonderes Entbindungszimmer einzurichten. 


III. Nebengebäude. 


$ 18. Für große und mittlere Anſtalten find die Wirtſchaſts⸗ 
räume in einem beſonderen Gebäude unterzubringen. 
$ 19. 1. Jede Krankenanſtalt muß eine eigene, ausſchließlich für deren 
njajjen beſtimmte Waſchküche haben. 
2. Infizierte Wäſche darf ohne vorherige Desinfektion nicht 
außerhalb der Anſtalt gereinigt werden. 
§ 20. Für große und mittlere Anſtalten iſt eine geeigne“e 
Desinfektionseinrichtung vorzuſehen, ſofern nicht am Orte oder in 
deſſen Nachbarſchaft eine öffentliche Desinfektionsanſtalt zur Ver⸗ 
fügung ſteht. 
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8 21. 1. Zur Unterbringung von Leichen iſt in allen Anſtalten ein 
deſonderer Raum herzuſtellen, welcher lediglich dieſem Zweck 
dient und dem Anblick der Kranken möglichſt entzogen iſt. 
2. Für große und mittlere Anſtalten iſt ein beſonderes Leichen⸗ 
haus mit Sektionszimmer erforderlich. 


IV. Unterbringung der Kranken. 


22. In allen Anſtalten müſſen männliche und weibliche Kranke, 
abgeſehen von Kindern bis zu 10 Jahren, in getrennten Räumen, in großen 
und mittleren Anſtalten in getrennten Abteilungen untergebracht werden. 
g 28. 1. Für Kranke, welche an anſteckenden, insbeſondere akuten 

Krankheiten leiden, ſind in großen und mittleren Kranken⸗ 
anſtalten ein oder mehrere Abſonderungshäuſer, in kleinen 
Anſtalten mindeſtens abgeſonderte Räume, wenn möglich in 
beſonderen Stockwerken vorzuſehen. 

2. In Irrenanſtalten muß mindeſtens ein Zimmer für anſteckende 

Erkrantungen zu Gebote ſtehen. 

824. In öffentlichen, ſowie in großen und mittleren Privat⸗Kranken⸗ 
anſtalten muß für die vorübergehende Unterbringung eines Geiſteskranken 
ein geeigneter Raum mit der erforderlichen Einrichtung vorhanden ſein. 

8 25. Zur Feſtſtellung von anſteckenden Krankheiten iſt in großen 
und mittleren öffentlichen Anſtalten eine eigene Beobachtungsſtation 
einzurichten. 

8 26. Auf beſtehende Anlagen erſtrecken ſich die Beſtimmungen 
dieſer Verordnung nicht; ſie ſollen auch bei einem Umbau oder einer 
Erweiterung beſtehender Anlagen auf vorhandene Teile, welche vom 
Umbau nicht berührt werden, keine Anwendung finden. 

Ein Umbau oder Erweiterungsbau iſt unzuläſſig, wenn dadurch 
in den vorhandenen Teilen die den vorſtehenden Beſtimmungen nicht 
entſprechenden Zuſtände verſchlechtert werden. 


V. Schluß: und Strafbeſtimmungen. 


$ 27. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1898 in Kraft. 
Die Vorſchriften der örtlichen Baupolizeiverordnungen bleiben 
inſofern in Kraft, als ſie nicht durch die vorſtehenden Beſtimmungen 
abgeändert werden. 

28. Von den Beſtimmungen des $ 1 Ziffer 1 bis 5, der 88 2, 
3 Ziffer 3, 88 4, 7, 12 Ziffer 1, 8 13 Ziffer 3, 88 16, 18, 19 Ziffer 1 
und des 8 21 Ziffer 2 kann der Reglerungspräſident, von den Be⸗ 
ſtimmungen des 8 6 Ziffer 1 der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinalangelegenheiten im Einverſtändnis mit dem Miniſter 
des Innern in beſonderen Fällen Ausnahmen zulaſſen. 

8 29. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizeiverordnung werden, 
ſofern nach den beſtehenden Geſetzen keine höhere Strafe verwirkt iſt, mit 
Geldſtrafe bis zu 60 Mark eventl. verhältnismäßiger Haft geahndet. 

Daneben bleibt die Polizeibehörde befugt, die Herſtellung vorſchrifts⸗ 
mäßiger Zuſtände herbeizuführen. 

Poſen, den 23. Januar 1898. 


Der Oberpräſident. 
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2. Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb 
von Aufzügen (Fahrſtühlen), vom 23. Dezember 1899 (Amtsbl. 1900 


Poſen S. 45, Bromberg S. 63). 


Auf Grund der 88 137 und 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſ.⸗S. S. 195) und gemäß 
SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Gej.-©. S. 265) wird unter Zuſtimmung des Pro⸗ 
vinzialrats für den Umfang der Provinz Poſen folgendes verordnet: 


Titel J. 
Geltungsbereich der Polizeiverorduung. 


Als Aufzüge (Fahrſtühle) im Sinne der 3 Polizei⸗ 


verordnung werden ſolche . en angeſehen, deren 
Fahrkörbe, Kammern oder P fürn feſten Führun⸗ 

en bewegt werden. . N 
Ausgenommen find Schachtaufzüge in Bergwerken und Verſenk⸗ 
vorrichtungen in Theatern. 


Titel II. 
Einteilung der Aufzüge. 
Die Aufzüge werden eingeteilt in: 


attformen zwi 


. Berjonenaufzüge, einſchließlich derjenigen Laſtenaufzüge, auf 


denen Führer mitfahren dürfen, 


. Laſtenaufzüge. 


Titel III. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


. Aufzüge ſollen, ſoweit der Betrieb dies zuläßt, im Freien oder 


an der Außenfront der Gebäude, oder in von maſſiven Wänden 
umgebenen Treppenhäuſern oder Lichthöfen angelegt werden 
und bedürfen unter dieſer e keiner maſſiven oder 
dichten unverbrennlichen Umſchließung der Fahrbahn. 


. Sollen dagegen im Innern von Gebäuden übereinander ges 


legene Räume durch Aufzüge verbunden werden, ſo muß die 
Fahrbahn der Regel nach in ihrer ganzen Ausdehnung durch 
maſſive oder dichte Wände aus unverbrennlichem Material 
abgeſchloſſen werden. Die Schächte müſſen an ihrem oberen 
Ende unverorennlich abgedeckt oder mindeſtens 0,20 m über 
Dach geführt werden. In letzterem Falle kann der Schacht 
durch Glas mit darunter befindlichem Drahtgitter abgedeckt 
werden, doch muß der Schacht alsdann über der Dachfläche 
mit Entlüftunasöffnungen verſehen werden. 

Als unverbrennliche Wände gelten bis auf weiteres nur 
Rabitz⸗ oder Monierwande. 
Von der Vorſchriſt maſſiver oder dichter unverbrennlicher 
Schachtwände ſind ausgenommen: ö 
1. Aufzüge, welche im Innern von Gebäuden übereinander⸗ 
liegende Galerien verbinden, 


IV. 


4 


III. 


II. 


8 5. 


8 6. 


87. 


— 


III. 


— 


J. 


II. 
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2. Aufzüge, die nur zwei Geſchoſſe verbinden, ſofern die Fahr⸗ 
bahn an ihrer oberen Mündung einen feuerſicheren Abſchluß 
erhält, der auch aus Deckel⸗ oder Klappverſchlüſſen be⸗ 
ſtehen darf, 3 

g. Aufzüge, welche Kellergeſchoſſe mit dem Erdgeſchoß ver⸗ 
binden, ſofern die Fahrbahn an ihrer oberen Mündung 
einen feuerſicheren Abſchluß erhält, der auch aus Deckel⸗ 
oder Klappverſchlüſſen beſtehen darf, 

4. kleine Aufzüge (ſiehe 8 26), 

5. Gichtaufzüge in allen Arten von Betrieben, 

6. Aufzüge in Windmühlen. 

Durchbrechungen von Decken außerhalb der Fahrbahn zum 

Zwecke der Durchführung von Gegengewichten, Seilen, Ketten, 

Steuerungseinrichtungen und dergleichen find, ſofern der Quer⸗ 

538 der . größer als 100 gem iſt, den Aufzugs⸗ 

chächten glei auszuführen. 

Lichtöffnungen ſind in den Wandungen auch ſolcher Fahr⸗ 

e welche maſſiv oder unverbrennlich umſchloſſen 

ein müſſen. 

Lichtöffnungen müſſen in denjenigen Wänden, welche nach dem 

Freien zu liegen, durch Fenſter verſchloſſen werden, welche 

von Unbefugten nicht geöffnet werden können. Lichtöffnungen 

in Wänden oder Zugangstüren, welche den Fahrſchacht nach 

Innenräumen zu begrenzen, müſſen durch Drahtglas von 

mindeſtens 10 mm Stärke dicht und feſt abgeſchloſſen werden. 

In letzteren Fällen dürfen Lichtöffnungen eine Größe von 

0,05 qm in jedem Geſchoß nicht überſteigen. 

Zugangsöffnungen zu maſſiv oder unverbrennlich umſchloſſenen 

Fahrſchächten müſſen einen feuerſicheren Abſchluß erhalten. 

Als feuerſicher gelten auch 2 ent Abſchlußvorrichtungen, 
wenn ſie auf beiden Seiten mit iſenblech beſchlagen ſind. 

Der von dem Fahrkorb beſtrichene Raum darf zur Lagerung 


von Gegenſtänden nicht benutzt werden und nur die zum 


Betriebe oder zur Reviſion erforderlichen Einrichtungen 
enthalten. 


. Die Fahrbahn muß, ſofern fie nicht gemäß 8 3 mit dichten 


Wänden umgeben werden muß, gegen die Umgebung allſeitig 
derartig abgeſchloſſen ſein, daß Menſchen ſich weder in die 
Fahrbahn hineinbeugen, noch durch ungeihübte Förderöff⸗ 
nungen in den Fahrſchacht hineinſtürzen können. 

Türen zu Aufzugſchächten und umgitterten Fahrbahnen dürfen 
nicht in die Fahrbahn hineinſchlagen. Türen in Fahrkörben 
dürfen nicht aus der Fahrbahn hinausſchlagen. 

Die Umwährungen der Fahrbahn müſſen der Regel nach aus 
einem nicht brennbaren Material 0 5 5 werden. Beſtehen 
dieſelben aus Drahtgeflecht, jo darf ieſes eine Maſchenweite 
von höchſtens 2 em beſitzen. 


„Jeder Aufzug, der eine größere Förderhöhe als 2 m beſitzt 


und zum Zweck der Be⸗ und Entladung betreten werden kann 
oder zur Beförderung von Perſonen (vergl. 8 2 Ziffer 1) be⸗ 


III. 


IV 
§ 10. 
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nutzt werden darf, muß entweder eine Fangvorrichtung oder 
eine unmittelbar am Fahrkorb angebrachte Senibremje, die 
ihn mit gefahrloſer Geſchwindigkeit niedergehen läßt, beſitzen 
und muß ſo eingerichtet ſein, daß eine im voraus für die 
Anlage beſtimmte größte Geſchwindigkeit nicht überſchritten 
werden kann. 


Fahrkörbe, welche durch einen Stempel unmittelbar geſtützt 


werden, bedürfen einer Fangvorrichtung oder Senkbremſe nicht, 
ſofern unmittelbar am Treibzylinder eine Vorrichtung ange⸗ 
bracht iſt, die verhindert, daß der Fahrkorb beim Niedergang 
eine höhere als die ſeſtgeſetzte Geſchwindigleit annehmen kann. 


.Die Fang⸗ oder Bremseinrichtungen müſſen ſo geſchützt fein, 


daß fie durch das Ladegut oder durch unbefugte Eingriffe in 
ihrer Wirkung nicht behindert werden können. 


. Jeder Aufzug muß mit mindeſtens einer Vorrichtung verſehen 


fein, die ihn in ſeinen Endſtellungen ſelbſttätig zum Still» 
ſtand bringt. 


. Für Handaufzüge genügt hierfür eine Hubbegrenzung in der 


Fahrbahn. 7 

Gegengewichte müſſen geführt oder ſo angeordnet ſein, daß 
ſie ihre Führungen am oberen und unteren Ende nicht ver⸗ 
laſſen können. 


. Außerhalb der Fahrbahn liegende Gegengewichte find wie 


erſtere einzufriedigen (vergl. 8 3 IV und 8 6 )). 

Bei Aufzügen, die durch einen unmittelbar tragenden Stempel 
bewegt werden, muß die Verbindung zwiſchen Stempel und 
Plattform derartig ſicher hergeſtellt ſein, daß die Plattform 
durch Gegengewicht nicht vom Stempel abgehoben werden kann. 
Die Beſeſtigung von Seilen, Gurten, Ketten u. dergl. am 
Fahrkorb darf nur durch ſichere Gehänge erfolgen. 

Die Vorräume der Aufzüge und die von Perſonen benutzten 
Fahrkörbe müſſen während der Zeit ihrer Benutzung ausreichend 
durch Tageslicht oder künſtliches Licht beleuchtet ſein. 


Titel IV. 


Beſondere Beſtimmungen über die Einrichtung der Aufzüge. 
A. Perſonenaufzüge, einſchließlich derjenigen Laſtenaufzüge, 


8 11. 


8 12. J. 


II. 


auf denen Führer mitfahren dürfen. 


Die Fahrkorbdecke muß derart beſchaffen ſein, daß ſie den 
im Fahrkorb befindlichen Perſonen Schutz gegen herabfallende 
Teile des Triebwerts gewährt. Wo dies nicht der Fall ift, 
muß die Fahrbahn oben unterhalb der Triebwerksteile ſicher 
abgedeckt werden. 

Der Fahrkorb muß an denjenigen Seiten, welche keine Zu⸗ 
gangsöffnungen enthalten, ſowie nach oben von geſchloſſenen 
Wänden oder Drahtgitter von höchſtens 2 em Maſchenweite 
umgeben ſein. P b 
Verſchlußtüren am Fahrkorb ſind nicht erforderlich, wenn die 
Schachtwände an den Zugangsſeiten des Fahrkorbs in voller 


1 


3 


Geſchoßhöhe durchgeführt, völlig glatt und nicht mehr als 
5 em vom Fahrkorb entfernt ſind. Drahtwände von nicht 
mehr als 2 em Maſchenweite gelten als glatte Wände. 


Jede Zugangsöffnung zur Fahrbahn muß mit einer ver⸗ 


8 14. J. 


— 


ſchließbaren Tür verſehen ſein, welche bündig mit der inneren 
Schachtebene angebracht ſein muß. 


Jede Zugangstür darf nur geöffnet werden können, wenn 


der Fahrkorb dahinter ſteht und zur Ruhe gebracht iſt, der 
Fahrkorb darf nicht eher in Bewegung geſetzt werden können, 
bevor alle Zugangstüren zur Fahrbahn geſchloſſen ſind. 

Von der Steuerungsverriegelung kann nur bei einflügeligen 
Zugangstüren, deren Fläche 2,5 qm nicht überſteigt, Abſtand 
genommen werden, wenn die Zugangstüren zur Fahrbahn 
von außen ſich nur mit einem beſonderen Drücker öffnen 
laſſen, wenn das Offnen durch beſondere Verſchlußriegel oder 
dergleichen in allen Fällen verhindert wird, in welchen der 
Fahrkorb nicht vor der Tür ſteht und wenn die Türen von 
ſelbſt zufallen, ſobald ſie losgelaſſen werden. j 

Die Steuerungsvorrichtung des Fahrkorbs muß ſich innerhalb 
desſelben befinden. Die Bedienung darf nur vom Fahrkorb 
aus erfolgen können, abgejehen von den im 8 29 Ziffer II und 
II vorgeſehenen Fällen. ; 

Jeder Aufzug ift zum ſelbſttätigen Anhalten in ſeinen End⸗ 
ſtellungen mit zwei Einrichtungen zu verſehen, welche unab⸗ 
hängig von einander in Wirkſamkeit treten und mit dem 
Anhalten gleichzeitig die Berriebskraft aufheben. Eine dieſer 
beiden Vorrichtungen muß unabhängig vom Schachtſteuerzuge 
in Tätigkeit treten. 


. Bei Anwendung von Fördertrommeln muß eine Vorrichtung 


an der Aufzugmaſchine angebracht ſein, welche das Sinken 
der Fahrbühne nach Ausrückung der Steuerung verhindert. 


„Bei Aufzügen, die nicht durch eine unmittelbare Unterſtützung 


bewegt werden, muß der Fahrkorb an mindeſtens zwei Seilen, 
Ketten oder dergleichen hängen, die derartig mit Fangvor⸗ 
richtung verbunden ſein müſſen, daß dieſe beim Bruch oder 
bei gefahrdrohender Dehnung eines der Tragorgane bereits 
in Tätigkeit tritt. 


Seile, Ketten und dergleichen müſſen jo berechnet werden, daß 


nach dem Bruch eines der Tragorgane die übrigen mit nicht 
45 als einem Drittel ihrer Bruchfeſtigkeit beanſprucht 
werden. 


„Bei Seilen iſt die höchſte im Querſchnitt entſtehende Spannung 


aus der Zug- und Viegungsſpannung zuſammenzuſetzen, welch 
letztere am Berührungspunkt von Seil und Rolle eintritt. 
Jeder durch Fördertrommeln bewegte Aufzug muß mit einer 
Schutzvorrichtung gegen Hängeſeil verſehen ſein. 

Jeder Fahrkorb, deſſen Fahrbahn durch dichte Wandungen 
umſchloſſen wird, muß mit einer außerhalb des Fahrſchachtes 
hörbaren Signalvorrichtung und einem im Innern des Fahr⸗ 
korbes anzubringenden deutlichen Hinweis auf dieſe Ein⸗ 


8 18. J. 


II. 


— 


8 19. 


III. 


8 22. 


8 23. J. 
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richtung verſehen ſein. Die Signalvorrichtung iſt fo anzu⸗ 
bringen, daß ſie von jedem Mitfahrenden betätigt werden 
nn 


kann. 

An jeder Zugangstür zum Fahrſchacht und im Innern des 
Fahrkorbes iſt ein Schild anzubringen, welches in deutlich 
lesbarer Schrift das Wort: Perſonenaufzug, ſowie die zu⸗ 
läſſige Belaſtung einſchließlich des Führers in Kilogrammen, 
die Zahl der Perſonen, welche gleichzeitig befördert werden 
dürfen und die Vorſchrift. daß der Fahrſtuhl nur in Be⸗ 
gleitung eines Führers benutzt werden darf, enthalten muß. 
Als Gewicht einer Perſon iſt 75 kg anzunehmen. 

Solche Bremsfahrſtühle in Mahlmühlen ſowie Gichtaufzüge, 
auf denen ein Führer mitfahren darf, unterliegen den Be⸗ 
ſtimmungen der 88 11 bis 18 nicht, jedoch iſt mindeſtens die 
unterſte Schachttür und der Verſchluß der oberſten Lade⸗ 
öffnung von der Fahrkorbbewegung abhängig zu machen. 
Die Türen in Zwiſchengeſchoſſen müſſen mindeſtens ſelbſt zu⸗ 
fallen, ſobald ſie losgelaſſen werden und dürfen ſich von 
außen nur mittels beſonderen Drückers öffnen laſſen. Die 
Berechnung der Seile, Ketten und dergleichen muß bei 
Anwendung mehrerer Tragorgane gemäß 8 15 Abſatz IN und 
IV, ſonſt gemäß 8 23 erfolgen. 


B. Laſtenaufzüge. 


Der Zörderkorb muß bei Aufzügen, deren Fahrbahn nicht in 
ganzer Ausdehnung von Schacht⸗ oder Gitterwänden umſchloſſen 
iſt, derartig beſchaffen ſein, daß das Ladegut nicht heraus⸗ 
fallen kann. f - 
Jede Ladeöffnung muß mit einem Verſchluß verſehen fein, 
welcher verhindert, daß Menſchen in den vom Förderkorb be⸗ 
ſtrichenen Raum hineinſtürzen oder ſich in denſelben hinein⸗ 
beugen können. 


„Die Verſchlüſſe müſſen der Regel nach fo eingerichtet fein, 


daß ſie nur dann geöffnet werden können, oder ſich öffnen, 
wenn der Förderkorb an der Ladeöffnung angelangt iſt, und 
daß ſie ſämtlich geſchloſſen ſein müſſen oder ſich zu ſchließen 
beginnen, wenn der Fahrkorb in Bewegung geſetzt werden ſoll. 
Bei Aufzügen, welche keine durchgehende dichte Fahrſchacht⸗ 
umkleidung aus unverbrennlichem Material beſitzen und zum 
Be⸗ und Entladen nicht betreten werden, ſowie bei Bauauf⸗ 
zügen, genügt ein feſter nicht entſernbarer Abſchluß der Lade⸗ 
öffnung, fojern er derartig angebracht wird, daß Menſchen 
nicht in den Fahrſchacht ſtürzen oder ſich in denſelben hinein⸗ 
beugen können. f 

Die Steuerungsvorrichtung des Förderkorbs muß ſich außer 
halb des Fahrſchachtes befinden. Die Bedienung der Steue⸗ 
rung darf vom Förderkorb aus nicht erfolgen können. 

Seile, Gurte oder Ketten müſſen jo berechnet werden, daß fie 
mit nicht mehr als einem Drittel ihrer Bruchfeſtigkeit bean⸗ 
ſprucht ſind. 


II. 
8 24. 


9 25. I. 


8 26. 


9 27. J. 


ll. 


— 


III. 


8 28. 


8 29. J. 
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Bei Seilen iſt die höchſte im Querſchnitt entſtehende Span⸗ 
nung aus der Zug⸗ und Biegungsſpannung zuſammenzuſetzen, 
welch letztere am Berührungs punkt von Seil und Rolle eintritt. 
Jeder Aufzug, deſſen jeweiliger Stand nicht außerhalb der 
Fahrbahn zu erkennen iſt, muß in allen Fördergeſchoſſen 
mit einer Zeigervorrichtung verſehen werden. 

An jeder Ladeöffnung muß ſich ein Schild befinden, welches 
in deutlich lesbarer Schrift das Wort: Aufzug, die zuläſſige 
Belaſtung in Kilogrammen, das Verbot des Mitfahrens von 
Perſonen enthalten muß. | 

Bei Ladeöffnungen, deren Verſchlüſſe ſeſt find, iſt außerdem 
ein Verbot betreffend das Hineinlehnen in den Fahrſchacht 
anzubringen. g 
Auf kleine Aufzüge, die nicht betretbar ſind (für Speiſen, 
Akten, kleine Erzeugniſſe der Industrie und dergleichen) von 
höchſtens 100 kg Tragfähigteit und nicht mehr als 0,7 qm 
Schachtquerſchnitt, finden von den Beſtimmungen unter 
Titel II nur diejenigen der 88 3, 6, 8, 9 und 10, unter 
Titel IV diejenigen der 88 23 und 25 Anwendung. 


Titel v. 
Betrieb der Aufzüge. 


Die Inhaber von Aufzügen bezw. die an ihrer Statt zur 
Leitung des Betriebes beſtellten Vertreter, ſowie die mit der 
Bedienung der Aufzüge betrauten Perſonen haben dafür Sorge 
de tragen, daß Aufzüge, die ſich nicht in gefahrloſem Zustande 
efinden, nicht im Betriebe erhalten werden. 
Die mit der Bedienung der Aufzüge beauftragten Perſonen 
ſind verpflichtet, während des Betriebes die Sicherheits⸗ 
vorrichtungen beſtimmungsmäßig zu benutzen und von her⸗ 
vortretenden Mängeln des Aufzuges dem Inhaber bezw. deſſen 
Stellvertreter ungeſäumt Anzeige zu erſtatten. ; 
Das Schmieren der Führungen, der Führungs⸗ und Trieb⸗ 
werksteile muß vom Innern des Fahrkorbs aus erfolgen, 
welcher entſprechende Einrichtungen beſitzen muß. 
Der Fahrkorb darf erſt dann in Bewegung geſetzt werden, 
wenn die ſämtlichen Zugangsöffnungen zur Fahrbahn und 
etwa vorhandene Türen des Fahrkorbes geſchloſſen ſind. 
Türen von Fahrkörben, mit welchen Perſonen befördert 
werden, dürfen erſt dann geöffnet werden, wenn der Fahr⸗ 
korb an einer Förderſtelle anlangt und die Abſtellung der 
Steuerungsvorrichtung erfolgt iſt. . 
Aufzüge, mit welchen Perſonen befördert werden dürfen, ein⸗ 
ſchließlich der Laſtenaufzüge mit Perſonenbeförderung, dürfen 
nur in Begleitung beſonderer Führer benutzt werden. Dieſe 
müſſen mit den „ und dem Betriebe des Auf- 
zuges vertraut ſein und iſt dies durch einen von einem Sach⸗ 
verſtändigen (8 81 Abſ. J) schriftlich auszuſtellenden und in 
das Revifionsbuch ($ 31 Abf. V) aufzunehmenden Befähigungs⸗ 
8 


III. 


II. 


— 


8 30. J. 


8 81. J. 


II. 


— 
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nachweis darzutun. Führer für ſolche Aufzüge müſſen außer⸗ 
dem in das Reviſionsbuch die ſchriftliche Erklärung eintragen, 
daß ſie die Bedienung des Aufzugs verantwortlich über⸗ 
nommen haben. 

Die Begleitung des Führers kann erlaſſen werden, und es 
genügt die bloße Aufſicht desſelben, wenn die Benutzung 
eines Fahrſtuhls ausſchließlich von beſtimmten, nicht wechſeln⸗ 
den Perſonen erfolgt, oder ſofern nur zwei Geſchoſſe mitein⸗ 
ander verbunden werden. 

Bei Perſonenfahrſtühlen in Privatwohnungen, welche nur dem 
Verkehr einer und derſelben Wohnung dienen, kann auch die 
Aufſicht eines Führers erlaſſen werden, wenn der Haus- 
vorſtand nz daß er mit der Führung, Einrichtung und 
Beaufſichtigung des Fahrſtuhls vertraut iſt und erklärt, die 
Verantwortung für die beſtimmungsgemäße Benutzung der 
Sicherheitsvorrichtnngen ſeitens derjenigen Perſonen, die er 
zur ſelbſtändigen Benutzung des Fahrſtuhls zuläßt, zu über⸗ 
nehmen. Solche Fahrſtühle ſind indeſſen, abgeſehen von den 
durch die zuſtändigen Sachverſtändigen ($ 31) vorzunehmenden 
regelmäßigen Unterſuchungen, der ſtändigen Aufſicht eines 
zuverläſſigen Fahrſtuhlfabrikanten in mindeſtens jährlichen 
Friſten zu unterſtellen. 

Die Fahrgeſchwindigkeit von Aufzügen, welche Perſonen be⸗ 
fördern dürfen, oder auf denen Führer mitfahren dürfen, ſoll 
1,5 m in der Sekunde nicht überſchreiten. Am Triebwerk 
muß eine Vorrichtung vorhanden ſein, welche das Wachſen 
der Geſchwindigkeit über dieſes Maß hinaus bei der Abwärts⸗ 
bewegung des Fahrkorbs verhindert. 


„Perſonen⸗ und Laſtenfahrſtühle mit n 
Sei 


(ſelbſttätiger Senkbremſe) dürfen nach Loslöſung des 
vom Fahrkorb mit höchſtens 1,5 m Geſchwindigkeit in der 
Sekunde niedergehen. 


Titel VI. 
Abnahme und überwachung der Aufzüge. 


Einer vorgängigen gung des maſchinellen Teiles eines 
Aufzuges edarf es nicht, dagegen muß jeder neue Aufzug, 
bevor er in Betrieb genommen wird, einer techniſchen Unter⸗ 
ſuchung durch einen Sachverſtändigen dahin unterzogen werden, 
ob der Aufzug bezüglich feiner maſchinellen Anlage den Be⸗ 
ſtimmungen dieſer Verordnung entſpricht. Der Antrag auf 
Abnahme iſt von dem Aufzugbeſitzer bei dem zuſtändigen 
Sachverſtändigen anzubringen. 

Bei der Abnahme ſind durch Fahrproben mit der höchſten 
zuläſſigen Belaſtung ſämtliche vorgeſchriebenen Sicherheits⸗ 
vorrichtungen einzeln zu prüfen. Die Zuverläſſigkeit der 
Fang⸗ oder Bremsvorrichtungen iſt mit der höchſten zuläſſigen 
Belaſtung und mit dem leeren Fahrkorb bei der größten 
erlaubten Geſchwindigkeit des niedergehenden Fahrkorbs zu 


— — — — 


III. 


—— 


VI. 


— 


8 32. 1. 
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prüfen. Bei * Probe müſſen die Tragorgane vom Fahr⸗ 
korb losgelöſt oder mindeſtens ſoweit gelockert werden, daß 
fie ſchlaff ſind. Fahrſtühle mit Fangvorrichtung müſſen ſich 
nach Löſung oder Lockerung der Tragorgane feſtklemmen, 
nachdem fie höchſtens 0,25 m tief gefallen ſind. l 
Über den Befund der Prüfung iſt von dem Sachverſtändigen 
eine ſchriftliche Beſcheinigung auszuſtellen. Dieſe iſt von dem 
Sachverſtändigen mit einem Exemplar der von dem Unter⸗ 
nehmer der Anlage in zweifacher Ausfertigung zu beſchaffen⸗ 
den und von dem Sachverſtändigen zu beſtätigenden Zeichnung 
und Beſchreibung des Aufzuges einem von dem Unternehmer 
zu beſchaffenden Reviſionsbuch anzuheften. 


. Der Sachverſtändige hat dieſe Fahrſtuhlpapiere der Orts⸗ 


pa Vera zur Kenntnis zu überjenden, welche, wenn auch 
ie baupolizeiliche Abnahme der Anlage zu keinen Bedenken 
Veranlaſſung gegeben hat, dem Unternehmer unter Beifügung 
der zen Ipapiere die Betriebserlaubnis für den Aufzug 


. 


erteilt. j 


Die von dem Sachverſtändigen auszufertigende Abnahme⸗ 


Beſcheinigung des maſchinellen Teils der Anlage, die vom 
Unternehmer zu beſchaffende Beſchreibung des Aufzugs, der 
Befähigungsnachweis für Führer und das Reviſionsbuch 
müſſen den dieſer Polizei⸗Verordnung beigefügten Muſtern 
. Das Reviſionsbuch muß einen Abdruck dieſer 
Polizei⸗Verordnung enthalten. 

Die Fahrſtuhlpapiere find von dem Inhaber des Aufzuges 
zur jederzeitigen Einſichtnahme für die Aufſichtsbeamten und 
Sachverſtändigen bereit zu halten. here 

Die Aufzüge zur Beförderung von Perſonen, ſowie die Laſten⸗ 
aufzüge, auf denen Führer mitfahren dürfen, ſind in höchſtens 
zweijährigen Zwiſchenräumen durch die Sachverſtändigen einer 
wiederkehrenden Unterſuchung zu unterwerfen. Bremsfahr⸗ 
ſtühle in Mahlmühlen bleiben von den regelmäßigen Unter⸗ 
ſuchungen befreit, auch wenn Perſonen mit ihnen befördert 
werden dürfen. f 


Bei den wiederkehrenden Unterſuchungen iſt die Anlage in 


2 


Befund der Reviſion hat der Sachverſtändige in das Reviſions⸗ 


Seh Weiſe wie bei der erſten Abnahme zu prüfen. Den 
buch einzutragen. 


. Die zur Vornahme der Reviſion erforderlichen Vorkehrungen 


hat der Inhaber des Aufzuges nach rechtzeitiger Benach⸗ 
Beste durch den Sachverſtändigen auf ſeine Koſten zu 
reffen. 


Vorgefundene Mängel find innerhalb einer von dem Sach⸗ 


verſtändigen zu ſtellenden Friſt zu beſeitigen, nach deren 
fruchtloſem Verlauf der Sachverſtändige der Ortspolizei⸗ 
behörde von den vorhandenen Mängeln Anzeige zu er⸗ 


ſtatten hat. 
„Findet der Sachverſtändige den ec in einem Zuſtande, 


welcher eine unmittelbare Gefahr einſchließt, ſo hat er durch 


= 16 — 


das Reviſionsbuch einzutragen. 


zeichnenden Perſonen. 


Titel VII. 


II. 


geändert werden. 


nahme⸗ 


werden. 


zu nehmen. 


zuſehen. 


Vermittelung der Ortspolizeibehörde die ſofortige Einſtellung 
des Betriebes zu veranlaſſen, ſowie daß dies geſchehen, in 


833. Als Sachverſtändige im Sinne dieſer Polizeiverordnung 
gelten die von der Ortspolizeibehörde als ſolche zu be⸗ 


Einführungs⸗ und übergangs⸗Beſtimmungen. 


8 34. J. Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1900 unter gleichzeitiger 
Aufhebung aller entgegenſtehender Beſtimmungen in Kraft. 
Bis zu dieſem Zeitpunkt in Betrieb geſetzte Aufzüge 
Vorſchriften der 88 3—5 nicht unterworfen, dagegen 
weſentlichen Anderungen der baulichen Anlagen gefordert 
werden, daß ſie den Vorſchriften a. a. O. entſprechend ab⸗ 
II. Hinſichtlich der übrigen Beſtimmungen find Perſonenfahr⸗ 
ſtühle, einſchließlich derjenigen Laſtenfahrſtühle, auf denen 
Sees mitfahren dürfen, innerhalb zwei Jahren nach dem 
nkrafttreten dieſer Verordnung mit den Vorſchriften der⸗ 
ſelben in Übereinſtimmung zu bringen und werden zu dieſem 
Zweck in den erſten drei Monaten nach Ablauf der zwei⸗ 
jährigen Friſt einer Reviſion unterzogen, ſofern ſie nicht be⸗ 
reits früher unter Überwachung ſtanden und ſich in Überein⸗ 
ſtimmung mit den Vorſchriften befinden. 

IV. Für Laſtenfahrſtühle gilt das im Abſatz Ill vorſtehend Geſagte 
mit der Maßgabe, daß die Beſtimmungen unter $ 21 ll auf 
beſtehende, mit den Vorſchriften nicht übereinſtimmende Fahr⸗ 
ſtühle erſt dann Anwendung finden, wenn am Fahrſtuhl oder 
deſſen baulichen Anlagen weſentliche Anderungen vorgenommen 

werden, oder wenn der Fahrſluhl erneuert wird. 

V. Aufzüge, welche bei Inkrafttreten dieſer Verordnung bereits 
im Betrieb waren, bedürfen vor der Abnahme nicht der Aus⸗ 
fertigung von Zeichnungen und Beſchreibungen. 

ü eſcheinigung iſt jedoch aufzubewahren und erforder⸗ 
lichenfalls ein Reviſionsbuch zu beſchaffen. 

VI. Die erſte Abnahme der Bremsfahrſtühle in Mahlmühlen 
kann innerhalb einer Friſt von drei Jahren vorgenommen 

VII. Die höheren Verwaltungsbehörden ſind befugt, die vor⸗ 
ſtehenden Friſten auf Antrag zu verlängern, auch von der 
Durchführung einzelner Beſtimmungen dieſer Verordnung 
bei beſtehenden, ſowie bei neu herzuſtellenden Anlagen Abſtand 


VIII. Bei Aufzügen, welche für Bauten und andere nur vorüber⸗ 
ehend benutzte Anlagen in Betrieb geſetzt werden, iſt die 
Poltzeibehörde befugt, von der Erfüllung der Beſtimmungen, 
außer den im 8 6 angegebenen, ganz oder teilweiſe ab⸗ 
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Titel VIII. 
Strafen. 
8 35. Übertretungen dieſer Verordnung werden, wenn nicht nach 


den allgemeinen Strafgeſetzen eine härtere Strafe verwirkt 
wird, mit einer Geldſtrafe bis zum Betrage von 60 Mark 


beſtraft. 
Poſen, den 23. Dezember 1899. 
Der Oberpräſident der Provinz Poſen. 


Dr Beſcheinigung 
fajfieren. a 
die techniſche Unterſuchung der maſchinellen Anlage eines Anfzuges (Fahrftuhles). 
Abnahme⸗Prüfung. 
Der für eine Tragfähigkeit von beſtimmte ... Auf⸗ 


welcher im Jahre 
— erbaut wurde, und mit 
hen iſt, wurde heute gemäß 


zug des LI 3 — uu 

von der Firma zu 

der laufenden Fabriknummer 
. der Polizeiverordnung vom ... über die Einrichtung 

und den Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen) einer techniſchen Unter⸗ 

fuhung (Abnahmeprüfung) hinſichtlich ſeiner maſchinellen Anlage 

unterzogen. 

Dieſe Prüfung wurde ausgeführt auf Grund der von dem unter⸗ 
zeichneten Sachverſtändigen geprüften und beſcheinigten 
Zeichnungen, Veſchreibungen und Berechnungen. ban 

Hierbei wurde feſtgeſtellt, daß die Ausführung mit dieſen Unter⸗ 
lagen in allen Punkten übereinſtimmt und der Aufzug hinſichtlich der 
ne Einrichtung der Polizeiverordnung vom 
entſpricht. 

Der Inbetriebnahme ſtehen, ſofern auch die bautechniſche Abnahme 
ſtattgefunden hat, Bedenken nicht entgegen. 7 


. „den ERINNERN ae 
Der Sachverſtändige. 


—— ————— nne san nnnnnnnennennee 


Befähigungsnachweis. 
Am heutigen Tage iſt der ern. 
. ä der Polizeiverordnung über die 


Be gemäß $ 
Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen) vom 
von dem unterzeichneten Sachverſtändigen einer Prüfung unterzogen 


worden, durch welche der Nachweis geliefert wurde, daß der 
befähigt iſt, den Aufzug (Fahrſtuhl) des 3u—— 
mit der Fabriknummer —.— zu führen. 
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Es wird dm. — demgemäß hierdurch die Erlaubnis 
ſobald er die im 8 —. der an⸗ 
gegebenen Verordnung vorgeſchriebene ſchriftliche Erklärung ab» 1 


. ̃ e a Er] 


Der Sachverſtändige. 


Beſcheinigung 


über regelmäßige (ordentliche) — außerordentliche — 
Unterſuchung. 


Der vorhandene Aufzug wurde mit den Zeichnungen, Veſchreibungen 
und Berechnungen, welche durch einen polizeilich beſtellten Sach⸗ 
verſtändigen geprüft und folg Reviſionsbuch beigefügt waren, ver⸗ 
glichen, wobei ſich nichts — folgendes zu erinnern fand _ 


Die noch beſonders vorgenommene Prüfung der zur Sicherheit 
des Betriebes dienenden Vorkehrungen, wie Fangvorrichtung, Ge⸗ 
ſchwindigkeitsregulator, Türſicherungenn 3 


Haben u mn — Ausftellungen Veranlaffung gegeben. 


. e 


Der Sachverſtändige. 


Die Beſeitigung der vorſtehend angegebenen Mängel konnte heute 
feſtgeſtellt werden. 


r 1 


Der Sachverſtändige. 


— 


— ——— — 


Vorbemerkung: In dem folgenden Vordruck iſt Nichtzutreffendes zu durch⸗ 
ſtreichen. 


= m = 


Beſchreibung einer Aufzuganlage. 

Der mitunterzeichnete Unternehmer (Name, Wohnort) 
beabſichtigt die Inbetriebſetzung eines Aufzuges auf dem Grundſtück 
Cage, Straße) 

Der Aufzug ſoll zur Beförderung von 

erſonen 


Laſten mit Perſonenbegleitung, 
Laſten 


dienen und beſitzt eine Tragfähigkeit von 
kg oder . Perſonen (einſchl. des Führers). 
Der Schachtquerſchnitt des Aufzugs it * gleich 0,7 qm. 


Der Betrieb des Aufzugs erfolgt 
durch 


— — 


and, 

unmittelbar — mittelbar hydrauliſch, 0 

durch eine Windevorrichtung, welche unmittelbar — mittelbar von 
EINE. ee angetrieben wird, (oder in welch’ 
anderer Weile) — ————k.¶ — 


: Hinſichtlich der Beſtimmungen der Polizeiverordnung über die 
Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen werden nachſtehende An⸗ 
gaben gemacht: 


1. Der Fahrſchacht. 


Der Aufzug iſt — im Freien — an der Außenfront — in einem 
von maſſiven Wänden umgebenen Treppenhauſe — Lichthofe — im 


Innern eines Gebäudes zur Verbindung getrennter Geſchoſſe, zweier 
Geichoffe, übereinander liegender Galerien, mehrerer Kellergeſchoſſe 


Die Fahrbahn iſt — in ihrer ganzen Ausdehnung durch maſſive 
Wände (durch dichte Wände aus unverbrennlichem Material, durch 


Drahtgewebe von .. cm Maſchenweite) — in Geihoß 
—— durch eine Umwehrung a 
Drahtgeflecht von .. cm Maſchenweite, 


(ſonſtige Abſchlußvorrichtun 
von der Umgebung abgeſchloſſen. 


2. Fangvorrichtung (Senkbremie). 


Der Aufzug iſt mit einer zuverläſſigen Fangvorrichtung verſehen, 

welche — beim Bruch — bei der Verlängerung — des — eines der 
— Tragorgan—— in Tätigkeit tritt. 

Der Aufzug iſt — außerdem — mit einer zuverläſſigen Senk⸗ 
bremſe verſehen, welche unmittelbar am Fahrkorb angebracht iſt. 

Eine Fangvorrichtung oder Senkbremſe iſt an dem Aufzuge nicht 
angebracht, da derſelbe — unmittelbar durch urvterſtützt 
wird — nicht betreten werden kann. 
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3. Seile, Ketten und dergleichen. 


Der Fahrkorb wird unmittelbar durch .... unterftügt. 
Die Verbindung zwiſchen dem Stempel und der Plattform erfolgt der⸗ 


artig, daß letztere durch — Gegengewicht nicht abge⸗ 

hoben werden kann. a 
Der Fahrkorb hängt an (Zahl) ante 

Gurt , welche durch (Art der Verbindung) . — mit dem 


Fahrkorb verbunden ſind. j 
Der rechneriſche Nachweis der erforderten Sicherheit der Trag⸗ 
organe wird durch nachſtehendes erbracht: . 


—— — 


4. Türen und Türverſchlüſſe. 


Die Türen bezw. deren Verſchlüſſe entſprechen den Beſtimmungen 
des 8 13 III — 8 13 JIII — 8 21 11 — 8 21 III. 


5. Steuerung. 


Die Steuerung liegt innerhalb — außerhalb — des Fahrkorbes 
und iſt ſo eingerichtet, daß der Fahrkorb in ſeinen Endſtellungen — 
ſelbſttätig — durch eine Hubbegrenzung — durch eine — durch zwei — 
e unabhängige — Vorrichtungen zum Stillſtand gebracht 
wird. u 

6. Der Fahrkorb. 


(Für Perſonenaufzüge.) Der Fahrkorb iſt auf Seiten und 
oben von geſchloſſenen Wänden — durch Drahtgitter von cm 
Maſchenweite — umgeben und beſitzt (Zahl) .. — keine bejondere 
— Zugangstür. Die Schachtwände find auf de — Zugangsſeite.— 
glatt und nicht mehr als 5 cm vom Fahrkorb entfernt. 

(Für Laſtenaufzüge). Das Herausfallen des Ladeguts aus dem 
Fahrkorb wird dadurch verhindert, daß e 


7. Gegenge wichte. 

Der Fahrkorb beſitzt Zahl) .. — keine — Gegengewichte. 
D.— gelbe lieg. — — innerhalb — außerhalb — des Fahrſchachtes. 
— — geführt. Das Verlaſſen der Führung. 
wird am oberen Ende dadurch verhindert, das 


Die Einfriedigung de. Gegengewicht. erfolgt durch die Umwehrung des 
Fahrſchachtes (oder in welch’ anderer Weiſe) — 


8. Sonſtige Sicherungen. 


Der Aufzug iſt mit einer Signalvorrichtung vom Fahrkorb aus 
— außerhalb des Fahrkorbes — mit einer Vorrichtung, welche das 
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Sinken der Fahrbühne nach Ausrückung der Steuerung verhindert — 

mit einer Schutzvorrichtung gegen Hängeſeil — mit einer Zeigervor⸗ 

richtung — verſehen. f ö 
Andere vorſtehend nicht aufgeführte Sicherungen —4„≅%≅ 


10. Fahrſtuhlſchild. 
Der Aufzug iſt an jeder Ladeöffung mit einem Schild verſehen, 
das in deutlich lesbarer Schrift folgende Bezeichnung trägt 


—H— —— . — 
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11. Bedienung und Aufſicht des Fahrſtuhls 

(nur für Perſonen⸗ oder ee mit Perſonenbegleitung auszufüllen). 
Die Bedienung des Fahrſtuhls wird — einem — (Zahl) 
beſonderen Führer übertragen — erfolgt von beſtimmten nicht 
wechſelnden Perſonen des Betriebes — des Hausſtandes — unter ver⸗ 
Fork aufer 8 


— 2 . ͤ—ů.— —— ĩů—— *r — 


An n 2 een 


Der Beſitzer des Aufzugs. Der Verfertiger des Aufzugs. 
en 1 5 


—— —.— — — — 


3. Bergpolizeiverordnung, betr. die Einrichtung und den Vetrieb der 
Brannkohleubrikettfabriken im Bezirk des Königlichen Oberbergamts 
zu Breslan. Vom 15. Juli 1891. (Amtsblatt Poſen S. 339, 
Bromberg S. 369.) 
Auf Grund der 88 196 und 197 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 verordnet das unterzeichnete Oberbergamt für die 
Braunkohlenbrikettfabriken, welche als Zubehör von Bergwerken unter 
der polizeilichen Aufſicht der Bergbehörde ſtehen, was folgt: 
I. Anlage der Fabrik. 


8 1. Die Anzeige von der beabſichtigten Anlage einer Brikett⸗ 
abrik iſt mindeſtens vier Wochen vor Beginn der Ausführung der⸗ 
elben unter Vorlage der Bauzeichnung nebſt Beſchreibung und einem 
Lageplan, aus dem die Lage der Fabrik zu den in der Nähe befind⸗ 


lichen Schacht⸗ und fonftigen Gebäuden zu erſehen fein muß, in zwei 
Exemplaren bei dem zuſtändigen Königlichen Revierbeamten einzu⸗ 
reichen (88 67 und 68 d. A. B.⸗G. vom 24. Juni 1865). 5 
„Die Eröffnung des Betriebes darf erſt nach ſtattgehabter techniſch⸗ 
ern — Abnahme der Anlage ſeitens des Bergrevierbeamten 
erfolgen. 
8 2. Für die Anlage einer Brikettfabrik gelten folgende Be⸗ 
ſtimmungen: x 

1. Die Entfernung der Fabrik von fremden Wohn- und Wirt⸗ 
ſchaftsgebäuden muß mindeſtens 60 Meter betragen. 

2. Die Fabrikräume find feuerſicher aus Stein und Eiſen her⸗ 
5 — die Bedachung muß aus feuerſicherem Material 
beſtehen, möglichſt leicht konſtruiert und mit Abzugsſchloten 
ſowie ſich ee; außen öffnenden Sicherheitsklappen verſehen ſein. 

3. Das Keſſelhaus iſt bei unmittelbarem Anſchluß an die übrigen 
Fabrikräume von dieſen durch eine Brandmauer zu trennen. 
Wenn der Darraum ſich an das Naßdienſthaus anſchließt, 
iſt zwiſchen beiden eine Brandmauer bis zur Höhe des Auf⸗ 

abebodens aufzuführen. 

4. Im Innern der Fabrikräume find Vorſprünge und Flächen 
(Mauervorſprünge, freiliegende Träger und dergl.), welche die 
Anjammlung von Staub begünſtigen können, zu vermeiden, 
auch die Wände glatt zu verputzen. 

5. Ausgänge ſind in allen Räumen in ſolcher Zahl und Art 
anzubringen, daß die Arbeiter leicht ins Freie gelangen 
können, und zwar muß mindeſtens je ein Ausgang aus den 
Darr⸗ und Preßräumen unmittelbar ins Freie führen. Ferner 
iſt zu demſelben Zwecke den Fenſtern in den Fabrikräumen 
je ein ſich nach außen öffnender Flügel zu geben, welcher das 
Hindurchſteigen ermöglicht. 

Alle ins Freie führenden Türen müſſen ſich nach außen 
öffnen laſſen. b 

6. Die Durchgänge zwiſchen den Darr⸗, Sammel- und Preß⸗ 
räumen ſowie die Zugänge zu dieſen Räumen aus anderen 
Fabrikräumen ſind mit doppelten Türen zu verſehen, welche 
ſich in entgegengeſetzter Richtung öffnen, aus Eiſen und fo 
hergeſtellt ſind, daß ſie ſich von ſelbſt ſchließen. 

7. Alle Räume, in denen ſich Kohlenſtaub entwickelt, ſind durch 
ſorgfältigen Verſchluß von den übrigen Räumen zu trennen; 
der Raum, in dem ſich die Winderhitzungsvorrichtung und 
der Ventilator befinden, darf nicht unmittelbar mit dem 
Darraum durch eine Tür oder eine andere Offnung in Ver⸗ 
bindung ſtehen. . . 

8. Die Sammelräume für die gedarrte Kohle dürfen nicht unter 
den Darrvorrichtungen angebracht werden. ae 

9. Die in den Darr⸗ und Preßräumen befindlichen, ſowie die zu 
dieſen Räumen führenden Treppen müſſen aus Stein oder 
Eiſen hergeſtellt und mit eiſernem Geländer verſehen ſein. 

Der Zugang zu den oberen Stockwerken iſt außerdem 
durch eiſerne Außentreppen zu vermitteln. 
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10. Schwungradgruben und andere Vertiefungen müſſen eine 
Reinigung von dem ſich in denſelben niederſchlagenden Kohlen⸗ 
ſtaub bequem ermöglichen. — er 

11. Zur Entfernung des Staubes bei feinem Entſtehen — namentlich 
bei dem Betriebe der Preßmaſchine — ſind geeignete Ventilations⸗ 
einrichtungen un ee ebenjo find alle Räume, in denen 
ſich Gaſe anſammeln können, beſonders auch die verdeckten 
Schneckenkanäle für die gedarrte Kohle mit Abzügen zu verſehen. 

Die bei dem Verpreſſen abfallenden Kohlen dürfen dem 
Trockenelevator nicht unmittelbar wieder zugeführt werden. 

12. An den Darrvorrichtungen ſind zur Beobachtung der Temperatur 
in geeigneter Höhe Thermometer anzubringen. 

13. Die Darrvorrichtungen, bei denen das Darren der Braunkohle 
durch Feuergaſe unmittelbar erfolgt, müſſen mit Einrichtung 
verſehen ſein, durch welche die äußere Luft von dem Innern 
der Darrvorrichtungen wirkſam abgehalten wird, und die das 
Erſticken von entſtehenden Bränden durch Einführung von 
Waſſerdampf ermöglichen. l 

14. Die Elevatoren für die gedarrte Kohle dürfen nur in ge⸗ 
mauerten oder eiſernen, von anderen Räumen vollſtändig abge⸗ 
ſchloſſenen Umfaſſungen gehen, die über das Dach hinausreichen. 

15. In den Umfaſſungen der Elevatoren und verdeckten Schnecken⸗ 
e ee ee ur Verhütung dauernden Liegen⸗ 
bleibens von Kohlen tote Winkel durchgehends zu vermeiden. 

16. Die Räume für die Kraftmaſchinen ſind mit den Räumen für 
die Arbeitsmaſchine und Transportvorrichtungen durch Signal⸗ 
vorrichtungen zu verbinden. 

An jeder Signalſtelle ift die Bedeutung der Signale durch 
eine Tafel erſichtlich zu machen. N 

17. Sämtliche Arbeitsmaſchinen ſowie die Transportvorrichtungen 
müſſen jede für ſich in und außer Betrieb geſetzt werden können. 

18. Elektriſche Maſchinen jeder Art und elektriſche Leitungen ſind 
derartig anzubringen und oh verwahren, daß durch fie eine 
Verunglückung ohne Verſchulden des Betroffenen nicht herbei⸗ 
geführt werden kann. 

19. Sehen Betrieb muß mit ausreichenden und ſicher wirkenden 
Löſchvorrichtungen derart verſehen ſein, daß etwa ausbrechen⸗ 
dem Feuer ſofort Einhalt getan werden kann. } i 

20. Laufbrücken zur Förderung ſind in ihrer ganzen Breite mit 
einem feſten Bodenbelag und bei einer Höhe von mehr als 
1,5 Meter über dem Boden an beiden Seiten mit einem feſten, 
zuverläſſigen Geländer zu verſehen. i 

§ 3. Aufzüge und Bremswerke ſind fo einzurichten, daß das 
Abziehen und Einhängen der Fördergefäße ohne Gefahr für die Ar⸗ 
beiter erfolgen kann. Die Offnungen derſelben ſind mit einer eiſernen 
Querſtange zu verſehen, welche den Anſchlägern und Abziehern als 
Stütze dient, ohne das Durchſchieben der Fördergefäße zu 5 
4. Die Haſpel ſind mit Vorſtecknägeln oder einer anderen 
Vorrichtung, ſowie bei Aufzügen von mehr als 20 Meter Höhe mit 
einer kräftigen Bremſe zu verſehen. 
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8.5. Die Verbindung zwiſchen Förderſeil und Fördergefäß ift fo 
herzuſtellen, daß eine zufällige Löſung derselben nicht eintreten kann. 

3 6. Alle ſich bewegenden Teile einer jeden Maſchine ſind, ſoweit 
ſich in ihrer Nähe Menſchen bewegen müſſen, mit einer Schutzvor⸗ 
richtung derartig zu umgeben, daß durch dieſelben eine Verunglückung 
ohne Verſchulden des Betroffenen nicht herbeigeführt werden kann. 

7. Alle Abſtürzvorrichtungen, Quetſch⸗ Walz, Mahl- und 

Bremswerke find durch geeignete Schutzvorrichtungen für die An⸗ 
näherung ungefährlich zu machen. . 
e 8. Alle Arbeitspunkte außerhalb und im Innern der Fabrik, 
insbeſondere alle Räume, in welchen ſich Maſchinen, Aufzüge, Abſtürz⸗ 
vorrichtungen, Quetſch⸗, Walz⸗, Mahl⸗ und Bremswerke oder Trans- 
miſſionen befinden, müſſen während der Arbeitszeit durch Tageslicht 
oder künſtliche Beleuchtung ſo erhellt ſein, daß die vorbezeichneten An⸗ 
lagen, beſonders aber die bewegten Teile, gut erkennbar ſind. 

Das Putzen und Schmieren der während des Betriebes nur 
mit Gefahr zugänglichen Teile der Maſchinen, ſowie die Vornahme 
von Ausbeſſerungen an Maſchinen und den von ihnen betriebenen 
maſchinellen Vorrichtungen während des Ganges derſelben iſt verboten. 

8 10. Das Auflegen der Riemen auf die Riemenſcheiben während 
des Ganges derſelben iſt verboten, ſoweit dabei nicht Vorrichtungen 
benutzt werden, welche eine Gefahr für die Arbeiter ausſchließen. 

11. Die Schwungräder der Maſchinen ſind ſo einzurichten, daß 
das Andrehen derſelben gefahrlos bewirkt werden kann. 

12. Das Berühren der elektriſchen Leitungen, der elektriſchen 
Maſchinen und Apparate jeder Art iſt verboten und nur dem Dienſt⸗ 
und Aufſichtsperſonale unter Anwendung der geeigneten Sicherheits⸗ 
maßregeln geſtattet. 


II. Betrieb der Fabrik. 


13. Der Betrieb der Darrvorrichtungen, in denen das Darren 
der Braunkohlen durch Feuergaſe unmittelbar erfolgt, iſt möglichſt 
ununterbrochen zu führen. ö 

8 14. Für die Beleuchtung der Fabrik während der Dunkelheit 
gelten folgende Vorſchriften: 

1. Als elektriſches Licht iſt nur das Glühlicht anzuwenden. 

2. Die Beleuchtung mit Gas und vegetabiliſchem Ol darf nur — 
Laternen, deren Glas durch ein ſtarkes Drahtgitter oder du 
ſtarke Drahtbügel gegen das Zerſchlagen geſichert iſt, erfolgen. 

Petroleum darf nur in verſchloſſenen Sicherheitslampen 
ebrannt werden. 

3. Das Anzünden der Gaslaternen iſt durch Anzündelampen zu 
en Die Laternen ſelbſt find. unter feſtem Verſchluß zu 

alten. 

4. In den Darr⸗ und Preßräumen ſowie in den Vorratskammern 
für die gedarrte Kohle dürfen Ollaternen weder angezündet, 
noch geputzt oder gefüllt werden. Sie ſind nur in ver⸗ 
ſchloſſenem Zuſtande in Benutzung zu geben. Der Schlüſſel 
zum Offnen derſelben iſt an einer den Arbeitern age 
Stelle außerhalb der Fabrik an einer Kette zu befeſtigen. 
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8 18. Die Erleuchtung von Darräumen, welche der Wirkung von 
Ventilatoren ꝛc. ausgeſetzt ſind, ſowie der Vorratskammern für die ge⸗ 
darrte Kohle darf nur von außen und in der Weiſe erfolgen, daß die 
Lichtflamme gegen die in dieſen Räumen befindliche Luft vollſtändig 
abgeſchloſſen iſt. , i 

Das Betreten dieſer Räume mit Laternen oder Sicherheitslampen 
während des Betriebes derſelben iſt verboten, dagegen die Verwendung 
feſtſtehender ſowie tragbarer elektriſcher Glühlampen auch im Innern 
ſolcher Räume geſtattet, wenn die Lampen mit zuverläſſigen Verſchlüſſen 
(Doppelglocken) verſehen find. 

$ 16. Sobald ſich Anzeichen eines entſtehenden Feuers bemerkbar 
machen, iſt dies durch ein beſtimmtes Signal bekannt zu geben und 
alles gangbare Zeug, mit Ausnahme desjenigen der Darrvorrichtungen, 
in denen das Darren durch Feuerguje unmittelbar erfolgt, ſofort bis 
zur Beſeitigung des Feuers außer Betrieb zu ſetzen. 

Bei den Darrvorrichtungen der letztgedachten Art iſt dafür Sorge 
zu tragen, daß die gedarrte Kohle gefahrlos entfernt werden kann. 

8 17. Der Fußboden des Preß⸗, Darr⸗ und Maſchinenraumes 
amtliche Fußböden der einzelnen Etagen des Naßdienſthauſes und 
ämtliche in dieſen Räumen befindlichen Treppen und Fenſterbänke 
find täglich mit Waſſer zu beſprengen und ſorgfältig zu fegen. 

Darr⸗ und Preßräume ſind mindeſtens einmal wöchentlich gründlich 
vom Staube zu reinigen, und iſt dieſer namentlich auch aus den Ver⸗ 
tiefungen ſowie von den Riemen zu entfernen. 

Der Staub iſt behufs möglichſten Verhütens eines Aufwirbelns 
desſelben vor der Entfernung anzufeuchten. 

In der Nähe des gehenden Zeuges dürfen Reinigungsarbeiten 
während des Ganges nicht vorgenommen werden. 

8 18. Lager, Wellen und Gleitſtücke müſſen, wenn fie warm 
laufen, abgetühlt und in Ordnung gebracht werden. Für die Dauer 
dieſer Verrichtungen iſt die Maſchine außer Betrieb zu ſetzen. 2 

8 19. Glühende Aſche darf in unmittelbarer Nähe der Fabrik 
nicht abgelagert werden. 

8 20. Von den zum Putzen und Schmieren der Maſchinen 
dienenden Materialien darf nur der Tagesbedarf in kleinen eiſernen 
Blechkäſten mit Blechdeckeln, die ſich von ſelbſt ſchließen, in den Fabrik⸗ 
räumen aufbewahrt werden; die Schmierreſte ſind täglich zu entfernen. 

8 21. Das Tabakrauchen in den Fabrikräumen iſt unterſagt und 
dieſes Verbot an geeigneten Stellen durch Tafeln erſichtlich zu machen. 

22. Das Betreten der Aufzüge iſt verboten. 

23. Stillſtehende Eiſenbahnwagen müſſen ſtets ſo feſtgelegt 
werden, daß ſie durch Unbefugte oder durch bewegte Luft nicht ohne 
weiteres in Bewegung geſetzt werden können. 

8 24. Niemand darf die zur Sicherung des Betriebes und der 
Arbeiter getroffenen Einrichtungen beſchädigen oder ſolche ohne aus⸗ 
drückliche Anweiſung oder Erlaubnis des Fabrikaufſehers oder ſeines 
Stellvertreters abändern, verſetzen oder unbrauchbar machen. 

8 25. Bei den Arbeiten in den Fabrikräumen, mit Ausnahme 
des Abnehmens, des Verpackens und des Verladens der fertigen Darr⸗ 
ſteine, dürfen nur zuverläſſige Männer, die das 21. Lebensjahr über⸗ 
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ſchritten haben und mit körperlichen Gebrechen nicht behaftet ſind, 
Verwendung finden. 

8 26. Die Arbeiter in den Brikettfabriken — mit Ausnahme der 
beim Abnehmen, beim Verpacken und Verladen der fertigen Darrſteine 
beſchäftigten — dürfen während der Arbeit nur enganſchließende 
Kleider kragen. 

§ 27. Bei der Wartung der Maſchinen und Keſſel, ſowie der 

Darrvorrichtungen dürfen Arbeiter regelmäßig nicht länger als zwölf 
Stunden beſchäftigt werden. 

8 28. Auf jeder Fabrik muß eine heizbare, der Zahl der beſchäf⸗ 
tigten Arbeiter entſprechend große Stube vorhanden ſein, in der die 
Arbeiter ausruhen und ſich umkleiden können. 

Auch muß für eine ausreichende Badeeinrichtung mit Brauſen oder 
Douchen für die in der Fabrik beſchäftigten Arbeiter geſorgt werden. 

§ 29. Der Betrieb darf ſowohl bei Tag als bei der Nachtzeit nur 
unter fortwährender Aufſicht einer mit den Einrichtungen der Fabrik, 
insbeſondere mit dem Betriebe der Darrvorrichtungen genügend ver⸗ 
trauten Perſon ſtattfinden. 

Die mit der Aufficht betrauten Perſonen, 185 deren Stellvertreter 
ſind dem Bergrevierbeamten namhaft zu machen. 


Schlußbeſtimmungen. 


§ 30. Unbefugten iſt der Zutritt zu der Fabrik nicht geſtattet. 
Tafeln, die dieſes Verbot enthalten, ſind an geeigneten Stellen 
anzubringen. 

s 31. Allen in der Fabrik beſchäftigten Arbeitern, ſowie den 
Aufſehern iſt ein Exemplar dieſer Polizeiverordnung in Buchform gegen 
1 een auszuhändigen. Ein gleichlautendes Exemplar 
iſt in Plakatform in der Arbeitsſtube (8 28) auszuhängen. 
un Raft. Die gegenwärtige Verordnung tritt am 1. Oktober 1891 
in Kraft. 


$ 33. Die in 82 unter Ziffer 5, letzter Abſatz, Aer 6, 7, 9 bis 20 
und in $ 28 vorgeſchriebenen Einrichtungen find bei den bereits in Betrieb 
befindlichen Fabriken innerhalb eines Jahres, vom Tage des Inkraft⸗ 
tretens dieſer Verordnung ab gerechnet, zur Ausführung zu bringen. 

Eine Verlängerung dieſer Friſt kann nur in den dringendſten 
Fällen erfolgen und unterliegt der Genehmigung des Oberbergamts. 

$ 34. Übertretungen der gegenwärtigen Verordnung werden nach 
Maßgabe der 88 208 und 209 des allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865, inſofern nicht nach anderen ſtrafgeſetzlichen Vorſchriften 
eine höhere Strafe eintritt, mit Geldbuße bis zu 150 Mark beſtraft. 

$ 35. Für die Ausführung der in 82 unter Ziffer 1 bis 20 vor⸗ 
geſchriebenen Einrichtungen ſind der Eigentümer des Bergwerks 
beziehungsweiſe deſſen geſetzlicher Vertreter, für die Ausübung der 
übrigen ſicherheitspolizeilichen Vorſchriften nach 8 76 des allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 die Fabrikaufſeher beziehungsweiſe 
deren Stellvertreter verantwortlich. 


Breslau, den 15. Juli 1891. 
Königliches Oberbergamt. 
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4. Allgemeine Bergpolizeiverorduung für den Bezirk des Königlichen 
Oberbergamts zu Breslau, vom 18. Januar 1900. 
(Auszug.) 


(Amtsblatt Poſen, Sonderbeilage zu Nr. 13, Amtsblatt Bromberg, 
Sonderbeilage zu Nr. 10.) 


Zweiter Titel. 
Aufbewahrung der Sprengſtoſfe. 
Sprengſtoffkammern, Vorratshäuſer. Die zuſtändigen 
Behörden. 


ö 8 137. Die Lagerung der beim Bergbau zu verwendenden Spreng⸗ 
ſtoffe in Aufbewahrungsräumen, welche zu einem der Aufſicht der 
Bergbehörde unterſtehenden Werke gehören, kann an der Verbrauchs⸗ 
ſtätte oder außerhalb derſelben unter Beachtung der nachſtehenden 
Vorſchriften erfolgen: } 
1. An der Verbrauchsſtätte dürfen ſämtliche Sprengſtoffe nur in 
Sprengſtoffkammern über oder unter Tage nach Maßgabe der in 
den 88 138 bis 153 erteilten Vorſchriften oder in Zwiſchen⸗ 
magazinen gemäß 8 154 mit Genehmigung des Revierbeamten 
f verwahrt werden. 

2. Außerhalb der Verbrauchsſtätte dürfen S rengſtoffe nur in Vor⸗ 
ratshäuſern, welche außerhalb der Ort] aft gelegen ſind, mit 
folgender Maßgabe verwahrt werden: 

a) Pulver, 
Sprengſalpeter, 
brennbarer Salpeter, 
Feuerwerkskörper und 
Zündplättchen (amorces) 
dürfen in dieſen Vorratshäuſern nur gelagert werden, 
wenn die Polizeibehörde in Gemeinſchaft mit der Berg⸗ 
| ar fa von der Sicherheit der Vorratshäuſer über⸗ 
„zeugt hat; 
| d) die Lagerung aller übrigen Sprengſtoffe darf in Vorrats⸗ 
| häuſern diejer Art nur mit Genehmigung des Revier⸗ 
beamten unter Beachtung der in dem 8 155 erteilten 
Vorſchriften erfolgen. 


| J. Aufbewahrungsräume an der Verbrauchsſtätte unter und 
über Tage. 
a) Allgemeine Vorſchriften. 
Zuläſſige Menge. 

8 138. Abſ. 1. Die Anlage von Sprengſtoffkammern innerhalb 
der unter der Aufficht der Bergbehörde ſtehenden Betriebsanlagen unter 
und über Tage (an der Verbrauchsſtätte), in welchen Sprengſtoffe in 
nicht größerer Menge als 50 kg gelagert werden ſollen, iſt unter den 
flat DM Revierbeamten im Einzelfalle feſtgeſetzten Bedingungen ge⸗ 

atte 


Abi. 2. Die Anlage von Sprengſtoffkammern, in denen mehr als 
50 kg Sprengſtoffe gelagert werden ſollen, hat nach den in den 
88 139 —153 enthaltenen Vorſchriften zu erfolgen. 


Form und Inhalt der Genehmigungsanträge. 
8 139. Der Antrag auf Genehmigung zur Anlage von Spreng⸗ 
ſtofftammern iſt in zwei Exemplaren einzureichen. 
Dem Antrage find in zwer Exemplaren beizufügen: K 
1. für Anlagen von Sprengſtoffkammern unter Tage ein durch einen 
konzeſſionierten Markſcheider gefertigter und unterzeichneter Lage⸗ 
plan im Maßſtabe 12000 nebſt Beſchreibung. Durch den Lage⸗ 
plan in Verbindung mit der Beſchreibung muß die Lage der 
Sprengſtoffkammern und deren nähere Umgebung vollſtändig und 
deutlich eriennbar ſein; f 
2. für Anlagen von Sprengſtoffkammern über Tage eine von einem 
konzeſſionierten Martſcheider im Maßſtabe 1: 1000 gefertigte 
und unterzeichnete Zeichnung und eine Beſchreibung. Durch dieſe 
muß die nähere Umgebung der geplanten Anlage, insbeſondere 
deren Lage zu den nächſten Gebäuden, öffentlichen Wegen, Eiſen⸗ 
bahnen ſowie anderen zur Lagerung von Sprengſtoffen dienenden 
Gebäuden vollſtändig erſichtlich gemacht werden. 


Genehmigungsbedengungen. 


8.140. Abſ. 1. Die Genehmigung zur Anlage von Sprengſtoff⸗ 
ammern, in welchen mehr als 50 kg Sprengſtoffe gelagert werden 
ſollen, iſt zu verſagen, wenn deren Anlage und Einrichtung 

1. bei Sprengſtoffkammern unter Tage den in den 88 144 — 152, 
2. bei Sprengſtoffkammern über Tage den in dem $ 153 enthaltenen 
Vorſchriften nicht entſprechen. 

Abſ. 2. Im übrigen beſtimmt der Revierbeamte, ob und unter 
welchen beſonderen Bedingungen die Einrichtung der Sprengſtoffkammer 
erfolgen darf. 


Lagerung von mehr als 500 kg Sprengitoffe, 


8 141. Abſ. 1. Die Genehmigung zur Anlage der Sprengſtoff⸗ 
kammer iſt regelmäßig an die Bedingung geknüpft, daß in derſelben 
höchſtens 500 kg Sprengſtoffe verwahrt werden dürfen. 

Abf. Die Lagerung größerer Mengen von Sprengſtoffen in 
derſelben Sprengſtofftammer kann von dem Oberbergamte auf Antrag 
des Vergwerkbeſitzers (8 256) geſtattet werden. Der Antrag iſt unter 
Beachtung der im 8 139 gegebenen Beſtimmungen zu ſtellen. 


Abnahme der Sprengſtoffkammern. 


$ 142, Abſ. 1. Sprengſtoffkammern dürfen erſt dann zur Auf⸗ 
bewahrung von Sprengſtoffen benutzt werden, wenn der Revierbeamte 
die Ausführung und Einrichtung derſelben an Ort und Stelle geprüft 
und die jchriftliche Genehmigung zur Benutzung erteilt hat. = 

Abf. 2. Nach Erteilung dieſer Genehmigung iſt die Anlage mit 
dem Vermerke des Datums der Genehmigung und der bergpolizeilichen 
Abnahme auf dem Grubenbilde aufzutragen. 


m a 


W Beſtänds verzeichnis. 1 2 
8143. Abf. 1. In jeder Sprengſtoffkammer, in welcher briſante 
Sprengſtoffe (8 131 Abſ. 2) verwahrk werden, muß ein Verzeichnis 
vorhanden fein, aus welchem der jeweilige Beſtand der Kammer an 
dieſen Sprengſtoffen feſtgeſtellt werden kann. ö m 91912 
Abi. 2. Das Verzeichnis iſt dem Revierbeamten auf Erfordern 
zur Einſicht und Prüfung vorzulegen. >. i 


b) Sprengſtofftammern unter Tage. er 
Lage der Kammer, Zugangsſtrecken. 13 


8 144. Abſ. 1. Sprengſtoffkammern unter Tage müſſen gegen 
Zubruchegehen und Erſaufen geſichert ſein und von den im Betriebe 
E nächſten Schächten mindeſtens 100 m, von den nächſten 

remsbergen, Fahr⸗ und Förderſtrecken mindeſtens 10 m entfernt an⸗ 
gelegt werden. MINE * 45 

Abſ. 2. Auf Antrag des Vergwerkbeſitzers ($ 256) kann die An⸗ 
lage ausnahmsweiſe auch in geringerer Entfernung als 100 m von 
den nächſten Schächten durch das Oberdergamt unter den von dem⸗ 
ſelben feſtzuſetzenden Bedingungen geſtattet werden. 

Abſ. 3. Die zu den Sprengſtoffkammern führenden Strecken 
müſſen, falls nicht beſondere Zu⸗ und Abgangsſtrecken vorhanden find, 
von der nächſten Förder⸗ oder Fahrſtrecke aus derart durch Verſchläge 
geteilt werden, daß die zu⸗ und abgehenden Arbeiter einander nicht 

egegnen können. b g 


Vorraum, Lagerraum der Kammer. nat 
8 145. Abſ. 1. Die Sprengſtoffkammern müſſen aus zwei, durch 
eine verſchließbare Tür geſonderten Abteilungen beſtehen, von denen 
der dem Eingang der Kammer nächſtgelegene Raum (Vorraum) zur 
Verausgabung der Sprengſtoffe, der hintere Raum (Lagerraum) zur 
Lagerung derſelben dient. 

Abs. 2. Jede dieſer Abteilungen iſt derart unter ſtetem Bra 
zu halten, daß fie von Unbefugten nur unter Anwendung von Gewalt 
geöffnet werden kann. 

Abf. 3. An der Außenſeite der Eingangstür zum Vorraum find 
in leicht erkennbarer Weiſe die Worte „Warnung! Sprengſtoffe!“ an⸗ 
zubringen. 

Beleuchtung des Vorraums. 

8 146. Als ſtändige Beleuchtungsvorrichtung für den Vorraum 
dürfen nur außerhalb desſelben Laternen oder elektriſche Glühlampen 
a werden. Dieſe find gegen Beſchädigung ausreichend zu 
ſichern. f i 


Beſchaffenheit der Kammer. 


8 147. Die Sprengſtoffkammern müſſen trocken und fo geräumig 
ſein, daß ihr Füllen und Entleeren bequem und ohne Erſchütterung 
oder Verletzung der Sprengſtoffverpackung erfolgen kann, auch eine 
Beſichtigung der Vorräte jederzeit möglich iſt. 


— 130 — 


Lagerung der Syrengſtoſſbehälter. 

$ 148. Die Sprengſtoffbehälter müſſen in dem Lagerraum (8 145) 

auf Holzunterlagen ruhen. Es dürfen höchſtens 6 Riftenveißen über⸗ 

einander gelagert werden. Zwiſchen den einzelnen Kiſtenreihen ſind 
glatte hölzerne Zwiſchenlager anzubringen. 


Lagerung von Zündhütchen und Spreugkapſeln. 
$ 149. Zuſammen mit anderen Sprengſtoffen dürfen in demſelben 
Raume Zündhütchen und Sprengkapſeln nur in der Menge eines 
Wochenbedarfs und nur dann gelagert werden, wenn ſie ſich in einem 
beſonderen verſchloſſenen Behälter befinden. 


Betreten der Sprengſtofflammern. 


8 150. Abſ. 1. Das Betreten der Sprengſtoffkammern mit offenem 
Licht oder brennendem Tabak iſt verboten. 

Abſ. 2. Der (innere) Lagerraum darf nur von den zur Anſchaffung 
und Verausgabung der Sprengftofie ſowie den zur Empfangnahme der 
an N Sprengftoffe ejugten Perſonen und den mit dem Transport 
dieſer Stoffe beauftragten Arbeitern betreten werden. 


Lagerung nitroglycerinhaltiger Sprengitoffe. 

$ 151. Für Sprengſtoffkammern, in welchen briſante nitro⸗ 
2 Sprengſtoffe ($ 131 Abſ. 2) gelagert werden, find außer 

88 144 bis 150 folgende Vorſchriften zu beachten: ; 
1. Die Temperatur in den Sprengſtoffkammern darf nicht 
—. 30 Grad Celſius und nicht unter 8 Grad Celſius 

agen. 
2. In der Sprengſtoffkammer muß ein nach Graden Celſius ein⸗ 
geteiltes, in brauchbarem Zuſtande befindliches Thermometer 
vorhanden ſein. 


Lagerung von Sprengpulver. 


§ 152. Für Sprengſtoffkammern, in welchen Sprengpulver ver⸗ 
wahrt wird, gelten neben den 88 144 —150 folgende Beſtimmungen: 
1. Alles Nagelwerk, welches ganz oder teilweiſe an den inneren 
Wänden der Sprengſtoffkammer liegt, muß von Kupfer, Zink 
oder Holz, Schlüſſel und Riegel der Türſchlöſſer müſſen von 
Bronze oder Meſſing ſein; die Türangeln müſſen mit Scheiben 
von Meſſing oder Kupfer überdeckt, überhaupt muß alles 
Eiſenwerk an Stellen, an welchen es mit Eiſen in Berührung 
kommen kann, oder dem Betreten ausgeſetzt iſt, mit Kupfer⸗ 
oder Zinkblech überzogen ſein. Die Türſchwellen ſind von 
Holz herzuſtellen und die Fußböden beider Abteilungen (8 145) 
mit Decken aus weichen Stoffen (Haar- und Filzdecken und 
dergleichen) zu belegen. 

. Der Vorraum darf nur mit Sicherheitslampen aus Meſſing 
oder mit Laternen betreten werden, welche durch ein ſtarkes 
Meſſingdrahtgitter gegen Beſchädigung geſichert ſind. 5 

Das Betreten des (inneren) Lagerraumes iſt nur barſuß 
oder in Filzſchuhen und ohne Beleuchtungsmittel geſtattet. 


o 


— 


c) Sprengſtoffkammern über Tage. 


8 158. Abſ. 1. Die Anlage der Sprengſtoffkammern über Tage 
muß unter Erfüllung der folgenden beſonderen Bedingungen erfolgen: 
1. Die Sprengſtoffkammer muß mindeſtens 50 m von allen mit 
Feuerungen verſehenen oder zum Aufenthalte von Menſchen 
dienenden Gebäuden ſowie von öffentlichen Wegen und Eiſen⸗ 

bahnen entfernt ſein. 

2. Die Umfaſſungswände müſſen maſſiv, das Dach möglichſt 
leicht. aber feuerſicher aufgeführt, unter demſelben darf keine 
gewölbte Decke ſein. 

Fenster dürfen nur ſeitwärts vom Eingange angebracht 
werden. Sie find nach außen ſtark zu vergittern, nach innen 
mit Läden zu verſehen, welche mit Zinkblech beſchlagen find. 

4. Die Sprengſtoffkammer iſt mit einer allſeitig ſchützenden 

Erdumwallung zu umgeben und mit einem freiſtehenden Blitz⸗ 
ableiter zu verſehen. . 
5. Der Zugang zur Sprengſtoffkammer durch die Erdumwallung 
muß entweder eine gebrochene Linie bilden oder durch einen 
die Offnung völlig verdeckenden Schutzwall geſichert werden 
Abſ. 2. Im übrigen finden auf die Anlage, die Einrichtung und 
das Betreten der Sprengſtoffkammern über Tage § 140 Abſ. 1 Ziffer 2 
und Abſ. 2, 88 141 — 143, ſowie 88 145 — 152 entſprechende Anwendung. 


d) Zwiſchenmagazine. 


§ 154. Abſ. 1. Unter den von dem Revierbeamten im Einzel⸗ 
falle feſtgeſtellten Bedingungen iſt es auf Antrag des Bergwerksbe⸗ 
ſitzers ($ 256) geſtattet, neben den Sprengſtoffkammern unter Tage ſo⸗ 
genannte Zwiſchenmagazine als Aufbewobrungsräume für die in Ge⸗ 
mäßheit des § 169 in den Behältern zurückzuliefernden, während der 
Ar al nicht verwendeten Sprengſtoffe anzulegen. F 

Ab}. 2. Die Aufbewahrung dieſer Sprengitoffe in den Zwiſchen⸗ 
magazinen i nur unter der Bedingung zuläſſig, daß die Spren 
in den Behältern verbleiben, um demnächſt von dem bisherigen Inhaber 
wieder abgeholt zu werden. Geſchieht letzteres nicht innerhalb dreier 
Tage von der Ablieferung des Behälters ab, ſo ſind die darin enthaltenen 
Sprengſtoffe zur Sprengſtoffkammer wieder zu vereinnahmen. 


II. Aufbewahrungsräume außerhalb der Verbrauchsſtätte. 


$ 155. Für die Anlage von Vorratshäuſern zur Aufbewahrung 

der im $ 137 Ziffer 2b bezeichneten Sprengſtoffe außerhalb der Ver⸗ 
brauchsſtätte ($ 137 Abſ. 1) gelten die folgenden Vorſchriften: 

1. Der Antrag auf Genehmigung der Anlagen des Vorratshauſes 

iſt in Gemäßheit der Beſtimmung des 8 139 Ziffer 2 zu ſtellen. 

2. Auf die Anlage, die Einrichtung und das Betreten der Vorxats⸗ 

häuſer finden § 140 Abf. 1 Ziffer 2 und Abf. 2, 88 142 und 

143, ſowie die 88 145—151 und 153 Abſ. 1 Ziffer 2—5 mit 

folgender Maßgabe Anwendung: 
8) das Vorratshaus muß mindeſtens 100 m von allen mit 
Feuerung verſehenen oder zum Aufenthalt von Menſchen 


dienenden Gebäuden, ſowie von öffentlichen Wegen und 
Eiſenbahnen entfernt ſein; 5 2 
b) die Erdumwallung muß mit mindeſtens 2 m Kronenbreite 
und einer mindeſtens 1,0fachen Böſchung hergeſtellt und 
die innere Böſchung, nötigenfalls unter Zuhilfenahme 
einer Stützwand, ſo ſteil gemacht werden, daß ſie mindeſtens 
einer 0,5fachen Böſchung entſpricht, wobei die Stützwand 
höchſtens bis auf 1 m unter die Krone der Erdumwallung 
aufgeführt werden darf. N 
3. Die Genehmigung zur Anlage iſt regelmäßig an die Bedingung 
geknüpft, daß darin höchſtens 1500 kg Sprengſtoffe der im 
$ 137 Ziffer 2b bezeichneten Art verwahrt werden dürfen. Auf 
die Zulaſſung der Lagerung größerer Mengen findet 8 141 Abſ. 2 
entſprechende Anwendung. ‘ 
Strafbeſtimmungen. 
a $ 257. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Ver⸗ 
ordnung werden, ſofern nach den beſtehenden Geſetzen nicht eine härtere 
Strafe verwirkt iſt, auf Grund des § 208 des Ah gemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865 in der Faſſung des Geſetzes vom 24. Juni 1892 
mit Geldſtrafe bis zu 300 Mark und im Falle des Tatbeſtandes des 
$ 367 Nr. 5 des Strafgeſetzbuches für das Deutſche Reich vom 26. Fe⸗ 
bruar 1876 mit einer Geldſtrafe bis zu 150 Mark und im Unver⸗ 
mögensfalle mit Haft beſtraft. 


Form der Anträge. Wirkung von Genehmigungen. 


§ 261. Abſ. 1. In allen Fällen, in welchen die Anwendung der 
Borſchriften dieſer Bergpolizei⸗Verordnung von der Genehmigung des 
Oberbergamtes oder des Revierbeamten abhängi gemacht iſt, bedarf 
es zur Herbeiführung dieſer Genehmigung eines chriftlichen Antrages. 

Abſ. 2. Der Antrag iſt nebſt ſeinen Anlagen in zwei Exemplaren 
— auch dann, wenn die Genehmigung des Oberbergamtes nachgeſucht 
wird — dem zuftändigen Revierbeamten einzureichen. 

Abſ. 3. Die beantragte Genehmigung iſt nur wirkſam, wenn ſie 
ſchriftlich erteilt worden iſt. Sie gilt in allen Fällen vorbehaltlich 
jederzeitigen Widerrufs. 5 


Breslau, den 18. Januar 1900. 
Königliches Oberbergamt. 


Abteilung II. 


Gemeinſame baupoltzeiliche Dorihriften | 


N für ſämtliche ſtädtiſche 
| und ländliche Ortſchaften des Regierungs⸗ 
bezirks Bromberg. 


1. Polizei⸗Verordnung wegen Ansführung neuer Bau⸗Aulagen, wegen 
Veränderung bisheriger Ortsnamen, und wegen Wiederherſtellung 
verfallener Etabliſſements ꝛc., vom 5. Dezember 1817. (Amtsblatt 
pro 1817, Seite 849.) 


Es iſt bemerkt worden, daß in vielen Gegenden der Provinz neue 
Bau⸗Anlagen zum Teil ier unangemeſſen 1 ſind. Wir finden 
uns dadurch veranlaßt, die jetzt Anwendung findende geſetzliche Vorſchrift 
des Allgemeinen Landrechts Teil J, Titel 8, 8 69 und 70 in Erinnerung 
y bringen, wonach bei Strafe nicht ohne beſondere obrigkeitliche Er⸗ 

aubniß, es ſei in Städten oder auf dem Lande, eine neue Feuerſtelle 
errichtet oder eine alte an einen andern Ort verlegt werden darf. 

Ferner iſt in Erfahrung gebracht, daß mehreren längſt exiſtirenden 
und benannten Orten von den Beſitzern willkürlich ein veränderter Name 
beigelegt, und dieſer demzufolge üblich geworden iſt, ſowie auch neu 
angelegte Ortſchaften mit willkürlichen Benennungen ohne Anzeige 
belegt worden, und dagegen andere unbenannt af find. 

Es iſt aber nicht nur in ſtatiſtiſcher und graphiſcher, ſondern auch 
in landespolizeicher Rückſicht notwendig: 2 

1. daß die unterzeichnete Regierung von dem, in ihrem Departement 
anzulegenden Etabliſſement, es mag ein Vorwerk, eine Schäferei, 
eine Ziegelei, oder ſonſt anderer Art ſein, Nachricht erhalte und 
ihre Genehmigung dazu nachgeſucht werde. Es verſteht ſich von 
17155 def hierbei nicht beabſichtigt werden kann, den Abbau länd⸗ 
icher Beſitzungen und die Anlage neuer Etabliſſements zu be⸗ 
chränken oder zu erſchweren; 

2. daß nach dem Erachten der Regierung einem jeden neu angelegten 
Etabliſſement ein eigener, vom Hauptorte unabhängiger Name 
beigelegt und zur Kenntnis des Publikums gebracht werde, wobei 
es von der Beträchtlichkeit eines ſolchen Etabliſſemens, von deſſen 
Lage, Entfernung vom Hauptgute und anderen ähnlichen Um⸗ 

änden abhängen wird, ob demſelben ein eigener Name beizulegen 
iſt, oder ob es als ein Teil des Hauptguts von dieſem benannt 
werden kann; g 5 

3. daß der einem Etabliſſement einmal beigelegte Name beibehalten 

und nicht willkürlich verändert werde. m 
Ehen: gemäß muß bei Vermeidung polizeilicher Be- 
ahndung: 

a) bei jeder Trennung und Zerſtückelung eines Grundſtücks, von 
welcher Art ſolches auch ſei, ingleichen von jedem neuen, 
nicht zu einer ſchon beſtehendeu Ortſchaft gehörenden, 


jondern abgejonderten ge der Landespolizei⸗Be⸗ 
hörde von dem Veräußerer und Nenbauenden durch die ihm 
zunächſt vorgeſetzte Obrigkeit, dem Landrat, Domainen⸗ 
beamten ꝛc. Anzeige gemacht, und f 

b) ohne deren ausdrückliche Genehmigung weder einem neuen 
Etabliſſement oder Anbau ein beſonderer Name beigelegt, 
noch der alte Name bei irgend einem Grundſtück verändert 

werden. 
Eben dieſes findet Anpendung, wenn von. eier 
* ss oaftellung verfallener Gtabliffentent3,' ſie niögen ein Vor erk, 
15 ch Eee, eine Ziegelei, oder ſonſt andeter Art ſein dil 
aa . ede. ist. u man ve ne ieh eng 
Da es insbeſondere auch darauf ankommt, bei Entſtehung neuer 
Etabliſſements ꝛc. die Landkarten und topogräphiſchen Regiſter zu be⸗ 
richtigen, ſo werden die Polizeibehörde „und namentlich die landrät⸗ 
lichen Amter hierdurch ausdrücklich angewieſen, bei der nachzuſuchenden 
Genehmigung über die neue Anlage oder Veränderung eines Etabliſſements, 
gemäß der unterm 28. März d. J. an die landrätlichen Amter er⸗ 
aſſenen ausführlichen Zirkularverfügung eine genaue und deutliche 
topographiſche Nachweiſung, nach dem, der oben gedachten Verfügung 
angeſchloſſenen Schema, und einen, wenn auch nur mit der Feder nach 
dem 1 1 ſkizzierten Situationsplan einzureichen, woraus die 
eographiſche Lage des neuen Orts mit den, ihn zunächſt umgebenden 
Orlſchaften zu erſehen iſt. " 4 14 


Bromberg, den 5. Dezember 1817. 


Königliche Preußiſche Regierung, En 
Erſte Abteilung. ö Her nal ; 
2. Polizeiverordnung zum Schutze der Deiche, Ufer, Uferbollwerke ꝛc. 
an der Weichſel, vom 6. November 1863. (Amtsblatt S. 269.) 
f * (Auszug.) g 


Auf Grund der 88 11 und 12 des HGeſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 verordnen wir hiermit unter Aufhebung 
aller früheren in dieſer 5 fun erlaſſenen Vorſchriften: 

8 4. Wer innerhalb fünf Ruten vom innern Deichfuß ein Ge⸗ 
bäude aufführt oder an einem ſchon beſtehenden eine einem Neubau 
gleich zu achtende Hauptreparatur vornimmt, wer Stein⸗, Sand», Torf- 
und 1 5 Teiche, Brunnen, Gräben oder ſonſtige künſtliche Ver⸗ 
tiefungen des Erdreichs innerhalb zehn Ruten vom inneren Deichfuß 
anlegt, ohne dazu die Genehmigung der Deichpolizeibehörde erhalten 
zu haben, hat eine Geldſtrafe von 5 Talern berwirkt und kann an⸗ 
a werden, die neuen Gebäude wieder abzubrechen und die Ver⸗ 
tefungen des Bodens auszugleichen. Hundred 

Marienwerder, den 6. März 1856. 


Königliche Regierung, Abteilung des Innern. 


=. = 


und 12 des Geſetzes vom 11, März 4850 über die Polizeiverwalkung 
duch für unſern Bezirk für gülkig erklärt. K * 2 } A ie 15 0 


„ Vorſtehende Verordnung; wird hierderch; auf Grund en 11 
ti ben e hehe 1a, 0 


1 0 7 11. 


Aitten O88 52 a 
Königliche Regierung, Abteilung des Innern 1 


3. Polizeiverordnung, betreffend die Beſchaffenheit der Schlafſtellen, 
* vom 15. April 1879. (Amtsbl. S. 134.) 
Auf Grund des $ 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) verordnen wir für die Städte unſeres 
Bezirks folgendes: rener im hai fol 4 
§ 1. Jedes Zimmer, in welches Mieter von Schlafſtellen auf- 
genommen werden, muß eine Höhe von 2,2 m haben und die Fenſter 
müſſen mit Flügeln verſehen ſein, welche ſich öffnen laſſen. 5 
8 2. Wände, Decken und Fußböden folder Zimmer müſſen trocken 
und gegen das Eindringen von Kälte, Regen und Wind wohl verwahrt 
ſein. Auch iſt für die gehörige Zuführung friſcher Luft zu ſorgen, 
wozu genügt, daß das Zimmer, ſei es dur einen Ofen, ſei es durch 
eine einfache, möglichſt in der Nähe der Decke angebrachte Offnung 
mit dem nächſten Schornſtein in Verbindung gebracht wird. l 
Im Winter genügt * ein geheizter eiſerner Ofen, doch muß 
derſelbe von den nächſten Schlafſtätten durch einen Schirm getrennt 
werden, damit die Schlafenden nicht auf einer Seite unmittelbar von 
der Hitze berührt werden. G 1 in tte n 3 
3. In keinem Zimmer, in welchem mehrere Menſchen die Nacht 
hindurch ſchlafen, darf Nutzvieh (namentlich Schweine, Ziegen, Feder⸗ 
vieh uſw.), Krautfäſſer und Gegenſtände, welche faulige Stoffe ent⸗ 
halten, geduldet werden. a im 20% 955 
8.4. Für jede Perſon, welche in einem ſolchen Zimmer ihre 
nächtliche Lagerſtätte hat, iſt ein Raum von mindeſtens 10 cbm er⸗ 
forderlich und dürfen nicht mehr Perſonen daſelbſt in Schlafſtelle 
genommen werden. a 120 
Jede Lagerſtätte muß mindeſtens mit einem Gebunde Stroh, deſſen 
Erneuerung wenigſtens alle 8 Wochen erfolgen muß, und einer Decke 
ausgeſtattet ſein. Acts d x h 
5. Mieter von Schlafſtellen verſchiedenen Geſchlechts dürfen 
ihre Schlafſtellen nur in abgeſonderten Räumen erhalten. in 
86. Zuwiderhandlungen gegen die im vorſtehenden enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften werden mit einer Geldſtrafe von 3 bis 30 Mark beſtraft, 
welcher im Unvermögensfalle eine Gefängnisſtrafe von 14 Tagen zu 
ſubſtituieren iſt. Jie I rang t EHEN? 
8 7. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem 1. Mai d. J. 
in braſt. u Wr fe d e wee, 3 2 
Bromberg, den 15. April 1879. 


ante 2 Königliche Regierung, Abteilung des In nern. 
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4. Polizeireglement, betreffend die Errichtung von Arbeiterhänſern 
für auswärtige Arbeiter, vom 4. Dezember 1882. (Amtsbl. S. 406.) 


Auf Grund des § 11 des Gerne über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 beftimmen wir für den ganzen Umfang unſeres Ver⸗ 
waltungsbezirks, was folgt: 5 

$ 1. Jeder Beſitzer einer Fabrikanſtalt, bei welcher auswärtige 
Arbeiter zu Zwecken des Fabrikbetriebes oder der Landwirtſchaft be⸗ 
ſchäftigt werden, muß, ſobald dies ſeitens der Ortspolizeibehörde 
oder des Kreislandrats für notwendig erklärt worden ift, für die 
Unterbringung der Arbeiter in Arbeiterhäuſern, welchen die in den 
f = 6 dieſes Reglements vorgeſchriebenen Einrichtungen zu geben 

nd, ſorgen. 5 

$ 2. Die Arbeiterhäuſer müſſen enthalten: 

1. Schlaf- und Wohnräume mit ſtrenger Abſonderung der Geſchlechter; 

2. mindeſtens je eine Krankenſtube für jedes Geſchlecht; 

3. einen beſonderen Raum zum Kochen und Waſchen, ſowie zum 
lr gend Trocknen der Wäſche und Kleidungsſtücke; 

4. für jugendliche Arbeiter und ſchulpflichtige Kinder beſondere 
mir und Wohnräume, wenn die Ortspolizeibehörde oder der 
Kreislandrat dies verlangt. 

8 3. Die Fußböden der im 8 2 unter Nr. 1, 2 und 4 erwähnten 
Räume müſſen in einer Höhe von mindeſtens 0,30 m, bei abſchüſſigen 
Grundſtücken von mindeſtens 0,20 m an der höchſten Stelle über der 
Grundfläche angelegt werden. 

Die Räume ſelbſt müſſen bei Neubauten eine lichte Höhe von 
2,50 m haben; bei Um⸗ und Ausbauten aber genügt eine lichte Höhe 
von 2 m, wenn nicht die entſprechenden Räume des alten Gebäudes 
bereits höher waren. h 

Die Räume müſſen mit einem feſten und trockenen Fußboden, 
ſowie mit gut ſchließenden, aber zum Offnen eingerichteten Fenſtern 
und Türen verſehen, ſowie ſtets ſauber geweißt ſein. 

§ 4. Die Lagerſtätten müſſen mindeſtens 0,30 m über dem Fuß⸗ 
boden erhaben ſein und aus dem hg Stroh oder einem 
Aalen. und einer mindeſtens einen Meter breiten wollenen Decke 

eſtehen. 

In den Schlaf- und Wohnräumen find, ſofern dieſelben im Spät⸗ 
herbſt oder Winter benutzt werden, geeignete und feuerſichere Vor⸗ 
richtungen zur Heizung und Beleuchtung anzubringen. 

8 5. In angemeſſener Entfernung von den Arbeiterhäuſern ſind 
. in gehöriger Anzahl und für die Geſchlechter getrennt an⸗ 
zubringen. > 

$ 6. Der Fabrikbeſitzer iſt . einen beſonderen Aufſeher 
für jedes Arbeiterhaus zu halten und demſelben darin Wohnung 
anzuweiſen. Der Kreislandrat iſt berechtigt, von dieſer Beſtimmung 
ganz oder teilweiſe zu dispenſieren. 

9 7. 1. In den zur Aufnahme der Arbeiter beſtimmten Räumen 
dürfen nicht mehr Perſonen untergebracht werden, als mit 
Rückſicht auf die Größe der Räume und auf die Sittlichkeit 
von der Ortspolizeibehörde oder dem Kreis landrat für zuläſſig 
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erachtet werden. Es werden hierbei in der Regel für jede 
Perſon zehn Kubikmeter Luftraum zu berechnen ſein. 
2. Die verſchiedenen Geſchlechter dürfen nur in den für dieſelben 
beſtimmten Räumen untergebracht werden. 
3. Der gr oder dem Kreislandrat liegt es ob, zu 
beſtimmen, wie viel Familien in einem Zimmer wohnen dürfen. 
„Die die Arbeiter begleitenden Kinder müſſen angemeſſen be⸗ 
aufſichtigt, und wenn ſie in ſchulpflichtigem Alter ſind, 
ſpäteſtens drei Tage nach ihrem Eintreffen zum Schulbeſuche 
angemeldet werden. 
5. Wenn ein Arbeiter oder ein Mitglied der Familie 1 (en 


DS 


an einer anſteckenden Krankheit erkrankt, jo muß derſelbe ofort 
iſoliert untergebracht und verpflegt, der Ortspolizeibehörde 
aber oder dem Kreislandrat binnen 24 Stunden Anzeige er⸗ 
ſtattet werden. 

. Die Schlaf- und Wohnräume müſſen täglich gereinigt und 
gelüftet, auch ſo oft dies polizeilich für notwendig erachtet wird, 
mindeſtens aber jährlid einmal geweißt werden. 

7. Das Lagerſtroh muß alle 14 Tage erneuert werden. Wenn 
Strohſäcke geliefert werden, ſind dieſelben alle 2 Monate zu 
waſchen und mit friſchen Stroh zu füllen. Die wollenen 
Decken ſind, ſo oft es von der Polizeibehörde für notwendig 
erachtet wird, mindeſtens aber halbjährlich zu walken. 

8. Der Raum um die Arbeiterhäuſer iſt ſauber zu halten. Die 

Latrinen ſind, ſo oft es erforderlich iſt, zu reinigen und zu 
räumen. * 4 5 “ 

Die Arbeiter und deren Familien müſſen täglich mindeſtens 
einmal warme Koſt erhalten, auch iſt denſelben das zur deizung 
der Wohn- und Schlafräume, zum Kochen, Waſchen und 

11 155 der Wäſche und Kleider erforderliche Brennmaterial 
zu liefern. 

8 8. Der Fabrikbeſitzer oder — bei Aktien⸗ oder anderen Geſell⸗ 
ſchaften — der Dirigent oder der Faktor der Fabrik, in deſſen Arbeiter⸗ 
hauſe den im $ 7 gegebenen Vorſchriften nicht genügt wird, verfällt 
für jeden Fe 8. Contraventionsfall und für die Nichtbeachtung jeder 
einzelnen dieſer Vorſchriften in 5 bis 30 Mark Geld- oder verhältnis⸗ 
mäßige Haftſtrafe 

8 9. Die Ditz rue e hat erforderlichenfalls für jedes 
Arbeiterhaus eine Loka „ zu erlaſſen, durch welche 
die häusliche Ordnung und die im feuerpolizeilichen Intereſſe erforderlichen 
Anordnungen beſtimmt werden. Dieſelbe ift vorſchriftsmäßig zu pub⸗ 
lizieren und an geeigneten Räumen des Hauſes auszuhängen. 

8 10. Die vorſtehenden gi mi finden auch hinſichtlich der auf 
Landgütern zu ökonomiſchen Zwecken beſchäftigten auswärtigen Arbeiter 
Anwendung. ; 0 

9 11. Das vorſtehende Reglement tritt mit dem 1. Januar 1888 
in Kraft. 

Bromberg, den 4. Dezember 1882. 


Königliche Regierung, Abteilung des Innern. 
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5. Polizeiverordnung für den Regierungsbezirk Bromberg, betreffend 
die bauliche Anlage und die innere Einrichtung von Theatern, Zirkus⸗ 
gebänden und öffentlichen Verſammlungsräumen, vom 25. No⸗ 
vember 1889. In der Faſſung der Polizeiverordnungen vom 
15. April 1891, 29. Juli 1899 und 8. Oktober 1903. 

n (extrabeilage zu Nr. 48 des Amtsblattes.) 

Auf Grund der ss 11 und 12 des Geſetzes über die Polizei⸗Ver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) wird für den Umfang 
unſeres Regierungsbezirks die nachſtehende mit dem 30. November d. J. 


in Kraft tretende Polizeiverordnung erlaſſen. 


1. Vorſchriſten für Neubauten und umbauten. 


8.1. Die Aufführung neuer und der Umbau beſtehender Theater 
und Zirkusgebäude, ſowie die Herſtellung von öffentlichen Berfammlungs- 
räumen in Neubauten und Umbauten unterliegen nebſt allen zu ſolchen 
Anlagen gehörigen Betriebseinrichtungen polizeilicher Genehmigung nach 
folgenden nat Vorſchriften. 1 #93 288 

Die Beſtimmungen der beſtehenden allgemeinen Bauordnungen 
bleiben hinſichtlich der im erſten Abſatz bezeichneten Anlagen inſoweit 
in Kraft, als fie nicht im Widerſpruch mit dieſer Verordnung ſtehen. 


A. Theater. 

§ 2. Theater im Sinne dieſer Verordnung find diejenigen Gebäude, 
welche nach Zweck und Geſammtanlage dauernd zu Schauſpielen oder 
zur Schauſtellung von Perſonen beſtimmt ſind. Inn 5 
Große Theater ſind ſolche, welche nach den Beſtimmungen dieſer 
Verordnung auf Sitz⸗ und Stehplätzen mehr als 800 Zuſchauer auf⸗ 
zunehmen vermögen. — * 

Alle übrigen Theater gelten als kleine. 


1. Große Theater. a 
Lage und Verbindung mit der Straße. b 
§ 3. Die Theatergebäude müſſen mit ihrer die Haupt⸗Ein⸗ und 
Ausgänge enthaltenden Front in der Baufluchtlinie einer öffentlichen 
durchgehenden Straße oder in einem Abſtand von derſelben liegen, 
welcher eine Bebauung der zwiſchenliegenden Fläche ausſchließt. Der 
Abſtand der vorerwähnten Front des Theatergebäudes von der gegen: 
8 Straßenbegrenzung ſoll in der Regel mindeſtens 20 w 
etragen. igt! 
Dieſer Abſtand darf ausnahmsweiſe bis auf 15 m ermäßigt werden, 
wenn das Theatergebäude ringsum frei oder auf einem Eckgrundſtück 
liegt, oder, wenn eingebaut, mit einer zweiten öffentlichen Straße durch 

eine mindeſtens 3 m breite Durchfahrt in Verbindung geſetzt wird. 
Bei Aufführung eines Theatergebäudes zwiſchen nachbarlichen 
Brandmauern ſind zu beiden Seiten des Zuſchauerhauſes von der 
Trennungswand zwiſchen Bühnenhaus und Zuſchauerhaus bis zur 
Eintrittshalle offene Höfe von mindeſtens 6 m Breite anzulegen und 
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mit der öffentlichen Straße mittels Durchfahrten von wenigſtens 3 m 


lichter Breite und 3/5 m lichter Höhe zu verbinden. PR 
In den Umſaſſungswänden des Bühnenhauſes dürfen Tür⸗ oder 
Fenſteröffnungen nur da angelegt werden, wo der Abſtand einer 
ſolchen Offnung von der Nachbargrenze oder von anderen Bauten 
auf demſelben Grundſtück, falls dieſelben eine größere Höhe als 10 m 
bis zum Dachfirſt haben, mindeſtens 9 m beträgt. Bei Schuppen und 
kleineren Bauten muß dieſer Abſtand mindeſtens 6 m betragen. 
In den Umfaſſungswänden des Zuſchauerhauſes dürfen Tür⸗ 
oder Fenſteröffnungen nur da angelegt werden, wo der Abſtand einer 
me, Offnung von der Nachbargrenze oder von anderen Bauten auf 
emſelben Grundſtück mindeſtens 6 m beträgt. { 


4552220 a Bauart. ' 
84. Die 2 eines Theatergebäudes, die Trennungs⸗ 


. 


wand zwiſchen Bühnenhaus und Zuſchauerhaus, ſowie die Wände, 
welche Treppen umſchließen, ſind aus Steinen, die inneren Scheide⸗ 
wände mit Ausnahme von Trennungswänden zwiſchen Logen entweder 
ebenſo oder aus anderem unverbrennlichen Material herzuſtellen. Die 
Dachſtühle ſind aus Eiſen herzuſtellen. Das äußere Deckmaterial muß 
gegen übertragung eines Feuers von außen her ſicheren Schutz gewähren. 
Das bei der Eindeckung der Dächer etwa verwendete Holz, (Schal⸗ 
bretter, Latten und dergleichen) iſt durch Berohren und Verputzen, durch 
Behobeln oder auf andere geeignete Weiſe gegen ſchnelles Entflammen 


zu ſichern. a ! 
Die Unterſtützung ſowie der etwaige Belag des Schnürbodens über 


dem Bühnenraum müſſen zum Schutz der eiſernen Dachkonſtruktion 
feuerſicher ausgeführt werden. - 3 

Luftabzugsöffnungen und Oberlichter find zwiſchen Decken und 
Dächern mit unverbrennlichen, 50 em hoch über die Dachfläche hinaus⸗ 
geführten Einfaſſungen zu verſehen. Ebenſo müſſen die Umfaſſungs⸗ 
wände von Lichthöfen in feuerſicherer Konſtruktion 50 cm über die Dach⸗ 
fläche geführt werden. Lichthoffenſter dürfen nicht aus Holz hergeſtellt 
werden. Unterhalb der äußeren Oberlichter ſind Drahtnetze anzubringen. 

Die Fußböden der Flure, Vorſäle und Korridore ſind aus unver⸗ 
brennlichem Material herzuſtellen. Ein hölzerner Fu bodenbelag iſt 
nur ſtatthaft, wenn er unter Vermeidung von Hohlräumen dicht⸗ 
ſchließend auf unverbrennlicher Unterlage liegt. 

Die Decken der Durchfahrten, Flure, Korridore und Treppen⸗ 
räume find aus unverbrennlichem Material herzuſtellen. 

Das Kellergeſchoß iſt mit Ausnahme der unter der Bühne liegenden 
Teile zu wölben und darf, ſoweit in demſelben Magazin⸗ und Lager⸗ 
räume angelegt werden, nicht in unmittelbarer Verbindung mit Kor⸗ 
ridoren und Treppenräumen ſtehen. . 

Alle Koridore und Treppenräume müſſen unmittelbar von außen 
beleuchtet werden. Für Korridore ſind Oberlichter ausgeſchloſſen. 

§ 5. Freitragende Treppen ſind verboten. 

Bei Treppen mit geraden Läufen dürfen Wendelſtufen nicht an⸗ 
geordnet werden. Die Podeſte derſelben dürfen nicht ſchmaler ſein 
als die Treppenläufe. 


Erdboden beginnende Leitern für die Feuerwehr anzulegen. 
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Die Treppenſtufen müſſen einen Auftritt von wenigſtens 26 cm 
haben; ihre Steigung darf höchſtens 18 em betragen. 5 

Geſchwungene Treppen müſſen an den ſchmalſten Stellen mindeſtens 
23 cm Auftritt erhalten. 

Die Treppen ſind auf beiden Seiten mit Geländern oder Hand⸗ 
läufern zu verſehen, welche keine freien Enden haben dürfen. 

Berſchläge unter Treppen find verboten. ; 

Bei hölzernen Treppen, ſoweit ſolche in dieſer Verordnung ni 
verboten ſind (88 6, 15, 21 und 22), müſſen die Unteranſichten mit 
Mörtel verputzt werden. 0 0 

Bei Feſtſtellung der vorſchriftsmäßigen Abmeſſung einer Treppe 
ſoll die Weite zwischen den Geländern gemeſſen maßgebend ſein. 

$ 6. Wohnräume dürfen im Bühnenhauſe nicht höher als zur ebenen 
Erde angelegt werden; ſie müſſen Decken aus unverbrennlichem Material 


erhalten, ü Wände ohne 2 — von den übrigen Gebäude⸗ 


teilen abeſchloſſen und lediglich von außen her zugänglich gemacht werden. 

Im Zuſchauerhauſe iſt die Anlage von Wohnräumen unter der 
Bedingung 2 daß ihr Fußboden nicht höher als 10 m über 
der Straße liegt und daß ſie mit einer aus unverbrennlichem Material 
hergeſtellten, von den Kellerräumen abgeſchloſſenen und unmittelbar 
ins Freie führenden Treppe in Verbindung gebracht werden. 

Die Anlage vermietbarer Geſchäftsräume, ſowie allgemein augäng- 
licher Reſtaurationen und Konditoreien darf in einem Theatergebäude 
nur im Keller⸗ oder Erdgeſchoß und nur unter der Bedingung zu⸗ 


gelaſſen werden, daß van Räume Decken aus unverbrennlichem 


aterial erhalten, durch maſſive Wände ohne Offnungen von den für 
den Theaterbetrieb benutzten Gebäudeteilen abgeſchloſſen und lediglich 
von außen her zugänglich gemacht werden. 

Werden für das a fel beſondere Reſtaurationsräume 


vorgeſehen, ſo dürfen dieſelben, falls ihre Geſamtgrundfläche mehr als 


50 qm beträgt, nicht höher als im Erdgeſchoß liegen und müſſen un⸗ 
mittelbare Ausgänge nach der öffentlichen Straße erhalten. 
Dieſe Borſchrift findet auf Räume mit Verkaufstiſchen zur Ver⸗ 


abreichung von Erfriſchungen während der Vorſtellung keine Anwendung. 


Die Anlage von Magazinräumen iſt im Zuſchauerhauſe, im Bühnen⸗ 
raum, auf dem Schnürboden und in den Bühnenkellern verboten. 

Werden Magazinräume im Bühnenhauſe angelegt, ſo dürfen ſie 
nicht in unmittelbarer Verbindung mit den für den Verkehr im 
Bühnenhauſe erforderlichen Gängen und Treppen ſtehen. 

$ 7. Die Zugänge zum Dachgeſchoß, deren mindeſtens zwei an⸗ 


zulegen find, müſſen mit feuer- und rauchſicheren, ſelbſttätig zufallenden, 


unverſchließbaren Thüren verſehen werden. Sind zur Herſtellung dieſer 
Zugänge Einbauten in den Dachraum erforderlich, ſo müſſen dieſelben 
aus unverbrennlichem Material ausgeführt werden. 

Soweit ein Dachraum vorhanden iſt, muß der Fußboden desſelben 
durchweg feuerſicher abgedeckt werden. 

$ 8. Alle Theatergebäude find mit Blitzableitern zu verſehen. 

An den Außenfronten und in Höfen ſind nach näherer Beſtimmung 
der Polizeibehörde eiſerne, in einer Höhe von 3 bis 4 m über dem 


— 


Es 
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; Zuſchanerhaus. 

9 9. Über dem Parkett dürfen höchſtens 4 Ränge angelegt werden. 

Die Decke des oberſten Ranges muß überall mindeſtens 2,5 m über 
dem Fußboden der höchſten Plätze liegen. W 

Im Parkett und auf den nicht zu Logen eingerichteten Rangteilen 
wen die Sitzreihen unverrückbar auf dem Fußboden beieftigt werden. 

ürfen nur Klappſitze, welche ſelbſttätig aufſchlagen, oder Bänke 
verwendet werden. 

10. Die im Zuſchauerraum zuläſſige höchſte Perſonenzahl iſt 
von der Polizeibehörde nach folgenden Beſtimmungen feſtzuſtellen: 

Die Breite der Sitze muß mindeſtens 50 cm und der Abſtand der 
Reihen von einander mindeſtens 80 cm betragen . 

Verrückbare Sitze ſind nur in Logen und zwar bis zur Zahl von 
10 in jeder nu zuläſſig. N N 

Die Zahl der Sitze in ununterbrochener Reihe neben einem Seiten ⸗ 
oder Zwiſchengang darf im Parkett und im erſten Rang 14, auf den 
übrigen Räumen 12 nicht überſteigen. 

Für Stehplätze dürfen höchſtens 3 Perſonen auf 1 qm Grundfläche 
nn werden. f 

uf Bänken ſind die einzelnen Sitze durch Leiſten von einander 
zu trennen. F 
11. Die Breite der Gänge im Zuſchauerraum, ſowie die Anzahl 
und Breite der auf die Korridore führenden Thüren iſt für das Parkett 
und für die nicht zu Logen ä Rangteile nach dem Verhältnis 
von 1 m für 70 Perſonen zu * en. Dieſe Gänge und Türen dürfen 
nicht unter 90 cm breit ſein; es kann jedoch bei der erſten Sitzreihe des 
Parketts und der Ränge die Gangbreite bis auf 65 cm verringert werden. 
s 12. In den Gängen des Zuſchauerraumes dürfen Klappſitze 
nicht angebracht und Stühle nicht aufgeſtellt werden. 

Stufen in den Gängen innerhalb des Parkettraumes find unzuläffig. 

$ 13. Für das Parkett und die Ränge müſſen Korridore angelegt 
werden, welche in der n ununterbrochen um den Zuſchauerraum 
herumzuführen ſind. Einbauten von Rangteilen, welche die Korridore 
in der Mitte unterbrechen, können ausnahmsweiſe geſtattet werden, 
ſofern dabei für eine genügende anderweite Verbindung der beiden 
Korridorhälften . getragen iſt. 

Stufen in den Korridoren find nur ausnahmsweiſe zuläſſig. 

Die Breite der Korridore muß in allen Fällen mindeſtens 3 m 
betragen, im übrigen jedoch nach dem Verhältnis von 1 m für 80 Per- 
ſonen bemeſſen werden. ] 

$ 14. Für jeden Rang find zwei beſondere Treppen anzulegen, 
welche nur einen Zugang zu dem betreffenden Rang haben dürfen und 
einen unmittelbar auf die Straße führenden Ausgang erhalten müſſen, 
wobei Freitreppen nur bis zu einer Höhe von 2 m über der Straße 
zuläſſig ſind. a i 

Für Parkett und 1. Rang ſind gemeinſchaftliche Treppen zuläſſig, 
falls das Parkett im Erdgeſchoß liegt. Es müſſen vorhanden ſein: 

für das Parkett: bis zu 300 Perſonen 2 Treppen von je 1,50 m 
Breite; bei mehr als 300 Perſonen ſoll die Breite nach dem 
Verhältnis von 1 m für 100 Perſonen berechnet werden, 
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für die Ränge: bis zu 270 Perſonen 2 Treppen von je 1,50 m; 
bei mehr als 270 Perſonen ſoll die Breite nach dem Verhältnis 
von Um für 90 Perſonen berechnet werden. 
Werden für Parkett und erſten Rang gemeinſchaftliche Treppen 
angelegt, ſo ſollen ihre Breiten nach der Summe der Plätze im Parkett 
und erſten Rang und zwar nach den für die Ränge geltenden Ver⸗ 
hältniszahlen ermittelt werden. Nut it a 
§ 15. Wenn Theater zwiſchen nachbarliche Brandmauern eingebaut 
werden, ſo muß außer den vorgeſchriebenen Treppen auf jeder Rang⸗ 
höhe in den offenen Höfen (8 3) je ein eiſerner Laufgang von mindeſtens 
1,25 m lichter Breite angelegt und durch wenigſtens 2 Türen mit den 
um die Ränge herumgeführten Korridoren in Verbindung gebracht 
werden. Von dieſen Laufgängen ſollen eiſere Treppen in gleicher Breite 
in den Hof hinabführen. 5 Ri 
8 16. Alle Ausgänge find als ſolche mit großer Schrift kenntlich 
zu machen und ſtändig dem Publikum zur Benutzung zu überlaſſen. 
Die nächſten Wege zu den Ausgängen find durch Richtungspfeile an 
den Wänden zu bezeichnen. Die Türen und Treppen ſind derart an⸗ 
zuordnen, daß die Mehrzahl der Beſucher ſich von der Bühne abwenden 
muß, um die Ausgänge zu erreichen. a 177 
Treppenpodeſte, Flure und Korridore müſſen von jeder Behinderun 
des Verkehrs frei gehalten werden. Tiſche und Bortbretter dürfen a 
Korridoren nur in Wandniſchen angebracht werden. Sitze für Logen⸗ 
ſchließer müſſen ſelbſttätig aufklappen. 7 
8.17. Alle Türen find nach außen aufſchlagend derart anzuordnen, 
daß die geöffneten Flügel nicht in die Korridore und Treppenräume 
vortreten. Iſt dieſe Forderung nicht zu erfüllen, ſo müſſen die Tür⸗ 
flügel vollſtändig herumſchlagen und an den Wänden durch ſelbſttätige 
Federn feſtgehalten werden. In ſolchen Fällen iſt aber die vor⸗ 
geſchriebene Mindeſtbreite der Korridore ($ 13) um die Türflügelbreite 
zu vergrößern. Die Anbringung von Schiebetüren iſt verboten. Die 
Verſchlüſſe der Türen müſſen ſo eingerichtet ſein, daß ſie durch einen 
einzigen Griff in Höhe von etwa 1,20 m über dem Fußboden von 
innen leicht zu öffnen ſind. f 
„Die Anbringung von Vorhängen an Türen, in Fluren und Kor⸗ 
ridoren bedarf beſonderer Genehmigung. Derartige Vorhänge müſſen 
an verſchiebbaren Ringen aufgehängt werden. 
$ 18. Alle Fenſter müſſen bewegliche, von innen leicht zu öffnende 
Flügel erhalten. Gitter vor den Fenſtern ſind nicht zuläſſig. 
$ 19. Die Garderoben für die Zuſchauer müſſen in beſonderen 
Räumen mit reichlich bemeſſenem freien Platz vor den Ausgabetiſchen 
eingerichtet werden. Wenn für die Garderobenräume Korridorerweite⸗ 
rungen benutzt werden, ſo muß das für den Korridor an ſich vorge⸗ 
ſchriebene Maß (8 13) in ganzer Länge vor den Ausgabetiſchen angemeſſen 
vergrößert werden. 
Bühnenhaus. 
§ 20. Der Schnürboden über dem Bühnenraum muß mindeſtens 
Im höher liegen, als die Decke des Zuſchauerraumes. 
Der Bühnenraum iſt von allen übrigen Teilen des Bühnenhauſes, 


ſowie vom Zuſchauerhauſe durch maſſive Wände, welche mindeſtens 
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50 cm über die Dachfläche geführt werden müſſen, zu trennen. Alle 
Türöffnungen in dieſen Wänden ſind mit feuer⸗ und rauchſicheren, 
nach außen aufſchlagenden Türen zu verſehen, welche ſelbſttätig zu⸗ 
fallend konſtruiert werden müſſen und während einer Vorſtellung nicht 
verſchloſſen werden dürfen. Türverbindungen zwiſchen dem Bühnen⸗ 
hauſe und dem Zuſchauerhauſe, ſowie zwiſchen dem Bühnenraum und 
den übrigen Räumen des Bühnenhauſes ſind nur im Keller und in 
Bühnenhöhe geſtattet. 

Die Bühnenöffnung muß gegen den Zuſchauerraum durch einen 
Schutzvorhang oder durch leicht und ſicher bewegliche Schiebetüren 
feuer- und rauchſicher abgeſchloſſen werden können. Das Material 
ſolcher Schutzvorhänge und Schiebetüren muß unverbrennlich ſein und 
an den ſchwächſten Stellen mindeſtens die Feſtigkeit von Imm ſtarkem 
glatten Eiſenblech beſitzen. Ihre Konſtruktion muß im Ganzen 
einen überdruck von 90 kg auf 1 qm Fläche aushalten können, ohne 
daß bleibende Durchbiegungen eintreten. 

Die Bewegungsvorrichtungen für die Schutzvorhänge und Schiebe⸗ 
türen ſind ſo anzuordnen, daß auf mindeſtens zwei Stellen, deren eine 
auch bei einem Brande auf der Bühne noch ſicher erreichbar ſein muß, 
der Verſchluß der Bühnenöffnung durch einen einzigen Griff bewirkt 
werden kann. 5 

Die Anbringung einer kleinen Tür im Schutzvorhang iſt zuläſſig, 
jedoch muß dieſe ſelbſttätig ſchließend hergeſtellt werden. 

§ 21. Sämtliche Räume des Bühnenhauſes müſſen unmittelbar 
zugänglich an Korridoren von wenigſtens 2 m lichter Breite liegen 
und durch mindeſtens zwei Treppen von je 1,30 m Breite Ausgänge 
ins Freie erhalten. Die Umfaſſungswände der Korridore und Treppen⸗ 
häuſer müſſen maſſiv, ihre Decken und die Treppen ſelbſt aus unver⸗ 
brennlichem Material hergeſtellt werden. 

St der zwiſchen den maſſiven Umfaſſungswänden gemeſſene 
Flächeninhalt einer Bühne (jedoch mit Ausſchluß einer etwaigen Hinter⸗ 
bühne) größer als 300 qm, ſo muß für je 50 qm Bühnenfläche mehr 
die Breite der Korridore um je 10 cm und die Breite der Treppen 
um je 20 cm vergrößert oder die Anzahl der letzteren entſprechend 
vermehrt werden. 

Vom Bühnenraum müſſen mindeſtens auf zwei Seiten Türen von 
wenigſtens 1,5 m Breite auf einen Korridor oder unmittelbar ins 
Freie führen. 8 

§ 22. Für die im Bühnenraum beſchäftigten Arbeiter ſind min⸗ 
deſtens zwei aus unverbrennlichem Material hergeſtellte, mit Geländern 
verſehene Treppen von mindeſtens 90 cm lichter Breite anzulegen, 
welche vom unterſten Bühnenkeller bis auf das Dach zu führen, mit 
Wänden aus unverbrennlichem Material zu umſchließen ſind und in 
der Straßenhöhe mit einem Ausgang ins Freie verbunden ſein müſſen. 
Wendelſtufen ſind bei dieſen Treppen unter der Bedingung zuläſſig, 
daß auch an der Spindel ein Geländer angebracht wird. 

„5 Beleuchtung ſoll für dieſe Treppen nicht gefordert 
werden. 

8 23. Für den inneren Ausbau des Bühnenhauſes find tragende 
Konſtruktionsteile aus unverbrennlichem Material herzuſtellen, im 
10 
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übrigen find tunlichſt unverbrennliche Stoffe zu verwenden. Alles 
Holzwerk iſt, ſoweit es frei liegt, zu hobeln oder auf andere geeignete 
Weiſe gegen ſchnelles Entflammen zu ſichern. 5 

Vorhänge, Kuliſſen, Soffiten, Hinterhänge, Verſatz⸗ und ſonſtige 
Dekorationsſtücke ſind tunlichſt aus unverbrennlichen oder ſchwer ent⸗ 
flammbaren Stoffen herzuſtellen. 

„Die Zugvorrichtungen für die ſzeniſchen Verwandlungen ſind, ſo⸗ 

weit als irgend möglich, aus Drahtſeilen herzuſtellen. 
Es iſt durch geeignete Vorkehrungen zu verhüten, daß Perſonen 
in die Bahn der Gegengewichte und Fahrſtühle treten können. 

§ 24. Treppenpodeſte, Flure und Korridore müſſen von jeder Be⸗ 
hinderung des Verkehrs frei gehalten werden. 
Die ſofortige Alarmierung des geſamten Perſonals bei Entſtehung 
einer Gefahr muß durch Signaleinrichtungen ſicher geſtellt fein. 


Beleuchtung, Heizung und Lüftung. 


$ 25. Die Verwendung von Gas und von Mineralölen zu Be⸗ 
leuchtungszwecken irgend welcher Art iſt in großen Theatern unſtatt⸗ 
haft. Es iſt vielmehr in allen Teilen eines ſolchen Theatergebäudes 
mit Einſchluß der etwa vermieteten, nicht zum Theaterbetriebe ge⸗ 
hörigen Räume elektriſche Beleuchtung herzuſtellen. Hierbei muß die 
Beleuchtung des Bühnenhauſes und des Zuſchauerhauſes ſo eingerichtet 
werden, daß bei Störungen des Betriebes ein völliges Dunkelwerden 
in beiden Räumen nicht eintreten kann. . 

§ 26. In allen Teilen des Zuſchauerhauſes und des Bühnenhauſes, 
beſonders auf den Korridoren, Treppen und Fluren iſt eine Not⸗ 
beleuchtung nach Vorſchrift der Polizeibehörde herzuſtellen. Für dieſen 
Zweck ſind Kerzen oder Ollampen zu verwenden, welche in geeigneter 
Weiſe gegen Erlöſchen durch Zug oder Rauch geſichert und an beſonders 
vorzuſchreibenden Stellen durch rote Farbe kenntlich gemacht werden 
müſſen. Die Notbeleuchtung iſt ſo anzuordnen, daß mit Hilfe derſelben 
die Ausgänge erreicht werden können, ſelbſt wenn die gewöhnliche Be⸗ 
leuchtung vollſtändig erlöſchen ſollte. 

$ 27. Die Erwärmung des Zuſchauerraumes und der Bühne mit 
deren Nebenräumen darf nur durch eine Zentralheizung erfolgen, deren 
Heizkammern nur von außen zugänglich, rings von maſſiven Wänden 
und Decken umſchloſſen, und von den übrigen Räumen des Bühnen⸗ 
kellers vollſtändig getrennt ſein müſſen. 

Kanäle für die Leitung heißer Luft, ſowie Hohlräume zur Unter⸗ 
bringung von Dampf⸗ oder Waſſerheizröhren müſſen durchweg von 
Wänden aus feuerſicherem Material umſchloſſen und ſo angelegt werden, 
daß ſie von Staub gereinigt werden können. Austrittsöffnungen für 
Luft, welche auf mehr als 50° Celſius erwärmt wird, ſowie Metall⸗ 
röhren zur Leitung von Dampf oder heißem Waſſer müſſen von 
re Stoffen mindeſtens 25 cm nach jeder Richtung hin ent⸗ 
ernt ſein. 

Um das Eindringen von Rauch in das Zuſchauerhaus und in das 
Vühnenhaus verhüten zu können, müſſen alle Luftheizungs⸗ und 
Lüftungskanäle mit rauchſicheren Verſchlüſſen verſehen werden. 


In einzelnen von der Bühne abgelegenen Räumen kann die Ver⸗ 
wendung von Kachelöfen unter beſonderer Vorſicht bei Anlage der 
Rauchrohre, der Feuerung und des Aſchenfalles geſtattet werden. 

In den Magazinräumen iſt die Anbringung von Heizvorrichtungen 
gänzlich verboten. f 

§ 28. Bei Kanälen zur Zuführung friſcher und zur Abführung 
verbrauchter Luft iſt beſonderes Augenmerk darauf zu richten, daß ſie 
zu ſchneller Verbreitung eines Feuers nicht beitragen können. 

Im Dache über der Bühne ſind möglichſt nahe dem Dachfirſt Luft⸗ 
abzüge herzuſtellen, deren Verſchluß durch einen einzigen Griff von ge⸗ 
ſicherten Stellen aus geöffnet werden kann. Die Summe der freien 
Durchgangsflächen dieſer Abzüge ſoll mindeſtens 5 Prozent von der 
Grundfläche der Bühne betragen. 

In der Decke des Zuſchauerraumes iſt eine Luftabzugsöffnung an⸗ 
zulegen, deren untere Mündung mindeſtens 1 m höher als die Decke 
des oberſten Ranges liegen, und deren Querſchnitt mindeſtens 3 Prozent 
der Grundfläche des Zuſchauerraumes betragen muß. Der Verſchluß 
dieſes Luftabzuges muß durch einen einzigen Griff von geſicherter 
Stelle aus geöffnet werden können. 

Alle Treppenräume und Korridore müſſen mit genügenden Lüftungs—⸗ 
einrichtungen verſehen ſein. 


Feuerlöſch⸗Einrichtungen. 

$ 29. Das Theatergebäude ift, ſoweit eine öffentliche Waſſerleitung 
vorhanden iſt, an dieſelbe anzuſchließen. In Orten ohne Waſſerleitung 
muß für Bereithaltung eines Waſſervorrats in Behältern unter genü⸗ 
gendem Druck Sorge getragen werden. 

Jedes Theatergebäude muß mit Feuerhähnen und mit einer Regen⸗ 
vorrichtung für die Bühne verſehen ſein. 

Einzelbeſtimmungen über Waſſermengen und Druckhöhen, über An⸗ 
bringung und Anzahl der Feuerhähne, ſowie über die Bereithaltung 
ſonſtiger zweckdienlichen Löſchgerätſchaften im Theatergebäude, über 
Erlaß und Durchführung von Betriebsvorſchriften, welche die ſtete 
Dienſtbereitſchaft aller für das Theatergebäude vorgeſehenen Feuerlöſch⸗ 
Einrichtungen im Augenblick der Gefahr ſicherſtellen, bleiben der Polizei⸗ 
behörde überlaſſen. . 

Die genannten Einrichtungen dürfen nur zu Feuerlöſchzwecken und 
nicht anderweitig benutzt werden. 

Das Theatergebäude muß mit einer entſprechenden Anzahl von 
Meldevorrichtungen verſehen werden, durch welche bei Entſtehung eines 
Brandes die örtliche Feuerlöſchhülfe ſofort herbeigerufen werden kann. 


Betriebs⸗Vorſchriften. 

$ 30. Die Aufbewahrung von Dekorationen, N und der⸗ 
gleichen iſt im Zuſchauerhauſe, ſowie in den mit der Bühne zuſammen⸗ 
hängenden Kellerräumen überhaupt verboten und auf und über der 
Bühne nur inſoweit geſtattet, als dieſelben zum unmittelbaren Gebrauch 
beſtimmt ſind. | 

Ein Werkſtättenbetrieb von Tiſchlern, Malern oder anderen Hand⸗ 
werkern iſt im Zuſchauerhauſe nur im Kellergeſchoß, inſoweit als das⸗ 
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ſelbe nur von außen zugänglich iſt, und im Bühnenhauſe nur in 
ſolchen Räumen ſtatthaft, welche mit der Bühne, mit den Bühnen⸗ 
kellern oder mit den Räumen für das Perſonal keine unmittelbare 
Verbindung haben. Derartige Werkſtätten müſſen gegen die Korridore 
durch rauch- und feuerſichere Türen abgeſchloſſen ſein. aan 

§ 31. Das Rauchen im Theatergebäude iſt verboten, kann jedoch 
für einzelne Reſtaurationsräume, für Wohnungen und vermietete 
Geſchäftsräume geſtattet werden. 

Zu 8 31 iſt nachſtehende Zuſatzverordnung ergangen: 


Polizeiverorduung, betreffend das Rauchen in Theatergebäuden, 
vom 29. Juli 1899, (Amtsbl. S. 361.) 

Auf Grund des 8 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Geſ.⸗S. 265) und der 8s 137, 139 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird unter Zu⸗ 
ſtimmung des Bezirksausſchuſſes für den Umfang des Regierungs⸗ 
bezirks Bromberg hierdurch beſtimmt: 

Der 8 31 der Polizeiverordnung der vormaligen Abteilung des 
Innern vom 25. November 1889, Extrabeilage zu Nr. 48 des Amts⸗ 
blatts erhält folgenden Zuſatz: 

Das Rauchen wird geſtattet in denjenigen Spezialitäten⸗, ſogenannten 
Variété⸗Theatergebäuden, in welchen nur eine Bühne ohne Verſenkung, 
Schnürboden und Schnürgalerie vorhanden iſt, und wenn ſämtliche 
Kuliſſen, Soffiten, Hinterhänge, Verſatzſtücke, ſowie der Vorhang aus 
unverbrennlichen Stoffen — im Gegenſatz zu ſchwer entflammbaren — 
hergeſtellt ſind. 

Bromberg, den 29. Juli 1899. 


Der Regierungspräſident. 
J.⸗Nr. 2137 D / N Ib. 


§ 32. Die Verwendung von unverwahrtem Feuer oder Licht, 
von beweglichen Beleuchtungskörpern und von Feuereffekten im Bühnen⸗ 
raum iſt nur, ſoweit, als es die Vorſtellungen nötig machen, mit be⸗ 
ſonderer Erlaubnis zuläſſig. Eine derartige Erlaubnis kann für be⸗ 
ſtimmte Stücke ein für allemal erteilt werden. 

Im übrigen iſt das Betreten der Theaterräume mit unverwahrtem 
Feuer oder Licht verboten. 

Die Verwendung von Feuerwerk iſt unzuläſſig. 

Für Schüſſe dürfen nur Pfropfen aus ungefährlichem Material, 
zum Beiſpiel Kälberhaar oder Asbeſtwolle verwendet werden. 

$ 33. Die Räume des Theaters, ſowie die Dekorationen find 
ſtaubfrei zu halten und außerdem alljährlich nach vorgängiger Anzeige 
bei der Polizeibehörde mindeſtens einmal gründlich zu reinigen. 

$ 34. Zwiſchen den zur Benutzung eingeſtellten Dekorationen und 
den Umfaſſungsmauern der Bühne muß ein Gang von mindeſtens 1 m 
Breite freigehalten werden, welcher auch bei Bewegung der Dekorationen 
nicht geſperrt werden darf. Der Raum zwiſchen der erſten und zweiten 
der muß für den Dienſt der Feuerlöſchmanuſchaften frei gehalten 

en. 
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8 35. Das Offnen und Schließen des Schutzvorhanges oder der 
Schiebetüren ſoll während der Spielzeit täglich einmal in Gegenwart 
der Feuerwehr probeweiſe vorgenommen, werden. Die Bühnenöffnung 
iſt nach jeder Vorſtellung durch den Schutzvorhang oder die Schiebe- 
türen zu ſchließen und des Nachts geſchloſſen zu halten. 

8 36. Die Notbeleuchtung muß bei jeder Vorſtellung während 
des Zeitraumes von Offnung der Kaſſe bis nach vollſtändiger Leerung 
des Zuſchauerhauſes und des Bühnenhauſes in Wirkſamkeit ſein. 

8 37. Im Kaſſenraum, in der Eintrittshalle und an auffälliger 
Stelle in jedem Korridor des Zuſchauerhauſes und des Bühnenhauſes 
find genügend große und deutliche Grundrißpläne des Theaters aus⸗ 
zuhängen. In dieſen Plänen müſſen die Sitze, die zugelaſſenen Steh⸗ 
plätze, die Treppen, die Ausgänge, die Feuerhähne ſowie die Haupt⸗ 
leitungen für die Beleuchtung nebſt den zugehörigen Abſperrvor⸗ 
richtungen angegeben werden. 

Von dieſen Plänen ſind Abdrücke der Polizeibehörde nach Bedarf 
zur Verfügung zu ſtellen. 5 

$ 38. Für jede Vorſtellung muß eine lediglich der Polizeibehörde 
unterſtellte Feuerwache anweſend ſein, welche ihren Dienſt mindeſtens 
eine Stunde vor Beginn der Vorſtellung anzutreten hat, das Theater⸗ 
gebäude nicht früher als eine halbe Stunde nach Schluß der Vor⸗ 
3 verlaſſen und zu anderen Zwecken nicht verwendet werden 
darf. 

Für die übrige Zeit iſt im Theater, ſo lange Aufführungen ſtatt⸗ 
finden, ſeitens der Theaterverwaltung ein Wächterdienſt unter ſicheren 
Kontrollmaßregeln einzurichten. 

8 39. Die letzte Probe eines Stückes vor deſſen Aufführung iſt 
der Polizeibehörde rechtzeitig behufs Überwachung und Anordnung der 
etwa erforderlichen Sicherheitsmaßregeln anzuzeigen. 


2. Kleine Theater. 


8 40. Auf kleine Theater finden die Beſtimmungen in den 88 3 
bis 39 mit folgenden Abänderungen Anwendung: 

zu § 3. Der Abſtand, der die Haupt⸗Ein⸗ und Ausgänge 
enthaltenden Front des Theatergebäudes von der gegenüber⸗ 
nn. Straßenbegrenzung ſoll in der Regel mindeſtes 15 m 

etragen. 8 

Bei beſonderen örtlichen Verhältniſſen kann im Wege des 
Dispenſes ein geringerer Abſtand zugelaſſen, auch von der 
Forderung, daß das Theater an einer öffentlichen Straße liegen 
muß, Abſtand genommen werden. N 

Zu 8 4. Die Dachſtühle dürfen aus Holz konſtruiert werden. 
Das äußere Deckmaterial muß gegen Übertragung eines Feuers 
von außen her ſicheren Schutz gewähren. 

Die Treppenräume müſſen Decken aus unverbrennlichem 
Material erhalten, im übrigen können die Decken durchweg, auch 
über Fluren und Korridoren, als Balkendecken konſtruiert werden; 
es Sales dabei aber die Unteranfichten mit Mörtel verputzt und 
die Fußböden dicht ſchließend unter Vermeidung von Hohlräumen 
verlegt werden. 


$ 41. Die Beleuchtung durch Gas iſt in kleinen Theatern unter 
folgende Bedingungen zuläſſig: 

„Die Gasleitungen für das Zuſchauerhaus, den Zuſchauerraum und 
die übrigen Teile des Zuſchauerhauſes, ſowie für den Bühnenraum 
und die übrigen Teile des Bühnenhauſes ſind in getrennten Gruppen 
anzulegen und die Abſperrvorrichtungen ſo anzuordnen, daß ſie von 
Unbefugten nicht erreicht werden können. Die Verwendung von Blei⸗ 
röhren iſt unzuläſſig. Die Leitungen ſind derartig zu verlegen, daß 
ſie gegen jede zufällige Beſchädigung geſchützt, aber für Unterſuchung 
und Ausbeſſerung leicht zugänglich ſind. Überall, auch in den An⸗ 
kleideräumen für das Perſonal, ſind nur unbewegliche Gasarme zuläſſig. 

Die Entfernung zwiſchen Gasflammen und brennbaren Stoffen 
muß in ſenkrechter Richtung nach oben gemeſſen mindeſtens 1 m und 
in ſeitlicher Richtung mindeſtens 60 cm betragen. Falls dieſe Ent⸗ 
fernungen nicht innegehalten werden können, müſſen Schutzbleche an⸗ 
gebracht werden; diejelben dürfen jedoch niemals auf verbrennlicher 
Unterlage befeſtigt werden. . 

Deckenkronleuchter müſſen doppelte Befeſtigung erhalten. 

Die im Zuſchauerraum, ſowie auf Gängen und Treppen befind⸗ 
lichen Beleuchtungskörper müſſen mit ihrer Unterkante mindeſtens 2 m 
über dem Fußboden liegen. g 

Die Gasflammen auf Gängen, in Treppenhäuſern und in Aborten 
dürfen nur Hähne mit loſem Schlüſſel erhalten. 

Die Gasflammen im Zuſchauerhauſe ſiud mit Glocken oder Schalen 
zu verſehen. Ausgenommen von dieſer Vorſchrift ſind nur die Flammen 
an Deckenkronleuchtern. 

Alle zur Beleuchtung des Bühnenhauſes dienenden Gasflammen 
find mit Drahtkörben oder ähnlichen Schutzvorkehrungen zu verſehen. 

Die Soffittenrampen müſſen außer einem Drahtnetz doppelte 
Schutzbleche mit Luftzwiſchenraum erhalten und zum Herablaſſen ein⸗ 
gerichtet werden, ſo daß ſie vom Bühnenfußboden aus angezündet 
werden können. 

Zum Anzünden von Gasflammen dürfen nur elektriſche Zünder 
verwendet werden. 0 

Die Verwendung gewöhnlicher Gummiſchläuche zur Zuleitung von 
Gas, auch für kurze Entfernungen, iſt verboten; es dürfen nur un⸗ 
durchläſſige auf die Rohre mit Gewinden aufzuſchraubende Spiral⸗ 
ſchläuche gebraucht werden. 

Die Gasmeſſer müſſen in einem von maſſiven Wänden und un⸗ 
verbrennlichen Decken umſchloſſenen Raume, welcher unmittelbar von 
außen Luft und Licht erhält, aufgeſtellt werden. 

Die Verwendung von Gas zu ſzeniſchen Zwecken bedarf beſonderer 
Genehmigung. 

Die Gasleitungen ſind mindeſtens vierteljährlich einmal ſorgfältig 
auf ihre Dichtigkeit, ſowie auf die ordnungsmäßige Beſchaffenheit der 
Brenner zu unkerſuchen. Insbeſondere iſt darauf zu achten, daß bei 
Verminderung des Gaszuſtromes und Druckes behufs Verdunkelung 
einzelne Brenner nicht verſagen. 

8 42. Wenn Gasbeleuchtung eingerichtet wird, treten in bezug 
auf die Beſtimmungen in den 88 9—14 folgende Erſchwerungen ein: 
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Zu 8 9. Über dem Parkett dürfen nicht mehr als zwei 
Ränge angelegt werden. Bas 

Zu $ 10. Die Zahl der Sitze in ununterbrochener Reihe 
neben einem Seiten⸗ oder Zwiſchengang darf im Parkett 12, auf 
den Rängen 10 nicht überſteigen. 

Zu $ 11. Die Breite der Gänge im Zuſchauerraum, ſowie 
die Anzahl und Breite der auf die Korridore führenden Türen 
muß nach dem Verhältnis von 1 m für 60 Perſonen bemeſſen 
werden. 

Zu $ 13. Die Breite der Korridore muß mindeſtens 3 m 
betragen, im übrigen jedoch nach dem Verhältnis von 1 m für 
70 Perſonen bemeſſen werden. 

Zu 8 14. Es müſſen vorhanden jein: 

für das Parkett einſchließlich ſeiner Logen: 
bis zu 270 Perſonen 2 Treppen zu je 1,50 m. Bei 
mehr als 270 Perſonen iſt die Breite nach dem Ver⸗ 
hältnis von 1 m für 90 Perſonen zu berechnen; 

für die Ränge: ; 
bis zu 240 Perſonen 2 Treppen zu je 1,50 m. Bei 
mehr als 240 Perſonen iſt die Breite nach dem Ver⸗ 
hältnis von 1 m für 80 Perſonen zu berechnen. 


3. Zeitweilige Baulichkeiten. 

8 43. Auf zeitweilige für Theatervorſtellungen beſtimmte Bau⸗ 
lichkeiten ſollen die im vorſtehenden für kleine Theater in bezug auf 
eine ſchnelle und gefahrloſe Entleerung abzielenden Vorſchriften ſinn⸗ 
gemäße Anwendung finden. 

Im übrigen bleiben die Forderungen in bezug auf Bauart, innere 
Einrichtung und Betrieb ſolcher zeitweiligen Baulichkeiten je nach ört⸗ 
lichen Verhältniffen und je nach dem Umfang des Betriebes dem Er⸗ 
meſſen der Polizeibehörde überlaſſen. 


B. Zirkusanlagen. 

$ 44. Zirkusgebäude dürfen der Regel nach nur auf freien Plätzen 
unter Beobachtung eines Abſtandes von mindeſtens 15 m von jeder 
Nachbargrenze errichtet werden. 

Ausnahmsweiſe darf ein Zirkus auf einem Eckgrundſtück auf⸗ 
geführt oder zwiſchen nachbarliche Brandmauern eingebaut werden unter 
der Bedingung, daß auf zwei Seiten getrennte, in ihrer Geſamtbreite 
nach dem Verhältnis von 1 m für 150 Perſonen bemeſſene Ver⸗ 
bindungen mit zwei öffentlichen durchgehenden Straßen für die Zirkus⸗ 
beſucher vorgeſehen werden und außerdem eine beſondere wenigſtens 
4 m im lichten breite Zufahrt zu den Stallungen angelegt wird. 

8 45. Für die Herſtellung der äußeren und inneren Wände iſt 
außer Maſſivbau und Konſtruktionen aus unverbrennlichem Material 
auch ausgemauertes Fachwerk zuläſſig. 

Balkendecken müſſen mit Mörtel verputzt werden. 

Zur Herſtellung der Decke oder des Daches über dem Zuſchauer⸗ 
raum find hölzerne Unterſtützungen zuläffig. 

Die Dachkonſtruktionen dürfen ſichtbar bleiben. 


Das äußere Deckmaterial der Dächer muß gegen Übertragung 
eines Feuers von außen her ſicheren Schutz gewähren. 

Freiliegendes Holzwerk an Stützen, Decken und Dächern muß in 
den Anſichtsflächen gehobelt werden. 

. Der Unterbau zur Unterſtützung der Sitzreihen des Zuſchauerraumes 
iſt aus unverbrennlichem Material herzuſtellen. 

46. Stallungen und Tierkäfige, ſowie Räume für das Perjonal 
und für die Aufbewahrung von Dekorationen, Requiſiten und Futter⸗ 
beſtände müſſen vom Zuſchauerraum durch unverbrennliche Wände und 
Decken getrennt werden. Die Türen in dieſen Wänden ſind feuer⸗ 
und rauchſicher herzuſtellen. 

$ 47. Die Räume unter den Sitzreihen des Zuſchauerraumes dürfen 
als Garderoben für das Perfonal, I zur Aufbewahrung von De⸗ 
korationen, Requiſiten und Futterbeſtänden nur dann benutzt werden, 
wenn ſie von maſſiven Wänden und Decken umſchloſſen ſind und mit 
feuer- und rauchſicheren Türen verſehen werden. 

$ 48. Für die Anlage von Treppen gelten die in 8 5 gegebenen 
Beſtimmungen mit der Abänderung, daß bei Treppen innerhalb des 
Zuſchauerraumes Geländer nicht gefordert werden. 

8 49. Auf jedem Zirkusgebäude find Blitzableiter anzubringen. 

5 50. Vermietbare Räume und Wohnungen dürfen in einem Zirkus⸗ 
gebäude nur im Keller⸗ oder im Erdgeſchoß und nur unter der Be⸗ 
dingung eingerichtet werden, daß ſie durch maſſive Wände ohne 
Offnungen und unverbrennliche Decken von den zum Zirtusbetrieb ge⸗ 
hörigen Räumlichkeiten abgeſchloſſen und nur von außen zugänglich 
gemacht werden. 

8 51. Die im Zuſchauerraum zuläſſige höchſte Perſonenzahl iſt von 
der Polizeibehörde nach folgenden Beſtimmungen feſtzuſtellen: 

Die Sitze müſſen mindeſtens 50 cm breit ſein und die Abſtände 
der Sitzreihen wenigſtens 80 em betragen, ſofern nicht mehr als 14 Plätze 
in ununterbrochener Reihe neben einem Seiten⸗ oder Zwiſchengang an⸗ 
geordnet werden. Wird die Zahl 14 überſchritten, ſo muß der Abſtand 
der Sitzreihen auf 1 m vergrößert werden. Hierbei dürfen indeſſen 
höchſtens 25 Sitze in ununterbrochener Reihe neben einem Seiten- oder 
Zwiſchengang angenommen werden. 

Auf allen Bänken müſſen die einzelnen Plätze durch Leiſten ab⸗ 
gegrenzt werden. 

Für Stehplätze dürfen höchſtens 3 Perſonen auf 1 qm Grundfläche 
gerechnet werden. 

5 52. Die Anzahl und Breite der Gänge, Treppen und Türen im 
Zuschauerraum iſt nach dem Verhältnis von 1 m für 120 Perſonen 
zu bemeſſen, wobei die geringſte Breite eines Ganges, einer Treppe 
oder einer Tür nicht unter 90 em ſein darf. 

8 53. Korridore und Flure müſſen mindeſtens 2 nı breit ſein, im 
übrigen iſt ihre Breite, ſowie die Breite der außerhalb des Zuſchauerraumes 
belegenen Treppen und der Ausgänge nach dem Verhältnis von Im 
für 120 Perſonen bei einer Anzahl bis zu 900 Perſonen, von 1 m für 
135 Perſonen bei einer Anzahl von 900 bis 1500 Perſonen, von 1 m 


für 150 Perſonen bei einer Anzahl von mehr als 1500 Perſonen zu 
bemeſſen. 


§ 54. In bezug auf die Bezeichnung der en ET das Auf: 
ichlagen der Türen und die Einrichtung der Türverſchlüſſe finden die 
Beſtimmungen der $$ 16 und 17 Anwendung. 

§ 55. Für die Beleuchtung eines Zirkusgebäudes iſt außer elek⸗ 
triſchem auch Gaslicht, ſowie die Verwendung von Pflanzenölen und 
Kerzen zuläſſig. 

Die Verwendung von Mineralölen iſt verboten. 

Wird Gasbeleuchtung gewählt, ſo ſollen dabei die im § 41 ge⸗ 
gebenen Vorſchriften entſprechend befolgt werden und insbeſondere die 
dort für das Bühnenhaus angeordneten Vorſichtsmaßregeln bei Zirkus⸗ 
gebäuden auf die Stallungen, ſowie auf die Räume für das Perſonal 
ap für die Aufbewahrung von Dekorationen und Requiſiten Anwendung 
finden. 

56. Eine ausreichende Notbeleuchtung mittelſt Kerzen⸗ oder Ol⸗ 
lampen iſt nach näherer Anweiſung der Polizeibehörde einzurichten. 

$ 57. In bezug auf Heizung, Waſſerverſorgung und Feuerlöſch⸗ 
Einrichtungen finden die für Theater gegebenen Vorſchriften ſinngemäße 
Anwendung. r 

8 58. An Stroh, Heu und ſonſtigen Futterſtoffen darf in einem 
Zirkus nur der für drei Tage erforderliche Vorrat gelagert werden. 
In bezug auf das Rauchen im Gebäude, das Umgehen mit unver⸗ 
wahrtem Feuer oder Licht, die Verwendung von Feuerwerk, die Unter⸗ 
haltung der Notbeleuchtung, die Aushängung von Grundrißplänen, die 
Einrichtung eines beſonderen Feuerwehr⸗ und Wächterdienſtes, ſowie 
auf die polizeiliche Überwachung der Vorſtellungen ſollen die für Theater 
in den §s 31, 32, 36, 37, 38 und 39 gegebenen Beſtimmungen ſinn⸗ 
gemäße Anwendung finden. 

§ 59. Die Anlage eines zeitweilig aufzuſtellenden Zirkus darf nur 
auf einem freien Platze unter Beobachtung eines Abſtandes von wenigſtens 
15 m von jeder Nachbargrenze geſtattet werden. 

Stallungen müſſen vom Zuſchauerraum getrennt derart angelegt 
werden, daß die Aus⸗ und Eingänge für das Publikum möglichſt ent⸗ 
fernt von den Haupttüren der Stallungen liegen. a 

Für die zuläſſige Anzahl von Sitz- und Stehplätzen für die An⸗ 
ordnung der Gänge und Türen im Zuſchauerraum, für die Breite der 
Korridore, Treppen, Flure und Ausgänge ſind die Beſtimmungen der 
88 51, 52, 53 und 54 maßgebend. 

Im übrigen ſoll die Polizeibehörde je nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen und nach dem Umfang des Betriebes entſcheiden, wie weit 
ſonſt die für Zirkusgebäude erlaſſenen Vorſchriften in bezug auf 
Bauart, innere Einrichtung und Betrieb auch bei Anlage eines zeit⸗ 
weilig aufzuſtellenden Zirkus und für den Fall, daß ein Zirkus vorüber⸗ 
gehend in einem ſonſt zu anderen Zwecken benutzten Gebäude ein⸗ 
gerichtet wird, zu befolgen ſind. 


C. Sffentliche Verſammlungsräume. 
$ 60. Als öffentliche Verſammlungsräume im Sinne dieſer Ver⸗ 
ordnung gelten alle baulichen Anlagen, welche zur gleichzeitigen Auf⸗ 
nahme einer größeren Anzahl von Perſonen zu öffentlichen Luſtbarkeiten, 
öffentlichen Verſammlungen oder zu ähnlichen Zwecken dienen ſollen. 


Baulichkeiten, welche ausſchließlich für Gottesdienſt oder Unterrichts⸗ 

zwecke beſtimmt ſind, werden von dieſer Verordnung nicht betroffen. 
„8.61. Wird für öffentliche Verſammlungsräume ein ſelbſtändiges 
Gebäude hergeſtellt, ſo muß der Abſtand der die Haupt⸗Ein⸗ und Aus⸗ 
gänge enthaltenden Front von der gegenüberliegenden Straßenbegrenzung 
mindeſtens 10 m betragen. Aa 

Das Gebäude darf gegen die Nachbargrenzen nur an denjenigen 
Teilen der Umfaſſungswände Tür- oder Fenſteröffnungen erhalten, 
welche von der Nachbargrenze oder von anderen Bauten auf demſelben 
Grundſtück mindeſtens 6 m entfernt bleiben. N 

§ 62. Für Verſammlungsräume, welche Teile eines im übrigen 
für anderweite Zwecke beſtimmten Gebäudes bilden, kann die Anlage 
beſonderer Flure oder Durchfahrten vorgeſchrieben werden, welche mit 
der Straße in Verbindung ſtehen und von anderen Teilen desſelben 
Gebäudes durch maſſive Wände getrennt werden müſſen. 

$ 63. Verſammlungsräume, welche mehr als 2000 Perſonen auf- 
zunehmen vermögen, müſſen nach verſchiedenen Straßenzügen hin Aus⸗ 
gänge erhalten. Von dieſer Forderung kann jedoch Abſtand genommen 
werden, wenn zwiſchen den Hauptausgängen aus den Verſammlungs⸗ 
räumen und einer öffentlichen Straße Vorplätze, Gärten oder Höfe 
von ſolchen Abmeſſungen liegen, daß ſie die geſamte Perſonenzahl bei 
Annahme von 4 Perſonen auf 1 qm Grundfläche aufzunehmen ver⸗ 
mögen. 

§ 64. Die Umfaſſungswände und die inneren Wände, ſoweit ſie 
Durchfahrten, Flure, Treppen und Verſammlungsſäle umſchließen, 
find in der Regel maſſiv oder unverbrennlich herzuſtellen. Hölzerne 
6 ſind zuläſſig, falls die Gefache ausgemauert 
werden. E 

Das äußere Deckmaterial der Dächer muß gegen Übertragung 
eines Feuers von außen her ſicheren Schutz gewähren. 

Die vorgeſchriebenen Treppen ($ 71) müſſen in beſonderen Treppen⸗ 
ne liegen und letztere Decken aus unverbrennlichem Material 
erhalten. 

Etwaige die Decken der Säle durchbrechende Lüftungsöffnungen 
oder Oberlichter müſſen mit unverbrennlichen über die Dachfläche 
hinausgeführten Einfaſſungen verſehen werden. Unterhalb der äußeren 
Oberlichter ſind Drahtnetze anzubringen. 

§ 65. Die Einrichtung von Lagerräumen für feuergefährliche 
Stoffe, von Fabriken oder Werkſtätten für feuergefährliche Betriebe 
über oder unter Verſammlungsräumen iſt verboten. Auch dürfen der⸗ 
artige Räume nicht mit den für die Verſammlungsräume dienenden 
Korridoren, Treppen, Fluren oder Durchfahrten in Verbindung ſtehen. 

$ 66. Der Fußboden eines Verſammlungsraumes darf nicht 
höher als 12 m über der Straße liegen. 

f fig einem Saalparkett ſind höchſtens zwei Galerien übereinander 
zuläſſig. 

867. Wird in einem Verſammlungsraum die dauernde Ein⸗ 
richtung von Sitzen beabſichtigt, ſo muß die Breite eines Sitzes min⸗ 
ce 50 cm und der Abſtand der Sitzreihen wenigſtens 90 cm 
etragen. 
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Bei Anordnung von Klappſitzen und bei befeſtigten Bänken kann 
der Abſtand der Reihen auf 80 cm ermäßigt werden. a 

Die Zahl der Sitze in ununterbrochener Reihe neben einem Seiten⸗ 
oder Zwiſchengang darf im Saalparkett 14, auf Galerien 12 nicht 
überſteigen. 5 

Für Stehplätze dürfen höchſtens 3 Perſonen auf 1 qm Grund⸗ 
fläche gerechnet werden. 8 

Die Breite der Gänge innerhalb des Saalparketts und auf 
Galerien muß mindeſtens 90 cm betragen und iſt im übrigen 
nach dem Verhältnis von 1 m für 120 Perſonen zu bemeſſen. 

Die nach vorſtehenden Beſtimmungen zuläſſige höchſte Beſucherzahl 
iſt durch die Polizeibehörde feſtzuſtellen. 

$ 68. Für Verſammlungsräume ohne feſte Sitzreihen ſoll die 
Perſonenzahl, nach welcher die Breite der Türen, Korridore, Treppen, 
Flure und Ausgänge zu beſtimmen iſt, ſo ermittelt werden, daß in 
der Regel auf 1 qm Grundfläche des Saalparketts 2 Perſonen und 
auf 1 qm Grundfläche der Galerien 3 Perſonen gerechnet werden. 
In einzelnen Fällen können jedoch ausnahmsweiſe mit Rückſicht auf 
die Lage und Benutzungsart der Verſammlungsräume auf je 10 qm 
Grundfläche für das Saalparkett 15, für die Galerien 20 Perſonen 
gerechnet werden. 

Wenn mehrere Verſammlungsräume in einem Geſchoß oder in 
verſchiedenen Stockwerken gemeinſchaftliche Korridore, Treppen, Flure 
oder Ausgänge haben, ſo ſollen die erforderlichen Breiten derſelben 
der Regel nach in der Weiſe ermittelt werden, daß die Perſonenzahl 
des größten Raumes ganz und die Perſonenzahl der übrigen Räume 
zur Hälfte der Berechnung zu Grunde gelegt wird. Es kann jedoch 
in einzelnen Fällen ausnahmsweiſe mit Rückſicht auf die Benutzungs⸗ 
art der Verſammlungsräume eine geringere Geſamtziffer für die Be⸗ 
rechnung zugelaſſen werden. 

8 69. Die Anzahl und Breite der Türen iſt nach dem Verhältnis von 
Um für 120 Perſonen bei einer Anzahl bis zu 600 Perſonen, Im 
für 135 Perſonen bei einer Anzahl von 600 bis 900 Perſonen, 1 m 
hei 150 Perſonen bei einer Anzahl über 900 Perſonen zu be⸗ 

timmen. 

Wenn die zuläſſige Zahl der Beſucher mehr als 600 Perſonen be⸗ 
trägt, muß der Verſammlungsraum auf mindeſtens 2 Wandſeiten 
Türen erhalten. . 

Ausgangstüren müſſen nach außen aufſchlagend derart angeordnet 
werden, daß die geöffneten Flügel nicht in die Korridore und Treppen⸗ 
räume vortreten. Iſt dieſe Forderung nicht zu erfüllen, ſo müſſen die 
Türflügel vollſtändig herumſchlagen und an den Wänden durch ſelbſt⸗ 
tätige Federn feſtgehalten werden. In ſolchen Fällen if aber die vor⸗ 
geſchriebene Mindeſtbreite der Korridore (8 70) um die Türflügelbreite 
zu vergrößern. Die Türverſchlüſſe müſſen ſo eingerichtet ſein, daß ſie 
durch einen einzigen Griff in Höhe von etwa 1,20 Meter über dem 
Fußboden von innen leicht zu öffnen find. f 

Die Ausgangstüren find als jolche mit großer Schrift kenntlich 
zu machen und dürfen während der Benutzung eines Verſammlungs⸗ 
raumes nicht verſchloſſen werden. 
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§ 70. Die für die Entleerung eines Verſammlungsraumes in Be⸗ 
tracht kommenden Korridore und Flure müſſen mindeſtens 2 m breit 
ſein. Im übrigen gelten für ihre Breiten, ſowie auch für die Breiten 
der Ausgänge die im $ 69 für die Türen angegebenen Verhältniszahlen. 

Flure oder Durchfahrten, welche zu Verſammlungsräumen Immer 
müſſen mindeſtens 3 m breit ſein und im übrigen nach dem Verhältnis 
von 1 m für 200 Perſonen bemeſſen werden. h } 

Wenn die Ausgänge aus Verſammlungsräumen in einem Seiten⸗ 
oder Hintergebäude auf einen Hof von ſolchen Abmeſſungen führen, daß 
er die geſamte Perſonenzahl bei Annahme von 4 Perſonen auf 1 qm 
Grundfläche aufzunehmen vermag, ſo kann die Breite der Flure oder 
Durchfahrten, welche dieſen Hof mit der Straße verbinden, ausnahms⸗ 
weiſe dem vorgeſchriebenen Verhältnis von Um für 200 Perſonen gegen⸗ 
über unter der Bedingung ermäßigt werden, daß der Hof in ſeiner 
ganzen Fläche lediglich für den Perſonenverkehr freigehalten wird. 
Als äußerſt zuläſſige Grenze ſoll dabei jedoch das Verhaltnis von Im 
für 300 Perſonen gelten. 

$ 71. Für Verſammlungsräume, welche nicht mehr als 300 Per⸗ 
ſonen im ganzen faſſen, ſoll eine Treppe ausreichend ſein, welche aus 
unverbrennlichem Material hergeſtellt werden, mindeſtens 1,5 Meter 
breit ſein und im übrigen nach dem Verhältniſſe von 1 m für 
120 Perſonen bemeſſen werden muß. a 

Für mehr als 300 Perſonen . mindeſtens zwei Treppen an⸗ 
gelegt werden. Die geſamte Treppenbreite iſt dann bis zur Anzahl 
von 900 Perſonen nach dem Verhältnis von Im für 150 und bei 
mehr als 900 Perſonen nach dem Verhältnis von 1 m für 200 Per⸗ 
ſonen zu beſtimmen. 

Galerietreppen dürfen niemals unmittelbar in den Saal aus⸗ 
münden. Es ſind vielmehr für ſolche Treppen ſtets beſondere Flure 
oder Vorräume anzulegen und deren Ausgänge nach Lage und Ent⸗ 
fernung von einander derart anzuordnen, daß bei gleichzeitiger Ent⸗ 
leerung von Saal und Galerien Gegenſtrömungen nicht entſtehen können. 

Bei Galerien von höchſtens 30 qm Grundfläche kann die Breite 
der Treppe bis auf 1 m ermäßigt werden. 

Die Räume, in welchen die vorgeſchriebenen Treppen liegen, dürfen 
mit Kellerräumen nicht in unmittelbarer Verbindung ſtehen. 

Im übrigen gelten für die Anlage der Treppen im einzelnen die 
Beſtimmungen des 8 5. 

$ 72. Für den Fall, daß ein Verſammlungsraum vorübergehend 
mit Bänken, Stühlen oder Tiſchen beſetzt werden ei find die im 8 67 
für feſte Sitzreihen vorgeſchriebenen Gänge freizuhalten und feſt abzu⸗ 
grenzen. Reihenweiſe geſtellte Stühle oder Bänke ſind mit Innehaltung 
eines Abſtandes von mindeſtens 90 cm derart mit einander zu ver⸗ 
binden, daß ſie einzeln nicht verſchoben werden können. 

8 73. Verſammlungsräume, welche eine ſtändige mit verbrenn⸗ 
lichen Kuliſſen, Soffiten, Hinterhängen oder Verſatzſtücken ausgeſtattete 
Bühne erhalten, — gleichviel, ob die auf derſelben veranſtalteten Vor⸗ 
ſtellungen dem Publikum allgemein zugänglich ſind, oder nicht — ſollen, 
ſowohl wenn fie für ſich ein ſelbſtändiges Gebäude, als auch, wenn 
ſie nur einen Teil eines im übrigen anderweit benutzten Bauwerkes 


bilden, nicht nach den in dieſem Abſchnitt, ſondern nach den für kleine 
Theater gegebenen Vorſchriften behandelt werden. 

Es kann jedoch dabei, falls die Bühne elektriſch beleuchtet und mit 
einer Regenvorrichtung verſehen wird, von der Forderung, daß der 
Zuſchauerraum rings von einem Korridor umgeben ſein muß, abgeſehen 
werden. 

Die höchſte in einem derartigen mit ſtändiger Bühne ausgeſtatteten 
Verſammlungsraum, und zwar im Saalparkett und auf den Galerien 
im ganzen zuläſſige Perſonenzahl darf 800 nicht überſchreiten. 

8 74. Solche Verſammlungsräume dagegen, welche nur ein mit 
unverbrennlichen Kuliſſen, Soffiten, Hinterhängen oder Verſatzſtücken, 
ſowie mit einem Vorhang aus ſchwer entflammbarem Stoff ausge⸗ 
ſtattetes Podium ohne Berjentung, Schnürboden und Schnürgalerien 
erhalten, ſollen nach den in dieſem Abschnitt gegebenen Vorſchriften, 
jedoch mit der Maßgabe behandelt werden, daß die Lage und Breite 
der Gänge und Türen im Zuſchauerraum nach dem Verhältnis von 
Im für 90 Perſonen und die Breite von Korridoren, Treppen, Fluren 
und Ausgängen nach dem Verhältnis von 1 m für 120 Perſonen feſt⸗ 
geſtellt werden. 

ö 75. Zur Beleuchtung von Verſammlungsräumen iſt außer elek⸗ 
lc und Gaslicht die Verwendung von Pflanzenölen und Kerzen 
uläſſig. 

: Die Verwendung von Mineralölen iſt nur mit beſonderer Er⸗ 
laubnis geſtattet. 

Wird Gasbeleuchtung gewählt, ſo müſſen dabei die im $ 41 ge⸗ 
gebenen Vorſchriften ſinngemäß beobachtet werden. 

Eine ausreichende Notbeleuchtung iſt nach näherer Angabe der 
Polizeibehörde einzurichten. 

76. Bei Anlage von Zentralheizungen ſind die im $ 27 ge⸗ 
gebenen Vorſchriften zu befolgen. 

8 77. Beſtimmungen in bezug auf Waſſerverſorgung, Feuerlöſch⸗ 
einrichtungen und Stellung einer Feuerwache, ſowie auf die Aus⸗ 
— von Grundrißplänen bleiben dem Ermeſſen der Polizeibehörde 
überlaſſen. 

§ 78. Bei Baulichkeiten, welche nur für vorübergehende Benutzung 
errichtet werden, finden von vorſtehenden Beſtimmungen die auf eine 
ſchnelle und gefahrloſe Entleerung, ſowie auf die Einrichtung und 
Unterhaltung einer Notbeleuchtung abzielenden Vorſchriften Anwendung, 
während die Feſtſetzung der ſonſtigen baulichen und Betriebsforderungen 
in jedem einzelnen Falle dem Ermeſſen der Polizeibehörde anheim ge⸗ 
geben bleibt. 

Die SS 79 bis 82 und 8 85 Abſ. 2 find aufgehoben und erſetzt 
durch die nachſtehende Polizeiverordnung vom 15. April 1891. 


Polizeiverordnung für den Regierungsbezirk Bromberg, betreffend 

die bauliche Anlage und die innere Einrichtung von Theatern, 

Zirtusgebäuden und öffentlichen Verſammlungsräumen, vom 
15. April 1391. (Amtsbl. S. 126.) 


Auf Grund der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) und der 88 137, 139 
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— 


des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883/19. Mai 1889 (Geſ.⸗S. pro 1883 S. 195 und pro 1889 S. 108) 
wird unter Aufhebung der SS 79 bis 82 des Abſchnitts II und des 
$ 85 Abſatz 2 des Abſchnitts III der Polizeiverordnung vom 25. No- 
vember 1889 Nr. 3929 D H Ib, betreffend die bauliche Anlage und 
die innere Einrichtung von Theatern, Zirkusgebäuden und öffentlichen 
Verſammlungsräumen (Extrabeilage zu Nr. 48 des Amtsblatts) für 
den Umfang des ganzen Regierungsbezirks nach Zuſtimmung des Be- 
zirksausſchuſſes nachſtehendes verordnet. 


II. Vorſchriften für beſtehende Anlagen. 


A. Theater. 
§ 79. Für beſtehende Theater gelten folgende Mindeſtforderungen: 


. Die Trennungs wand zwiſchen Zuſchauerhaus und Bühnenhaus 


muß in Stein oder in einem anderen feuerſicheren Material her⸗ 
geſtellt ſein. Die Bühnenöffnung muß durch einen Schutzvorhang 
oder durch ſicher und leicht bewegliche Schiebetore, entſprechend 
den im § 20, Abſatz 3 bis 5, gegebenen Vorſchriften, feuer- und 
rauchſicher abgeſchloſſen werden können; von der Forderung des 
§ 20, Abſatz 4, kann ausnahmsweiſe abgeſehen werden. 


Im Bühnen- und Zuſchauerhauſe müſſen hölzerne Fachwerks⸗ 


und Bretterwände — mit Ausnahme von Trennungswänden inner⸗ 
halb des Zuſchauerraumes, ſowie von Trennungswänden zwiſchen 
Zuſchauerraum und Korridoren oder anderen Vorräumen — auf 
beiden Seiten, dagegen Balkendecken und hölzerne Treppen an 
den Unteranſichten mit Mörtel verputzt ſein. 

Ausnahmsweiſe kann bei dekorierten Balkendecken von einer 
Verputzung der Unteranſichten abgeſehen werden, wenn oberhalb 
der Decken ein feuerſicherer Belag hergeſtellt iſt. 

Die Verputzung der Unteranſichten hölzerner Treppen iſt 
entbehrlich, wenn der Raum darunter durch ſeuerſichere, weder 
mit Türen noch ſonſtigen Offnungen verſehene Verſchläge ab⸗ 
geſchloſſen iſt. Im übrigen ſind Verſchläge unter hölzernen 
Treppen unzuläſſig. 


„Treppenräume und Korridore müſſen mit genügenden Vor⸗ 


kehrungen zum Abzuge des Rauches verſehen ſein. 


Alle Treppen müſſen Geländer oder Handläufer haben, welche 


auf beiden Seiten an den Treppen entlang führen und an den 
Enden jedes Laufes mit einer den Verkehr nicht hindernden 
Krümmung abſchließen. 


. Über der Bühne und über dem Zuſchauerraum müſſen leicht und 


ſicher zu handhabende Rauchabzüge vorhanden ſein. 


. Rauchabzüge und Oberlichter müſſen zwiſchen Decken und Dächern 


feuerſichere Wandungen haben. Unterhalb der äußeren Ober- 
lichter müſſen Drahtnetze vorhanden ſein. 


Alle Ausgänge müſſen als ſolche kenntlich gemacht ſein und ſtets 


für die ungehinderte Benutzung bereit gehalten werden. 8 
Die nächſten Wege zu den Ausgängen ins Freie müſſen 
durch Richtungspfeile an den Wänden bezeichnet ſein. 


10. 


31; 


Alle Türen müſſen nach außen aufſchlagend derart angeordnet 
ſein, daß durch die geöffneten Flügel der Verkehr in den Korri⸗ 
doren und Treppenräumen nicht behindert wird. Die Türen im 
Parkett wie in den Rängen dürfen ſich nicht gegen die Richtung 
der das Theater von dort verlaſſenden Menſchenſtröme öffnen, 
müſſen ſoweit als tunlich herumſchlagen und an den Wänden 
durch ſelbſttätig wirkende Federn feſtgehalten werden. 

Die Beibehaltung von Türen, welche den vorſtehenden An⸗ 
forderungen nicht entſprechen, iſt ausnahmsweiſe zuläſſig, ſofern 
fie nur von wenigen Perjonen benutzt werden oder durch ihre 
Abänderung eine Verbeſſerung des beſtehenden Zuſtandes nicht 
zu erreichen iſt. ak 

Die Verſchlüſſe der Türen müſſen jo eingerichtet jein, daß 
ſie durch einen, in Höhe von etwa 1,20 m über dem Fuß⸗ 
boden angebrachten Griff von innen leicht zu öffnen ſind. Bei 
zweiflügligen Türen kann ausnahmsweiſe zugelaſſen werden, daß 
jeder Flügel beſonders in dieſer Weiſe zu öffnen iſt. Kanten⸗ 
und Schubriegel find ausgeſchloſſen. 


„Als die geringſte zuläſſige Breite eines Sitzes ſoll das Maß von 


45 cm und als der kleinſte zuläffige Abſtand der Sitzreihen das 
Maß von 80 cm, bei ſelbſttätig aufſchlagenden Klappſitzen das 
Maß von 70 cm gelten. 

Die Zahl der Sitze in ununterbrochener Reihe neben einem 
Seiten⸗ oder Zwiſchengange darf im Parkett und erſten Range 
15, in den übrigen Rängen 12 nicht überſteigen. g 

Bei ſonſt günſtigen Entleerungsverhältniſſen ſind Aus⸗ 
nahmen zuläſſig, wenn vorſtehende Forderungen nur mit weit⸗ 
gehenden Anderungen erfüllt werden können. Insbeſondere kann 
in den Rängen, falls hier eine Verbeſſerung der Entleerungs⸗ 
verhältniſſe durch Anlage von Zwiſchengängen nicht zu erreichen 
iſt — je nachdem der Abſtand der Sitzreihen das Maß von 
80 cm, bei Klappſitzen von 70 cm überſteigt — eine ver⸗ 
hältnismäßig größere Anzahl, jedoch höchſtens von 20 Sitzen 
in iger Reihe neben einem Gange zugelafjen 
werden. 

Für Stehplätze dürfen höchſtens 3 Perſonen auf 1 qm 
Grundfläche gerechnet werden. 


. Treppenpodefte, Flure, Korridore, ſowie Seiten und Zwiſchen⸗ 


gänge ſind von allen Verkehrshinderniſſen freizuhalten. 
Die Lage und Breite der Gänge im Zuſchauerraum, ſowie die 
Anzahl, Lage und Breite der aus dem Zuſchauerraum auf die 
Korridore oder Vorräume führenden Türen muß der Forderung 
entſprechen, daß für 70 Perſonen 1 m lichte Breite vor⸗ 
handen iſt. 

Ausnahmen hiervon können in einzelnen Fällen bis zur 
Grenze von 1 m für 100 Perſonen zugelaſſen werden. 
Die außerhalb des Zuſchauerraumes belegenen Vorräume, Korri⸗ 
dore, Treppen, Flure und Ausgänge müſſen der Forderung 
entſprechen, daß für 120 Perſonen 1 m lichte Breite vor⸗ 


handen iſt. 


13. 
14. 


16. 


17. 


BR 


Ausnahmen ſind für die Parkett⸗Korridore zuläſſig, falls 

dort den Türen des Zuſchauerraums gegenüber Ausgänge von 
entſprechender Breite unmittelbar ins Freie führen. 
„Wenn es nach der Anlage des Theaters ohne erhebliche 
Anderung der Subſtanz des Gebäudes nicht möglich iſt, die dem 
Verhältnis von Im für 120 Perſonen entſprechenden Breiten 
herzuſtellen, kann ausnahmsweiſe bei ſonſt günſtigen Entleerungs⸗ 
verhältniſſen das Verhältnis von 1 m für 150 Perſonen und 
als äußerſte Grenze das Verhältnis von 1 m für 200 Perſonen 
zugelaſſen werden. 

Wenn die Ausgänge aus Theatern in Höfe oder Gärten 
von der im $ 70 bezeichneten Größe führen, jo kann die Breite 
der Durchfahrten, welche dieſe Höfe oder Gärten mit der Straße 
verbinden, ausnahmsweiſe nach dem Verhältnis von 1 m für 
300 Perſonen bemeſſen werden. 


Das Bühnenhaus muß mindeſtens einen beſonderen, auf kurzem 


Wege ins Freie führenden Ausgang beſitzen. Mit dieſem Aus⸗ 
gange =: die Bühne und Garderoben für das Perſonal 
derart in Verbindung ſtehen, daß der Weg aus den Garderoben 
nicht über die Bühne führt. 

Für das Perſonal müſſen zwei Treppen, welche mit dem 
Ausgange aus dem Bühnenhauſe in Verbindung ſtehen, vorhanden 
ſein. Ausnahmsweiſe ſoll nur eine Treppe genügen, falls ſie 
ausreichend breit iſt und das Perſonal auf ihr den Ausgang ins 
Freie ſchnell und ſicher zu gewinnen vermag. 

Die Verwendung von Mineralölen zu Beleuchtungszwecken irgend 
welcher Art iſt verboten. 

Theater, welche mehr als 1200 Zuſchauerplätze enthalten, müſſen 
unter Beobachtung der im § 25 gegebenen Vorſchriften elektriſch 
beleuchtet werden. f 

Gasleitungen in ſolchen Theatern ſind nach Einführung der 
elektriſchen Beleuchtung mit Genehmigung der Polizeibehörde 
nur inſoweit zuläſſig, als dies zur Erwärmung von Bügeleiſen, 
Brennſcheeren, ſowie zu beſonderen ſceniſchen Effekten unbedingt 
notwendig iſt. Werden außerdem noch Gasröhren im Gebäude 
belaſſen, ſo dürfen ſie mit benutzten Gasleitungen weder im 
Gebäude noch auf der Straße in Verbindung ſtehen. 

Ausnahmsweiſe kann von der elektriſchen Beleuchtung auch 
bei Theatern mit mehr als 1200 Zuſchauerplätzen abgeſehen 
werden, wenn die Entleerungsverhältniſſe günſtig ſind. 


„Für Gasbeleuchtung gelten die Beſtimmungen des 8 41, jedoch 


können von der Vorſchrift, wonach die Räume, in welchen ſi 
Gasmeſſer befinden, unmittelbar von außen Luft und Licht 
erhalten ſollen, Ausnahmen geſtattet werden. 

In allen Theatern muß eine Notbeleuchtung nach den Vor— 
ſchriften des § 26 vorhanden fein. 

Die Erwärmung des Zuſchauerraumes und der Bühne mit ihren 
Nebenräumen, einſchließlich der Garderoben und Ankleideräume, 
ſoll durch Zentralheizungen erfolgen, für welche nachſtehende 
Beſtimmungen gelten: 


18. 


19. 


— 161 — 


a) Die Heizkammern müſſen von außen her zugänglich fein; 
jedoch kann hiervon abgeſehen werden, wenn ſie rings von 
maſſiven Wänden, Fußböden und Decken umſchloſſen, ſowie 
von den angrenzenden Räumen durch maſſive Vorgelege 
mit ſelbſttätig zufallenden, feuerſicheren Türen, oder durch 
ſonſtige Sicherheitsvorkehrungen getrennt ſind. 

b) Kanäle für die Leitung heißer Luft, ſowie Hohlräume zur 
Unterbringung von Dampf- und Waſſerheizröhren müſſen 
durchweg von Wänden aus feuerſicherem Material um⸗ 
ſchloſſen und ſo angelegt ſein, daß ſie von Staub gereinigt 
werden können. 

c) Brennbare Stoffe müſſen von Austrittsöffnungen für heiße 
Luft, ſowie von Metallröhren zur Leitung von Dampf oder 
heißem Waſſer entweder 25 cm nach jeder Richtung ent⸗ 
fernt, oder — ſofern dies mit Schwierigkeiten verbunden 
iſt — in anderer Weiſe durch Schutzbekleidungen aus 
Drahtputz oder dergl. gegen Erhitzung ausreichend ge- 
ſichert ſein. 

In einzelnen, nicht unmittelbar mit der Bühne oder dem 
Zuſchauerraume zuſammenhängenden Räumen kann die Ver⸗ 
wendung von Kachelöfen unter beſonderer Vorſicht bei Anlage 
der Rauchrohre, der Feuerung und des Aſchenfalles geſtattet 
werden. 

Die Anbringung von Heizvorrichtungen in den Magazin⸗ 
räumen iſt überhaupt verboten. . 

In bezug auf Waſſerverſorgung und Feuerlöſcheinrichtungen 
find die Vorſchriften des 8 29 maßgebend. . Bi. 

Von der Vorſchrift, daß das Theatergebäude mit einer 
5 verſehen ſein muß, kann Abſtand genommen 
werden. 

Für den Betrieb gilt folgendes: 2 

a) Die Aufbewahrung von Dekorationen, Requiſiten und der⸗ 
gleichen iſt im Zuſchauerhauſe, ſowie in den von der 
Bühne nicht feuerſicher abgeſchloſſenen Räumen verboten 
und auf und über der Bühne nur inſoweit geſtattet, als 
jene Gegenſtände für die unmittelbar bevorſtehenden Proben 
und Vorſtellungen gebraucht werden. Ausnahmen ſind 
unter Anordnung der erforderlichen Sicherheitsmaßregeln 
uläſſig. 

; IB; Werkſtättenbetrieb von Tiſchlern, Klempnern, 
Schloſſern und Schmieden iſt im Zuſchauerhauſe nur in 
ſolchen Räumen des Kellergeſchoſſes zuläſſig, welche über⸗ 
wölbt und lediglich von außen zugänglich ſind; im Bühnen⸗ 
hauſe nur in ſolchen Räumen, welche mit der Bühne, der 
Unterbühne und den Bühnenkellern oder mit den Räumen 
für das Perſonal keine unmittelbare Verbindung haben. 

Werkſtätten von anderen Handwerkern, Malern, 
Schneidern uſw. ſind im Zuſchauer⸗ und im Bühnenhauſe 
unter Anordnung der erforderlichen Sicherheits maßregeln, 
insbeſondere für etwaige Feuerungseinrichtungen, ſtatthaft. 
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Alle Werkſtätten müſſen gegen die benachbarten Räume 
durch rauch⸗ und feuerſichere Türen abgeſchloſſen fein. 

b) Das Rauchen im Theatergebäude iſt verboten, kann jedoch 
für einzelne Reſtaurationsräume, für Wohnungen und 
Geſchäftsräume geſtattet werden. 

c) Die Verwendung von unverwahrtem Feuer oder Licht, von 
beweglichen Beleuchtungskörpern und von Feuereffekten im 
Bühnenraum iſt nur, ſoweit als es die Vorſtellungen nötig 
machen, mit beſonderer Erlaubnis zuläſſig, welche für be⸗ 
ſtimmte Stücke ein für allemal erteilt werden kann. 

Im übrigen iſt das Betreten der Garderoben, Maga⸗ 
inräume und des Zuſchauerraumes mit unverwahrtem 
Feuer oder Licht verboten. 

Die Verwendung von Feuerwerk iſt unzuläſſig. 

Für Schüſſe dürfen nur Pfropfen aus ungefährlichem 
Material, zum Beiſpiel Kälberhaar oder Asbeſtwolle, ver⸗ 
wendet werden. 

d) Die Räume des Theaters ſind alljährlich nach vorgängiger 
Anzeige bei der Polizeibehörde mindeſtens einmal gründ⸗ 
lich zu reinigen. 

e) Zwiſchen den zur Benutzung eingeſtellten Dekorationen 
und den ſeitlichen Umfaſſungsmauern der Bühne muß ein 
Gang von mindeſtens 1 m Breite frei gehalten werden, 
welcher auch bei Bewegung der Dekorationen nicht geſperrt 
werden darf. Das Gleiche gilt von der hinteren Um⸗ 
faſſungsmauer, wenn ſich dort der einzige Ausgang ins 
Freie (vgl. Nr. 12) befindet. 

Von der vorgeſchriebenen Breite des Ganges kann 
ausnahmsweiſe abgeſehen werden, wenn ſie ſich ohne erheb⸗ 
liche Anderung der Subſtanz des Gebäudes nicht erzielen läßt. 

Der Raum zwiſchen der erſten und zweiten Kuliſſe 
muß für den Dienſt der Feuerlöſchmannſchaften frei ge⸗ 
halten werden. 

) Das Offnen und Schließen des Schutzvorhanges oder der 
Schiebetore ſoll während der Spielzeit täglich einmal in 
Gegenwart der Feuerwache probeweiſe vorgenommen werden. 
Die Bühnenöffnung iſt nach jeder Vorſtellung durch den 
Schutzvorhang oder die Schiebetore zu ſchließen und nachts 
geſchloſſen zu halten 

9) Genügend große und deutliche Grundrißpläne des Theaters 
ſind nach Anordnung der Polizeibehörde zu fertigen, im 
Zuſchauer⸗ und Bühnenhauſe auszuhängen und in der er⸗ 
eln Anzahl der Polizeibehörde zur Verfügung zu 

ellen. 

h) Im übrigen find für den Betrieb die Beſtimmungen der 

§ 36, 38 und 39 maßgebend. 


B. Zirkusanlagen. 


§ 80. Für beſtehende Zirkusanlagen gelten folgende Mindeſt⸗ 
forderungen: 


— 163 — ö 


1. Der Zuſchauerraum muß von den Stallungen, Lager- und 
Magazinräumen, ſowie von den Räumen für Garderobe, Requi⸗ 
ſiten und Dekorationen feuer⸗ und rauchſicher abgeſchloſſen ſein. 

2. Als die geringſte zuläſſige Breite eines Sitzes ſoll das Maß 
von 45 cm und als der kleinſte zuläſſige Abſtand der Sitzreihen 
das Maß von 70 cm gelten, ſofern nicht mehr als 15 Sitze in 
ununterbrochener Reihe neben einem Seiten⸗ oder Zwiſchengange 
vorhanden ſind. Im übrigen müſſen in bezug auf die Anord⸗ 
nung der Sitz⸗ und Stehplätze die Vorſchriften im § 51 er⸗ 
füllt ſein. 

Bei ſonſt günſtigen Entleerungsverhältniſſen ſind Aus⸗ 
nahmen zuläſſig, wenn vorſtehende Forderungen nur mit weit⸗ 
gehenden Anderungen erfüllt werden können. Insbeſondere kann, 
falls eine Verbeſſerung der Entleerungsverhältniſſe durch Anlage 
von Zwiſchengängen nicht zu erreichen iſt, — je nachdem der 
Abſtand der Sitzreihen das Maß von 70 cm überſteigt — eine 
verhältnismäßig größere Anzahl, jedoch höchſtens von 25 Sitzen 
in ununterbrochener Reihe neben einem Gange, zugelaſſen werden. 

In bezug auf die Lage und Breite der Zwiſchengänge, 
Treppen und Türen innerhalb des Zuſchauerraumes gelten die 
Vorſchriften des 8 52 — und in bezug auf die Breite der außer⸗ 
halb des Zuſchauerraumes belegenen Korridore, Flure, Treppen 
und Ausgänge ſinngemäß die Vorſchriſten des § 79, Nr. 11. 

3. Auf die Bezeichnung der Ausgänge, das Aufſchlagen der Türen 

und die Anbringung der Türverſchlüſſe finden die Beſtimmungen 

des 8 79 Nr. 7 ſinngemäße Anwendung. 

4. Für die Einrichtung der Beleuchtung und Notbeleuchtung ſind 
die Beſtimmungen der 88 55 und 56 maßgebend, jedoch können 
bei Gasbeleuchtung von der Vorſchrift, wonach die Räume, in 
welchen ſich Gasmeſſer befinden, unmittelbar von außen Luft 
und Licht erhalten ſollen, Ausnahmen geſtattet werden. 

In bezug auf die Heizung, die Waſſerverſorgung und die 
Feuerlöſcheinrichtungen finden die Beſtimmungen des 8 79 Nr. 17 
und 18 ſinngemäße Anwendung. 

5. Für den Betrieb gilt folgendes: 

a) An Stroh, Heu und ſonſtigen Futterſtoffen darf im Zirkus 
nur der für drei Tage erforderliche Vorrat gelagert 
werden. 2 

b) In bezug auf das Rauchen im Gebäude, das Umgehen 
mit unverwahrtem Feuer oder Licht, die Verwendung von 


— 


Feuerwerk, die Unterhaltung der Notbeleuchtung, die Aus⸗ 
hängung von Grundrißplänen, die Einrichtung eines be⸗ | 
ſonderen Feuerwehr⸗ und Wächterdienſtes, ſowie auf die 
polizeiliche Überwachung der Vorſtellungen, gelten ſinn⸗ 
gemäß die im 8 79, Nr. 19 unter b, c, g und h gegebenen 
Beſtimmungen. 


C. Sffentliche Verſammlungsräume. 
g 81. Für beſtehende Verſammlungsräume gelten folgende Mindeſt⸗ 
forderungen: 


1: 


w 


so 


S 
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In Verſammlungsräumen mit feſten Sitzreihen darf die Breite 
eines Sitzes nicht weniger als 45 cm und der Abſtand der Sitz⸗ 
reihen nicht weniger als 70 cm betragen, ſofern die Zahl der 
Sitze in ununterbrochener Reihe neben einem Seiten⸗ oder 
Zwiſchengange im Saalparkett 15, auf den Galerien 12 nicht 
überſteigt. Im übrigen müſſen die Vorſchriften des § 67 erfüllt 
ſein. 

Bei ſonſt günſtigen Entleerungsverhältniſſen ſind Ausnahmen 
zuläſſig, wenn vorſtehende Forderungen nur mit weitgehenden 
Anderungen erfüllt werden können. Insbeſondere kunn auf den 
Galerien, falls hier eine Verbeſſerung der Entleerungsverhält⸗ 
niſſe durch Anlage von Zwiſchengängen nicht zu erreichen iſt, — 
je nachdem der Abſtand der Sitzreihen das Maß von 70 cm 
überſteigt — eine verhältnismäßig größere Anzahl, jedoch höchſtens 
von 20 Sitzen in ununterbrochener Reihe neben einem Gange, 
zugelaſſen werden. 


Für Verſammlungsräume ohne feſte Sitzreihen find in bezug auf 


die Berechnung der Perſonen⸗Anzahl die im $ 68 gegebenen Be⸗ 
ſtimmungen maßgebend. 

Bei vorübergehender Aufſtellung von Bänken, Stühlen oder 
Tiſchen ſind die im vorletzten Abſatze des § 67 für feſte Sitzreihen 
vorgeſchriebenen Gänge freizuhalten und reihenweiſe aufgeſtellte 
Stühle oder Bänke mit Innehaltung eines Abſtandes von min⸗ 
deſtens 80 cm derart mit einander zu verbinden, daß fie einzeln 
nicht verſchoben werden können. Von der letzteren Forderung 
kann abgeſehen werden, falls die Stühle oder Bänke wegen einer 
unmittelbar nachfolgenden anderen Benutzung des Verſammlungs⸗ 
raumes raſch fortgeräumt werden müſſen. 


In bezug auf die Anzahl und die Breite der Türen müſſen die 


Vorſchriften des $ 69, und in bezug auf das Aufſchlagen der 
Türen, ſowie auf die Türverſchlüſſe und die Bezeichnung der 
Ausgänge die Vorſchriften des § 79, Nr. 7 ſinngemäß er⸗ 
füllt ſein. 


„Die Breite der Korridore, Flure, Treppen und Ausgänge darf 


in keinem Falle geringer ſein, als die Berechnung nach dem Ver⸗ 
hältnis von 1 m für 250 Perſonen ergibt. Die Breite von 
Durchfahrten muß mindeſtens dem Verhältnis von 1 m für 
300 Perſonen entſprechen. 


. Bei Verſammlungsräumen, welche eine ſtändige, mit verbrenn⸗ 


lichen Kuliſſen, Soffiten, Hinterhängen oder Verſatzſtücken aus⸗ 
geſtattete Bühne beſitzen, ſollen in bezug auf die Breite der Gänge 
und Türen innerhalb des Saalparketts und auf Galerien, ſowie 
auf die Breite der Korridore, Flure, Treppen und Ausgänge in 
der Regel die für den Neubau kleiner Theater gegebenen Vor⸗ 
ſchriften zur Durchführung gelangen. Ausnahmsweise können in 
einzelnen Fällen Ermäßigungen zugelaſſen werden, deren äußerſte 
Grenze durch folgende Verhältniszahlen beſtimmt wird: 
für die Breite der Gänge innerhalb des Saales und auf 
Galerien, ſowie für die Breite der Ausgangstüren daſelbſt 
durch das Verhältnis von 1 m für 100 Perſonen, für 
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die Breite der Korridore, Flure, Treppen und Ausgänge 
durch das Verhältnis von I m für 150 Perſonen, 

für die Breite von Durchfahrten durch das Verhältnis von 
1 m für 200 Perſonen, 

und wenn die Durchfahrt mit einem Hofe oder Garten von 
der in 8 70 bezeichneten Größe in Verbindung ſteht, durch 
das Verhältnis von 1 m für 300 Perſonen. 

6. Für Verſammlungsräume, welche nur ein Podium der im 8 74 
beſchriebenen Art beſitzen, gelten folgende Verhältniszahlen als 
die äußerſt zuläſſigen: 

für die Breite der Gänge innerhalb des Saales und auf 
Galerien ſowie für die Breite der Ausgangstüren daſelbſt 
das Verhältnis von 1 m für 120 Perſonen, 

für die Breite der Korridore, Flure, Treppen und Ausgänge 

das Verhältnis von 1 m für 200 Perſonen, 

für die Breite von Durchfahrten das Verhältnis von 1 m 
für 250 Perſonen, 

und wenn die Durchfahrt mit einem Hofe oder Garten von 
der im $ 70 bezeichneten Größe in Verbindung ſteht, das 
Verhältnis von 1 m für 300 Perſonen. 

7. Für die Einrichtung der Beleuchtung und Notbeleuchtung ſind 
die Vorſchriften des $ 75 maßgebend. Bei Gasbeleuchtung können 
jedoch von den Beſtimmungen des dort in bezug genommenen 
$ 41, wonach: 

die Flammen mit Glocken oder Schalen verſehen ſein müſſen, 
zum Anzünden der Flammen nur elektriſche Zünder verwendet 
werden dürfen, und die Räume, in welchen ſich Gasmeſſer 
befinden, unmittelbar von außen Luft und Licht erhalten 


ollen, 
Ausnahmen geſtattet werden. 


D. Gemeinſame Vorſchriften. 
8 82. Für beſtehende Theater, Zirkusanlagen und öffentliche 
Verſaͤmmlungsräume hat die Polizeibehörde die höchſte in einer der⸗ 


artigen Anlage künftig zuläſſige Perſonenzahl, vorſtehenden Beſtim⸗ 


mungen entſprechend, nach den vorhandenen Abmeſſungen feſtzuſtellen. 

s 82 a. Bei Umbauten finden die im Abſchnitt I für Neubauten 
gegebenen Beſtimmungen Anwendung, doch können ausnahmsweiſe die 
im Abſchnitt II für beſtehende Anlagen feſtgeſetzten Beſtimmungen zu 
grunde gelegt werden. 5 a 

Als Umbauten im Sinne dieſes Paragraphen ſind bauliche Ver⸗ 
änderungen, welche zur Erfüllung der Mindeſtforderungen der 88 79 
bis 81 dienen, nicht anzuſehen. 

$ 85, Abja 2. Eine Verlängerung dieſer Friſt bis zum 1. Ok⸗ 
tober 1893 iſt im Wege des Dispenſes zuläſſig. 

Vorſtehende Beſtimmungen treten mit dem 1. Mai 1891 in Kraft. 


Bromberg, den 15. April 1891. 
Der Regierungspräſident. 
ad Nr. 1244 D NY Ib. 
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IE. Allgemeine Beſtimmungen. 
$ 83. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem 30. November d. J. 
nn ae Aufhebung aller entgegenſtehenden Beſtimmungen 
n Kraft. 


§ 84. Die zur Genehmigung von Neubauten einzureichenden 
Zeichnungen müſſen, abgeſehen von den Angaben, welche die örtlichen 
Bauordnungen vorſchreiben, die Anordnung der Sitz und Stehplätze, 
die Heizungs⸗ und Lüftungseinrichtungen und die Vorkehrungen zur 
Beleuchtung und Waſſerzuführung durch Eintragung der in das Ge⸗ 
bäude führenden Hauptleitung nebſt Abſperrvorrichtungen ſowie der 
Beleuchtungskörper und der Waſſerentnahmeſtellen anſchaulich machen. 

Dieſen Zeichnungen, welche in der Regel im Maßſtab 1: 100 dar⸗ 
geſtellt ſein und alle weſentlichen Maße eingeſchrieben zeigen müſſen, 
iſt eine Berechnung der für die Entleerung in betracht kommenden 
Breiten der Gänge, Türen, Korridore, Treppen, Flure, Ausgänge und 
Durchfahrten in zwei Ausfertigungen beizugeben. 

§ 85. Die Beſitzer von beſtehenden Theatern, Zirkusanlagen und 
öffentlichen Berſammlungsräumen ſind verpflichtet, hinſichtlich der 
ihnen gehörigen Gebäude den Anforderungen der 8s 79, 80 und 81 
innerhalb der Friſt eines Jahres vom Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieſer Verordnung zu entſprechen. 

Eine Verlängerung dieſer Friſt bis zum 1. Oktober 1893 iſt im 
Wege des Dispenſes zuläſſig.“) 

Zum Zwecke der Prüfung, ob den Anforderungen der 8s 79, 80 
und 81 genügt iſt, haben die Beſitzer ſpäteſtens 3 Monate nach dem 
Inkrafttreten dieſer Verordnung der Polizei reviſionsfähige Zeichnungen 
der betreffenden Anlagen und zwar einen Lageplan, ſowie Grundriſſe 
reich Querſchnitte im Maßſtab 1: 100 in je 2 Ausfertigungen einzu⸗ 
reichen. 

In den Grundriſſen müſſen die im 8 84 aufgeführten Einzelheiten 
en genauer Aufmeſſung mit eingeſchriebenen Maßen angegeben 
werden. 

Dieſen Zeichnungen iſt eine Berechnung der für die Entleerung in 
betracht kommenden Breiten der Gänge, Türen, Korridoren, Treppen, 
Flure, Ausgänge und Durchfahrten in zwei Ausfertigungen beizugeben. 

§ 86. Aufgehoben und erſetzt durch die Polizeiverordnung vom 
8. Oktober 1903, welche lautet: 


Polizeiverordnung für den Regierungsbezirk Bromberg, betreſſend 

die bauliche Anlage und die innere Einrichtung von Theatern, 

Zirkusgebäuden und öffentlichen Verſammlungsräumen, vom 
3. Oktober 1903. (Amtsbl. S. 413.) 

Auf Grund der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) und des § 137 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
Geſ.⸗S. S. 195) wird mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes folgen⸗ 
des verordnet: 


*) 8 85 in der Faſſung der Polizeiverordnung vom 15. April 1891 (j. vor⸗ 
ftehend hinter § 78). 
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Der § 86 der Polizeiverordnung vom 25. November 1889, ab⸗ 
gedruckt in der Extrabeilage zu Nr. 48 des Amtsblatts der Königlichen 
Regierung hierſelbſt für 1889, wird aufgehoben und durch folgende 
Beſtimmung erſetzt: 2 5 

„Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer Verordnung können, 
ſoweit ſie im vorſtehenden ausdrücklich vorgeſehen ſind, von der Orts⸗ 
polizeibehörde geſtattet werden. Zur Erteilung von Dispenſen iſt der 
Regierungspräſident überall und zwar auch in dem Falle des § 40 
zuſtändig.“ 

Bromberg, den 8. Oktober 1903. 


Der Regierungspräſident. 
Nr. 5569 U./N. Ib. 


8 87. Übertretungen der vor tehenden Beſtimmungen werden, ſo⸗ 
fern nicht weitergehende Vorſchriften des Reichsſtrafgeſetzbuches Platz 
greifen, mit einer Geldſtrafe bis zu 30 Mark oder im Unvermögens⸗ 
falle mit verhältnismäßiger Haft beſtraft. 


Bromberg, den 25. November 1889. 


Königliche Regierung, Abteilung des Innern. 
Nr. 3929 D. H. J. Ib. 


6. Polizeiverordnung, betreffend die Abwendung von Feuersgefahr 
bei der Errichtung von Gebänden und der Lagerung von Materialien 
in der Nähe der dem Geſetz über die Eiſenbahunnternehmungen 
vom 3. November 1838 (Geſ.⸗S. S. 505) unterſtehenden Eiſen⸗ 
bahnen, vom 30. Mai 1893. (Amtsbl. S. 254.) 


Auf Grund des § 137 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſ.⸗S. S. 195) und unter Bezug⸗ 
nahme auf die 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) wird unter Zuſtimmung des 
Bezirksausſchuſſes für den Regierungsbezirk Bromberg folgendes ver⸗ 
ordnet: 

8 1. Gebäude und Gebäudeteile, die weder aus unverbrennlichen 
Materialien hergeſtellt, noch durch Rohrputz oder in anderer gleich 
wirkſamer Weiſe gegen Entzündung durch Funken geſichert ſind, müſſen 
von Eiſenbahnen eine von der Mitte des nächſten Schienengleiſes zu 
berechnende Entfernung von mindeſtens vier (4) Metern innehalten. 
Dasſelbe gilt von allen Offnungen in Gebäuden, die nicht durch 
mindeſtens 1 cm ſtarkes, nach allen Seiten hin feſt eingemauertes Glas 
abgeſchloſſen ſind. N 5 n 

Für Gebäude, Gebäudeteile und Offnungen, die unterhalb der 
Oberkante der Schienen liegen, tritt an Stelle der Entfernung von 4 m 
eine ſolche von 5 m. 


Gebäude, Gebäudeteile und Offnungen, die mehr als 7 m oberhalb 

der Oberkante der Schienen liegen, ſind den vorſtehenden Beſtimmungen 
nicht unterworfen, während für Gebäude mit nicht feuerſicheren Dächern 
und für Offnungen in Gebäuden zur Lagerung leicht entzündlicher 
Gegenſtände die weiter gehenden Beſtimmungen der 88 2 und 3 zur 
Anwendung gelangen. 

§ 2. Gebäude mit weichen, nicht feuerſicheren Dächern, ſowie 
Gebäude, bei denen die Dachpfannen mit Strohdocken eingedeckt ſind, 
müſſen von Eiſenbahnen eine von der Mitte des nächſten Schienen⸗ 
gleiſes zu berechnende Entfernung von mindeſtens 25 m innehalten. 

Liegt die Eiſenbahn auf einem Damme, ſo tritt zu der Entfernung 
von 25 m noch die anderthalbfache Höhe des Dammes, ſo daß bei⸗ 
ſpielsweiſe, wenn die Höhe des Dammes 10 m beträgt, für die im 
erſten Abſatze bezeichneten Gebäude eine Entfernung von mindeſtens 
25 ＋ 15 340 m innegehalten werden muß. 

3 3. Die Beſtimmungen des $ 2 finden entſprechende Anwendung 
auf jede nicht durch mindeſtens 1 cm atarkes, nach allen Seiten hin 
feſt eingemauertes Glas abgeſchloſſene Offnung in den der Eiſen bahn 
zugekehrten Wänden aller Gebäude, die zur Lagerung leicht entzünd⸗ 
licher Gegenſtände dienen. Bei ſolchen Gebäuden werden den der Eiſen⸗ 
bahn zugekehrten Wänden diejenigen ihr nicht ganz abgekehrten Wände 
gleich geachtet, deren Richtungslinie mit der Bahnachſe einen Winkel 
von höchſtens 60 Grad bildet. 

5 4. Leicht entzündliche Gegenſtände, die nicht durch feuerfeſte 
Bedachungen oder durch ſonſtige Schutzvorrichtungen gegen das Ein⸗ 
dringen von Funken und glühenden Kohlen geſichert ſind, dürfen bei 
Eiſenbahnen nur in einer Entfernung von mindeſtens 38 m von der 
Mitte des nächſten Schienengleiſes gelagert werden. 

Liegt die Eiſenbahn an einem Damme, ſo tritt zu der Entfernung 
von 38 m noch die anderthalbfache Höhe des Dammes (vergl. 8 2 Abi. 2). 

5 5. Dispenſe von den Beſtimmungen der SS 1 bis 4 find ſtatt⸗ 
haft, wenn nach Lage der Verhältniſſe auch bei geringerer Entfernung 
von der Mitte des nächſten Schienengleiſes die Feuersgefahr aus⸗ 
geſchloſſen erſcheint. 

Über die Erteilung der Dispenſe beſchließt der Kreisausſchuß, in 
Stadtkreiſen und in dem zu einem Landkreiſe gehörigen Städten von 
mehr als 10000 Einwohnern der Bezirksausſchuß. 

§ 6. Hinſichtlich derjenigen Gebäude und leicht entzündlichen 
Gegenſtände, die bei der Anlage einer Eiſenbahn innerhalb der in den 
88 1 bis 4 feſtgeſetzten Entfernungen bereits vorhanden, beziehungs⸗ 
weiſe gelagert find, hat der Regierungspräſident zu beſtimmen, ob und 
welche Vorkehrungen zum Schutze gegen die durch die Nähe der Eiſen⸗ 
bahn bedingte Feuersgefahr getroffen werden müſſen. 

$ 7. Übertretungen dieſer Polizeiverordnung werden, ſoweit 
nicht ſonſtige weitergehende Strafbeſtimmungen, insbeſondere 8 367 
Ziffer 6 und 15 des Reichsſtrafgeſetzbuches Platz greifen, mit einer 
Geldſtrafe bis zu 60 Mark oder im Unvermögensfalle mit entſprechender 
Haft geahndet. 

58. Auf die zum Betriebe der Eiſenbahn erforderlichen Gebäude 
und Materialien findet dieſe Polizeiverordnung keine Anwendung. 
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8 9. Die Polizeiverordnung vom 18. Januar 1875, betreffend die 
Abwendung der Feuersgefahr bei den in der Nähe von Eiſenbahnen 
5 Gebäuden und lagernden Materialien wird hiermit auf⸗ 
gehoben. 

Bromberg, den 30. Mai 1893. 


Der Regie rungspräſident. 


6a. Polizeiverordnung, betr. die Ausdehnung der Polizeiverorduung 

vom 30. Mai 1893 auf die Errichtung von Gebänden und die 

Lagerung von Materialien in der Nähe von Kleinbahnen, vom 
10. Juli 1902. (Amtsbl. S. 258.) 


Auf Grund des $ 137 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſ.⸗S. S. 195) und der 88 6, 12 
und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
(Geſ.⸗S. S. 265) wird unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes für 
den Regierungsbezirk Bromberg folgendes angeordnet: 

Die Polizeiverordnung vom 30. Mai 1893, betr. die Abwendung 
von Feuersgefahr bei der Errichtung von Gebäuden und der Lagerung 
von Materialien in der Nähe der dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen vom 3. November 1838 (Geſ.-S. S. 505) unter⸗ 
ſtehenden Eiſenbahnen (Amtsblatt 1893, Nr. 23, S. 254 ff.) wird auf 
die dem Geſetze vom 28. Juli 1892 (Geſ.⸗S. S. 225) unterliegenden 
Kleinbahnen mit Dampfbetrieb mit der Maßgabe ausgedehnt, daß, 
ſofern die Spurweite der Bahn kleiner als 1 m ift, die in 8 2 Abſ. 1 
der genannten Polizeiverordnung feſtgeſetzte Entfernung von 25 m auf 
16 m ermäßigt wird. 

Bromberg, den 10. Juli 1902. 


Der Regierungspräſident. 
J.⸗Nr. 1003 U. V. Id. 


7. Polizeiverordnung, betreffend die nicht fabrikmäßige Herſtellung 
und die Verwendung von Acetylen, vom 10. Dezember 1897. 
(Amtsbl. S. 633.) 


Auf Grund der 88 137 und 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſ.⸗S. S. 195 ff.) und der 
ss 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) wird hiermit unter Zuſtimmung des 
Bezirksausſchuſſes für den Umfang des Regierungsbezirks Bromberg 
die nachfolgende Polizeiverordnung erlaſſen. 

§ 1. Wer außer im fabrikmäßigen Umfange Acetylen herſtellen 
oder verwenden will, hat dies ſpäteſtens bei der erſten Inbetriebſetzung 
der Gasentwickelungsapparate der Ortspolizeibehörde anzuzeigen. 

5 2. Die Entwickelung und Aufbewahrung von Acetylen darf 
nicht in oder unter bewohnten Räumen und nicht in Kellern erfolgen. 


- 


Die Räume, in denen die Gasentwickelung ftattfindet, müſſen durch 
eine Brandmauer oder einen iſolierenden Luftraum von bed 
getrennt ſein. Die Gasentwickler dürfen nur unter leichter Bedachung 
aufgeſtellt werden. 

5 3. Dieſe Räume müſſen hell, geräumig und gut gelüftet ſein, 
dürfen nur durch Dampf⸗ oder Waſſerheizung erwärmt und nicht mit 
Licht betreten werden. Die Türen müſſen nach außen aufſchlagen. 

Die Entlüftungsrohre der Räume und der Gasentwickler dürfen 
nicht in Schornſteine münden, die Entlüftungsrohre der Gasentwickler 
ſind bis über das Dach zu führen. 

§ 4. Die Apparate zur Entwickelung und Aufbewahrung von 
Acetylengas müſſen ſo eingerichtet ſein, daß in ihnen kein höherer, als ein 
Überdruck von einer Atmosphäre ſich bilden kann. 

§ 5. An den Entwickelungsapparaten, Gasbehältern und Gas⸗ 
leitungen dürfen keine aus Kupfer beſtehenden Teile angebracht ſein. 

5 6. Calciumcarbid und andere Carbide dürfen in Mengen von 
mehr als 10 kg nur in waſſerdicht verſchloſſenen Gefäßen und in 
trockenen, hellen, gut gelüfteten Räumen aufbewahrt werden. Die Lage⸗ 
rung in Kellern iſt unterſagt. Die Gefäße müſſen die Aufſchrift tragen: 

„Carbid, gefährlich, wenn nicht trocken gehalten“. 

§ 7. Die zur Aufnahme flüſſigen Acetylens beſtimmten Flaſchen 
müſſen durch einen weißen Anſtrich und die Aufſchrift: „Flüſſiges 
Acetylen, Feuergefährlich“ gekennzeichnet, mit Angabe der Tara und 
des Faſſungsraumes in Litern verſehen und auf 250 Atmoſphären ge⸗ 
prüft ſein. 

3 8. Bei der Füllung der Flaſchen darf das Verhältnis von 1 kg 
Acetylen auf 3 Liter Rauminhalt nicht überſchritten werden. 

§ 9. Die Flaſchen für verdichtetes Acetylengas müſſen durch die 
Aufſchrift: „Acetylengas, Feuergefährlich“ gekennzeichnet und mit der 
Angabe des höchſten zuläſſigen Druckes verſehen ſein. Sie müſſen mit 
dem doppelten des zuläſſigen Druckes geprüft ſein. 

§ 10. Die mit flüſſigem oder verdichtetem Acetylen gefüllten 
Flaſchen ſind gegen die Einwirkung von Sonnenſtrahlen und Ofen⸗ 
wärme zu ſchützen. 

§ 11. Flüſſiges und verdichtetes Acetylen darf nur in Gefäße 
besteht werden, an denen kein Teil aus Kupfer oder Kupferlegierungen 
beſteht. 

$ 12. Die Beſtimmungen in den 88 1, 2 und 3 finden keine An⸗ 
wendung auf tragbare und ſolche A cetylengaslampen, bei denen der Brenner 
mit dem Entwickelungsapparat unmittelbar und feſt verbunden iſt. 

Denjenigen, welche beim Erſcheinen dieſer Polizeiverordnung mit Ge⸗ 
nehmigung oder mit Vorwiſſen der Ortspolizeibehörde Acetylen⸗ 
entwickelungsapparate bereits in Betrieb genommen haben, kann von 
der Ortspolizeibehörde zur Erfüllung der Vorſchriften in S 2 und im 
erſten Satze des § 3 eine Friſt von 12 Monaten vom Tage des In⸗ 
krafttretens dieſer Verordnung ab bewilligt werden. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden keine Anwendung: 
a) auf fabrikmäßig betriebene und daher nach $ 16 der Gewerbe⸗ 
ordnung beſonderer Genehmigung bedürftige Anlagen zur 
Herſtellung von Acetylen; 


— 1 — 


b) auf die ſtaatlichen wiſſenſchaftlichen Inſtitute, ſoweit ſie 
Acetylen zu Lehr⸗ und Studienzwecken herſtellen und ver⸗ 
wenden. 

8 13. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden, ſofern 
dadurch nicht nach den beſtehenden Geſetzen eine ſchwerere Strafe ver⸗ 
wirkt iſt, mit Geldſtrafe bis zu 60 Mark und im Falle des Unver⸗ 
mögens an deren Stelle mit entſprechender Haft beſtraft. 

8 14. Vorſtehende Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. 

Bromberg, den 10. Dezember 1897. 


Der Regierungspräſident. 
Nr. 6664 X. la. 


8. Bekanntmachung, betreffend die Berechnung der Staudfeſtigkeit 
der Schornſteine, vom 6. Juni 1902. (Amtsbl. S. 209.) 


Der nachſtehende gemeinſchaftliche Erlaß des Herrn Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten und des Herrn Miniſters für Handel und Ge⸗ 
werbe, betreffend die von der Akademie des Bauweſens für die Berech⸗ 
nung der Standfeſtigkeit an Schornſteinen aufgeſtellten Grundſätze: 

Auf Grund der über die Stärke des Winddrucks in neuerer Zeit 
gemachten Beobachtungen und der Erfahrungen, welche hinſichtlich der 
zuläſſigen Beanſpruchung der Bauſtoffe und des Baugrundes geſammelt 
worden ſind, hat die Akademie des Bauweſens, die in ihrem Gutachten 
vom 13. Juli 1889, mitgeteilt durch Erlaß vom 25. Juli 1889 
(11 13597 M. d. ö. A.) niedergelegten Grundſätze für die Berechnung 


J. Als maßgebender Winddruck — W — gegen eine zur Wind⸗ 
richtung ſenkrechte ebene Fläche ſollen bei Schornſteinen in der 
Regel 125 kg auf 1 qm in Rechnung geſtellt werden. Etwaiger 
Einfluß der Saugwirkung auf der Leeſeite iſt in dieſem Werte 
enthalten. Der durch benachbarte oder umſchließende Gebäude 
gewährte Schutz des Schornſteines gegen Winddruck ſoll in der 
Regel Unberückſichtigt bleiben. Als Angriffspunkt des gegen eine 
Schornſteinſäule ausgeübten Winddruckes iſt der Schwerpunkt 
des lotrechten Schnittes dieſer Säule anzuſehen. Bedeutet F den 
Flächeninhalt dieſes Schnittes, bei eckigen Schornſteinen recht⸗ 
winkelig zu zwei gegenüberliegenden Flächen gemeſſen, ſo iſt die 
Größe des Winddrucks anzunehmen: 

bei runden Schornſteinen zu 0,67. W. E, 
„achteckigen 1 40, Ale Wis, 
„rechteckigen „ I t W. R, 

Dieſe Werte des Winddruckes gelten auch dann, wenn der 
Wind über Eck weht. Letztere Windrichtung iſt maßgebend für 
die Beſtimmung der größten Kantenpreſſung bei eckigen Schorn⸗ 
ſteinen. 


— ni 
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II. Die Druckſpannungen im Mauerwerk find ſowohl für den Wind⸗ 


III. 


druck von 125 kg qm als auch für einen ſolchen von 150 kg/gm 
zu berechnen, in beiden Fällen unter Vernachläſſigung der Zug⸗ 
ſpannungen. Die Querſchnitte ſind außerdem ſo zu bemeſſen, daß 
auf der Windſeite die Fugen ſich bei dem Winddrucke von 125 kg/ qm 
nicht weiter als höchſtens bis zur Schwerpunktachſe öffnen. 

Bei der Berechnung der Standfeſtigkeit muß das Gewicht 
des Schornſteins nach dem wirklichen Einheitsgewicht des zu 
verwendenden Mauerwerks ermittelt werden. I 
Der Unternehmer der baulichen Ausführung eines Schornſteins 
hat die volle Verantwortung dafür zu übernehmen, daß die in 
die Berechnung der Standfeſtigkeit eingeſetzten Gewichte mit der 
Wirklichkeit übereinſtimmen, ſowie dafür, daß die von ihm zu 
verwendenden Bauſtoffe (Steine, Mörtel uſw.) bezüglich ihrer 
Güte und Feſtigkeit ſeinen Angaben entſprechen und techniſch 
richtig verwendet werden. Der Aufſichtsbehörde bleibt es über⸗ 
laſſen, den Nachweis der Richtigkeit des eingeſetzten Einheits⸗ 
gewichtes und der übrigen Angaben zu verlangen oder ſelbſt die 
Richtigkeit zu prüfen. 


„Die zuläſſige Beanſpruchung der Bauſtoffe und des Baugrundes 


wird wie folgt feſtgeſetzt: 

Unter der Vorausſetzung kunſtgerechter und ſorgfältiger 
Ausführung ſowie ausreichender Erhärtung des Mörtels iſt als 
Druckbeanſpruchung zu berechnen: 

a) für gewöhnliches Ziegelmauerwerk in Kalkmörtel mit dem 
Miſchungsverhältnis von 1 Raumteil Kalk und 3 Raum⸗ 
teilen Sand bis zu 7 kg auf 1 qcm, 

b) für Mauerwerk aus Hartbrandſteinen in Kalkzementmörtel: 
12 bis 15 kg für 1 gem. Unter Hartbrandſteinen find 
dabei Ziegel verſtanden, die eine nachgewieſene Druckfeſtig⸗ 
keit von mindeſtens 250 kg auf 1 qem beſitzen und unter 
Kalkzementmörtel wird verſtanden eine Miſchung von 
1 Raumteil Zement, 2 Raumteilen Kalk und 6 bis 8 Raum⸗ 
teilen Sand. Wenn die Verwendung von feſten Steinen 
und zementreicheren Mörtels nachgewieſen wird, können 
auf Grund einwandsfreier Feſtigkeitsprüfungen an ganzen 
Mauerkörpern auch höhere Beanſpruchungen zugelaſſen 
werden. Dabei iſt aber mindeſtens mit einer zehnfachen 
Sicherheit und auf keinen Fall mit mehr als 25 kg auf 
1 gem bei Annahme des Winddruckes von 150 kg auf 
1 qm zu rechnen, 

c) falls für die Fundamente Schutt⸗ oder Stampfbeton ver⸗ 
wendet wird, ſind 
für geſchütteten Beton 6 bis 8 Kg \ 1 
für geſtampften Beton 10 bis 15 kg f auf 1 gem 
Druckbeanſpruchung zuläſſig. 

Schüttungsweiſen, bei denen der vorausgeſetzte Zu⸗ 
ſammenhang der ganzen Fundamentplatte nicht ſicher ſteht, 
ſind mit Rückſicht auf die entſtehenden Biegungsſpannungen 
unzuläſſig, 


d) guter Baugrund darf bei Annahme des Winddruckes von 
125 bis 150 kg auf 1 qm in der Regel bis zu 3 kg, in 
Ausnahmefällen bis zu 4 kg, auf 1 qcm beanſprucht 
werden. 
Berlin, den 30. April 1902. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Ill 5269. 
15 5503. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Illa 3567. 


wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 
Bromberg, den 6. Juni 1902. 


Der Regierungspräſident. 
J.⸗Nr. 947. B. H. N. W. 8 G. U. L. E. 


9. Bekanntmachung, betr. die Verwendung von Ziegeln großen 
Formates bei Backſteinbauten, vom 14. November 1902. (Amtsbl. 
S. 434.) 


Für monumentale Backſteinbauten, insbeſondere für Kirchenbauten, 
empfiehlt ſich, um ihnen das wirtſame Gepräge zu geben, welches die 
mittelalterlichen Backſteinbauten auszeichnet, die Verwendung von 
Ziegeln großen Formates. x - 

Damit die Herſtellung folder Ziegel, die zur Zeit nur von ein⸗ 
zelnen Ziegeleien auf beſondere Beſtellung angefertigt werden, ſich 
allgemein verbreite und auf ihren Bezug in genügenden Mengen ohne 
erheblichen Zeitverluſt und ohne weſentliche Verteuerung des Baues 


gerechnet werden kann, hat der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
Ill 2788 II. Ang. 


durch Erlaß vom 10. Oktober 1902, II D Tara L. Ang, für Ziegel großen 
Formates folgende einheitliche Abmeſſungen ſeſtgeſetzt: 

Länge „ e 

Breite 13,5 „ 

Stärjʒte 8,5 „ 
und angeordnet, in diejen ? bmeſſungen hinfort überall, wo bei ſtaat⸗ 
lichen Neubauten das große Format verwendet werden ſoll, die 
Ziegel zu beſtellen. f 

Die in Nr. 44 des Regierungsamtsblatts unterm 21. Oktober 1870 
bekannt gemachten Beſtimmungen des Erlaſſes vom 13. Oktober 1870 
über das Normalformat der Mauerziegel bleiben unberührt von oben 
erwähntem Erlaß in Kraft. 

Dies wird mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntnis gebracht 
daß die Kreisbauinſpektoren des Regierungsbezirks danach mit ent⸗ 
ſprechender Anweiſung verſehen worden ſind. 

Bromberg, den 14. November 1902. 


Der Regie rungspräſident. 
J.-Nr. 2533. Ic. H. B. N. W. 
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10. Bekanntmachung, betr. Bedingungen für die Bewerbung um 
Arbeiten und Lieferungen, vom 19. Oktober 1905. (Amtsbl. S. 388.) 


§ 1. Perſönliche Tüchtigkeit und Leiſtungsfähigkeit der Bewerber. 

Bei der Vergebung von Arbeiten oder Lieferungen hat niemand 
Ausſicht als Unternehmer angenommen zu werden, der nicht für die 
tüchtige, pünktliche und vollſtändige Ausführung derſelben — auch in 
techniſcher Hinſicht — die erforderliche Sicherheit bietet. 


§ 2. Einſicht und Bezug der Verdingungsanſchläge ꝛc. 
Verdingungsanſchläge, Zeichnungen, Bedingungen ꝛc. find an den 
in der Ausſchreibung bezeichneten Stellen einzuſehen und werden auf 
Erſuchen gegen Erſtattung der Selbſtkoſten verabfolgt. 


§ 3. Form und Inhalt der Angebote. 

Die Angebote ſind, unter Benutzung der etwa vorgeſchriebenen 
Formulare, von den Bewerbern unterſchrieben, mit der in der Aus⸗ 
ſchreibung geforderten Überſchrift verſehen, verſiegelt und frankiert bis 
zu dem angegebenen Termine einzureichen. 

Die Angebote müſſen enthalten: 

a) die ausdrückliche Erklärung, daß der Bewerber ſich den Be⸗ 
dingungen, welche der Ausſchreibung zu Grunde gelegt find, 
unterwirft; 5 

b) die Angabe der geforderten Preiſe nach Reichswährung, und 
zwar ſowohl die Angabe der Preiſe für die Einheiten als 
auch der Geſamtforderung; ſtimmt die Geſamtforderung mit 
den Einheitspreiſen nicht überein, ſo ſollen die letzteren maß⸗ 
gebend ſein; 

c) die genaue Bezeichnung und Adreſſe des Bewerbers; 

d) ſeitens gemeinſchaftlich bietender Perſonen die Erklärung, daß 
ſie ſich für das Angebot ſolidariſch verbindlich machen, und 
die Bezeichnung eines zur Geſchäftsführung und zur Empfang⸗ 
nahme der Zahlungen Bevollmächtigten; letzteres Erfordernis 
gilt auch für die Gebote von Geſellſchaften; 

e) nähere Angaben über die Bezeichnung der etwa mit ein⸗ 
gereichten Proben. Die Proben ſelbſt müſſen ebenfalls vor 
dem Bietungstermine eingeſandt und derartig bezeichnet ſein, 
A ohne weiteres erkennen läßt, zu welchem Angebot fie 
gehören; 

f) die etwa vorgeſchriebenen Angaben über die Bezugsquellen 
von Fabrikanten. 

Angebote, welche dieſen Vorſchriften nicht entſprechen, insbeſondere 
ſolche, welche bis zu der feſtgeſetzten Terminsſtunde bei der Behörde 
nicht eingegangen ſind, welche bezüglich des Gegenſtandes von der 
Ausſchreibung ſelbſt abweichen oder das Gebot an Sonderbedingungen 
knüpfen, haben keine Ausſicht auf Berückſichtigung. 5 

Es ſollen indeſſen 9285 Angebote nicht ausgeſchloſſen ſein, in 
welchen der Bewerber erklärt, ſich nur während einer kürzeren als der 
in der Ausſchreibung angegebenen Zuſchlagsfriſt an ſein Angebot ge⸗ 
bunden halten zu wollen. 
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§ 4. Wirkung des Angebots. 

Die Bewerber bleiben von dem Eintreffen des Angebots bei der 
ausſchreibenden Behörde bis zum Ablauf der feſtgeſetzten Zuſchlagsfriſt 
bezw. der von ihnen bezeichneten kürzeren Friſt (§ 3 letzter Abſatz) an 
ihre Angebote gebunden. 

Die Bewerber unterwerfen ſich mit Abgabe des Angebots in bezug 
auf alle für fie daraus entſtehenden, Verbindlichkeiten der Gerichtsbar⸗ 
keit des Ortes, an welchem die ausſchreibende Behörde ihren Sitz hat 
und woſelbſt auch ſie auf Erfordern Domizil nehmen müſſen. 


§ 5. Zulaſſung zum Eröffnungstermin. 


Den Bewerbern und deren Bevollmächtigten ſteht der Zutritt zu 
dem Eröffnungstermine frei. Eine Veröffentlichung der angegebenen 
Gebote iſt nicht geſtattet. 


§ 6. Erteilung des Zuſchlags. 

Der Zuſchlag wird von dem ausſchreibenden Beamten oder von 
der ausſchreibenden Behörde oder von einer dieſer übergeordneten Be⸗ 
hörde entweder im Eröffnungstermin zu dem von dem gewählten 
Unternehmer mit zu vollziehenden Protokoll oder durch beſondere 
ſchriftliche Mitteilung erteilt. 

Letzterenfalls iſt derſelbe mit bindender Kraft erfolgt, wenn die 
Benachrichtigung hiervon innerhalb der Zuſchlagsfriſt als Depeſche oder 
Brief dem Telegraphen⸗ oder Poſtamt zur Beförderung an die in dem 
Angebot bezeichnete Adreſſe übergeben worden iſt. 

Trifft die Benachrichtigung trotz rechtzeitiger Abſendung erſt nach 
demjenigen Zeitpunkt bei dem Empfänger ein, für welchen dieſer bei 
ordnungsmäßiger Beförderung den Eingang eines rechtzeitig abgeſendeten 
Briefes erwarten darf, ſo iſt der Empfänger an ſein Angebot nicht 
mehr gebunden, falls er ohne Verzug nach dem verſpäteten Eintreffen 
der Zuſchlagserklärung von ſeinem Rücktritt Nachricht gegeben hat. 

Nachricht an diejenigen Bewerber, welche den Zuſchlag nicht er⸗ 
halten, wird nur dann erteilt, wenn dieſelben bei Einreichung des 
Angebots unter Beifügung des erforderlichen Frankaturbetrages einen 
desfallſigen Wunſch zu erkennen gegeben haben. Proben werden nur 
dann zurückgegeben, wenn dies in dem Angebotsſchreiben ausdrücklich 
verlangt wird, und erfolgt alsdann die Rückſendung auf Koſten des 
betreffenden Bewerbers. Eine Rückgabe findet im Falle der Annahme 
des Angebots nicht ſtatt; ebenſo kann im Falle der Ablehnung des⸗ 
ſelben die Rückgabe injoweit nicht verlangt werden, als die Proben bei 
den Prüfungen verbraucht ſind. 2 

Eingereichte Entwürfe werden auf Verlangen zurückgegeben. 

„ Den Empfang des Zuſchlagſchreibens hat der Unternehmer um⸗ 
gehend ſchriftlich zu beſtätigen. 


ST. Vertragsabſchluß. 
Der Bewerber, welcher den Zuſchlag erhält, if verpflichtet, auf 
Erfordern über den durch die Erteilung des Zuſchlages zu Stande ge⸗ 
kommenen Vertrag eine ſchriftliche Urkunde zu vollziehen. 
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Sofern die Unterſchrift des Bewerbers der Behörde nicht bekannt 
iſt, bleibt vorbehalten, eine Beglaubigung derſelben zu verlangen. 
Die der Ausſchreibung zu Grunde liegenden Verdingungsanſchläge, 
Zeichnungen ꝛc., welche bereits durch das Angebot anerkannt ſind, hat 
der Bewerber bei Abſchluß des Vertrages mit zu unterzeichnen. 


§ 8. Kautionsſtellung. 

Innerhalb 14 Tagen nach der Erteilung des Zuſchlages hat der 
Unternehmer die vorgeſchriebene Kaution zu beſtellen, widrigenfalls die 
Behörde befugt iſt, von dem Vertrage zurückzutreten und Schaden⸗ 
erſatz zu beanſpruchen. 


§ 9. Koſten der Ausſchreibung. 
Zu den durch die Ausſchreibung ſelbſt entſtehenden Koſten hat der 
Unternehmer nicht beizutragen. 


Abteilung IV. 


Baupolizeiliche Vorſchriften 


für 


das platte Land 
des Regierungsbezirks Bromberg. 


Baupolizeiordnung für das platte Land des Regierungsbezirks 

Bromberg, mit Ausnahme der in der Baupolizeiordunng für die 

Städte vom 12. Dezember 1905 (ſiehe Abteilung V) bezeichneten 

ländlichen Ortſchaften, vom 6. Februar 1882. (Außerordentliche 
Beilage zu Nr. 7 des Amtsblatts.) 


II 
Von den Beſchränkungen der Baufreiheit im öffentlichen 
Intereſſe. 


Abſchnitt 1. 
Allgemeine Erforderniſſe der Bauten: 
5 1. Entfernung der Gebäude von öffentlichen Straßen ꝛc. 

Wo eine Baufluchtlinie nicht beſteht, dürfen in einer Entfernung von: 
weniger als 7 m von der nächſten Schiene einer Eiſenbahn, 
weniger als 3 m von der Kronenkante eines öffentlichen Weges, 
weniger als 75 m von einem Forſt 

Gebäude mit Fenſtern oder Türen in den nach der Seite der Bahn 
oder des Weges gerichteten Wänden nicht errichtet werden. 
Ausnahmen ſind für Gebäude, welche zum Betriebe der Eiſenbahn 
dienen, im Übrigen nur nach Anhörung der betreffenden Wege-, Bahn⸗ 
oder Forſtverwaltung zuläſſig. h 
Darüber, in welcher Entfernung von beſtehenden ſicherheits⸗ oder 
geſundheitsgefährlichen Anlagen Gebäude überhaupt oder beſondere 
Arten derſelben errichtet werden dürfen, iſt nach Lage des einzelnen 
Falles Beſtimmung zu treffen. 


§ 2. Zugänglichkeit, Hofraum. 

Jeder Bau muß ſo angelegt ſein, daß im Falle eines Brandes 
für die Feuerlöſchanſtalten der erforderliche Raum vorhanden iſt. 

Grundſtücke, auf welchen außer Vordergebäuden auch Seiten⸗ und 
Hintergebäude errichtet werden, müſſen mit einer für die Feuerlöſch⸗ 
geräte ausreichenden Durchfahrt von der Straße aus verſehen ſein. 

Toreinfahrten dürfen nur dann überbaut werden, wenn eine zweite 
ausreichende Zufahrt vorhanden iſt. 

Jedes zur Bewohnung oder zum längeren Aufenthalt von Menſchen 
beſtimmte Gebäude muß einen öffentlichen Zugang haben und iſt ſo an⸗ 
zulegen, daß der im öffentlichen Geſundheitsintereſſe erforderliche Zutritt 


„) Kapitel iſt erſetzt durch die Polizeiverordnung vom 12. Dezember 1905 
(Abteilung V.) 
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von Licht und Luft geſichert iſt. Zu dieſem Zweck ſoll in der Regel 
jedes mit ſolchen Gebäuden bebaute Grundſtück einen Hof von ¼ ſeiner 
Grundfläche, mindeſtens aber von 6 m Länge und 6 m Breite bejigen. 
Ausnahmen ſind für Eckgrundſtücke und andere Bauplätze von ge⸗ 
ringer Größe alsdann zuläſſig, wenn anderweit für den im ſanitären 
Intereſſe erforderlichen Zutritt von Licht und Luft dauernd Sorge 
getragen iſt. 
§ 3. Aborte und Dungſtätten. 

Aborte und Dungſtätten dürfen nicht vor den Häuſern nach der 
Straßenſeite angelegt werden. Sie müſſen von den Brunnen mindeſtens 
10 m entfernt bleiben. 


84. Ableitung übelriechender und ſchädlicher Flüſſigkeiten. 

Übelriechende und ſchädliche Flüſſigkeiten, abgeſehen von den zu 
dem landwirtſchaftlichen Betriebe dienenden Dungſtoffen, ſind entweder 
nach unterirdiſchen Kanälen abzuführen, oder doch ſo zu ſammeln oder 
abzuleiten, daß das Publikum und die Nachbarn nicht beſchädigt oder 
beläſtigt werden. 

§ 5. Brunnen. 

Soweit nicht durch den Anſchluß an öffentliche Waſſerleitungen, 
durch die Nähe öffentlicher Brunnen oder das Recht zur Mitbenutzung 
von privaten Brunnen oder Waſſerleitungen für den Bedarf von 
Waſſer zum Trinken und zu Feuerlöſchzwecken in ausreichender Weiſe 
geſorgt iſt, muß jedes Grundſtück, welches mit zur Wohnung oder zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmten Gebäuden beſetzt iſt, 
einen Brunnen haben. 

Nicht minder kann die Bebauung eines Grundſtücks mit Gebäuden, 
welche zur Wohnung oder zum längeren Aufenthalt von Menſchen 
beſtimmt ſind, von dem Nachweis abhängig gemacht werden, daß für 
den Bedarf an trinkbarem Waſſer in der den örtlichen Verhältniſſen 
entſprechenden Weiſe genügend geſorgt iſt. 5 

Insbeſondere kann auf Grundſtücken, auf welchen eine gewerbliche 
Anlage von größerem Umfange errichtet wird, die Herſtellung min⸗ 
deſtens eines Brunnens verlangt werden. 

Offene Brunnen und Waſſerbehälter ſind in ſicherer Weiſe ein⸗ 
zufriedigen. 

§ 6. Gas⸗, Waſſer⸗ ꝛc. Leitung. 

Gas-, Waſſer⸗ und andere Leitungen zur Zu⸗ und Abführung von 
Flüſſigkeiten müſſen eine ſolche Stärke und Dichtigkeit haben, daß 
Ausſtrömungen mit Sicherheit vermieden werden, auch müſſen ſie mit 
ausreichenden Abſperrvorrichtungen verſehen ſein. 


$ 7. Höhe der Gebäude. 
Wohngebäude dürfen in der Regel nur drei Stock hoch errichtet 


werden. 
Abſchnitt 2. 
Beſondere Rs e 


Jeder Bau muß in bezug auf Konſtruktion und Baumaterial 
ſeinem Zweck entſprechend feſt und feuerſicher und auch im übrigen ſo 
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hergeſtellt werden, daß dadurch die Geſundheit und Sicherheit nicht 
gefährdet wird. 
§ 9. Feunerſichere Wände. 

1. In einer Entfernung bis 3 m von dem Nachbargebäude iſt die 
. zugewandte Außenwand feuerſicher ($ 9 Kapitel 1) her⸗ 
uftellen. 

2: 815 zu 5 m Entfernung dürfen nur Gebäude mit maſſiver oder 
maſſiv verblendeter Außenwand und feuerſicherer Bedachung 
($ 14 Kapitel 1) errichtet werden. it die gegenüberliegende 
Wand des Nachbargebäudes feuerſicher hergeſtellt, ſo iſt Fach⸗ 
werk, mit feuerſicherem Material ausgemauert, geſtattet. 

Außenwände von Holz dürfen nur in einer Entfernung von mehr 
als 5 m von Nachbargebäuden, nicht feuerſichere Bedachung in 
einer ſolchen von mindeſtens 10 m Entfernung angebracht werden. 

4. Iſt das Nachbargrundſtück unbebaut, aber zur Bebauung geeig⸗ 
net, ſo iſt die Hälfte der 1—3 vorgeſchriebenen Entfernung von 
der Nachbargrenze einzuhalten. Für Gebäude auf demſelben 
Grundſtück können die notwendigen Entfernungen gleichfalls auf 
die Hälfte ermäßigt werden. 

. Bei Grundſtücken, welche mindeſtens 250 Meter von anderen 
bebauten Grundſtücken entfernt liegen, können die unter Nr. 4 
für die auf denſelben zu errichtenden Gebäude feſtgeſetzten Ent⸗ 
fernungen, ſoweit es ſich nicht um Wohngebäude handelt, durch 
die unterzeichnete Regierung ausnahmsweiſe ermäßigt werden.“) 


= 


St 


§ 10. Brandmauern. 

In ausgedehnten Gebäuden ſind in Entfernungen von höchſtens 
40 m unverbrennbare Trennungswände — §. 9 Abſ. 1 Kap. 1 — zu 
errichten, welche, ſoweit klimatiſche Verhältniſſe nicht entgegenſtehen, 
30 cm über das Dach hinausgehen müſſen. In denſelben find die 
etwa erforderlichen Türöffnungen ohne Anwendung von brennbarem 
Material anzufertigen und mit unverbrennbaren, von ſelbſt zufallenden 
Türen zu verſehen. 5 + 

In Wohnräumen bedarf es ſolcher Türen nur im Dachgeſchoß. 
Im Innern nicht bewohnter Gebäude, als Scheunen, Ställe und der⸗ 
gleichen, kann von der Errichtung ſolcher Trennungswände abgeſehen 
werden, wenn die Beſtimmung des Gebäudes dies erheiſcht, und nicht 
beſondere feuerpolizeiliche Bedenken entgegenſtehen. 


$ 11. Veränderung der geringſten zuläſſigen Entfernung von der 
Nachbargrenze. 

Die im 8 9 vorgeſchriebene notwendige Entfernung von der Nach⸗ 
bargrenze vermindert ſich um ſoviel, als die dauernde Nichtbebauung 
des Nachbargrundſtücks über jene Entfernung hinaus in rechtsverbindlicher 
Weiſe geſichert iſt. 

§ 12. Ausnahmen. 

Für Gebäude oder Gebäudeteile, deren Umfang, Beſchaffenheit, Be⸗ 

ſtimmung oder Verwendung ſie beſonders feuergefährlich erſcheinen läßt, 


„) Zuſatz gemäß Polizeiverordnung vom 12. Mai 1888, Amtsblatt Seite 179. 


können maſſive Umfaſſungs⸗ ſowie maſſive tragende Mittelwände und 
maſſive Umfaſſungswände der Treppen gefordert werden. 


§ 13. Abſchluß der Gebände. 

Bauten auf Freipfoſten ohne Scheidewände im Hohlraum (Schuppen) 
können auf den Seiten offen bleiben oder mit Latten und dergleichen 
abgeſchloſſen werden, ſofern nicht beſondere feuerpolizeiliche Bedenken 
entgegenſtehen. 8 
BVei anderen Bauten kann die Herſtellung feſtgeſchloſſener Um⸗ 
faſſungswände nur da unterbleiben, wo das feuerpolizeiliche Intereſſe 
dies geſtattet. 

In gleicher Weiſe iſt bei offenen Galerien, Balkonen, offenen 
Gängen und dergleichen das Intereſſe der Feuerſicherheit zu wahren. 


§ 14. Bedachung. 

Gebäude mit Feuerungsanlagen ſind feuerſicher einzudecken. 

Eine Ausbeſſerung oder Erneuerung von Stroh- oder Rohrdächern 
auf Gebäuden mit Feuerungsanlagen iſt nur dann geſtattet, wenn 
keine Erneuerung oder Ausbeſſerung des Dachſtuhls oder der Dach— 
ſparren damit verbunden iſt. 

Findet in ſolchen Gebäuden eine Erneuerung oder Untermauerung 
von Fachwerkswänden ſtatt, ſo iſt gleichzeitig ein feuerſicheres Dach 
aufzulegen. 

Ausnahmen ſind für ſolche Gebäude geſtattet, welche mindeſtens 
250 m von anderen bebauten Grundſtücken entfernt liegen. 


$ 15. Türen an Gebäuden. 
Alle Tür⸗ und Lichtöffnungen an den Wänden und alle Offnungen 
in den Dächern, ſind mit geeigneten Türen, Läden, Fenſtern oder 
anderen Verſchlußvorrichtungen zu verſehen. 


§ 16. 
Türen an Gebäuden, welche für größere Verſammlungen von 
Menſchen beſtimmt ſind (Kirchen, Theater, große Fabriken), find zum 
Aufſchlagen nach außen einzurichten. 


§ 17. Licht⸗, Ventilations⸗ und Aufzugsſchachte. 

Lichtſchachte find nur zwiſchen maſſiven oder 12 cm ſtark ver⸗ 
blendeten Wänden, Ventilations- und Aufzugsſchachte, auch zwiſchen 
Wänden mit Metallbekleidung zuläſſig. Die zu Aufzugsſchachten 
führenden Verbindungsöffnungen ſind mit eiſernen oder eiſenbekleideten 
Verſchlußvorrichtungen zu verſehen. 


§ 18. Auſtrich. 


Bei dem äußeren Anſtrich der Gebäude dürfen Farben nicht ver⸗ 
wandt werden, welche der Geſundheit ſchädlich ſind oder die Umgebungen 
namentlich die Sehorgane, beläſtigen. 
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8 19.50 

Stallungen, Scheunen und andere zum Aufbewahren feuergefähr⸗ 
licher Stoffe dienende Gebäude dürfen mit Wohn⸗ und anderen mit 
Feuerſtätten verſehenen Räumen nur dann unter einem Dache ver⸗ 
bunden werden, wenn ſie durch unverbrennliche Wände oder Decken 
ohne Offnung ($ 9) von den letzteren getrennt werden. 

Doch kann, wenn Räumlichkeiten, die nur vorübergehend als 
Wohnräume benutzt werden ſollen, mit unbedeutenden Stall⸗ oder 
Scheunenräumen unter einem Dache erbaut werden ſollen, von der 
Errichtung einer feuerſicheren Trennungswand abgeſehen und der Ab⸗ 
ſchluß durch nach der Seite des Wohngebäudes feuerſicher verblendetes 
Fachwerk mit feuerſicher verwahrten Offnungen geſtattet werden. ) **) 


$ 20. Wohnräume. 

Bei Gebäuden, welche Wohnräume im Erdgeſchoß enthalten, find 
in dem letzteren die Fußböden in einer Höhe von mindeſtens 0,30 m, 
bei abſchüſſigen Grundſtücken von mindeſtens 0,20 m an den höchſten 
Stellen über der Grundfläche anzulegen. 5 

Wohnräume find fo einzurichten, daß der erforderliche Zutritt von 
Luft und Licht geſichert iſt. Zu dieſem Ende muß in der Regel jeder 
ſolcher Raum mindeſtens ein unmittelbar ins Freie führendes Fenſter 
von ausreichender Größe enthalten und gut zu durchlüften ſein. 

Wohnräume 2 — bei Neubauten eine lichte Höhe von mindeſtens 
2,50 m erhalten. Werden beſtehende Gebäude in der bisherigen Ab⸗ 
meſſung um⸗ oder ausgebaut, ſo iſt eine lichte Höhe von 2 m alsdann 
geſtattet, wenn die entſprechenden Räume des alten Gebäudes nicht 
bereits höher waren. * 

Zu den Wohnräumen im Sinne der vorſtehenden Vorſchriften 
zählen auch die Schlafräume. 

Dachwohnungen dürfen nur unmittelbar über dem oberſten Stock⸗ 
werke und nicht übereinander angelegt werden. . f 

Wohnungen, deren Decke unterhalb der Erdoberfläche liegt, find 
unterſagt. a 

Wohnungen, welche teilweiſe unter der Erdoberfläche liegen (Keller⸗ 
geſchoß), ſind nur geſtattet, wenn der Fußboden mindeſtens 0,30 m 
über dem höchſten Grundwaſſerſtande und nirgend tiefer als 0,5 m 
unter dem umgebenden Erdboden liegt. Der Boden und die Wände der⸗ 


) Faſſung des § 19 beruht auf Polizeiverordnung vom 9. Juli 1892 
(Amtsblatt Seite 334.) 

*) Hierzu beſtimmt die Polizeiverordnung vom 29. September 1897 (Amts⸗ 
blatt S. 531): 5 

Ebenſo können von der Vorſchrift des § 19 Kapitel II Titel 1 Abſchnitt 2 
a. a. O., wonach Stallungen, Scheunen und andere zum Aufbewahren feuer⸗ 
gefährlicher Stoffe dienende Gebäude mit Wohn⸗ und anderen mit Feuerſtätten 
verſehenen Räumen nur dann unter einem Dache verbunden werden dürfen, wenn 
ſie durch unverbrennliche Wände von den letzteren getrennt werden, in geeigneten 
Fällen gleichfalls mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes Ausnahmen dahin zu⸗ 
gelaſſen werden, daß die Anbringung von auf beiden Seiten mit Eiſenblech be⸗ 
ſchlagenen und mit unverbrennlichen ſelbſttätigen Zuſchlagsvorrichtungen verſehenen 
Verbindungstüren zwiſchen dergleichen Räumen geſtattet wird. 


ſelben müſſen durch nachhaltig wirkende Iſolierungsſchichten (Asphalt ꝛc.) 
von dem Erdboden iſoliert werden. . 

Was von Wohnungen beſtimmt ift, gilt inſoweit nicht die beſonderen 
Umſtände des Falls eine Ausnahme geſtatten, auch von den zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmten Gelaſſen. 


§ 21. Treppen. 

Gebäude von zwei Stockwerken, welche außer im Erdgeſchoß Woh⸗ 
nungen oder Räume enthalten, die zum Fabrik⸗ oder einem anderen 
feuergefährlichen Gewerbebetrieb, oder zur Verſammlung einer größeren 
Anzahl von Menſchen beſtimmt ſind, müſſen mindeſtens eine feuer⸗ 
ſichere Treppe, zu welcher aus jeder Wohnung und Werkſtatt und 
von außen ein direkter feuerſicherer Zugang führt, Gebäude dieſer 
Art von mehr als zwei Stockwerken außerdem eine zweite Treppe 
haben. Die Minimalbreite der feuerſicher anzulegenden Treppen be⸗ 
trägt 1 m. 

Als „feuerſicher“ iſt eine Treppe anzuſehen, wenn ſie von maſſiven 
Wänden eingeſchloſſen und auf der untern Fläche mit einem die Fort⸗ 
pflanzung des Feuers verhindernden Überzug verſehen iſt. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift findet auf Zugänge entſprechende Anwendung. 

Für Gebäude von größerem Umfang kann im Bedürfnisfalle über 
Zahl, lichte Breite und Beſchaffenheit der Treppen und Zugänge 
weitergehende Anordnung getroffen, auch die Anlegung von Treppen 
aus unverbrennbarem Material vorgeſchrieben werden. 

In Theatern oder in anderen Gebäuden, in welchen eine größere 
Anzahl von Menſchen ſich zu verſammeln pflegt, ſind die Treppen⸗ 
häuſer, Treppen und Vorflure von unverbrennbarem Material in ſolcher 
Anzahl, Beſchaffenheit, Breite und Einrichtung anzulegen, daß das 
Verlaſſen derſelben raſch vor ſich gehen kann. 

Die entſprechende Abänderung beſtehender Einrichtungen in Ge⸗ 
bäuden der letztgedachten Art kann verlangt werden, ſofern nicht 
beſondere Umſtände Ausnahmen geſtatten. 


§ 22. Sicherheitsvorrichtungen an Öffnungen. 

In Wohngebäuden müſſen Treppen-, Keller⸗, Schacht und der- 
gleichen Öffnungen mit den erforderlichen Sicherheitsvorrichtungen ver- 
ſehen ſein. In anderen Gebäuden können ſolche gefordert werden, 
wenn die Gebäude von einer größeren Anzahl von Menſchen benutzt 


werden. 
§ 23. Feuerſtätten. 

Feuerungsanlagen dürfen nur in ſolchen Räumen eingerichtet 
werden, welche vermöge ihrer Beſtimmung nicht zu feuer- oder ſanitäts⸗ 
polizeilichen Bedenken Anlaß geben und gegen Gebäude und Räume, 
welche zur Aufbewahrung leicht entzündlicher Stoffe dienen, gehörig 
abgeſchloſſen ſind. ale 


„In Gelafjen, in welchen Feuerſtätten ſich befinden, ſind die 
Zwiſchenräume zwiſchen den Deckenbalken mit unverbrennbarem 


Material auszufüllen, oder die zwiſchen den Balken etwa anzubringen⸗ 
den Staakhölzer, Einſchubbretter ꝛc. mit dergleichen Material zu be⸗ 
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decken und, ſoweit die ganzen Decken nicht von ſolchem Material her⸗ 
geſtellt ſind, dieſelben nach unten feuerſicher zu verwahren. 

Die Anbringung von Holztäfelung an derart feuerſicher hergeſtellten 
Decken iſt zuläſſig, abgeſehen davon kann ſie auch ausnahmsweiſe in 
Räumen von mindeſtens 5 m Höhe geſtattet werden. 

§ 25. 

Feuerſtätten ſind mit ihrer Umgebung in feuerſicherer Weiſe 
herzuſtellen. Die ſie begrenzenden Wände ſind in einer nach Art 
und Umfang der Feuerung zu bemeſſenden Ausdehnung und Stärke 
unverbrennbar anzulegen. Der Boden, auf welchem die Einrichtung 
ſteht, iſt, ſoweit die Feuerſicherheit nicht deſſen Herſtellung aus un⸗ 
verbrennbarem Material erheiſcht, ebenſo wie die Böden vor der Heiz-, 
Schür⸗ und Aſchenöffnung in angemeſſener Ausdehnung feuerſicher zu 
verwahren. Heiz-, Schür⸗ und Aſchenöffnungen find mit brandſicherem 
Verſchluß zu verſehen. Auch im übrigen ſind die Feuereinrichtungen 
von Holzwerk und anderen brennbaren Stoffen in angemeſſener Weiſe 
zu iſolieren oder in einer Entfernung von mindeſtens 1 m frei von 
jedem Holzwerk anzulegen, ſofern nicht die nötigen Vorkehrungen zur 
Beſeitigung jeder Feuersgefahr getroffen werden. Das Gleiche gilt von 
Heizröhren. 

Verſchluß- und Regulierungsklappen in Räumen, welche zum Auf⸗ 
enthalt von Menſchen dienen, find jo anzulegen, daß Leben und Gefund- 
heit nicht gefährdet werden. 

Verſchlußvorrichtungen gegen den Rauchabzug an Stubenöfen 
(Ofenklappen ꝛc.) find bis zum 1. Oktober 1885 zu beſeitigen. 


§ 26. Schornſteine. 

Jede Feuerſtätte muß mit einem Schornſtein von den bautechniſchen 
Regeln entſprechender, lichter Weite in Verbindung ſtehen. 5 

Schornſteine und Rauchrohre ſind von unverbrennbarem Material 
in feſter und ſicherer Weiſe herzuſtellen und von Holzwerk und anderen 
brennbaren Stoffen ausreichend zu iſolieren. Gemauerte Schornſteine 
müſſen auf eigenem maſſiven, vom Erdboden aufgemauerten Fundamente 
oder auf maſſiven Mauern ruhen. Sie dürfen nicht auf Balkenlagen 
geſetzt werden. 


*) Polizeiverordnung, betreffend die Ergänzung des § 25, Kapitel II der Bau⸗ 
polizeiordnung vom 6. Februar 1882, vom 23. Januar 1883. (Amtsbl. S. 29.) 
Auf Grund der §§ 6 und 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 wird für den Umfang unſeres Verwaltungsbezirks im Auſchluß an 
§ 25 Kapitel Il unſerer Baupolizeiordnung vom 6 Februar 1882 (Außerordent⸗ 
liche Beilage zu Nr. 7 unſeres Amtsblatts) beſtimmt: 
Bei allen neuen Anlagen von Kaminen müſſen dieſelben dergeſtalt eingerichtet 
werden, daß die Oberfläche mindeſtens 0,80 m über dem Fußboden erhöht liegt. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmung werden mit einer Geldſtrafe bis 
zu dreißig Mark oder im Falle des Unvermögens mit verhältnismäßiger Haft 
ſowohl an der den Bau leitenden Perſon, als an dem Bauherrn geſtraft werden. 
Bromberg, den 23. Januar 1883. 


Königliche Regierung, Abteilung des Innern. 
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Sie ſind ſo einzurichten, daß ſie ordnungsmäßig gereinigt, nach⸗ 
geſehen und ausgebeſſert werden können. Das Schleifen der Schorn⸗ 
ſteine in einer Neigung unter 60 Grad gegen den Horizont oder auf u 
Holzbalken iſt unzuläſſig. 

Schornſteine müſſen ſoweit über das Dach vorragen, wie es die 
Feuerſicherheit oder ihre Standfeſtigkeit erheiſcht, und ſo angelegt ſein, 
1 Nachbarn und das Publikum durch den Rauch nicht beläſtigt 
werden. 

§ 27. Fenerſtätten in Werkſtätten. 

Für Feuerſtätten in Räumen, in welchen leicht entzündliche Stoffe 
verarbeitet oder aufbewahrt werden, können beſondere Einrichtungen 
gefordert werden, welche Feuersgefahr ausſchließen. 


F. 28. Beſonders feuergefährliche Anlagen. 

Für Räume, welche entweder zur Lagerung von Vorräten leicht 
entzündlicher oder ſchwer löſchbarer Stoffe dienen, in welchen Feuer⸗ 
ſtätten von größerem Umfange, als Braukeſſel, Backöfen, Darren, 0 
Schmiedeſſen und dergleichen errichtet oder beſonders gefährliche Ge⸗ 
werbe betrieben werden ſollen, kann auch, ſoweit nicht die Vorſchrift 
der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 88 16 sequ. (Reichs-Geſetz⸗ 
blatt Seite 245) und des Geſetzes vom 2. März 1874, (Reichs⸗Geſetz⸗ 
blatt Seite 129) Anwendung finden, die Herſtellung ſeuerſicherer 
Umfaſſungs⸗ und Innenmauern, Böden und Decken, nach Umſtänden 
auch Einwölbung und die Anlegung metallener Verſchlüſſe der Off⸗ 
nungen gefordert, auch die Anlegung von Wohnräumen über ſolchen 

Räumen unterſagt werden. 
| Schmieden, Kalk-, Gips-, Zement- und Ziegelöfen müſſen von 
feuerſicher gedeckten Gebäuden 10 m, von nicht feuerſicher gedeckten 
20 m, im Freien errichtete Backöfen von feuerſicher gedeckten Gebäuden 
15 m, und von nicht feuerſicher gedeckten 30 m entfernt bleiben. Iſt 
das Nachbargrundſtück unbebaut, aber zur Bebauung geeignet, ſo iſt 
eine Entfernung von 5 bezw. 10 m von der Nachbargrenze einzuhalten. 
| Auch für andere der im Abſatz 1 erwähnten Gebäude kann nad) 
| den beſonderen Umſtänden des Falls ein die ſonſt vorgeſchriebene Ent⸗ 
| fernung von anderen Gebäuden bezw. der Nachbargrenze überſteigender 
| Abſtand vorgeſchrieben werden. 

Für Gebäude, deren Beſtimmung die Verbreitung eines Feuer⸗ 
ſcheins mit ſich bringt, ſind Vorkehrungen, welche die in der Nähe 
befindlichen öffentlichen Wege vor Feuerſchein ſichern, in Exmangelung 
derſelben die zur Sicherung des Verkehrs erforderlichen Abſtände vor⸗ 
zuſchreiben. 

Neu anzulegende durch Wind bewegte Triebwerke müſſen mindeſtens 
22 m von den Grenzen der benachbarten fremden Grundſtücke, ſowie 
mindeſtens 75 m von den nächſten öffentlichen Wegen entfernt bleiben. 
Dieſe Entfernungen werden von den Umfaſſungswänden der Triebwerke 

| ab gerechnet. 

Der Aufbau in geringeren Entfernungen darf nur mit bejonderer 

Genehmigung der unkerzeichneten Regierung und unter Beachtung der 
| oe in jedem einzelnen Falle etwa vorzuſchreibenden Bedingungen 
erfolgen. 


u = 


§ 29. Bauten im Feuerbereich der Eiſenbahnen. 

Gebäude innerhalb 38 m von der nächſten Schiene, oder wenn die 
Eiſenbahn auf einem Damme liegt, einer weiteren Entfernung der 
anderthalbfachen Höhe des Dammes, müſſen mit feuerſicheren Wänden 
und feuerſicheren Dächern verſehen ſein. Diejenigen Räume derſelben, 
in welchen feuergefährliche „Gegenftände aufbewahrt werden, dürfen 
nach der Bahnſeite keine Offnung haben. 


Abſchnitt 3. 
Ergänzende Vorſchriften. 
§ 30. Sichere Bauausführung. 

Bei der Ausführung eines Baues oder beim Abbruch eines Ge⸗ 
bäudes ſind diejenigen Vorkehrungen zu treffen, welche zur Verhütung 
von Unglücksfällen, ſowohl bezüglich der beim Bau ſelbſt beſchäftigten 
Perſonen, als des Publikums auf den Straßen, von Beſchädigungen 
fremden Eigentums und von Behinderungen des Verkehrs erforder⸗ 


lich find. 
§ 31. Anwendbarkeit auf beſtehende Gebäude. 

Außer denjenigen Fällen, in welchen Beſtimmungen dieſer Bau⸗ 
ordnung ausdrücklich auch auf beſtehende Gebäude anwendbar erklärt 
werden, finden fie auf ſolche auch bei Erneuerungs⸗, Um⸗ und Reparatur⸗ 
Bauten Anwendung. ’ 5 

Ausnahmen find zuläſſig, wenn ihre Durchführung nur mit unver⸗ 
hältnismäßigem Koſtenaufwande ſich ermöglichen läßt und ſofern nicht 
überwiegende Bedenken im Intereſſe des Gemeinwohls entgegenſtehen. 
Dispenſionen erteilt der Kreislandrat. 


III. 
Von der Handhabung der Baupolizei. 


Abſchnitt 1. 
Prüfung des Bauvorhabens. 
§ 1. Bauten, zu deren Ausführung es einer Erlaubnis nicht bedarf. 
Nachſtehende Bauarbeiten dürfen unter Einhaltung der bejtehenden. 
Vorſchriften ohne vorgängige Anzeige vorgenommen werden: 

1. die Ausführung und Abtragung von unbelaſteten Wänden; 

2. die Anlage und Veränderung von Tür⸗ und Fenſteröffnungen, 
ſoweit ſis nicht an der Straße oder mehr als 5 m von Nachbar⸗ 
gebäuden bezw. 2,50 m von ber Nachbargrenze belegen ſind, 
ſowie der Verſchlüſſe ſolcher Offnungen; RR! 

3. die Erneuerung oder Ausbeſſerung von den polizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen entſprechenden Dächern, die Herſtellung feuerſicherer 
Dachflächen, Dachrinnen, Schornſteine, Dachfenſter, Dachluken uſw.; 

4. alle Gegenſtände des inneren Ausbaues mit Ausnahme: 

a) der Herſtellung oder Veränderung von Feuerſtätten, ſowie 
der Erneuerung ſolcher, welche nicht den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechen; 

b) der Fälle der Ss 21 Al. 4 und 28 Kap. 1; 

c) der Herſtellung neuer Wohnräume; 
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5. die Errichtung und Veränderung von Umfriedigungen, welche 
nicht an der Straße liegen; 

6. die Errichtung, Erneuerung und Veränderung unheizbarer Garten⸗ 
und Feldhäuschen, Geſchirrhütten, Schuppen und anderer unbe⸗ 
deutender Baulichkeiten dieſer Art im freien Felde außerhalb der 
Städte und Dörfer; i 

7. die l ee von Ziſternen und Brunnen, ſoweit letztere 
nicht zur Herſtellung des Fundaments dienen; 

die Ausbeſſerung der außerhalb von Gebäuden beſtehenden Keller, 

unterirdiſcher Wege, Waſſerleitungen, Dungſtätten, Jauche- und 
anderen Gruben. 


00 


§ 2. Banerlanbnis. 

Für alle anderen Bauten bedarf es der ausdrücklichen Erlaubnis 
der zuſtändigen Polizeibehörde. 

Bei für Rechnung des Reichs oder Staats von Reichs- oder 
Staatsbeamten auszuführenden Bauten bedarf es einer ausdrücklichen 
Bauerlaubnis nicht, doch iſt in den Fällen, in welchen andere Bau⸗ 
unternehmer eine Bauerlaubnis nachſuchen müſſen, das Bauprojekt 
der kompetenten Polizeibehörde zur Erklärung darüber mitzuteilen, ob 
und was etwa in ortspolizeilicher Hinſicht dagegen zu erinnern iſt, um 
danach die entſprechende Anderung des Projekts herbeizuführen. 

Vor der Abgabe der Erklärung der Polizeibehörde darf mit dem 
Bau nicht begonnen werden. 


§ 3. Autrag auf Bauerlaubnis. 

Der Antrag auf Bauerlaubnis iſt ſchriftlich oder zu Protokoll bei 
der zuſtändigen Polizeibehörde einzureichen. 

Demſelben find die zur Prüfung des Bauvorhabens eventl. erfor- 
derlichen Zeichnungen in doppelter Ausfertigung beizufügen. 

Die Zeichnungen müſſen in genügend großem Maßſtabe unter 
Angabe desſelben und im übrigen deutlich ſein. Die Vorlagen ſind 
von dem Bauherrn und der mit der Leitung des Baues betrauten 
Perſon zu unterſchreiben; beide find für die Richtigkeit der Vorlagen 
verantwortlich. Auf dem platten Lande ſind Belegenheitsplan und Hand⸗ 
zeichnungen von dem Gemeindevorſteher gleichfalls zu unterſchreiben. 

Aus den Vorlagen müſſen Namen, Stand und Wohnort des Bau- 
herrn und der mit der Bauleitung betrauten Perſon, ſowie eine genaue 
und vollſtändige Angabe der beabſichtigten Bauausführung hervorgehen. 

An Zeichnungen ſind bei Neubauten erforderlich: 

1. ein Belegenheitsplan, aus welchem die Lage der Straßen, öffent⸗ 
lichen Wege, Gewäſſer, Bahnen, benachbarten Grundſtücke und 
Gebäude bezw. die Bauart der letzteren, inſoweit ſolche nach den 
beſtehenden Vorſchriften in Betracht kommen, ſowie die Ein⸗ 
richtung der Bauſtelle in bezug auf Ent⸗ und Bewäſſerung, 
Sammelſtätten von Abfallſtoffen, Einfriedigung uſw. zu erſehen iſt; 

2. die Anſicht der Faſſaden; 

3. 5 Grundriſſe ſämtlicher Geſchoſſe mit Angabe der Feuerungs- 

anlagen; 

4. die zur Prüfung nötigen Durchſchnittszeichnungen. 
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Bei Ausbeſſerungs⸗ oder Vergrößerungsbauten müſſen diejenigen 
der vorbezeichneten Zeichnungen beigefügt werden, welche zur Prüfung 
erforderlich ſind. Yu d 

Auf dem platten Lande kann, ſoweit es ſich nicht um Gebäude 
mit Feuerungsanlagen handelt, von der Beibringung von Bauzeich⸗ 
nungen und Belegenheitsplänen abgeſehen und eine vom Ortsvorſteher 
beſcheinigte Handſkizze in zwei Exemplaren über die Belegenheit (Nr. 1) 
für genügend erachtet werden. f 

Die zur Erteilung der Bauerlaubnis zuſtändige Behörde iſt befugt, 
ſoweit die Vorlagen zur Beurteilung des Bauvorhabens nicht aus⸗ 
reichen, deren Ergänzung zu verlangen und zu dieſem Ende insbeſon⸗ 
dere auch in anderen, als den vorbe eichneten Fällen Bauzeichnung 
und Belegenheitsplan, bei 9 Konſtruktionen und ſolchen 
von zweifelhafter Tragfähigkeit auch Detailzeichnung und einen durch 
en begründeten Nachweis ausreichender Sicherheit einzu⸗ 
ordern. 

Liegen gegen die Zuverläſſigkeit der Vorlagen Bedenken vor, ſo 
kann die Beſcheinigung derſelben durch einen der Behörde als zuver⸗ 
läſſig bekannten Bauverſtändigen oder Feldmeſſer verlangt werden. 

Hat ſich die mit der Vauleitung betraute Perſon wiederholt 
unrichtiger Angaben ſchuldig gemacht, ſo iſt die Beibringung einer 
Beſcheinigung der gedachten Art zu verlangen. b 

Gleichzeitig mit der Einreichung des Antrages auf Bauerlaubnis 
ift bei Neu-, An⸗ und ſolchen Umbauten, welche eine Veränderung der 
Umfaſſungswände zur Folge haben, die Größe und Lage des zu errich⸗ 
tenden Gebäudes auf der Bauſtelle genau erkennbar zu bezeichnen. 


§ 4. Form der Bauerlaubnis. 

Die Bauerlaubnis wird ſchriftlich, eventl. auf dem nebſt Velegen⸗ 
heitsplan zurückzugebenden Exemplar der Bauzeichnung erteilt. Sie 
betrifft nur die polizeiliche Zuläſſigkeit des Baues, erfolgt unbeſchadet 
der Rechte Dritter und erſtreckt ſich nicht auf die im 8 1 dieſes Kapitels 
aufgeführten Bauarbeiten. 


§ 5. Gültigkeit. a 
Eine auf Grund unrichtiger oder unvollſtändiger Vorlagen erteilte 
Bauerlaubnis gilt als nicht erteilt. 
Die Bauerlaubnis verliert ihre Gültigkeit, wenn innerhalb Jahres⸗ 
friſt vom Tage der Aushändigung der Bau nicht begonnen iſt, oder 
falls der begonnene Bau ein Jahr lang unvollendet geruht hat. 


Abſchnitt 2. 
überwachung der Bauausführung. 


$ 6. Aufbewahrung der Bauerlaubnis. 

Bauerlaubnis, Bauzeichnung und Belegenheitsplan müſſen während 
der Bauausführung ſtets auf der Bauſtelle oder doch ſo in der Nähe 
N fich befinden, daß fie in Gebrauchsfällen ohne erheblichen Zeit⸗ 
verluſt zur Hand ſind. 
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§ 7. Wechſel in der Perſon des Bauherrn oder des Bauleiters. 

Anderungen in der Perſon des Bauherrn oder des Bauleiters ſind 
der Ortspolizeibehörde ohne Verzug, ſpäteſtens innerhalb 3 Tagen 
anzuzeigen. 

§ 8. Znuſtändige Behörde. 25 N 

Die Ortspolizeibehörde hat die den baupolizeilichen Vorſchriften 
und der Bauerlaubnis entſprechende Ausführung der Bauten zu über⸗ 
wachen. 

f § 9. Rohbauabnahme. 

Zu dieſem Ende ſind in der Regel alle Neubauten und Anbauten, 
ſowie diejenigen Umbauten, durch welche in vorhandenen Gebäuden 
mit Veränderung belaſteter Wände, Schornſteine, Decken oder Dächer 
neue Wohnräume, Werkſtätten oder Lagerräume geſchaffen werden 
ſollen, während der Bauausführung mindeſtens einmal gründlich zu 
unterſuchen, bevor das Putzen der Mauern, Decken und Gewölbe ſowie 
der innere Ausbau beginnt. 

Bei Bauten von geringerer Bedeutung auf dem platten Lande, 
insbeſondere bei den Bauten ohne Feueranlagen, kann von der Unter⸗ 
ſuchung des Rohbaues abgeſehen werden, ſofern die bauleitende Perſon 
der Behörde als ſo zuverläſſig bekannt iſt, daß ſie hinreichende Gewähr 
für eine vorſchriftsmäßige Bauausführung darbietet. 

Ingleichen bedarf es bei auf Rechnung des Reichs oder des Staats 
von Reichs- oder Staatsbeamten ausgeführten Bauten der Abnahme 
des Rohbaues und der Schlußabnahme nicht. 


§ 10. 

Von der Vollendung des Rohbaues hat der Bauherr oder Bau⸗ 
leiter Anzeige zu erſtatten. Auf die Anzeige erfolgt die Unterſuchung 
innerhalb 8 Tagen. Derſelben hat der Bauherr oder Bauleiter bei- 
zuwohnen. a a ! 

Die zu prüfenden Gebäudeteile müſſen in dem für die Unter⸗ 
ſuchung erforderlichen Maße zugänglich und ſichtbar ſein. 


Seil, 

Über die Abnahme des Rohbaues wird event. auf der Bauerlaubnis 
ſelbſt eine Beſcheinigung erteilt, ſofern nicht die Prüfung wegen Ver⸗ 
ſtöße gegen die Vorſchriften der 88 6 und 10 hat ausgeſetzt werden 
müſſen oder der Bau den baupolizeilichen Beſtimmungen oder der Bau⸗ 
erlaubnis nicht als entſprechend befunden worden ift. 

In beiden Fällen findet, in dem letzteren auf Anzeige des Bau— 
herrn oder des Bauleiters von der erfolgten Beſeitigung der vorge— 
fundenen Baumängel, auf Koſten des Bauherrn eine Wiederholung 
der Rohbauabnahme ſtatt. 

Vor Erteilung der Beſcheinigung über die Rohbauabnahme darf 
die Fortſetzung des Baues, welche den Tatbeſtand zu verdunkeln ge— 
eignet iſt, nicht erfolgen. 


§ 12. Schlußabnahme. 


Gebäude oder Gebäudeteile, welche zum Bewohnen oder zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmt ſind, dürfen erſt in Ge⸗ 
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brauch genommen werden, wenn die Ortspolizeibehörde auf Grund 
einer nach Vollendung des Baues vorzunehmenden Prüfung (Schluß⸗ 
abnahme) hierzu die Erlaubnis erteilt hat. 

Wohnungen in einem neuen Hauſe dürfen in der Regel erſt neun 
Monate nach erfolgter Vollendung des Rohbaues bezogen werden. 
Dieſe Friſt kann nach den beſonderen Umſtänden des Falles von der 
Ortspolizeibehörde auf 4, bei Wohnungen in neuerbauten Stockwerken 
auf 3 Monate ermäßigt werden. i 

Auch bei anderen, als den vorbezeichneten Baulichkeiten kann, ſo⸗ 
fern Umfang oder Art des Baues oder die Perſon des Bauleiters dies 
erforderlich erſcheinen laſſen, die Ingebrauchnahme von einer Schluß⸗ 
abnahme abhängig gemacht werden. Daß dieſe Bedingung geſtellt 
wird, iſt, ſofern die Abnahme des Rohbaues vorgeſchrieben iſt, bei Er⸗ 
teilung des Rohbauabnahme⸗Atteſtes, andernfalls bei Erteilung der 
Bauerlaubnis dem Bauunternehmer oder Bauleiter ſchriftlich zu 
eröffnen. 

In bezug auf das Verfahren, die Wiederholung der Prüfung 
und die Erteilung der Beſcheinigung finden für die Schlußabnahme 
die Vorſchriften über die Rohbauabnahme ſinngemäße Anwendung. 


8 13. 

Polizeibehörden, welche über einen techniſchen Beirat nicht ver⸗ 
fügen, haben, ſofern ſie dies wegen des Umfanges oder der Art des 
Baues oder der Perſon des Bauleiters nach ihrem pflichtmäßigen Er⸗ 
meſſen für erforderlich erachten, zur Prüfung des Baugeſuchs, zur 
Abnahme des Rohbaues und zur Schlußabnahme einen Bauſachver⸗ 
ſtändigen zuzuziehen. 

8 14. 

Aufgehoben durch Polizei⸗Verordnung vom 15. Juni 1891. 

(Amtsbl. S. 267.) 


IV. 


Einführungstermin. Aufhebung beſtehender Verordnungen. 
— Strafen. Schlußbeſtimmungen. 
§ 1. Einführungstermin. 
Die vorſtehende Polizeiverordnung tritt mit dem 1. April 1882 


in Kraft. 

i § 2. Aufhebung anderer Polizeiverordnungen. 

Mit demſelben Tage treten die nachbenannten Polizeiverordnungen 
außer Wirkſamkeit: 

a) die Baupolizeiordnung für die Städte uſw. des Regierungs- 
bezirks Bromberg vom 1. Juni 1874 (1. Beilage zu Nr. 24 
des Amtsbl.); 

b) die Baupolizeiordnung für das platte Land und die kleineren 
Städte des Regierungsbezirks Bromberg vom 1. Juni 1874 
(2. Beilage zu Nr. 24 des Amtsbl.); 

c) die Polizeiverordnung zur Ergänzung der Baupolizeiordnung 
für die Städte vom 11. September 1874 (Amtsbl. S. 334); 


d) die Polizeiverordnung vom 14. November 1861 (Amtsbl. 
S. 334), betreffend den Bau von Windmühlen. 


§ 3. Lokalbaupolizeiverorduungen. 
Zur näheren Ausführung dieſer Verordnung können mit unſerer 
Genehmigung beſondere Lokalpolizeiordnungen erlaſſen werden. 


R s4 Strafen. 

Überall, wo die allgemeinen Strafgeſetze, insbeſondere die 88 330, 
367 Nr. 13, 14 und 15, 368 Nr. 3 und 4 und 369 Nr. 3 des Straf⸗ 
geſetzbuchs für das Deutſche Reich nicht ſtrengere Strafbeſtimmungen 
enthalten, ſollen Übertretungen der Vorſchriften dieſer Baupolizei⸗ 
ordnung mit einer Geldſtrafe bis zu dreißig Mark oder im Falle des 
Unvermögens mit verhältnismäßiger Haft ſowohl an der den Bau 
leitenden Perſon als an dem Bauherrn geſtraft werden.“) 

($ 5 veraltet.) 

Bromberg, den 6. Februar 1882. 


Königliche Regierung, Abteilung des Innern. 


) Betreffs der Ausnahmen von den Beſtimmungen der Baupolizeiordnung 
vom 6. Februar 1882 beſtimmt die Polizeiverordnung vom 19. Mai 1903 
(Amtsbl. S. 210): 

Auf Grund der $$ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 263) und der SS 137 bis 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſ.⸗S. S. 195) wird 
hierdurch unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes für den Umfang des Regie- 
rungsbezirks Bromberg folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


Einziger Paragraph. 

Ausnahmen von ſämtlichen Vorſchriften der Baupolizeiordnung für den 
Regierungsbezirk Bromberg vom 6. Februar 1882 können in geeigneten Fällen 
vom Bezirksausſchuſſe im Wege des Dispenſes geſtattet werden. 

Dieſe Polizeiverordnung tritt mit ihrer Verkündigung in Kraft. 

Bromberg, den 19. Mai 1903. 


Der Regierungspräfident. 
J.⸗Nr. 2920. I. b. U. 


Abteilung V. 


Baupolizeiliche Vorſchriften 


für die Städte 
des Regierungsbezirks Bromberg. 


— 


Baupolizeiverordnung für die Städte und einige 
Landgemeinden mit ſtädtiſcher Bauart des Regierungsbezirks Bromberg, 
vom 12. Dezember 1905. 


(Außerordentliche Beilage zu Nr. 2 des Amtsblatts für 1906.) 


Auf Grund der §s 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 265) und der 88 137 und 
139 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 und 19. Mai 1889 (G.⸗S. 1883 S. 195 und 1889 S. 108) wird 
unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes für die Städte des Regie⸗ 
rungsbezirks Bromberg, ſowie für die Landgemeinden Schleuſenau, 
Prinzenthal, Schwedenhöhe, Neu-Beelitz, Schöndorf mit Ausſchluß der 
früheren Gemeinde Glinke, Klein⸗Bartelſee, Schönhagen mit Ausſchluß 
der auf dem Höhenzuge gelegenen Teile, Karlsdorf, Groß-Bartelſee, 
Schröttersdorf, Bleichfelde und für den Gutsbezirk Hohenholm, ſämtlich 
im Landkreiſe Bromberg, ferner für die Landgemeinden Lukatz⸗Kreuz 
im Kreiſe Filehne, Piaski, Kawiary, Dalki, Dziekanka, Kleryka und 
Winiary im Kreiſe Gneſen, Blütenau und Wilatowen im Kreiſe Mo⸗ 
gilno, Janowitz Gut und Roggenau im Kreiſe Znin, Netzthal und 
Weißenhöhe im Kreiſe Wirſitz, Lekno und Lopienno im Kreiſe Won⸗ 
growitz, jedoch mit Ausnahme derjenigen abgelegenen Ausbauten, 
welche in nicht unbedeutender, in Gemäßheit des 8 85 dieſer Bau⸗ 
ordnung von der Polizeibehörde feſtzuſtellender Entfernung von dem 
bebauten Teile abliegen, nachſtehende Polizei-Verordnung erlaſſen. 


1. Abſchnitt. 
Das baupolizeiliche Verfahren. 


§ 1. Genehmigungs pflichtige Bauausführungen. 
Vorgängige baupolizeiliche Genehmigung iſt erforderlich: 

a) zu Neubauten, auch zu ſolchen für vorübergehende Zwecke, 

b) zu Umbauten, baulichen Erweiterungen und Veränderungen, 
ſoweit fie nicht unter § 2 fallen, 

c) zur Anlage und Veränderung von Feuerſtätten, 

d) zur Herſtellung und Veränderung von Entwäſſerungsanlagen, 
von Brunnen und Gruben aller Art, 

e) zur Aufſtellung und Veränderung von Einfriedigungen aller 
Art an öffentlichen Straßen und Wegen, 

f) zur Errichtung abgebundener Baugerüſte, 

g) zur Anlage und Beränderung von Bürgerſteigen, 

h) zur Aufftellung und Veränderung von Blitzableitern, feſten 
Fahnenſtangen an und auf Gebäuden. 
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N $ 2. Anzeigepflichtige Bauaus führungen. 
| Es bedarf nur einer vorherigen Anzeige an die Polizeibehörde: 8 
\ a) beim Abbruch von Gebäuden oder Gebäudeteilen, i 
N: b) bei unweſentlichen baulichen Veränderungen, welche keine | 
| Konſtruktionsteile berühren, 5 
4 c) bei Neuanlage von Gas- und elektriſchen Licht- und Kraft- 
leitungen, einſchließlich Gasbadeöfen, 
d) bei Herſtellung nicht abgebundener Baugerüſte, 
e) bei Aufſtellung von Bauzäunen, ’ 
f) beim Abputzen von Faſſaden ohne Veränderung diejer, 
g) zur Anbringung größerer Firmenſchilder. ! 


§ 3. Banten des Reichs und des Staats.“ 
Für Bauten, die für Rechnung des Reichs oder des Staates oder 
mit Beihilfe des Reichs oder des Staates unter Leitung von Reichs⸗ 
* oder Staatsbaubeamten ausgeführt werden, bedarf es keiner förmlichen 
Genehmigung. Das Bauvorhaben iſt vielmehr, falls es ſich nicht bloß 
um Anderungen im Innern eines Gebäudes handelt, vor der Inangriff⸗ 
nahme unter Beifügung der im 8 5 vorgeſehenen Bauvorlagen jedoch 
ohne Feſtigkeitsberechnungen der Polizeiverwaltung mit der Anfrage an⸗ 
zuzeigen, ob und was etwa in baupolizeilicher Hinſicht zu erinnern iſt, * 
damit der Entwurf entſprechend geändert werde. Ebenſo wird bei 
ſolchen Bauten von einer Überwachung der Bauausführung durch die 
Polizeibehörde (8 8) abgeſehen, auch findet bei ihnen eine Rohbau⸗ und 
Gebrauchsabnahme (s 10 bis 12) nicht ſtatt. 


§ 4. Baugeſuch und Bauanzeige. 
1. „Baugeſuche“ ($ 1) und „Bauanzeigen“ ($ 2) ſind für jedes 
Grundſtück getrennt und ſchriftlich einzureichen. 

2. Das Baugeſuch oder die Bauanzeige muß eine genaue und voll⸗ 

ſtändige Bezeichnung der beabſichtigten Bauausführung, ſowie 

die Bezeichnung des Baugrundſtückes nach Haus- und Grund— 
buchnummer enthalten. 

3. Das Baugeſuch ſowie die Bauanzeige iſt von dem Bauherrn 
und von dem Bauleiter deutlich zu unterzeichnen. 

Auch wenn die Bauausführung nicht auf freier Entſchließung 
beruht, iſt der Bauherr zur Einreichung eines Baugeſuchs oder 
einer Bauanzeige verpflichtet. 

. Tritt während der Bauausführung ein Wechſel in den genannten 
Perſonen ein, ſo iſt hiervon binnen 3 Tagen der Polizeibehörde 
Mitteilung zu machen. Die Pflicht der Mitteilung liegt dem 
1 und, wenn dieſer ſelbſt wechſelt, dem neuen Bau⸗ 1 
herrn ob. 
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§ 5. Bauvorlagen.“) 
1. Mit dem Baugeſuch oder der Bauanzeige ſind die zur Prüfung 
| des Bauvorhabens erforderlichen Bauvorlagen einzureichen. Bei 
Baugeſuchen beſtehen letztere aus dem Lageplan, den Bauzeich⸗ 


S. Abt. I Abſchnit C Nr. 4 (S. 40). 
„) Pgl. die Vorſchriften in Abt. Abſchnitt C S. 37 ff. 


10 


uw} 


en 


— 


nungen, einer kurzen Beſchreibung und, ſoweit nötig, aus Feſtig⸗ 
keitsberechnungen, in doppelter Ausfertigung. Bei Bauten des 
Reichs und des Staats (§ 3) genügt eine einfache Ausfertigung. 
Bei Bauanzeigen genügen in der Regel eine kurze Beſchreibung 
und einfache Skizz 


e. 
2. Die Bauvorlagen ſind mit der Bezeichnung des Baugeſuchs, zu 


welchem ſie gehören, zu verſehen, und von dem Bauherrn ſowie 
dem Bauleiter zu unterzeichnen. 

„Von den Lageplänen und Bauzeichnungen darf ein Exemplar 
auf feſtem Zeichenpapier angefertigt werden. Die anderen 
Exemplare find auf Paus leinwand oder als lichtbeſtändige Lein⸗ 
wandlichtdrucke mit hellem Grunde anzufertigen. Alle Pläne 
find möglichſt in Aktenformat zu halten. Blaues Papier mit 
weißem Auftrag iſt verboten. 

. Die Lagepläne ſind im Maßſtab 1: 500, die Bauzeichnungen im 
Maßſtab 1: 100, Einzelzeichnungen im Maßſtab 1:20 oder 1:10 
anzufertigen. Bei unregelmäßigen und engbebauten Grund⸗ 
ſtücken iſt die Polizeibehörde berechtigt, Lagepläne im Maßſtab 
von 1: 200 zu verlangen. Ausnahmsweiſe kann die Polizei⸗ 
behörde für beſondere große Bauanlagen die Maßſtäbe 1: 1000 
für den Lageplan, 1: 200 für die Bauzeichnungen zulaſſen. Auf 
jedem Blatte muß der Maßſtab angegeben und gezeichnet ſein. 


5. Auf den Lageplänen, in den Fällen b bis d des § 1 auch auf 


den Bauzeichnungen, ſind die beabſichtigten neuen Anlagen in 
roter, beſtehende Bauten oder Bauteile in ſchwarzer Farbe dar⸗ 
zuſtellen. Soweit letztere beſeitigt werden ſollen, ſind ſie rot zu 
durchſtreichen. 


;. Für die Richtigkeit der Maße leiſtet der Bauherr und der ver⸗ 


antwortliche Unternehmer Gewähr, ſoweit nicht der Lageplan 
von einem vereideten Landmeſſer oder ſtaatlich geprüften Bau⸗ 
meiſter oder Baugewerksmeiſter aufgeſtellt oder beglaubigt iſt. 
Er ſoll enthalten: Die Haus⸗ und Grundbuchnummern, die feſt⸗ 
geſetzten Fluchtlinien, die Berechnung der Größe der bebauten, 
der zu bebauenden und der frei bleibenden Flächen des Bau⸗ 
grundſtückes, die Abſtände von anderen Gebäuden und von den 
Nachbargrenzen, die Nachbarbauten, die Straßenbreite vor, neben 
oder hinter dem Baugrundſtück, die Straße beiderſeits bis auf 
je 30 m Entfernung ſowie die Nordlinie. " 
Die Polizeibehörde hat das Recht, in beſonderen Fällen die 
Anfertigung und Beglaubigung der Lagepläne durch einen ver⸗ 
eideten Landmeſſer oder ſtaatlich geprüften Baumeiſter, auch die 
Einreichung eines von der Kataſterverwaltung gefertigten Aus⸗ 
zuges aus der Grundſteuermutterrolle nebſt Handzeichnung zu 
verlangen.“) | 
„Die Bauzeichnungen ſollen enthalten: 
a) die Grundriſſe aller Geſchoſſe, auch der Fundamente, ſowie 
des Keller- und Dachgeſchoſſes, mit Angabe der allgemeinen 
Zweckbeſtimmung der Räume, der Balkenlagen, Feuerſtätten 


25 Vgl. die Vorſchriften in Abt. Abſchnitt C S. 37 ff. 
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und Schornſteine. Es find zur Vermeidung von Irrtümern 
folgende Bezeichnungen anzuwenden: 
Kellergeſchoß, Erdgeſchoß, gegebenfalls Zwiſchen⸗ 
geſchoß, erſtes, zweites, drittes Obergeſchoß, Dachgeſchoß; 
b) die zur Prüfung nötigen Längen- und Querſchnitte mit 
Angabe der Höhenlage des umgebenden Erdbodens; 
c) die Anſichten der Außenſeite unter Einzeichnung des 
Straßengefälles. 

In die Zeichnungen find die Längen- und Breitenmaße der 
einzelnen Räume und des Hofes, die Höhenmaße der Außenſeiten 
und der Stockwerke, die Höhenlage der Kellerjohle im Verhältnis 
zur Straße, die Stärke der Fundamente, Mauern, Pfeiler, 
Stützen, Balken und Decken, die Aborte und die Hausentwäſſerungs⸗ 
leitungen gegebenenfalls bis zum ſtädtiſchen Straßenkanal, ſowie 
Sohlenlage und Querſchnitt des letzteren einzutragen. In 
Ermangelung eines Straßenkanals iſt die ſonſtige Art der Ent⸗ 
wäſſerung einzuzeichnen. Die Genehmigung zur Hausentwäſſerung 
kann auch durch ein beſonderes Baugeſuch nachgeſucht werden. 


„Die Tragfähigkeit der Eiſenkonſtruktionen mit Einſchluß ihrer 


Verbindung und Auflager, ferner die Tragfähigkeit ungewöhn⸗ 
licher Wölb⸗ und Holzkonſtruktionen, ſowie diejenige der be⸗ 
ſonders ſchwer belaſteten Teile des Mauerwerkes und des Bau⸗ 
grundes iſt durch Feſtigkeitsberechnungen nachzuweiſen unter 
Angabe der Art des Baugrundes und der Grundwaſſerverhältniſſe. 
Umfangreichere und ſchwierigere Feſtigkeitsberechnungen können 
während der Prüfung des Baugeſuchs nachgereicht werden. 


„Die Widerſtandsfähigkeit gegen Winddruck iſt nachzuweiſen bei 


baulichen Anlagen, welche dem Winde beſonders ſtark ausgeſetzt 
ſind, namentlich bei Türmen und freiſtehenden Schornſteinen 
und auf Verlangen der Polizeiverwaltung bei Gerüſten von mehr 
als 12 m Höhe. 


„In allen Feſtigkeitsberechnungen ſind für die Eigengewichte der 


Bauſtoffe, für die zuläſſige Beanſpruchung dieſer und des Bau⸗ 
grundes, ſowie für die bei Decken und Dächern anzunehmenden 
Eigengewichte und Belaſtungen die im 8 39 aufgeführten Zahlen 
maßgebend. 


„Die Polizeibehörde iſt befugt, in ungewöhnlichen Fällen weiter⸗ 


gehende Anforderungen an die Bauvorlagen zu ſtellen. Dagegen 
können in den Fällen d bis h des 8 1, ſowie in den Fällen des 
8 2 die Bauzeichnungen auf das dem Einzelfall entſprechende 
Maß eingeſchränkt werden. 


§ 6. Baugenehmigung. 


Wird ein Baugeſuch genehmigt, ſo erhält der Bauherr unter 


Beifügung einer mit dem Genehmigungsvermerk verſehenen Aus⸗ 
fertigung der Bauvorlagen einen Baujchein, in welchem die etwa 
nötigen weiteren Baubedingungen und Vorbehalte feſtgeſetzt werden. 


„Die Baugenehmigung iſt lediglich eine Erklärung der polizei⸗ 


lichen Zuläſſigkeit des in den Bauvorlagen dargeſtellten Bau⸗ 
vorhabens und erfolgt unbeſchadet etwaiger Rechte Dritter. 
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Die Gültigkeit des Bauſcheins iſt abhängig von der Richtigkeit 
der Bauvorlagen. Sie erliſcht 
a) ein Jahr nach der Behändigung, wenn nicht inzwiſchen mit 
der Ausführung begonnen iſt, 
b) wenn ein begonnener Bau länger als 1 Jahr liegen bleibt. 


. Die etwaige Ablehnung eines Baugeſuchs erfolgt unter Angabe der 


Gründe. : 
§ 7. Wiederholung der Bananzeige. 


Einer Wiederholung der Bauanzeige ($ 2) bedarf es, wenn die 


angezeigten Arbeiten nicht binnen eines Vierteljahres begonnen, oder 
wenn ſie länger als ein Vierteljahr unterbrochen worden ſind. 


— 


= 
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§ 9. 


§ 8. Überwachung der Bauten. 

Der Bauſchein und die genehmigten Bauvorlagen müſſen zur 
Einſicht der Polizeibehörde und der ihr vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörden während der Arbeitszeit ſtets auf der Bauſtelle bereit 
gehalten werden. } 

„Die Polizeibehörde, ſowie die ihr vorgeſetzten Dienſtbehörden 
haben das Recht, die Ausführung der baulichen Anlagen zu über⸗ 
wachen, auch dabei Sachverſtändige zuzuziehen und Belaſtungs⸗ 
proben vorzunehmen. Den Polizeibeamten, den techniſchen 
Organen der Polizeibehörde, den von ihr zugezogenen Sachver⸗ 
ſtändigen, ſowie den beauftragten Beamten der vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde darf der Zutritt zu der Bauſtelle und in die Baulich⸗ 
keiten nicht verwehrt werden. f 

. Die Polizeibehörde hat auch das Recht, fertige und bereits in 
Benutzung genommene Gebäude zur Feſtſtellung baulicher oder 
geſundheitlicher Mängel zu beſichtigen. 

„Durch die polizeiliche Überwachung wird die dem Bauherrn, dem 
Bauleiter, den ausführenden Technikern und Handwerkern, ſowie 
den Bauarbeitern geſetzlich obliegende Verantwortung dafür, daß 
die geſetzlichen und polizeilichen Vorſchriften und namentlich die 
anerkannten Regeln der Baukunſt befolgt werden, weder aufge⸗ 
gehoben noch vermindert. 5 

. Wird eine genehmigungspflichtige bauliche Anlage ($ 1) ohne 
Genehmigung begonnen oder fortgeſetzt oder abweichend vom 
Bauſchein ausgeführt, oder liegen Gründe zu der Befürchtung 
vor, daß bei Fortſetzung der Arbeiten die Sicherheit oder Be⸗ 
nutzbarkeit des Baues in Frage geſtellt oder die Nachbargrund⸗ 
ſtücke a werden, jo iſt die Polizeibehörde befugt, die 
Weiterführung der Arbeiten zu verbieten und zu verhindern. 


Anzeigen, welche vor Beginn und während der Ausführung genehmigter 
Bauanlagen zu erſtatten find. 


Der Polizeibehörde iſt von Seiten des Bauherrn oder des Bau⸗ 


leiters unter Angabe der Bauſtelle ſowie des Tages und Aktenzeichens 
des Bauſcheines ſchriftliche Anzeige zu machen: 


a) von dem Tage, an dem die Ausführung beginnen ſoll; 
b) von dem Zeitpunkte, an dem die Prüfung der Bauflucht⸗ 
linie und Höhenlage vorgenommen werden ſoll; 


— 


= 


§ 11. 
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c) von der Vollendung des Rohbaues, wo eine Abnahme des 
Rohbaues vorgeſchrieben iſt (§ 10); g 

d) von der bevorſtehenden Verdeckung der nicht freibleibenden 
Teile einer Waſſerleitungs⸗ oder einer Entwäſſerungs⸗ 
anlage oder einer Gasleitung (§ 117. 

Ein Nachweis, daß und wie die Dichtigkeitsprüfung 

ſtattgefunden hat, iſt beizufügen; 

e) von dem Zeitpunkte zur Gebrauchsabnahme, wo eine ſolche 
vorgeſchrieben iſt (8 12). 


$ 10. Nohbauabnahme. 

Wenn ein Bau in ſeinen Wänden und Eiſenkonſtruktionen, Balken⸗ 
und Sparrenlagen vollendet iſt, jo findet auf die im 8 9 unter c 
vorgeſchriebene Anzeige die Rohbauabnahme ſtatt, zu welcher der 
Bauherr und der Bauleitende oder geeignete Vertreter vorge— 
laden werden müſſen. Auch ſind die Teile des Baues bequem 
zugänglich und ſichtbar zu machen. 


2. Ergeben ſich bei der polizeilichen Prüfung Mängel, ſo iſt deren 


Abſtellung zu veranlaſſen und alsdann die Rohbauabnahme er⸗ 
neut zu beantragen, ſofern nicht ſchon bei der Prüfung ſelbſt 
ein neuer Termin von der Polizeibehörde feſtgeſetzt wird. 

„Nach vorſchriftsmäßig befundener Bauausführung wird durch die 
Polizeibehörde die Abnahme des Rohbaues beſcheinigt und in der 
Beſcheinigung der Tag feſtgeſetzt, an welchem mit dem Verputz 
begonnen werden darf, 

Räume, die zum dauernden Aufenthalt von Menſchen be- 
ſtimmt ſind, dürfen nicht früher als ſechs Wochen nach der Roh⸗ 
bauabnahme verputzt werden. In beſonderen Fällen, insbeſondere 
bei Wiederholung der Rohbauabnahme (Ziffer 2) kann die 
Polizeibehörde dieſe Friſt ermäßigen. 


Verdeckung von Waſſerleitungs⸗ und Eutwäſſerungs⸗Anlagen und Gas⸗ 
leitungen. 


Die Verdeckung von Waſſerleitungs⸗ und Entwäſſerungs⸗Anlagen 


und Gasleitungen darf erſt ſtattfinden drei Tage nach der im § 9 d 
vorgeſchriebenen Anzeige, vorausgeſetzt, daß nicht inzwiſchen die Polizei⸗ 
behörde die Verdeckung beanſtandet hat. 


§ 12. Gebrauchsabnahme. 


1. Gebäude und Gebäudeteile, die zum dauernden Aufenthalt von 


Menſchen beſtimmt ſind, dürfen nicht eher in Benutzung 
genommen werden, als bis nach der im 8 9 unter e vorge⸗ 
ſchriebenen Anzeige die polizeiliche Prüfung des vollendeten Baues 
vorgenommen und ein Gebrauchsabnahmeſchein erteilt iſt. 

. Der in dem Gebrauchsabnahmeſchein feſtzuſetzende Tag für den 
Beginn der Benutzung ſoll in der Regel nicht früher als 5 Mo⸗ 
nate nach dem für den Beginn der Bauputzarbeiten beſtimmten 
Tage (8 10 ale 3) liegen. Je nach der Trockenheit des Baues 
kann dieſe Friſt in Einzelfällen verkürzt oder verlängert werden. 
Der Nachweis der Trockenheit liegt dem Bauherrn ob. 


* 
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$ 13. Zuſtändigkeit der Behörden. 
1. Die Baugeſuche und Bauanzeigen ſind an die zuſtändige Polizei⸗ 
behörde einzureichen. 
Soweit Reichs⸗ oder Landesgeſetze und deren Ausführungs⸗ 
beſtimmungen ein anderes Verfahren vorſchreiben, behält es da⸗ 
mit ſein Bewenden. 


o 


2. Abſchnitt. 
Schutzmaßregeln während der Bauausführungen. 


§ 14. Sicherung öffentlicher Einrichtungen. 

Offentliche Einrichtungen, wie Bürgerſteige, Straßenpflaſter, Bäume, 
Brunnen, Anſchlagſäulen, Laternen, Hydranten, Schieberkäſten, Gas⸗ 
oder Waſſerleitungen, Kanäle, Straßenſchilder uſw. ſind während eines 
Abbruches, Neubaues oder einer ſonſtigen Bauausführung zu ſchonen 
und nach Möglichkeit vor Beſchädigung zu ſchützen. Die ſofortige 
Wiederherſtellung vorkommender Beſchädigungen iſt vom Bauherrn 
oder Bauleiter zu veranlaſſen. 


§ 15. 

Bei allen Bau⸗ und Abbrucharbeiten ſind Staubbeläſtigungen 
durch Beſprengung mit Waſſer oder durch andere Vorkehrungen 
möglichſt zu verhüten. Namentlich darf trockener Schutt nirgends 
frei herumgeworfen und nur innerhalb der Bauſtelle gelagert 
werden. 

Verunreinigungen der Straßen, die durch vorübergehende 
Lagerung von Bauſtoffen oder durch Bau- oder Abbruchsarbeiten 
veranlaßt werden, ſind ſofort zu beſeitigen. 


— 
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§ 16. Banzänne. 

. Bei Bauten an Straßen und Wegen find Bauzäune und, wenn 
erforderlich, auch Schutzdächer zu errichten. . 
Wo nicht ſeitens der Polizeibehörde anderweitige auch erleich⸗ 
ternde Forderungen geſtellt werden, ſind folgende Vorſchriften 

maßgebend: £ 

a) Bauzäune müſſen mindeſtens 1,6 m hoch und jo gebaut 
jein, daß nach außen keine Nägel oder zur Verletzung 
geeignete Teile vorſtehen. l * 

b) Sie dürfen in der Regel nicht mehr als 1,80 m in die 
Straße vortreten. 25 

c) Wo nicht mindeſtens ein Um breiter Streifen des Bürger⸗ 
ſteiges frei bleibt, iſt ein mit Brettern belegter Fußweg 
von 1 m Breite herzuſtellen. Dieſer iſt an den Bürger⸗ 
ſteig ohne Stufenbildung anzuſchließen und gegen den 
Fahrweg nötigenfalls mit einem Geländer zu verſehen. 


— 
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§ 17. Bangerüſte und Schutzdächer. * 
1. Abgebundene Gerüſte, d. h. ſolche, die aus regelrecht verzim⸗ 
merten Hölzern beſtehen, ſind gegen Belaſtung und Winddruck 


fiher zu konſtruieren; fie werden verlangt, wo Hauſteine in 
beträchtlicher Zahl oder ſonſtige ſchwere Konſtruktionsteile zur 
Verwendung kommen. A 
. Stangengerüfte d. h. ſolche, die aus Rundhölzern mittels Ketten, 
Klammern u. dergl. zuſammengeſetzt werden, müſſen gleichfalls 
belaſtungsſicher konſtruiert ſein und beſonders den folgenden 
Vorſchriften entſprechen: a s 
a) alle Rüſthölzer müſſen geſund und hinreichend ſtark 


1 


ſein; 

b) die Standbäume ſind in noch nicht endgültig befeſtigten 

Bürgerſteigen oder Straßen Um tief einzugraben und auf f 

Dielenſtücke oder Steinplatten zu ſetzen, mit Neigung nad) 

dem Gebäude hin aufzuſtellen und feſt zu umſtampfen. 

Sind die Bürgerſteige oder Straßenflächen bereits end⸗ 

gültig befeſtigt, ſo ſind die Standbäume auf Langſchwellen 

mit Zapfenverbindung aufzuſtellen oder in anderer Weiſe 
derart zu befeſtigen, daß ſie unten nicht ausweichen können. 

Bei Gerüſten von mehr als 8 m Höhe find die Stand— 

bäume mit dem Gebäude ſicher zu verbinden. 

Soll ein Standbaum durch Verbindung mit einem 
anderen verlängert werden, ſo müſſen die Enden beider | 
Bäume wenigſtens 2 m hoch aneinander genügend befeſtigt e 
fein; auch muß der obere Baum auf einer Streichſtange 
ſtehen und durch Knaggen unterſtützt ſein. 

In Höhe eines jeden Stockwerks ſind Längsverbindungen, 

ſogenannte Streichſtangen, anzubringen und mit den Stand⸗ 

bäumen feſt zu verbinden. 

Die Riegel oder Hebel, d. h. die Querhölzer, welche die 

Streichſtangen mit dem Bauwerk verbinden und die Gerüſt⸗ 

beläge tragen, ſind ſo zu befeſtigen, daß ſie ſich weder 

auf den Streichſtangen, noch in den Mauerlöchern drehen 
oder verſchieben können. 

Die Gerüſtbeläge müſſen aus geſunden, hinreichend ſtarken 

beſäumten Brettern beſtehen und ſo befeſtigt werden, daß 

ſie nicht kippen noch ausweichen können. Sie müſſen auch 
in den Fugen ſo dicht ſchließen, daß kein Material oder 

Staub hindurchfallen kann. Nach außen iſt an dem Ge⸗ 

rüſtbelage ein ſenkrechtes Bordbrett und an den Stand⸗ 

bäumen eine Schutzbrüſtung anzubringen. 
f) Die Seitenverſchiebung des ganzen Gerüſtes muß durch 
Verſtrebung verhindert werden. 

3. Bockgerüſte dürfen nur in zwei Bocketagen benutzt werden; ſie a 
find durch Befeſtigung des Bretterbelags und durch Verſtrebung 
zu ſichern und ſo ſtark anzufertigen, daß ſie die zu erwartende 
Belaſtung ſicher zu tragen vermögen. 

4. Fliegende Gerüſte, Leiter- und Hängegerüſte dürfen nur für 
ganz geringe Belaſtung zu Ausbeſſerungs- und Reinigungs⸗ 
arbeiten, zu ſonſtigen unbedeutenden Arbeiten an Faſſaden, 
Geſimſen und Dächern, ferner zu Verputz⸗ und Anſtreicher⸗ 
arbeiten verwendet werden. Alle Teile dieſer Gerüſte müſſen 
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der vorauszuſehenden Belaſtung vollſtändig entsprechen. Über 
den Laufbrettern iſt nach außen eine Schutzbrüſtung anzubringen. 


Soweit nicht die auf der Straße verkehrenden Perſonen in 


anderer Weiſe gegen das Herabfallen von Gegenſtänden aus⸗ 
reichend geſichert ſind, muß in einer Höhe von 3 m vom Boden 
ein Schutzdach unabhängig von dem unterſten Gerüſtbelag an 
den Standbäumen angebracht werden. Dasſelbe muß min⸗ 
deſtens 80 cm über die größte Breite des Gerüſtes hinausragen, 
nach innen geneigt, an der vorderen oberen Kante mit einem 
30 cm breiten ſenkrechten Schutzbrett verſehen und mit mins 
deſtens 3 em ſtarker geſtülpter Brettlage abgedeckt ſein. 


§ 18. Schutz der Nachbargrundſtücke. 


Jeder Bauende iſt verpflichtet, alle diejenigen Vorkehrungen zu 


treffen, welche erforderlich ſind, Perſonen und Eigentum auf 
den Nachbargrundſtücken vor Beſchädigung durch ſeine Bauaus⸗ 
führung zu ſchützen, auch die erforderlichen Abſtützungen vorzu⸗ 
er Dasselbe gilt auch für Abbruchs- und Ausbeſſerungs⸗ 
arbeiten. 


. Zeigt ſich beim Abbruch eines Gebäudes, daß dem Nachbar⸗ 


gebäude die eigene Standfähigkeit mangelt, ſo kann auch der 
Eigentümer des letzteren angehalten werden, die erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen. 


§ 19. Sicherungsmaßiregeln in Bauten. 


Im Innern eines Neubaues find die hölzernen oder eijernen 


Balkenlagen alsbald nach der Verlegung und jedenfalls vor 
Aufbringung der folgenden Balkenlage oder des Dachverbandes 
auszuſtaken oder ebenſo wie die zur ſpäteren Einwölbung be⸗ 
ſtimmten Räume mit einem Schutzbelage aus ſtarken Brettern 


ſicher abzudecken. 


Die Treppenhäuſer, ſowie alle anderen deckenloſen Räume ſind 


mit Schutzgeländern zu umfriedigen oder ebenfalls von Geſchoß 
zu Geſchoß ſicher abzudecken. 


3. In Räumen, in denen offene Koksfeuer ohne vollſtändige Ab⸗ 


leitung der entſtehenden Gaſe brennen, darf nicht gearbeitet 
werden. 


„Die Bauten und Bauſtellen ſind, ſoweit es zur Verhütung von Un⸗ 


glücksfällen erforderlich iſt, während der Dunkelheit zu beleuchten. 


„Vom 15. November bis 15. März dürfen Stukkatur⸗, Putzer⸗ 


und Töpferarbeiten in Neubauten nur dann ausgeführt werden, 
wenn die Räume, in denen gearbeitet wird, durch Türen und 
Fenſter verſchloſſen find. Die nur vorläufige Anbringung ſolcher 
Verſchlüſſe genügt. 


§ 20. Unterkunſtsräume und Abtritte für Menſchen. 


Wo mehr als 10 Perſonen bei einem Bau beſchäftigt find, iſt 


dieſen Gelegenheit zum Aufenthalt während der Ruhepauſen in 
heizbaren, mit trockenen Fußböden und Sitzgelegenheit verſehenen 
Räumen zu geben. 
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2. Auf jedem Bau iſt ein Abort mit undurchläſſigen Behältern zu 
errichten, der nach der Straße und den Nachbargrundſtücken 
tunlichſt abgeſchloſſen iſt. | 1 

3. Ausnahmen von den Beſtimmungen in Ziffer 1 und 2 ſind in 
beſonderen oder in ſolchen Fällen zuläſſig, wenn für die Be⸗ 
dürfniſſe der arbeitenden Perſonen in anderer Weiſe hinreichend 
Sorge getragen iſt. 


§ 21. Schutz gegen Tierquälereien. 
Für die An- und Abfuhr ſchwerer Laſten find auf der Bauſtelle 
und den unmittelbaren Zufahrten zur Vermeidung von Tierquälereien 
befeſtigte Wege oder Transportgleiſe anzulegen. 


3. Abſchnitt. 


Bauten an unfertigen Straßen und im Überſchwemmungs⸗ 
gebiet. 
§ 22. Unfertige Straßen. 

An den für den öffentlichen Verkehr und den Anbau noch nicht 
fertig geſtellten Straßen dürfen Gebäude, ſofern auf Grund des 8 12 
des Geſetzes vom 2. Juli 1875 ortsſtatutariſche Vorſchriften erlaſſen 
find, nur nach Maßgabe dieſer errichtet werden. 

Für die Frage, unter welchen Bedingungen eine Straße als für 
den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig hergeſtellt zu erachten 
iſt, bleiben die hierüber jeweilig erlaſſenen polizeilichen Beſtimmungen 
maßgebend. 79 

§ 23. Überſchwemmungsgebiete. 

Auf Grundſtücken, die im Überſchwemmungsgebiet liegen, ſind 
Mauern und Fußböden gegen das Eindringen von Feuchtigkeit bei 
Überſchwemmungen durch geeignete Mittel zu ſchützen. Ausgenommen 
hiervon ſind Schuppen, Scheunen und andere ähnliche Gebäude, die zu 
dauerndem Aufenthalt von Menſchen oder Tieren nicht beſtimmt ſind 
(ſiehe auch § 55). 


4. Abſchnitt. 
Einheitliche Bauvorſchriften. 


A. Zugänglichkeit, Stellung und äußere Geſtaltung der Gebäude. 

Höhe der Gebäude und zuläſſige Bebauung der Grundftüde. 

§ 24. Zugänglichkeit. 

1. In der Regel dürfen Gebäude nur auf ſolchen Grundſtücken er⸗ 
richtet werden, die unmittelbar an eine öffentliche Straße oder 
an einen öffentlichen Weg oder Platz grenzen. 

2. Jedes bebaute Grundſtück muß mindeſtens einen ſelbſtändigen 
Zugang von der Straße aus haben. 

3. Die Höfe und alle nicht an der Straße liegenden Gebäude müſſen 
von der Straße aus einen wenigſtens 1,50 m breiten unbehin⸗ 
derten Zugang haben, der bei Grundſtücken von weniger als 

10 m Breite bis auf 1 m eingeſchränkt werden darf. 
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Wird ein Grundſtück in einer Tiefe von mehr als 30 m von 
der Straße ab bebaut, ſo müſſen alle Gebäude, Gebäudeteile 
und Höfe durch eine von unverbrennlichen Wänden eingeſchloſſene 
Durchfahrt von mindeſtens 2,30 m lichter Breite und 2,80 m 
lichter Höhe mit der Straße derart in Verbindung gebracht 
werden, daß kein Punkt eines Raumes im Erdgeſchoſſe von der 
Baufluchtlinie oder einem durch eine Zufahrt erreichbaren Hofe 
oder von der Durchfahrt — in gerader Linie gemeſſen — mehr 
als 25 m entfernt iſt. Unter der lichten Breite iſt die freie 
Durchfahrtsöffnung zwiſchen den äußerſten Ausladungen aller 
vortretenden Teile, ausſchließlich der Radabweiſer zu verſtehen. 
Ausnahmsweiſe kann bei Umbauten für Durchfahrten, welche 
ur Zeit des Inkrafttretens dieſer Bauordnung ſchon beſtehen, 
eine lichte Breite von 2,10 m und eine lichte Höhe von 2,30 m 
zugelaſſen werden. Für Grundſtücke, welche nicht unmittelbar 
an öffentliche Straßen grenzen oder hinter der Bauflucht mehr 
als 1:20 anſteigen bezw. fallen oder auf eine Tiefe von mehr 
als 50 m mit Gebäuden beſetzt werden ſollen, können weiter⸗ 
gehende Anforderungen geſtellt werden. Als Bebauung in dieſem 
Sinne gilt nicht die Errichtung von Freitreppen, Veranden, 
Glasdächern, Balkonen, Lauben, kleinen Ställen und ähnlichen 
Anlagen von untergeordneter Bedeutung. 


§ 25. Straßenſlucht, Bauflucht und Höhenlage.“ 


„Die Gebäude müſſen nach der im Fluchtlinienplan feſtgeſtellten 


Bauflucht und Höhenlage angelegt werden, letzteres auch da, wo 
die Straße noch nicht dieſe Höhenlage beſitzt. Abweichungen 
hiervon ſind nur in ganz beſonderen Fällen zuläſſig. 

Bis zur Durchführung der feſtgeſtellten Höhenlage der 
Straße kann die vorläufige Herſtellung von Rampen, Vortreppen 
und dergl. auch vor der Straßenfluchtlinie geſtattet werden. 


Wo eine Baufluchtlinie noch nicht beſteht, oder wo es ſich um 


Gebäude hinter der Baufluchtlinie handelt, iſt die Polizeibehörde 
befugt, die Höhenlage zu beſtimmen. 


Wo eine Baufluchtlinie noch nicht beſteht, dürfen Gebäude nur 


in einem Abſtande von wenigſtens 3 m von der Wegegrenze 
und in der Regel nur parallel zu dieſer errichtet werden. Hierbei 
wird ein etwa vorhandener Graben als Teil des Weges betrachtet. 


Das gänzliche oder teilweiſe Zurücktreten der Gebäude hinter 


die Straßenflucht iſt, auch wenn eine beſondere zurückliegende 
Baufluchtlinie nicht beſteht, ſtatthaft, wenn das Gebäude zur 
Fluchtlinie parallel geſtellt wird. 

Der Zwiſchenraum iſt entweder in der feſtgeſtellten Straßen⸗ 
fluchtlinie mit einer dem 8 31 Nr. 3 entſprechenden Einfriedi⸗ 
gung und mit Gartenanlagen zu verſehen oder — falls und 
inſoweit die Gemeinde damit einverſtanden iſt — zur Verbrei⸗ 
terung des Bürgerſteiges frei zu legen und wie dieſer zu be⸗ 


feſtigen. 


) Vgl. die Vorſchriften unter Abt. I. A. Nr. 1, 2, 3, 4. 
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Die Abkantung oder Abrundung der Ecken iſt bei Eckgrund⸗ 
ſtücken ſtets ſtatthaft, auch wenn dies im Fluchtlinienplan nicht 
vorgeſehen iſt. 

„Für den Abſtand von Gebäuden in der Nähe von Eiſenbahnen 
ſind außerdem die hierüber erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen 
maßgebend. (Gegenwärtig gelten die Vorſchriften der Landes⸗ 
polizei⸗Verordnungen vom 26. September 1892 und 10. Juli 1902.) 


§ 26. Abſtand der Gebande. 

Zwiſchen allen nicht unmittelbar bei einander ſtehenden Gebauden 
und allen unter einander nicht unmittelbar verbundenen Teilen 
desſelben Gebäudes muß durchweg ein freier Raum bleiben von 
mindeſtens 2,50 m Breite, ſoweit die einander gegenüberliegenden 
Umfaſſungswände keine Offnungen haben, von mindeſtens 5 m 
Breite, ſoweit Offnungen in jenen Wänden vorhanden ſind. 

Von Nachbargrenzen haben Gebäude, welche nicht unmittelbar 
an ſie herantreten, den in Ziffer 1 angegebenen Abſtand inne— 
zuhalten. 

Bei Berechnung der Abſtände zwiſchen Gebäuden iſt das Maß 
ſenkrecht zu den Umfaſſungswänden zu nehmen. Es bleiben 
jedoch Geſimsvorſprünge bis 0,30 m Ausladung außer Betracht. 


§ 27. Zuläffige Bebauung der Grundfläche. 

Bei Berechnung der Fläche, welche bebaut werden darf, wird die 
Grundfläche des Vorgartens von der Geſamtfläche vorweg ab⸗ 
gezogen. Bei dieſer Berechnung werden die in Ausſicht genom- 
menen Baulichkeiten jeder Art — gemeſſen in den aufgehenden 
Umfaſſungen einſchließlich aller Vorbauten, jedoch ausſchließlich 
der auf Vorgartenland errichteten Bauten — in Anſatz gebracht 
Dagegen werden nicht mitgerechnet: Aſche- und Müllbehälter 
Hofunterkellerungen, Freitreppen und Terraſſen, inſoweit ſie nicht, 
höher als 2,50 m über dem Erdboden bezw. der Hoffläche oder 
dem Bürgerſteig liegen, Balkone bis zu Um Ausladung, Grenz⸗ 
zäune und Hofſcheidemauern. 


2. Die Grundſtücke dürfen bis zu 79, Eckgrundſtücke nur bis zu . 


ihrer Grundfläche bebaut werden. Als Eckgrundſtücke gelten nur 
ſolche, deren Baufluchtlinien keinen größeren Winkel als 135 
Grade bilden. 

Grundſtücke von weniger als 20 m Tiefe, die eine Geſamtfläche 
von nicht mehr als 300 qm haben und abgeſehen von Neben- 
anlagen, welche bis zum Dachfirſt höchſtens 6 m hoch ſind, nur 
mit einem Vorderhauſe beſetzt werden ſollen, iſt eine Bebauung 
bis zu ½ der Grundfläche zuläſſig. Ebenſo können Grundſtücke, 
welche mit Gebäuden beſetzt werden ſollen, die nicht höher als 
10 m ſind und in nicht mehr als zwei Geſchoſſen übereinander 
Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen erhalten, bis 
auf % ihrer Grundfläche bebaut werden. 

Jedes Grundſtück muß einen freien Hofraum beſitzen, deſſen 
geringſte Abmeſſung 6 m und deſſen Flächeninhalt mindeſtens 

60 qm beträgt. Bei Grundſtücken von weniger als 200 qm 
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genügt bei einer Mindeſtabmeſſung von 6 m ein Hof von ½ der 
Grundfläche, derſelbe darf jedoch nicht kleiner als 36 qm ſein. 


Empfangen die Räume eines Gebäudes ſämtlich Licht und Luft 


durch Fenſter von ausreichender Größe und zweckentſprechender 
Lage ($ 57) ungehindert von der Straße, jo kommen die in 
Ziffer 3 und 4 gegebenen Vorſchriften nicht zur Anwendung. 
Ebenſo find Ausnahmen zuläſſig für ſogenannte Glaspaſſa⸗ 
en und Eckgrundſtücke. 


. Auf Grundſtücken, welche lediglich Geſchäftszwecken dienen und 


nur für das Aufſichtsperſonal (Pförtner, Hausdiener, Wächter 
uſw.) Wohnungen geringen Umfanges und höchſtens in der Zahl 
von fünf erhalten ſollen, dürfen Höfe, wenn ſie mehr als 60 qm 
Grundfläche bei 6 m kleinſter Abmeſſung haben, bis höchſtens 
zur Hälfte mit Glas überdacht werden, dabei muß jedenfalls 
eine Fläche von mindeſtens 60 qm bei 6 m kleinſter Abmeſſung 
von der Überdachung frei bleiben. Dieſe Vergünſtigung gilt 
nicht für Fabrikanlagen, Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, feuer⸗ 
gefährliche Betriebe und ſolche Werkſtätten, welche keinen Teil 
der auf dem Grundſtücke befindlichen Geſchäfte bilden. 

Weiter find folgende Bedingungen zu erfüllen: 

Der höchſte Punkt der Überdachung darf nur 2 m über der 
Oberkante des Erdgeſchoſſes liegen; ſämtliche Decken und Treppen 
der Gebäude auf dem Grundſtücke ſind aus unverbrennlichen 
Bauſtoffen herzuſtellen; für Werkſtätten iſt außer den notwen⸗ 
digen Treppen mindeſtens eine beſondere, nur für den Werk⸗ 
ſtättenbetrieb zu benutzende Treppe herzuſtellen; da, wo eine 
Durchfahrt vorgeſchrieben iſt, muß ſie innerhalb der Überdachung 
durch Wände aus unverbrennlichen Bauſtoffen abgeſchloſſen 
werden; für eine wirkſame Lüftung und zureichende Erleuchtung 
der überdachten Teile und der daran grenzenden Räume iſt 
Sorge zu tragen. Die überdachten Teile des Hofes dürfen mit 
Umfaſſungswänden abgeſchloſſen werden. Die überdachten Teile 
des Hofes gelten als unbebaute Fläche im Sinne der Ziffer 3 
und zwar auch dann, wenn ihre Höhenlage die des übrigen 
Hofes überſteigt. Der überdachte Teil des Hofes muß unbe- 
ſchadet der vorſtehenden Beſtimmung über die Abſchließung der 
Durchfahrt einheitlich in ſeiner Form und ſo angelegt werden, 
daß mindeſtens eine Seite des Hofes frei bleibt. 

Entſpricht die Benutzungsart des Grundſtückes nicht mehr den 
vorſtehenden Beſtimmungen, ſo müſſen die Glasüberdachung und 
die darunter befindlichen Bauteile bis zur Hofoberfläche beſeitigt 


werden. 
§ 28. Gebäudehöhe an der Straße. 


Die Gebäudehöhe darf nicht größer ſein, als die feſtgeſetzte 


Straßen- und Platzbreite, höchſtens jedoch 17 m, in Bromberg 
20 m. Dieſe Breite wird zwiſchen den Straßenfluchtlinien ge- 
meſſen. Eine Gebäudehöhe von 11 m iſt auch an Straßen von 
weniger als 11 m Breite ſtatthaft. 

Für Eckhäuſer iſt das der breiteren Straße entſprechende Höhen⸗ 
maß auch an der maleren Straße zuläſſig, jedoch nur bis 
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Außer den in $ 27 Nr. 6 dieſer nen genannten Hof⸗ 
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auf eine Länge, die der Breite der ſchmaleren Straße gleich ift, 
wenigſtens aber 12 Meter. 


Die Höhe wird gemeſſen von der feſtgeſetzten Straßenhöhenlage 


bis zur Oberkante des Hauptgeſimſes, gegebenenfalls bis zur 
Oberkante einer darüber ſich erhebenden durchlaufenden Attika 
oder maſſiven Brüſtung. Bei überſtehenden Dächern wird die 
Höhe gemeſſen an dem Schnittpunkte der in der Bauflucht ſenk⸗ 
recht zu bildenden Ebene mit der Dachlinie. Bei geneigter 
Straßenlage iſt die mittlere Höhe, bei ungleicher Straßenbreite 
die an dem Gebäude herrſchende mittlere Breite maßgebend. 


. Sit die Wand oben nicht wagerecht abgeſchloſſen, jo iſt die 


mittels Teilung ihres Flächeninhaltes durch ihre Länge ge— 
fundene mittlere Höhe maßgebend. 


Oberhalb der zuläſſigen Fronthöhe dürfen die Dächer über eine 


im Winkel von 45 zu der Front gedachte Luftlinie nicht hin⸗ 
ausgehen. Von dieſer Beſtimmung werden nicht getroffen: 
Giebel, Türme, ſtehende Fenſter, Brandmauern, Schornſteine, 
Blitzableiter, Fahnenſtangen und Dachrinnen. Giebel, Türme 
und ſtehende Dachfenſter dürfen jedoch — in ihrer Breite aus⸗ 
ſchließlich der Geſimſe gemeſſen — nicht mehr als zwei Fünftel 
der ganzen Gebäudefrontlänge einnehmen, auch dürfen ſie in 
ihrer Höhe ein Drittel der zuläſſigen Fronthöhe (Ziffer 1—3) 
im allgemeinen nicht überſchreiten. 


>. Der Dachneigungswinkel zur Straßenfront darf bis auf 60° 


vergrößert werden, wenn die Fronthöhe um die Hälfte des in 
der Firſtlinie gemeſſenen Höhenunterſchiedes zwiſchen den beiden 
Luftlinien im Winkel von 45 und 60 vermindert und der 
Firſt um dasſelbe Maß niedriger gelegt wird. 


§ 29. Gebäudehöhe an Höfen. 


. Für die Höhe der Hinterfront des Vordergebäudes iſt die für 


ſeine Vorderfront zuläſſige Höhe maßgebend. Übertrifft jedoch 
die ſenkrecht zur Hinterfront gemeſſene Ausdehnung des Hofes 
die Breite der Straße, ſo kann die Hinterfront ſo hoch errichtet 
werden, wie jene Ausdehnung des Hofes beträgt, keinesfalls 
jedoch höher als 17 m, in el 20 m. 


. Hintergebäude (Seitenflügel, Mittelflügel, Quer⸗, Seiten⸗ und 


Mittelgebäude) dürfen in der Höhe die Ausdehnung des Hof- 
raumes vor ihnen, ſenkrecht zu der Umfaſſungswand gemeſſen, 
um nicht mehr als 6 m überſchreiten. Jedoch dürfen die bh 
an das Vordergebäude unmittelbar anſchließenden Teile der 
Seitenflügel bis auf eine ſenkrecht zur Hinterfront des Vorder⸗ 
hauſes gemeſſene Tiefe, welche der geringſten Breite des Hofes 
gleich iſt, dieſelbe Höhe erhalten wie das Vordergebäude. Die 
Höhe von 17 m, in Bromberg von 20 m, darf auch bei Hinter- 
gebäuden nicht überſchritten werden. 


„Iſt der Hof ungleich geſtaltet, jo tritt Durchſchnittsberechnung 


ein. 


überdachungen bleiben ſolche Anbauten und ſelbſtändig für ſich 
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beſtehende Baulichkeiten, welche bis zur oberſten Dachkante die 
Höhe von 5 m nicht überſchreiten und eine Grundfläche von nicht 
mehr als 40 qm haben, bei der Berechnung der uläſſigen Höhe 
der Frontwände der Hintergebäude außer Betracht. 


$ 30. Vortreten einzelner Bauteile über die Straßenfluchtlinie hinaus. 

1. Riſalite dürfen nicht mehr als 15 cm vor die Straßenflucht⸗ 
linie vortreten und ſind nur bei einer Bürgerſteigsbreite von 
mindeſtens 3 m zuläſſig. Ihre Gejamtbreite darf ein Drittel 
der Frontlänge des Gebäudes nicht überſchreiten. 

2. Sonſtige vorſpringende Bauteile dürfen innerhalb einer Höhe 
von 3 m über dem Bürgerſteig nicht mehr als 1 Prozent der 
Straßenbreite über die Straßenfluchtlinie ausladen, höchſtens 
jedoch 30 cm. Vor den Riſalitflächen darf die Ausladung 
höchſtens 15 cm betragen. Unter dem Bürgerſteig dürfen Bau⸗ 
teile aber nicht über 50 cm hinaus auch nur dann vor die 
Straßenfluchtlinie vortreten, wenn der Bürgerſteig wenigſtens 
2 m breit ift, Lichtſchächte nur bis zu einer lichten Weite von 
30 cm, gemeſſen von der Straßenfluchtlinie ab. Iſt der Bürger⸗ 
ſteig mehr als 2,50 m breit, jo ift eine Lichtweite von 50 cm 
zuläſſig. Alle Lichtſchächte unter Erdgleiche find ſicher abzudecken 
oder zu vergittern. 

3. Eine größere Ausladung vorſpringender Teile iſt geſtattet, 
inſoweit das Gebäude nach 8 25 Ziffer 4 hinter die Straßen⸗ 
fluchtlinie zurücktritt. 

4. Antrittsſtufen, Fußkratzer, Abweisſteine, Kellereingänge und 

dergleichen dürfen vor die Sockelfläche nicht vortreten. 

Nach außen aufſchlagende Türen, Fenſter und Senfterläden 
müſſen mit ihrer Unterkante mindeſtens 3 m, feſte oder beweg⸗ 
liche Schirmdächer (Marquiſen) mindeſtens 2,50 m von der Ober⸗ 
fläche des Bürgerſteiges entfernt bleiben. 


§ 31. Schauſpinde. 

1. Schauſpinde dürfen vor die Gebäudefronten nicht mehr als 
15 cm vortreten, in Durchfahrten müſſen ſie einen lichten Raum 
von wenigſtens 2,30 m frei laſſen. 

„Für das Vortreten derartiger Schauſpinde vor die Bauflucht 
19 = Beſtimmungen des § 30 Nr. 2 dieſer Bauordnung maß⸗ 
gebend. 


S 
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8 E $ 32. Erker und Balkone. 

über die Straßenfluchtlinie vorſpringende Erker und Balkone 
müſſen in allen Teilen mindeſtens 3,5 m über dem Bürgerſteig 
liegen. 

. Sie find unzuläſſig an Straßen, deren Breite nach dem feſtge⸗ 
ſtellten Fluchtlinienplan weniger als 10 m beträgt. 

3. Ihre Ausladung darf bis zu ½8 der Straßenbreite, höchſtens 
jedoch bei Erkern 1,10 m, bei Balkonen 1,35 m betragen. 

„Die Geſamtbreite der Erker darf nicht mehr betragen als ein 
Viertel, einſchließlich der Balkone nicht mehr als einhalb, an 
abgeſchrägten Ecken in beiden Fällen nicht mehr als vier Fünftel 
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der betreffenden Gebäudefront. Abgeſchrägte Ecken gelten hierbei 
als ſelbſtändige Gebäudefront. e . 5 

. Sie müſſen wenigſtens um das anderthalbfache Maß ihrer 
Ausladung von der Grenze des Nachbargrundſtücks entfernt 


St 


ein. . 
6. Sie müſſen mit Traufrinne und Abfallrohr verſehen ſein. 


§ 33. Vorgärten, Vorbauten und Nückſpringe in dieſen.“) 

Wo nach dem feſtgeſtellten Fluchtlinienplan die Baufluchtlinie 
hinter die Straßenfluchtlinie zurücktritt, muß der Zwiſchenraum 
als Garten hergerichtet und unterhalten, oder, ſofern die Ge⸗ 
meindebehörde damit einverſtanden iſt, zum Bürgerſteig geſchlagen 
werden. 

2. Die Vorgärten dürfen mit Einſchluß der in ihnen angelegten 
Wege an keiner Stelle tiefer liegen, als die anſtoßende Straßen⸗ 
fläche. Ausnahmen ſind bei Straßen mit Steigung oder ſonſtigen 
beſonderen Verhältniſſen zuläſſig. 

3. Sie ſind in der Straßenfluchtlinie in der ganzen Frontlänge 
und an den Nachbargrenzen, falls dieſe eine Umwährung er⸗ 
halten ſollten, in angemeſſener und zweckentſprechender Weiſe 
einzufriedigen. 

4. Für Vorbauten in Vorgärten gelten folgende Vorſchriften: 

a) Niedrige Vorbauten bis zu 1,25 m Fußbodenhöhe, wie 
Rampen, Freitreppen, Terraſſen dürfen ſich bis zur Mitte 
zwiſchen Bauflucht und Straßenflucht erſtrecken. 

b) Höhere Vorbauten, wie Riſalite, Erker, Veranden, Vor⸗ 
dächer, Portale und Balkons dürfen bis zu einem Drittel 
des Raumes zwiſchen Bauflucht und Straßenflucht, 
höchſtens jedoch 2 m vorſpringen. Die Geſamtbreite der 
Balkone iſt unbeſchränkt, die der übrigen Vorbauten darf 
jedoch in jedem Geſchoß nicht mehr als zwei Fünftel der 
Gebäudefrontlänge betragen. Die Beſtimmung des 8 32 
Ziffer 5 findet ſinngemäße Anwendung. Riſalite und 
Erker, die mehr als Im vorſpringen, dürfen nur bis zur 
Jenſterbrüſtung des oberſten Geſchoſſes hochgeführt werden. 

c) Die unter a und b genannten Bauteile müſſen, wenn nicht 
Vorbauten benachbarter Häuſer ſich unmittelbar aneinander 
lehnen, um das Anderthalbfache ihrer Ausladung von der 
Nachbargrenze entfernt bleiben. 


§ 34. Schauſeiten der Baulichkeiten, Auſtrich und dergleichen. 

1. Die von der Straße aus ſichtbaren Flächen der Baulichkeiten 
dürfen die Straßen durch Form und Ausſtattung nicht verun⸗ 
ſtalten und ſind in dauernd gutem Zuſtande zu erhalten. Sie 
ſind bei Neubauten ſpäteſtens 2 Jahre nach der Rohbauabnahme 
je nach der Bauart entweder auszufugen oder zu verputzen. Es 


gilt dies auch für die von der Straße aus ſichtbaren Teile von 
Brandmauern. 


— 


) Qgl. die Beſtimmungen in Abteilung I Abſchnitt A. 
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2. Zur Vermeidung dauernder Verunſtaltung kann auch die 

faſſadenmäßige Ausbildung dieſer Teile vorgeſchrieben werden. 

3. Farben, welche der Geſundheit ſchädlich ſind oder das Auge ver⸗ 

letzen, dürfen für den Abputz oder Anſtrich nicht verwendet 
werden. 
$ 35. Dächer, Dachgeſimſe, Abfallrohre. 

1. Die Ausladung der Dachgeſimſe und Dachüberſtände darf nicht 
mehr als 1,25 m betragen. Überſchreitet die Ausladung des 
Daches oder Hauptgeſimſes das Maß von 80 cm, ſo wird das 
Übermaß von der zuläffigen Höhe (§ 32 und 33) abgezogen. 

Alle nach der Straße zu abfallenden Dachflächen müſſen mit 
genügend weiten Traufrinnen und Abfallrohren, erforderlichen⸗ 
falls auch mit einem unmittelbar über der Dachrinne ſtark be- 
feftigten Schneefang verſehen ſein. 

„Die Abfallrohre dürfen über die Bauflucht vortreten, ſoweit 
dies in Gemäßheit des $ 30 für Riſalite zuläſſig iſt. 


§ 36. Einfriedigungen. 

Unbebaute Grundſtücke und Grundſtücksteile, welche an öffentliche 
regulierte Straßen, Wege oder Plätze grenzen, müſſen auf Verlangen 
der Polizeibehörde in der Straßenfluchtlinie in angemeſſener und zweck⸗ 
entſprechender Weiſe eingefriedigt werden. 


§ 37. Befeſtigung von Straßenſchildern und dergleichen. 

Jeder Hauseigentümer muß dulden, daß die zur Straßen⸗ und 
Hausbezeichnung, Straßenbeleuchtung. für Höhenangaben, ſowie zu 
Zwecken der Waſſerleitung, der Entwäſſerung und des Feuerlöſchweſens 
erforderlichen Schilder, Nummern, Laternen, Höhenfeſtpunkte und 
ſonſtige im öffentlichen Intereſſe erforderlichen Vorrichtungen ähnlicher 
Art an ſeinem Hauſe angebracht, verändert und ausgebeſſert werden. 
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B. Feſtigkeit und Feuerſicherheit. 


$ 38. Vauſtoſſe und Konſtruktion. 

1. Alle Bauſtoffe und Konſtruktionen müſſen von einer Beſchaffen⸗ 
heit und Sicherheit ſein, welche der Bauſtelle und den Bau⸗ 
zwecken nach anerkannten techniſchen Grundjäßen entſprechen. 

Die Fundamentſohle von Gebäuden iſt bis auf den tragfähigen 
Baugrund, mindeſtens aber 1 m tief unter die Erdoberfläche 
hinabzuführen; fie iſt froſtfrei und ſo breit anzulegen, daß die 
Standfeſtigkeit geſichert iſt. Die dem Grundwaſſer ausgeſetzten 
Mauerteile ſind in hydrauliſchem Mörtel herzuſtellen. 

3. Bei Froſtwetter von mehr als 5 Grad Celſius darf im Freien 

nicht gemauert oder geputzt werden. 

4. Sollen Bauſtoffe ſtärker als üblich in Anſpruch genommen, 
ſollen andere als gewohnte Bauſtoffe verwendet oder ungewöhn⸗ 
liche Konſtruktionsweiſen angeordnet werden, ſo ſind beſondere 
Nachweiſe über die Feſtigkeit und Dauerhaftigkeit zu er⸗ 
bringen. Stark belaſtete Mauerteile ſind in Zementmörtel her⸗ 


zuſtellen. 


o 
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5. Stein⸗ und Metallkonſtruktionen mit größerer Belaſtung dürfen 


nicht auf Holz aufgelagert werden. 


6. Eiſerne Träger und Stützen bedürfen zur Druckverteilung aus⸗ 
reichender Auflager, beſtehend in der Regel aus Hauſteinen oder 


Metallplatten. 


7. Alle tragenden und ſtützenden Eiſenteile des Innenbaues von 
Wohngebäuden und Lagerräumen ſind glutſicher zu umhüllen. 


§ 39. Werte für Eigengewichte, Belaſtungen und Beanſpruchungen. 


a) Eigengewichte der Bauſtoffe. 


1. Erde und Lehm f 
5 eee aus vollen Steinen 5 
„poröſen Steinen 
poröſen 3 
3. Schwenumſteinmauerwerk a 
4. Sandſteinmauerwerk 
5. Kalkſteinmauerwerk 
6. en und Marmor 
7 
8 
9 
0 


o 


Eiſen 
. Nadelholz, durchſchnittlich 5 


Eichenholz 
10. Beton aus Kies oder Steinfchlag 
8 „ Schlackenaſche .. 
11. Eiſenfachwerk in vollen Steinen 
„Schwemmſteinen 


12. Holzfachwerk in vollen Steinen 
5 „ Schwemmſteinen 


b) Eigengewichte nebſt Belaſtungen. 


1 ne in Wohngebäuden, unbelaſtet 
einſchl. Nußlaft . z 
rs in Fabrik⸗ und Cagergebäuben, under 
laſtet 
7 einſchl. Nutzla aſt 
5 in etzeibefpeichern einſchl. Aula zum 


achweiſe 
Gewölbte Deden einſchl. Nutzlaſt: 
a) in Wohngebäuden & Stein ſtark 
Stein ſtark 


1 


b) in Fabrikgebäuden a . 
c) unter Durchfahrten und Höfen a 5 
3. Decken aus Beton zwiſchen Eiſenträgern bis 12 cm 
Betonſtärke einſchl. Nutzlaſt in Wohngebäuden 
Wellblechdecken einſchl. e zum Mae 
. Gewölbte Treppen Hi: 8 
” m einſchl. Nutzlaſt 


S 


kg für 1 cbm 
} 1600 


1600 
1300 
1100 
850 
2000 
2500 
2700 
7500 
650 
800 
2000 
1200 
kg für 1 qm 
250 


200 


200 
150 


kg für 1 qm 
250 
500 


250 
750—1000 


900—1000 
750 
1000 
1000 
1200 


600 
500—1000 
500 


1000 
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; kg für 1 qm 
„Dachflächen im Grundriß gemeſſen einſchl. Schnee⸗ 
und Winddruck, je nach der Neigung: 
bei Metall⸗, Glas⸗ und Papp deckung. . 125—150 
bei Schiefer deckung 200 —240 
bei Ziegeldeckunn g 250.400 
bei Holzzement deckung ne 350 
bei ſteilen Manſardendächerenrn nn 400 
c) Zuläſſige Beanſpruchung. Zug Druck 
1 kg für 1 qm 
%%% ĩ VV 1000 875 
eiſfe n 50 750 
Auen %%% at Bl Da arten „Eee Re 
CCCP 1000 1000 
C ͤ TA 1200 — 
Eichenholz und Buchenholz 100 80 
„„ a er AR RN E00 60 
JJ; a Ba En alt, 4 00,700 
Granit, Baſaltlava, BafaAlt . . -» - 0.2... 45 
„ Sandſtein, Ralkfteit . -.. 2... 1580 
„Ziegelmauerwerk in Kalkmörtel . . . . . ....— 7 
2 J en 8 
Tonziegelmauerwerk in Zementmörtel 12 
Klinkermauerwerk in Zementmörteeeel 15 
Guter Baugrund ddt. 92,5 


$ 40. Mauern und Wände (vergl. S 75). 

Wenn Gebäude unmittelbar an die Nachbargrenze herantreten, 
ſo ſind ſie mit maſſiven Brandmauern aus unverbrennbaren 
Stoffen abzuſchließen. In Gebäuden von großer Länge muß in 
Abſtänden von höchſtens 40 m eine Brandmauer hergeſtellt 
werden, wenn dies nicht mit der beſonderen Benutzungsart des 
Gebäudes unvereinbar iſt. a 

„Die Brandmauern müſſen im Dachgeſchoß und oberſten Voll⸗ 
geſchoß mindeſtens einen Stein, in den darunter liegenden Ge⸗ 
ſchoſſen mindeſtens anderthalb Stein ſtark, aus gebrannten 
Mauerſteinen oder einem anderen in bezug auf Feuerſicherheit 
gleichwertigen Material ungeſchwächt und undurchbrochen durch 
alle Geſchoſſe und wenigſtens 30 em über Dach emporgeführt 
werden. Sie dürfen im Abſtande von 13 cm von der Grenz⸗ 
linie keine eiſernen und hölzernen Balken oder Stützen enthalten, 
auch ſolchen Balken nicht zum Auflager dienen. Auf eiſerne 
Unterzüge erſtreckt ſich dieſes Verbot nicht. 

An die Brandmauern anſchließende Dachrinnen, Dachgeſimſe 
und Dachüberſtände aus Holz ſind gemäß § 44 Ziffer 8 zu 
behandeln. . 4 

„Werden ausnahmsweiſe in Brandmauern Offnungen zugelaſſen, 
fo find dieſe mit rauch⸗ und feuerſicheren, ſelbſttätig zufallenden 
Türen zu verſehen. 
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Auch alle anderen Umfaſſungs⸗ und tragenden Innenwände 


müſſen, ſoweit nicht im folgenden und in den 88 41, 42 und 75 
eine andere Bauart zugelaſſen iſt, maſſiv hergeſtellt werden. 


Eiſenfachwerk mit ½ Stein ſtarker Ausmauerung iſt zuläſſig: 


a) für Außenwände von Gebäuden, ſoweit ſie keine Wohnungen 
enthalten und nicht mehr als 10 m hoch ſind. 
b) für tragende Innenwände in den beiden Stockwerken unter 
dem Dachgeſchoß, 
c) überall wo Holzfachwerk geſtattet iſt 8 41 und 42). 
Nicht belaſtete Innenwände dürfen aus Holz, Eiſenblech, Draht⸗ 
putz, Zementdielen, Gypsdielen oder ähnlichen Bauſtoffen her⸗ 
geſtellt werden. 
Holzwände, welche Räume zum dauernden Aufenthalt von 
Menſchen abtrennen, müſſen beiderſeits mit Mörtel abgeputzt ſein. 


§ 41. Holzfachwerk. 


Gebäude, welche eine Grundfläche von 100 qm und eine Front⸗ 


höhe von 6 m nicht überſchreiten, können an Stelle maſſiver 
Wände ſolche von ausgemauertem Holzfachwerk erhalten. 


„Die Umfaſſungswände ſolcher Gebäude find, ſoweit ſie von 


Straßen, Nachbargrenzen oder Gebäuden auf demſelben Grund⸗ 
ſtück nicht mindeſtens 5 m entfernt bleiben, außen nicht unter 
0,12 m ſtark maſſiv zu verblenden. 


Die Ausführung in ausgemauertem Holzfachwerk iſt geſtattet 


allgemein in Architekturformen bei Giebeln, Türmchen, Erkern, 
Veranden und ähnlichen Vorbauten, wenn ihre Entfernung von 
der Nachbargrenze unbeſchadet der Vorſchrift des 8 32 Ziffer 5 
mindeſtens 1 m beträgt. 


u 


„Über die vorſtehenden Vorſchriften hinaus können Baulichkeiten 


aus Holzfachwerk nur ausnahmsweiſe geſtattet werden, wenn es 
ſich um Gebäude handelt, die zur vorübergehenden Benutzung 
errichtet werden, oder um Gebäude, die durch Höfe, Gärten oder 
ſonſtige zur Bebauung nicht beſtimmte Zwiſchenräume von 
anderen Gebäuden getrennt und von der Nachbargrenze wenigſtens 
1 m entfernt ſind. Solche Gebäude dürfen jedoch außer 
1 maſſiven Erdgeſchoß nicht mehr als 1 volles Obergeſchoß und 
1 ausgebautes Dachgeſchoß enthalten. 


„Die nicht im $ 61 genannten Wirtſchaftsgebäude auf Grundſtücken, 


welche landwirtſchaftlichem oder gärtneriſchem Betriebe dienen, 
können an Stelle maſſiver Wände ſolche von ausgemauertem 
Holzfachwerk erhalten. 


§ 42. Holzbau. 


. Mit hölzernen Umfaſſungswänden dürfen nur Schuppen und 


Buden von höchſtens 25 qm Grundfläche, ſowie Gartenhallen, 
Lauben, Kegelbahnen und ähnliche Anlagen hergeſtellt werden. 


„Solche Anlagen dürfen eine Fronthöhe von 5 m nicht über⸗ 


ſchreiten und müſſen von anderen Baulichkeiten, Nachbargrenzen 
und Straßen mindeſtens 5 m entfernt gehalten werden, oder 
an der betreffenden Seite durch feuerſichere Wände abgeſchloſſen ſein. 


—— 
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über die Beſtimmungen der Ziffer 2 hinaus können Holzbaulich⸗ 


keiten geſtattet werden, wenn dieſelben zur vorübergehenden Be⸗ 
nutzung errichtet werden, oder wenn es ſich um nicht heizbare 
und nicht dem öffentlichen Verkehr dienende Buden, Garten⸗ 
Häuschen und dergl. von nicht mehr als 25 qm Grundfläche 


handelt. 


Die nicht im 8 61 genannten Wirtſchaftsgebäude auf Grund⸗ 


ſtücken, welche landwirtſchaftlichem oder gärtneriſchem Betriebe 
dienen, können mit hölzernen Umfaſſungswänden hergeſtellt werden, 
wenn ſie von anderen Baulichkeiten, Nachbargrenzen und Straßen 
mindeſtens 5 m entfernt bleiben. 


„Die Ausführung in reinem Holzbau iſt ferner geſtattet zur teil⸗ 


weiſen Bekleidung äußerer Anſichtsflächen, wenn dieſe von den 
Nachbargrundſtücken und von Gebäuden mindeſtens 5 m ent- 
fernt ſind. 

§ 43. Decken. 


„Die Kellergeſchoſſe aller Gebäude erhalten in der Regel, die 


Stallräume in den Fällen des 8 61 Ziffer 4 ſtets maſſive Decken, 
mit oder ohne Verwendung von Eiſenträgern. Soll über die 
Kellerdecke gefahren werden, ſo iſt für ihre hinreichende Trag⸗ 
fähigkeit Sorge zu tragen 


2. Für alle übrigen Decken ſind Holzbalkenlagen geſtattet, welche 


zwiſchen den Balken auszuſtaken, mit einer unverbrennlichen 
Ausfüllung von wenigſtens 13 cm Stärke zu verſehen und von 
unten zu verputzen find. An Stelle der Stakung und Ausfüllung 
kann eine andere, gleich wirkſame Bauweiſe zugelaſſen werden. 


„Die Stoffe zur Ausfüllung von Balkendecken und von Gewölben 


dürfen durch keine der Geſundheit ſchädlichen Beſtandteile ver⸗ 
unreinigt ſein. Die Verwendung von altem Bauſchutt und von 
Holzabfällen iſt unterſagt. 


. Sonftige Deckenkonſtruktionen müſſen mindeſtens ebenſo zuver⸗ 


läſſig den Anforderungen der Feuerſicherheit und Geſundheits⸗ 
pflege entſprechen, wie die in Ziffer 2 und 3 beſchriebenen Holz⸗ 
balkendecken. 


„Vorſchriftsmäßig ausgeführte Decken dürfen mit Holztäfelung 


bekleidet werden. 


Ungeputzte Holzdecken ohne Zwiſchendecken ſind zuläſſig: 


a) in Gebäuden ohne Feuerung, 

b) in eingeſchoſſigen Gebäuden von mehr als 5 m Geſchoß⸗ 
böbe, 3, . in Kirchen, Turn⸗ und Wartehallen, Reitbahnen 
und dergl., 

c) in Speichern zur Aufbewahrung von Getreide, Mehl und 
Malz; doch müſſen dort befindliche heizbare Räume durch 
maſſive Decken und Wände ohne Offnung abgetrennt werden 
und beſondere Zugänge erhalten. Die Wände müſſen 
mindeſtens 1 Stein ſtark ſein, wenn ſie zugleich Schorn⸗ 
ſteinwandungen ſind. 

d) in allen ſonſtigen Fällen, wo das Dach zugleich die Decke 
von Räumen bildet, die nur zum vorübergehenden Auf⸗ 
enthalt von Menſchen beſtimmt find ($ 53 Ziffer 4). 
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§ 44. Dächer und Dachgeſimſe. 

1. Alle Dächer und Dachteile müſſen mit feuerſicheren Stoffen: 
Stein, Metall, Holzzement, Teerpappe, Glas uſw. (harte Be⸗ 
dachung) eingedeckt werden. Schindeldächer, Bretter⸗, Stroh⸗ | 
oder Rohrdächer (weiche Bedachung) find verboten. 1 

„Flache Dächer, wie Holzzement⸗ und Eiſenblechdächer müſſen bei | 
Gebäuden von mehr als 6 m Höhe, wenn fie nicht anderweit 
zugänglich find, Ausſteigeöffnungen von mindeſtens 60 cm im 
Geviert haben. 

3. Glasdächer und Oberlichte find, falls nicht Drahtglas verwendet 

wird, mit geeigneten Drahtnetzen zu verſehen. 
4. Auf nicht begehbaren Dächern ſind geeignete Vorrichtungen für 
Schornſteinfeger und Dachdecker anzubringen. 

5. Auf begehbaren Dächern, die zum Aufenthalt von Menſchen 

dienen, ſind Schutzgeländer anzulegen. ) 

6. Öffnungen in Dachaufbauten müſſen, mit Ausnahme von Licht⸗ 

höfen, wenigſtens 2 m von Nachbargrenzen entfernt bleiben. 

7. Alle aus Dächern vortretenden Bauteile müſſen aus den in Ziffer 1 

bezeichneten Stoffen beſtehen oder mit ſolchen verkleidet werden. 
Fenſtereinfaſſungen aus Eichenholz bedürfen jedoch einer 
ſolchen Verkleidung nicht. 

8. Dachrinnen, Dachgeſimſe und Dachüberſtände dürfen zwar mit 

Verwendung von Holz hergeſtellt werden, ſind jedoch bis auf 
1 m Entfernung von der Nachbargrenze feuerſicher zu verkleiden. . 


§ 45. Vortretende Zierteile der Faſſaden. 

1. Mehr als 10 cm vorladende Geſimſe und ſonſtige Architekturteile 
müſſen bei Ausführung des Mauerwerks im Verband vorge- 
mauert werden. 

2. Zierteile aus Stuck, Steinpappe, Zementguß und dergl. dürfen 
nicht auf Holz befeſtigt, müſſen vielmehr mit dem Mauerwerk | 
durch eingemauerte Metallteile oder mit der Eiſenkonſtruktion | 
dauernd ficher verbunden werden. 


§ 46. Lichtſchächte (Lichthöfe) und Aufzüge.“ 
1. Die Umfaſſungswände von Licht- und Luftſchächten müſſen in 
Gebäuden mit Feuerungen aus feuerſicheren Stoffen hergeſtellt 
werden und an ihrem unteren Ende eine Einrichtung erhalten, 
durch welche ihnen von außen friſche Luft dauernd zugeführt 
wird. Die Luftzuführungskanäle müſſen einen Querſchnſtt von | 
mindeſtens 1000 qem haben. Die Umfaſſungen der Lichtſchächte 
find bis 30 cm über Dach emporzuführen. 

2. Sind Lichtſchächte überdeckt, ſo müſſen auch an ihrem oberen 
Ende Vorkehrungen getroffen werden, die einen genügenden Luft⸗ 
wechſel ſichern. 

g Offnungen von Lichtſchächten innerhalb des Dachraumes müſſen 
ſche we und rauchſicheren, ſelbſttätig ſchließenden Türen ver- 
ehen ſein. 


) Bgl. Abt. I Abſchnitt C Nr. 6 (S. 41). 
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Für Aufzüge find die hierüber erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen 
maßgebend. (Gegenwärtig gelten die Vorſchriften der Polizei⸗ 
verordnung des Oberpräſidenten zu Poſen vom 23. Dezember 
1899, betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen 
[Fahrſtühlen!.) 


§ 47. Feuerſtätten.“) 
Feuerſtätten dürfen nur in ſolchen Räumen eingerichtet werden, 
welche vermöge ihrer Beſtimmung nicht zu feuerpolizeilichen Be⸗ 
denken Anlaß geben und gegen Gebäude und Räume, die zur 
Aufbewahrung leicht entzündbarer Stoffe dienen, feuerſicher abge- 
ſchloſſen ſind. 


2. Unter gemauerten Herden und Ofen müſſen die Oeckenteile feuer⸗ 


ſicher ſein. h 

. Zeuerftätten, welche nicht auf einem durchweg feuerfeſten Boden 
ruhen, ſind von demſelben durch eine mindeſtens 5 em ſtarke 
Maſſivſchicht zu trennen. N 

. Eijerne, auf Füßen ſtehende Küchenherde, Kochöfen und Heizöfen 
dürfen auf Holzbalkendecken und Holzböden aufgeſtellt werden, 
wenn dieſe durch eine 5 em ſtarke Steindecke oder eine wenigſtens 
1 mm ſtarke Eiſenplatte geſchützt werden. Platte und Steindecke 
müſſen 5 cm über den Rand des Herdes oder des Ofens vortreten. 

. Vor den Heizöffnungen aller Feuerungen iſt der hölzerne Fuß⸗ 
boden mit einem mindeſtens 50 cm breiten Ofenblech zu ver⸗ 
kleiden, welches beiderſeits über die Feueröffnung mindeſtens 
30 cm weit vortreten muß. Für gewöhnliche Stubenfeuerungen 
genügen ſtatt deſſen metallene Vorſätze von ausreichender Größe, 
die entweder am Fußboden oder am Ofen zu befeſtigen find. 

Wände, an denen Feuerherde oder Ofen unmittelbar oder in 
einem Abſtande bis zu 10 cm aufgeſtellt werden, müſſen in der 
Ausdehnung des Herdes oder Ofens und mindeſtens 30 cm da- 
rüber hinaus aus unverbrennlichem Stoff beſtehen. 

Feuerſtätten müſſen von verputztem oder feuerſicher ver⸗ 
kleidetem Holzwerk wenigſtens 30 cm, von freiem Holzwerk wenig⸗ 
ſtens 60 cm entfernt ſein (Fußböden ſ. Ziffer 3). Eiſerne Herde 
oder Ofen haben in beiden Fällen einen Abſtand von mindeſtens 
60 cm zu halten. 

Für Feuerſtätten von erheblichem Umfange und für ſolche, deren 
Betrieb dauernd große Hitze erfordert, wie große Koch- und Waſch⸗ 
küchenherde, große Plättöfen und dergleichen, können weiter⸗ 
gehende Forderungen bezüglich der Feuerſicherheit geſtellt werden. 

. Offene Feuerungen müſſen maſſive oder metallene Rauchmäntel 
erhalten, die mindeſtens 15 cm auf allen Seiten über den Feuer⸗ 
herd vortreten. 

Räucherkammern dürfen nur auf feuerſicheren Wänden oder auf 
eiſernen Trägern errichtet werden. Sowohl die Umfaſſungs⸗ 
wände als auch Fußboden und Decke ſind aus unverbrennbarem 
Material herzuſtellen. Der Fußboden darf nicht auf hölzernen 


) gl. Abt. Abſchnitt F (S. 74 ff.. 
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so 


not 


. Schornjteine find durchweg dicht, maſſiv oder ſonſt on 


Balken, ſondern nur auf feuerſicheren Gewölben oder eiſernen 
Trägern ruhen. Die Türen müſſen aus Eiſenblech oder aus 
Holz mit vollſtändiger Eiſenblechbekleidung hergeſtellt ſein. Das 
Einbauen hölzerner Stangen zum Aufhängen der Räucherwaren 
iſt verboten. 


$ 48. Verbindung der Feuerſtätten mit den Schornfteinen. 


Rauch und Feuergaſe find von den Feuerſtätten durch feuerſichere 


Rohre innerhalb desſelben Stockwerks in die Schornſteine zu 
leiten. Nur in dem Falle des § 20 Ziffer 1 kann zugelaſſen 
werden, den Rauch unmittelbar ins Freie zu führen. Zum 
Stützen der Rohre darf nur unverbrennlicher Bauſtoff verwendet 
werden. Außerdem dürfen im Innern der Gebäude Rauch⸗ 
abzugsrohre nicht nach Schornſteinen geleitet werden, die mehr 
als 3 m von der Feuerſtätte entfernt ſind. 


. Die Rauchrohre müſſen von geputztem und verkleidetem Holz⸗ 


werk 40 cm, von freiem Holzwerk 80 cm entfernt ſein. Ge⸗ 
ringere Entfernungen können nur bei Anwendung beſonderer 
Schutzvorrichtungen geſtattet werden. 

Bei Heizöfen in Räumen, welche zum dauernden Aufenthalt von 
Menſchen beſtimmt ſind, dürfen in der Ableitung des Rauches 
und der Feuergaſe Verſchlußvorrichtungen, wie Schieber und 
Klappen nicht angebracht werden. Bei offenen Küchenherden 
und offenen Kaminfeuerungen iſt jedoch die Anbringung von 
Verſchlußvorrichtungen geſtattet. 


$ 49. Schornſteine. 


herzuſtellen und dürfen nicht auf hölzeren Balken ruhen. Jeder 
Schornſtein iſt mit einem überall gleichen rechtwinkligen oder 
kreisrunden Querſchnitt von mindeſtens 250 qem bis 50 em 
über Dachfirſt, bezw. 1 m über die Dachfläche zu führen. 


. Bejteigbare Schornſteine müſſen einen rechteckigen Querſchnitt 


von mindeſtens 42 zu 45 cm Weite erhalten. Bei größeren 
Abmeſſungen ſind Steigeiſen anzubringen. 


. Eine andere als ſenkrechte Richtung darf den Schornſteinen nur 


gegeben werden, wenn ſie in maſſiven Wänden liegen oder durch 
maſſive Mauern, oder durch gemauerte Bögen, oder eiſerne 
Träger unterſtützt werden. An den Brechpunkten ſind die Ecken 
abzurunden. Geſchleifte Schornſteine dürfen nicht unter 60 
gegen die Wage liegen. 


. Gemauerte Schornſteine müſſen vollfugig ausgemauert werden, 


eine Wangenſtärke von mindeſtens 12 cm, an Nachbargrenzen 
eine ſolche von mindeſtens 25 cm erhalten. Kreisrunde Schornſteine 
dürfen nur aus Formziegeln oder Tonröhren hergeſtellt werden. 


. Schornfteinwangen dürfen nicht als Trägerauflager dienen. 
Für Schornſteine von Zentralheizungen oder anderen großen 


Feuerungsanlagen müſſen ſtärkere Wangen vorgeſchrieben werden. 


. Gemauerte Schornfteine find auf den Außenſeiten unterhalb der 


Dachflächen in ganzer Ausdehnung, beſonders auch innerhalb der 


Rn 
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Balkenlagen zu putzen und müſſen auf den Innenſeiten glatt 
ausgeſtrichen oder glatt gefugt werden. 


„Türbögen müſſen von den Schornſteinröhren überall mindeſtens 


25 cm entfernt bleiben. 


Von Balkenlagen und ſonſtigem Holzwerk müſſen die Außen⸗ 


ſeiten der Schornſteine, falls die Wangenſtärke weniger als 
25 cm beträgt, mindeſtens 8 cm entfernt ſein. 

Nicht gemauerte Schornſteine ſind entweder mit Mauerwerk zu 
umgeben, für deſſen Stärke und Entfernung vom Holzwerk dann 
die gleichen Beſtimmungen wie für gemauerte Schorniteine 
gelten, oder fie find unter Freihaltung eines Luftraumes von 
mindeſtens überall 8 em feuerfeſt zu ummanteln. 


„Freiſtehende eiſerne Schornſteine außerhalb der Gebäude, ſowie 


Aufſatzröhren zur Erhöhung von Schornſteinen bedürfen einer 
Ummauerung oder Ummantelung nicht. Auch bei Schornſteinen 
in nicht feuergefährlichen gewerblichen Betriebsſtätten, deren 
Decke gleichzeitig das Dach des Gebäudes bildet, kann die Polizei⸗ 
behörde ausnahmsweiſe von der Ummauerung oder Ummantelung 
abſehen, doch ſind hinſichtlich der Deckeniſolierung die Vor⸗ 
ſchriften im § 48 Ziffer 2 zu befolgen. 

Alle Schornſteine ſind ſo einzurichten, daß ſie in allen Teilen 


— ordnungsmäßig gereinigt oder in ganzer Ausdehnung beſtiegen 


werden können. 


3. Unbeſteigbare Schornſteine müſſen behufs ihrer Reinigung oben 


und unten hinlänglich große Offnungen erhalten. 


4. Alle ſeitlichen Einſteige⸗ und Reinigungsöffnungen ſind mit 


gefalzten Türen und ſtarkem Eiſenblech dicht zu verſchließen, 
deren lichte Größe nicht geringer ſein darf, als der lichte Quer⸗ 
ſchnitt des Schornſteins. Alle Neinigungsöffnungen ſind min⸗ 
deſtens 75 cm von allem Holzwerk entfernt anzulegen, bei ge⸗ 
ringerer Entfernung ſind die Holzteile mit Eiſenblech zu ver⸗ 
kleiden. Vor Schornſteinreinigungstüren muß ein Vorpflaſter 
oder eine Eiſenblechplatte wie vor Feuerungstüren angelegt 
werden. Innerhalb des Dachraumes ſind Reinigungsöffnungen 
nur zuläſſig, wenn der Dachraum nicht zur Aufbewahrung 
größerer Mengen leicht feuerfangender Gegenſtände beſtimmt iſt. 
Sonſt müſſen Vorkehrungen zur Reinigung der Schornſteine 
von außerhalb des Daches getroffen werden. 

Aufſätze irgend welcher Art ſind auf Schornſteinen nur zuläſſig, 
wenn ſie die ordnungsmäßige Reinigung nicht hindern. 


In einem Schornſtein von 250 qcm lichten Querſchnitts dürfen 


höchſtens 2 Rauchröhren gewöhnlicher Zimmeröfen einmünden. 
Jedes hinzutretende Rauchrohr dieſer Art bedingt eine Ver⸗ 
rößerung des Querſchnitts um 80 qcm. 
In Küchen mit geſchloſſener Feuerung und engen Schornſteinen 
iſt ein beſonderes Rohr zum Abzug der Waſſerdämpfe anzulegen. 
Gemeinſchaftliche Wraſenrohre für mehrere übereinander⸗ 
liegende Küchen müſſen einen Querſchnitt von mindeſtens 
2727 cm erhalten, Wraſenrohre für einzelne Küchen einen Quer⸗ 
ſchnitt von mindeſtens 14/21 cm. 
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18. Alle Schornſteine müſſen eine ſolche Höhe haben und ſo ein⸗ 


19. 


gerichtet ſein, daß jede Gefährdung durch Funken und jede 
erhebliche Beläſtigung durch Rauch, Ruß und dergl. vermieden 
wird. Jedenfalls müſſen dieſelben, ſobald die Ausmündungs⸗ 
öffnungen weniger als 5 m von Tür⸗ oder Fenſteröffnungen 
benachbarter Gebäude entfernt ſind, den Sturz dieſer Offnungen 
um mindeſtens 1 m überragen. 

Die Standfeſtigkeit freiſtehender Schornſteine iſt durch zweckent⸗ 
ſprechende Vorkehrungen zu ſichern. 


Mauerkanäle aller Art find den vorſtehenden Beſtimmungen 


entſprechend auszuführen, auch wenn die Einleitung von Rauch⸗ 
röhren zunächſt nicht beabſichtigt wird. 


$ 50. Behälter für Abfälle und Aſche. 


Behälter zur vorläufigen Aufnahme wirtſchaftlicher und gewerb⸗ 


licher Abgänge und Abfallſtoffe, insbeſondere Düngergruben und Aſche⸗ 
behälter, müſſen im Boden und in den Wänden Endima her⸗ 
geſtellt, bei Ausführung von Ziegeln in Zementmörtel gemauert, innen 
mit Zement glatt geputzt und dicht und feuerſicher überdeckt ſein. 


Für landwirtſchaftliche und gärtneriſche Betriebe ſind Ausnahmen 


zuläſſig. 


1 


2. 


§ 51. Gasleitungen. d 

Zu Gasleitungen innerhalb und außerhalb von Gebäuden ſind 
in der Regel nur ſchmiedeeiſerne Rohre zu verwenden. Rohre 
aus Zink, Zinn, Blei oder ſolchen Metallen, deren Schmelzpunkt 
unter 80 » C liegt, find unzuläffig. Hart gelötete oder gegofjene 
Rohre aus Meſſing oder Kupfer find nur da, wo die Verwen⸗ 
dung von eiſernen Rohren der Biegung wegen mit Schwierig⸗ 
keiten verbunden iſt, ſowie als Zuleitung zu den Brennern zu⸗ 
läſſig. 

5 Rohre aus Gummi und dergl. ſind nur zur Verbindung 

der feſten Leitungen mit beweglichen Leuchtern, Koch- und Plätt⸗ 
einrichtungen oder dergl. in demſelben Raume ſtatthaft und 
müſſen durch einen Hahn am Ende der feſten Leitungen be= 
ſonders abſchließbar ſein. 
Alle Gasrohre ſind möglichſt zugänglich zu verlegen. Bei hori⸗ 
zontaler Durchführung der Rohre durch Wände, insbeſondere 
belaf Fundamente, iſt genügender Spielraum (FJutterrohr) zu 
elaſſen. 


. Die Verbindung der Gasrohre darf nur durch Verſchraubung 


oder harte Lötung hergeſtellt werden; Ineinanderſchiebung der 
Rohre mit bloßer Verkittung oder weicher Lötung iſt unzuläſſig. 


4. Hähne und Ventile müſſen dicht ſchließen und mit Einrichtungen 


verſehen ſein, die ihre jeweilige Stellung (ob offen oder ge⸗ 
ſchloſſen) leicht erkennen laſſen. 


Jede in ein Gebäude führende Gasleitung iſt nahe beim Eintritt 


entweder im Innern des Gebäudes oder außen vor dieſem mit 
einem leicht zugänglichen Abſchlußhahn zu verſehen. Wo Gas⸗ 
Wer aufgeſtellt ſind, iſt der Abſchlußhahn zwiſchen dem Gas⸗ 
meſſer und der Zuleitung von dem Hauptrohre anzubringen. 
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| Werden in einem Gebäude mehrere Gasmeſſer von einer Leitung 
\ geſpeiſt, jo iſt vor jedem Gasmeſſer ein Abſchlußhahn anzu⸗ 
bringen. Bei ausgedehnten Leitungen in größeren Gebäuden 

muß jedes Hauptrohr einen Abſchlußhahn erhalten. 

;. Gasmeſſer dürfen nur in lüftbaren und gegen Froſt geſchützten 
tunlichſt hellen Räumen, niemals aber in Wohn⸗ und Schlaf⸗ 
räumen aufgeſtellt werden. 

Alle Gasrohre müſſen vor der Gaseinführung und der Her⸗ 
ſtellung des Anſtrichs, Verputzes oder ſonſtiger Verdeckung der 
Röhren auf ihre Dichtigkeit geprüft werden. 


$ 52. Elektriſche Anlagen und Blitzableiter. 
Für die Einrichtung von elektriſchen Anlagen und Blitzableitern 
ſind die geltenden „Sicherheitsvorſchriften“ des Verbandes Deutſcher 
Elektrotechniker maßgebend. 


— 


C. Geſundheit. 


§ 53. Vorbemerkung. 
1, Jedes zum Aufenthalt von Menſchen beſtimmte Gebäude iſt ſo 
N en anzulegen, daß der im öffentlichen Geſundheitsintereſſe erforder⸗ 
liche Zutritt von Luft und Licht dauernd geſichert iſt. 

2, Die Räume werden unterſchieden in ſolche, die zum dauernden 
Aufenthalt und ſolche, die zum vorübergehenden Aufenthalt von 
Menſchen beſtimmt ſind. 4 

3. Als Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen werden 
angeſehen alle Wohn-, Schlaf- und Arbeitsräume, ſomit auch 
Küchen, Dienſtbotenkammern, Werkſtätten und Wirtszimmer. 

4. Als Räume zum vorübergehenden Aufenthalt von Menſchen ſind 
dagegen zu betrachten: 8 

Vorratskeller und ſonſtige Vorratsgelaſſe, Lagerräume, Vor⸗ 
plätze, Gänge, Treppenhäuſer, Speiſekammern, Badezimmer, für 
den Hausbedarf beſtimmte Waſchküchen, Aborte, Wintergärten, 
Heizräume, Keſſel⸗ und Maſchinenräume, wenn letztere nur zum 
Heizungs⸗, Lüftungs-, Beleuchtungs- und Aufzugsbetriebe dienen. 


$ 54. Auffüllung von Banplätzen. 
Der zur Auffüllung von Bauplätzen verwendete Schutt, Sand, 
Kies oder ſonſtige Boden darf nicht mit geſundheitsgefährlichen 
Stoffen vermiſcht ſein. 


8 55. Abhaltung von Feuchtigkeit. 

1. Gebäude mit Räumen für den dauernden Aufenthalt von 
Menſchen müſſen trocken, gegen aufſteigende Feuchtigkeit und 
Bodenluft durch wagerechte Iſolierſchichten in den Mauern und 
unter den nicht untenkellerten Fußböden geſchützt ſein. 

2. In der Regel muß jedes Wohngebäude unterkellert werden. 
Ausnahmsweiſe genügt es, daß unter dem Erdgeſchoßfußboden 
eine wenigſtens 10 bis 12 cm ſtarke Lage von Mauerwerk oder 


Beton hergeſtellt wird. 


§ 56. Keller. 

„Kellerräume, d. h. ſolche Räume, deren Fußboden tiefer liegt, 
als das anſtoßende Erdreich, ſind möglichſt trocken anzulegen, 
mit einer Sohle aus Stein oder Beton und mit gewölbter oder 
ebener Stein⸗ oder Betondecke zu verſehen. 


2. Die Kellereingänge dürfen keine Verkehrsgefahr herbeiführen. 


DD 


K 


Insbeſondere ſind Falltüren in Gängen und Fahrten verboten. 


Allgemeine Beſtimmungen über Räume, die zum dauernden Aufenthalt 
von Menſchen dienen. 


. Gebäude, welche zum dauernden Aufenthalt von Menſchen be⸗ 


ſtimmt ſind, dürfen über dem Kellergeſchoß nicht mehr als 4, in 
Bromberg nicht mehr als 5 Wohngeſchoſſe erhalten (Stockwerks⸗ 
höhe ſiehe $ 79). Werden im Kellergeſchoß (ſiehe S 58) Räume 
zum dauernden Aufenthalt von Menſchen eingerichtet oder liegt 
die Deckenunterkante des Kellergeſchoſſes — bei gewölbten Decken 
die Unterkante des Scheitels — bei Vordergebäuden mehr als 
2 m über der Oberfläche des Bürgerſteiges, bei Seitenflügeln, 
Seiten⸗ und Hintergebäuden mehr als 2 m über der Oberfläche 
des angrenzenden Hofraums, ſo wird die nach obigem zuläſſige 
Geſchoßzahl um ein Geſchoß vermindert. 


Für alle Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen muß: 


a) der Zutritt von Luft und Licht unmittelbar von der 
Straße oder von einer, dem $ 27 entſprechenden unbe⸗ 
bauten Grundſtücksfläche dauernd geſichert ſein. Oberlicht 
allein genügt nur für Räume, deren Lage und Zweck eine 
Beleuchtung von oben bedingt; dabei muß aber ein aus⸗ 
reichender Luftwechſel ſichergeſtellt ſein. 

die lichtgebende Fläche der Fenſter, zwiſchen den Mauern 
gemeſſen, muß, abgeſehen vom Dachgeſchoß, mindeſtens ein 
Zehntel der Grundfläche des Raumes betragen (notwendige 
Fenſter). 

Dienſtbotenkammern müſſen eine Grundfläche von mindeſtens 
6 qm und für jede Perſon einen Luftraum von wenigſtens 
18 cbm haben. 


b) 


= 
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. Der Fußboden unterkellerter Erdgeſchoßräume für den dauernden 


Aufenthalt von Menſchen muß mindeſtens 10 cm über der feſt⸗ 
geſetzten Höhe des Bürgerſteigs oder in Ermangelung eines 
ſolchen mindeſtens 15 em über dem anſtoßenden Erdreich liegen. 
Sind die Räume nicht unterkellert, ſo muß der Höhenunterſchied 
wenigſtens 30 cm betragen. 


§ 58. Kellerwohnungen (fiche § 79). 
tellerräume für den dauernden Aufenthalt von Menſchen müſſen 


folgenden Vorſchriften entſprechen: 


1: 


2. 


Straße und Grundſtück dürfen nicht der Überſchwemmung aus⸗ 
geſetzt ſein. 

Der Fußboden muß maſſiv und undurchläſſig ſein, wenigſtens 
30 cm über dem höchſten Grundwaſſerſtand liegen, eine hoch⸗ 
waſſerfreie Entwäſſerung geſtatten und zur ſicheren Trocken⸗ 
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§ 60. 


— 


do 


haltung gegen die Grundfeuchtigkeit mit Aſphaltiſolierung ver⸗ 
ſehen ſein. Auch die ſeitliche Bodenfeuchtigkeit muß zuverläſſig 
abgehalten werden. Der Fußboden darf ferner nicht tiefer als 
0,50 m unter der Höhenlage des Bürgerſteigs, des anſtoßenden 
e oder der Sohle eines Licht- und Lüftungsgrabens 
iegen. 


„Die lichte Höhe muß mindeſtens 2,80 m betragen, davon müſſen 


wenigſtens 2,30 m über der vorbezeichneten Höhenlage (Ziffer 2) 
bleiben. 


„Die Tiefe des Licht⸗ und Lüftungsgrabens darf das Maß von 


1,30 m nicht überſchreiten, auch muß die Sohlenbreite mindeſtens 
der Tiefe des Grabens gleich ſein. 


„Die Anlage von Wohnungen im Keller iſt nur zuläſſig, wenn 


ſie nicht ausſchließlich nach Norden liegen. Auch darf nur die 
Hälfte der Grundfläche des Kellergeſchoſſes zu Wohnungen ein⸗ 
gerichtet werden. 


§ 59. Dachwohnungen (ſiehe $ 79). 


Der Fußboden der zum dauernden Aufenthalt von Menſchen 


beſtimmten Räume im Dachgeſchoß darf nicht höher liegen als 
17 m, in Bromberg 20 m über der Straßenkrone. 


2. Sie ſind nur zuläſſig unmittelbar über dem oberſten Vollgeſchoß 


und unter dem Kehlgebälk. 


g. Die Decke muß den Vorſchriften des 8 43 Ziffer 2 entſprechen. 


Auch müſſen die Wände geputzt ſein. 


Bei Dächern mit einer Neigung von weniger als 60 ° dürfen 


die Fenſter nicht ausſchließlich in der Dachfläche liegen. Viel⸗ 
mehr ſind auch ſtehende Fenſter in genügender Zahl anzu- 
bringen, die bei einer Brüſtungshöhe von höchſteus 1.20 m einen 
Ausweg für Menſchen geſtatten. Der Fenſterſturz muß wenigſtens 
1,80 m über dem Fußboden liegen. Die lichtgebende Fläche 
muß wenigſtens ein Zwölftel der Grundfläche betragen. 


. Der Zugang zum Treppenhauſe darf nicht über offene Dach⸗ 


räume führen, ſondern muß von feuerſicheren Wänden und Decken 
umſchloſſen und durch Tageslicht genügend erhellt ſein. 


Zum vorübergehenden Aufenthalt von Menſchen beſtimmte Räume, 
Lichthöfe. 


Für die Zuführung von Licht und Luft zu Räumen, welche nur 


zum vorübergehenden Aufenthalt von Menſchen beſtimmt ſind 
($ 53 Ziffer 4), genügen Oberlichte von entſprechender Größe 
oder Fenſter an Lichthöfen von 6 qm Grundfläche bei einer 
geringſten Abmeſſung von 2 m, wenn deren Umfaſſungsmauern 
eine Höhe von 10 m. nicht überſteigen. Bei größerer Höhe iſt 
die Abmeſſung rechtwinklig zur Fenſterwand um ein Drittel der 
Mehrhöhe zu vergrößern. (lber Aborte ſiehe § 64 dieſer Bau⸗ 
polizeiordnung.) 


„Flurgänge können ohne unmittelbare Beleuchtung zugelaſſen 


werden, wenn für ausreichende Durchlüftung dieſer Räume ge⸗ 
ſorgt iſt. 5 
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3. Alle Dachkammern und Dachbodenräume müſſen mit Dachfenſtern 


A 


{er} 


o 


verſehen werden, die eine vollſtändige Beleuchtung am Tage ge⸗ 
währleiſten. 
§ 61. Viehſtälle und Scheunen. 


„Viehſtälle find gegen das Erdreich waſſerdicht herzuſtellen. 
„Alle Ställe für Pferde und Großvieh müſſen wenigſtens 2,3 m 


im Lichten hoch, hinreichend beleuchtet ſein und maſſive Um⸗ 
faſſungsmauern von wenigſtens 1 Stein Stärke beſitzen. Sie 
müſſen von Wohnungen durch Brandmauern (8 40 Ziffer 2) ge⸗ 
trennt ſein und dürfen nach Straßen hin in der Regel keine 
Offnungen erhalten. 


. Über Ställen dürfen Mietwohnungen nicht eingerichtet werden, 


ebenſowenig Ställe unter vorhandenen Mietwohnungen. 


Sollen Räume, die über Ställen liegen, als Wohnung für den 


Stallbeſitzer oder deſſen Geſinde oder Bedienſtete benutzt werden, 
ſo muß die Wohnung durch eine beſondere, feuerſichere Treppe 
zugänglich ſein. Außer der Brandmauer (Ziffer 2) ſind in dieſem 
Falle die Decken unterhalb der Wohnung aus unverbrennlichem 
Material (gewölbt oder betoniert) herzuſtellen. 


Hausſpeicher und Räume für Futtervorräte oder leicht entzünd⸗ 


liche Stoffe müſſen, ſofern eine Gebaudelänge bis zu 20 m für 
dieſe Benutzung in Betracht kommt, von Wohnräumen durch vor⸗ 
ſchriftsmäßige Brandmauern ($ 40 Ziffer 2) getrennt ſein. Bei 
größeren Längen werden ſie wie Scheunen behandelt und unter⸗ 
liegen den Beſtimmungen in der nachfolgenden Ziffer 6. 


Scheunen müſſen von maſſiven Umfaſſungsmauern umſchloſſen, 


feuerſicher eingedeckt und von Wohngebäuden mindeſtens 30 m 
entfernt ſein. Ausnahmen von letzter Vorſchrift ſind in beſonderen 
Fällen namentlich bei Geländeſchwierigkeiten zuläſſig. 


§ 62. Waſſerverſorgung. 


. Für jedes Grundſtück, welches mit Wohngebäuden beſetzt oder 


auf dem eine größere gewerbliche Anlage eingerichtet werden ſoll, 
kann die Polizeibehörde die Anlage und Unterhaltung eines 
Brunnens fordern, falls nicht eine dem geſundheitlichen und 
feuerpolizeilichen Intereſſe entſprechende Waſſerzuführung in 
anderer Weiſe ſichergeſtellt iſt. 


. Die Brunnen müſſen von Abort und Dunggruben mindeſtens 


10 m entfernt ſein, auch iſt das Brunnenmauerwerk bis wenigſtens 
30 cm über das Erdreich emporzuführen, mit einem Gefälle zum 
Ablauf des Waſſers zu umpflaſtern, im oberſten Teile bis 
mindeſtens 1,50 m unter das Erdreich mit vollen Fugen in 
Zementmörtel zu mauern und von außen mit Zement zu ver⸗ 
putzen. Die Brunnenkeſſel müſſen eine undurchläſſige Abdeckung, 
nötigenfalls mit Lüftungsrohren erhalten. Bei eiſernen Tief⸗ 
röhrenbrunnen von mindeſtens 20 m Tiefe genügt eine Entfernung 
von 5 m von Abort und Dunggrube. Schöpfbrunnen ſind verboten. 


Soweit Grundſtücke an Straßen liegen, die mit einer Waſſer⸗ 


leitung verſehen ſind, ſind die hierüber erlaſſenen örtlichen Be⸗ 
ſtimmungen maßgebend. 


$ 63. Entwäfſerung.“) 

„Die Tagewäſſer und die flüſſigen Wirtſchaftsabgänge find, wo 
dies polizeilich ſtatthaft, bezw. bei dem Fehlen einer Kanaliſation 
nicht anders ausführbar iſt, von bebauten Grundſtücken durch 
Röhren mit undurchläſſigen Wandungen, oder durch befeſtigte 
Rinnen in Straßenrinnſteine zu leiten. Die Wirtſchaftswäſſer 
müſſen jedoch auf Verlangen der Polizeibehörde, ehe ſie in die 
Straßenrinnſteine abfließen, auf dem Grundſtücke durch einen 
mit engvergitterter Ausflußöffnung und mit Waſſerverſchluß ver⸗ 
ſehenen undurchläſſigen Schlammfang geleitet werden, ſoweit die 
Höhenlage des Grundſtücks derartige Anlagen geſtattet. Wo 
die Abführung der Abwäſſer in Kanäle oder Straßenrinnſteine 
nicht zugelaſſen wird, oder wo ſolche nicht vorhanden ſind, kann 
die Anlage undurchläſſiger Sammelbehälter vorgeſchrieben werden. 

Wo eine geregelte unterirdiſche Ableitung der Abwäſſer 
(Schwemmkanaliſation) beſteht, find für die Einzelheiten der 
Entwäſſerungsanlagen die örtlichen Vorſchriften maßgebend. 


§ 64. Badeſtuben und Bedürfnisanſtalten. 

„Jedes Grundſtück, auf dem ſich bewohnte oder ſonſt zu dauern⸗ 
dem Aufenthalt von Menſchen beſtimmte Gebäude befinden, muß 
für jede ſelbſtändige Wohnung mindeſtens eine ordnungsmäßig 
eingerichtete Abortanlage haben. 

Für je zwei Wohnungen mit nicht mehr als 3 Wohnräumen 
kann ein gemeinſchaftlicher Abort ausnahmsweiſe zugelaſſen werden. 

. Alle Aborte und Badeſtuben innerhalb von Gebäuden müſſen 
Licht und Luft unmittelbar von außen oder von einem oben 
offenen Lichtſchachte mit einer Grundfläche von mindeſtens 6 qm 
bei einer geringſten Abmeſſung von 2 m erhalten. In Gebäuden, 
welche außer dem Erdgeſchoſſe nur ein Obergeſchoß haben, ge⸗ 
nügt indeſſen für den Lichtſchacht eine Grundfläche von 3 qm 
bei einer geringſten Abmeſſung von 1,50 m. 


In Häuſern, in denen mehrere ſelbſtändige Wohnungen über⸗ 


. liegen, dürfen Aborte nicht am Treppenpodeſt angelegt 

werden. 

Liegt der Abort nicht unmittelbar an einer Außenwand, ſo muß 
die Höhe des den Abort erhellenden Fenſters mindeſtens 1,20 m 
und der Abſtand des Abortſitzes von der äußeren Flucht der 
Fenſterwand höchſtens 2,40 m betragen. In dieſem Falle muß 
das Fenſter mittels eiſerner Stellſtangen zur Lüftung bequem 
und ſicher beweglich ſein. 

Aborte dürfen von Küchen⸗ und Werkſtatträumen aus nur durch 
Vorräume oder Korridore zugänglich ſein. Außer den Türen 
dürfen ſie keine Offnungen nach Korridoren, Wohnräumen, Küchen, 
Werkſtätten und dergl. erhalten. 

. Bebürfnisanftalten als ſelbſtändige Anlagen dürfen unter Inne⸗ 
haltung der Vorſchriften in den §§ 41 und 42 aus gemauertem 
Holzfachwerk oder aus Holz hergeſtellt werden. 


*) Vgl. Abt.] Abſchn. F. N. 5 (S. 76). 


7. Wo die Auswurfſtoffe durch Waſſer abgeſchwemmt und in unter⸗ 
irdiſche Leitungen abgeführt werden, ſind die hierüber erlaſſenen 
örtlichen Vorſchriften maßgebend. k ; 

8. Müſſen die Auswurfſtoffe mangels einer Kanaliſation behufs 
Abfuhr angeſammelt werden, ſo dürfen zu dieſem Zwecke nur 
undurchläſſige, dicht verſchließbare Behälter oder Gruben ($ 65) 
benutzt werden. 3 

9. Bei Tonnenanlagen muß der Tonnenſtand dicht umſchloſſen 
werden und einen undurchläſſigen glatten Fußboden erhalten. 


§ 65. Gruben zur Aufnahme von Abſfallſtoffen. 

1. Gruben, welche zur vorläufigen Aufnahme wirtſchaftlicher und 
gewerblicher Abgänge und Abfallstoffe beſtimmt ſind, insbeſondere 
Abort- und Düngergruben, müſſen im Boden und in den Wänden 
undurchläſſig hergeſtellt, bei Ausführung in Ziegeln in Zement⸗ 
mörtel gemauert, innen mit Zement glatt geputzt und immer 
dicht überdeckt ſein. 

Abortgruben ſind mit einer Lüftung zu verſehen, die bis 
über das Dach des Gebäudes, in welchem ſich die Grube befindet, 
hinaus reicht. Wegen der Entfernung von Brunnen vergl. 8 62. 

2. Ausnahmen hiervon können von der Polizeibehörde bei Grund⸗ 
ſtücken geſtattet werden, welche landwirtſchaftlichem oder gärtne⸗ 
riſchem Betriebe dienen. 


§ 66. Sickergruben. 

Sickergruben ſind nur ſtatthaſt für das Regenwaſſer der Grund⸗ 
ſtücke an ſolchen Straßen und Wegen, die weder unterirdiſche Ent⸗ 
wäſſerungsanlagen noch zur Waſſerableitung geeignete Straßenrinnen 
oder Straßengräben beſitzen. 


D. Gewerbliche Anlagen und ſtark beſuchte Gebäude.“) 


§ 67. Beſondere Vorſchriften für Betriebsſtätten, ſtark beſuchte Gebäude 
und Lagerräume. 
1. Beſondere dem Einzelfall angepaßte Vorſchriften kann die Polizei⸗ 
verwaltung erlaſſen für ſolche Gebäude und Gebäudeteile, 

a) welche für die Aufnahme einer größeren Zahl von Menſchen 
beſtimmt find, wie Kirchen, Schulen, Gaſthöfe und dergl. 
(ſiehe auch 88 71 und 73), 

b) in denen Fabriken oder gewerbliche Betriebsſtätten ein⸗ 
gerichtet werden ſollen, welche ſtarke Feuerung erfordern, 
ur Bearbeitung leicht brennbarer Stoffe dienen, eine be⸗ 
ſonbers große Belaſtung oder Erſchütterung der Gebäude 
veranlaſſen, einen ſtarken Abgang unreiner Stoffe oder 
ſchädlicher Luft bedingen. Es gehören dahin namentlich: 
Glüh⸗ und Schmelzöfen, Schmieden, Tiegelgießereien, Ol⸗ 
kochereien, Backöfen, Räucherkammern, Holzbearbeitungs⸗ 
werkſtätten aller Art, Darren, Mühlenbetriebe, Druckereien, 


) Vgl. Abt. Abſchn. P. 


— 


— 
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Färbereien, Spritfabriken, Zichorienfabriken, auch gewerbs⸗ 
mäßig unterhaltene Stallungen, 
c) welche zur Aufnahme einer größeren Menge brennbarer 
Stoffe beſtimmt ſind Speicher, Lageräume und dergleichen. 
2. Die an den Bau und die Einrichtung ſolcher Gebäude oder Ge⸗ 
bäudeteile zu ſtellenden beſonderen Anforderungen betreffen vor⸗ 
nehmlich die Stärke und Feuerſicherheit von Wänden, Stützen, 
Fußböden, Decken, Treppen und Feuerſtätten; die Zahl, Breite 
und Anordnung von Treppen, Türen und Fenſtern; die Art der 
Aufbewahrung und Beſeitigung brennbarer Abfälle und unreiner 
Abgänge, die Anlage von Brunnen, Waſſerbehältern und Feuer⸗ 
löſcheinrichtungen. 


§ 68. Werkſtätten und Lagerräume in Wohngebänden. 

In Wohngebäuden iſt die Einrichtung von Tiſchlereien, Tapezier⸗ 
werkſtätten und ähnlichen feuergefährlichen Arbeitsſtätten, ſowie die 
Anordnung von Lagerräumen zur Aufnahme feuergefährlicher Waren 
nur dann zuläſſig, wenn alle daneben und oberhalb belegenen 
Wohnungen mindeſtens einen mit den Betriebsſtätten oder Lager⸗ 
räumen außer Berührung ſtehenden Treppenzugang beſitzen und durch 
unverbrennliche Wände und Decken von jenen getrennt ſind. 


$ 69. Bedürfnisauſtalten bei Fabriken und dergleichen. . 

Bei Fabriken, Lagerhäuſern, Lagerplätzen und anderen gewerblichen 
Anſtalten, ferner bei Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften und allen ſonſtigen 
ſtark beſuchten Gebäuden müſſen Bedürfnisanſtalten in der erforder⸗ 
lichen Zahl und Beſchaffenheit angelegt werden. Bei gewerblichen An⸗ 
ftalten joll auf etwa 25 Perſonen ein Abort kommen. Wo beide Ge- 
ſchlechter beſchäftigt werden oder verkehren, ſind getrennte Aborte mit 
beſonderen Zugängen herzuſtellen. 


8 70. Warenhänſer.“) \ 
Für Geſchäftshäuſer größeren Umfangs gelten außerdem die hier⸗ 
über erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen. (Gegenwärtig richten ſich 
die Behörden nach den miniſteriellen Beſtimmungen vom 5. Mai 1901.) 


§ 71. Verſammlungsräume.““) 

Für die bauliche Anlage und innere Einrichtung von Theatern, 
Zirkusgebäuden und ſonſtigen öffentlichen Verſammlungsräumen ſind 
außerdem die erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen maßgebend. (Gegen⸗ 
wärtig gelten die Vorſchriften der Landespolizeiverordnung vom 
25. November 1889 und 15. April 1891.) 


§ 72. Krankenanſtalten.“ “) 
Für den Bau und die innere Einrichtung von Krankenanſtalten 
ſind außerdem die hierüber erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen maß⸗ 
) Vgl. Abt. I F. Nr. 1 und Nr. 4. 
) Vgl. Abt. III Nr. 5. 
e) Vgl. Abt. II Nr. 1 (S. 103). 


gebend. (Gegenwärtig richten ſich die Behörden nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Polizeiverordnung des Oberpräſidenten zu Poſen vom 
23. Januar 1898.) 


§ 73. Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften. 

Für den Bau und die innere Einrichtung von Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaften richten ſich die Behörden außerdem nach den Beſtimmungen 
des Runderlaſſes des Miniſters des Innern vom 26. Auguſt 1886 
(M.⸗Bl. f. d. i. V. ©. 186). 


5. Abſchnitt. 
Abgeſtufte Bauvorſchriften. 


§ 74. Gebändegattungen. 


1. Es werden unterſchieden: 

a) Einfamilienhäuſer, Zweifamilienhäuſer und Mehrfamilien⸗ 
häuſer. Einfamilienhäuſer und Zweifamilienhäuſer ſind 
ſolche, die nach ihrer ganzen Bauart dazu beſtimmt ſind, 
nur von einer Familie oder nur von zwei Familien be⸗ 
ker zu werden. Andere Häufer gelten als Mehrfamilien⸗ 
häuſer. 

b) Kleine Häuſer und große Häuſer. 

Als kleine Häuſer werden diejenigen angeſehen, bei 
welchen die Geſchoßhöhe von Fußboden zu Fußboden höch- 
ſtens 3,5 m, der äußere Abſtand der Umfaſſungsmauern 
(die äußere Gebäudetiefe) höchſtens 11 m, die Länge der 
durch maſſive Quermauern nicht verſpannten Tragmauern 
höchſtens 8 m beträgt, und welche ferner nicht mehr als 
8 kleine Wohnungen enthalten, die aus höchſtens je 3 zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmten Räumen 
beſtehen. Wird eine der genannten Abmeſſungen oder die 
Zahl bezw. die Raumzahl der Wohnungen überſchritten, 
ſo iſt das Haus als ein großes zu betrachten. 

2. Ein⸗ und Zweifamilienhäuſer, welche unter Benutzung der er⸗ 
leichterten Vorſchriften in 88 75— 78 erbaut find, dürfen nur 
von einer oder zwei Familien bewohnt werden. In demſelben 
Sinne iſt die Zahl der zuläſſigen Wohnungen in kleinen Häuſern 
auf acht beſchränkt. 


§ 75. Mauerſtärken (vergl. 8 40). 

1. Die Mindeſtſtärke der Umfaſſungsmauern beträgt 1 Stein im 
Dachgeſchoß, 1½ Stein in den beiden darunter befindlichen Ge- 
ſchoſſen, / Stein mehr in je zwei tiefer liegenden Geſchoſſen. 
(Über die Stärke der Brandmauern ſiehe $ 40.) 

Die Decken tragenden Mittelwände dürfen in kleinen Häuſern 

in ausgemauertem Holzfachwerk hergeſtellt werden. . 
In großen Häuſern ſind die Wände maſſiv herzuſtellen und 
gar mindeſtens 1 Stein ſtark für das oberſte Geſchoß unter der 
achbalkenlage mit Verſtärkung von ½ Stein in je zwei tieferen 


— 


> 


1 


Geſchoſſen. In den beiden oberſten Geſchoſſen unter der Dach⸗ 
balkenlage kann ſtatt der maſſiven Mittelwände Eiſenfachwerk 


r 


verwendet werden ($ 40 Ziffer 5) 


„Bei einem Zuſammenſtoß von nachbarlichen Grenzmanern genügt 


bei kleinen Häuſern im Dachgeſchoß und den beiden darunter 
liegenden Geſchoſſen, bei großen Häuſern im Dachgeſchoß und 
dem nächſten darunter liegenden Geſchoß 1 Stein Stärke mit 
½ Stein Mehrſtärke für die übrigen darunter liegenden Geſchoſſe. 


§ 76. Flurgänge. 


Die Flurgänge müſſen unbeſchadet der Vorſchrift in § 24 in 


Einfamilienhäuſern und Zweifamilienhäuſern wenigſtens 90 cm, 
in Drei⸗ und Vierfamilienhäuſern wenigſtens 1,50 m und in 
Mehrfamilienhäuſern wenigſtens 160 cm breit ſein. 


„Wenn hinter einem kleinen Haufe, welches über dem Erdgeſchoß 


nur ein Obergeſchoß enthält, bloß ein Hofraum ohne Geiten- 
und Hintergebäude ſich befindet, ſo kann auf den durchgehenden 
Flur ($ 24) verzichtet werden. 


§ 77. Breite, Steigungsverhältuis und Zahl der Treppen. 


Jedes nicht zu ebener Erde belegene Geſchoß eines Gebäudes 


muß mindeſtens durch eine Treppe zugänglich ſein. Soll aber 
ein Wohngebäude oder ein Gebäude, das zum Aufenthalt einer 
größeren Anzahl von Menſchen dienen ſoll, außer dem Erd⸗ 
geſchoſſe mehr als zwei Obergeſchoſſe erhalten, ſo müſſen letztere 
durch mindeſtens zwei Treppen zugänglich ſein (Haupttreppen). 
Für Gebäude, welche im 4. und 5. Geſchoß weniger als 200 qm 
Grundfläche haben, kann jedoch von der Anlage einer zweiten 
Treppe abgeſehen werden. 


. Haupttveppen mit ihren Podeſten müſſen eine freie, durch das 


Geländer nicht eingeſchränkte Breite von mindeſtens 1,10 m er- 
halten, bis ins Dachgeſchoß emporgeführt werden und in einem 
vom Tageslicht hinreichend erhellten Raume liegen. Die Breite 
e Treppe darf jedoch bis auf 1 m eingeſchränkt 
werden. 


„Für Ein⸗ und Zweifamilienhäuſer genügt ferner eine Treppen⸗ 


breite von 1 m, für Treppen nach dem Boden und nach unbe- 
wohnten Kellern eine ſolche von 80 em. 


In Mehrfamilienhäuſern dürfen die Treppen kein ſteileres Ver⸗ 


hältnis haben, als 18 cm Steigung bei 26 cm Auftritt. Bei 
Keller- und Bodentreppen iſt jedoch eine Steigung von 20 em 


und ein Auftritt von 25 cm zuläſſig. 
Wendelſtufen dürfen an der ſchmalſten Stelle, in der Aus⸗ 
tragung gemeſſen, nicht unter 10 cm Auftrittsbreite haben. 


5. Kein zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmter Raum 


darf weiter als 25 m von der nächſten Treppe entfernt ſein. 


. Auf eine Treppe dürfen nicht mehr als vier Wohnungen in 


einem Geſchoß angewieſen ſein. 


„Jede der beiden Treppen muß von allen Räumen der Wohnung 


ſicher zugänglich ſein. 


10. 


2% 


13. 


ot 


„Die Treppenläufe find, wenn fie zwiſchen Wänden liegen, min⸗ 


deſtens von einer Seite mit Handgriffen, ſonſt mit Geländern 
zu verſehen, welche ein Hindurchfallen von Menſchen, insbeſon⸗ 
dere von Kindern, ausſchließen. 


. Brettwände, Verſchläge und Unterbauten, mit Ausnahme der 


Verſchläge von Kellereingängen, ſind unter den Treppenläufen 
nicht geſtattet. Auch dürfen in den Treppenhäuſern keine feuer⸗ 
gefährlichen Gegenſtände aufbewahrt werden. 

Treppenpodeſte und Zugänge zu Treppen von außen her müſſen 
mindeſtens die Breite der Treppenläufe erhalten. Eine Ab⸗ 
ſchrägung der Ecken des Podeſtes bis zur halbkreisförmigen 
Abrundung iſt nur unter der Bedingung zuläſſig, daß das Po⸗ 
deſt an keiner Seite ſchmaler iſt, als der Treppenlauf. 

Die nach dieſen Beſtimmungen nicht notwendigen Treppen heißen 
Nebentreppen, für dieſe genügt eine Breite von 60 cm und ein 
Steigungsverhältnis von 45 Grad. 


12. Bei kleinen Wirtſchaftsgebäuden auf Grundſtücken, welche land⸗ 


wirtſchaftlichem oder gärtneriſchem Betriebe dienen, ferner bei 
Stallungen, Schuppen, Remiſen kann, ſofern dieſe Gebäude nicht 
mehr als ein Obergeſchoß haben, von der Herſtellung von 
Treppen abgeſehen werden. 

Außere Treppen als Erſatz von Haupttreppen ſind ausnahms⸗ 
weiſe zuläſſig. In der Regel ſind dieſelben feuerſicher anzulegen 
und nicht höher als bis zum erſten Obergeſchoß ſtatthaft. 


§ 78. Feuerſicherheit der Treppen. 


In Ein- und Zweifamilienhäufern, welche einſchließlich eines 


bewohnbaren Dachgeſchoſſes nicht mehr als 2 Obergeſchoſſe (über 
dem Erdgeſchoß) beſitzen, genügen Treppen aus Holz, welche, 
wenn ſie nicht aus Eichenholz oder anderem, ſchwer entflamm⸗ 
barem (imprägniertem) Holz beſtehen, von unten zu verputzen ſind. 


In Ein⸗ und Zweifamilienhäuſern, welche in vorſtehendem Sinne 


mehr als zwei Ooergeſchoſſe beſitzen, in Mehrfamilienhäuſern 
ſowie in ſolchen Häuſern, die zum Aufenthalt einer größeren Anzahl 
von Menſchen dienen ſollen, müſſen die Treppen in Treppenhäuſern 
liegen, welche rings von maſſiven Mauern umſchloſſen ſind. 


. Abgejehen von der Ausnahme in Ziffer 1 find die Treppen ent⸗ 


weder feuerſicher oder unverbrennlich herzuſtellen. 

Als feuerſicher iſt eine Treppe anzuſehen, wenn ihre Läufe, 
Podeſte und Decken unterhalb geſchalt und mit Mörtelputz be⸗ 
kleidet ſind. 

Als unverbrennlich gelten Treppen, deren ſämtliche tragende 
Teile in Läufen und Podeſten, An- und Austritten, Tritt⸗ und 
8 1 von unten auf maſſiv oder in einem durch Feuer nicht 
zerſtörbaren Material oder aus Eiſen hergeſtellt ſind. 


Die Stufen unverbrennlicher Treppen dürfen mit Holz belegt 


werden. 


Maſſive Treppenhäuſer find auch maſſiv zu überdecken. Die 


Verbindungsflure mit Straße oder Hof müſſen unverbrennlich 
umſchloſſen ſein. 
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6. Auf die Nebentreppen ($ 77 Ziffer 11) finden die Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen keine Anwendung. 


§ 79. Stockwerkshöhe. 
Die geringſte lichte Höhe der Geſchoſſe, in welchen Räume zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen eingerichtet werden, ſoll betragen: 

a) 2,50 m in allen Dachgeſchoſſen, wobei für ſchräge Decken die 
mittlere Höhe zu rechnen iſt. 

b) 2,80 m in allen Kellerwohnungen des $ 58 ſowie in den über 
dem Erdgeſchoß liegenden Geſchoſſen der Ein⸗ und Zweifamilien⸗ 
häuſer und der kleinen Häuſer: 

c) 3 m in den oberen Vollgeſchoſſen aller anderen Gebäude, ſowie 

in allen Erdgeſchoſſen. 


6. Abſchnitt. 
Schluß⸗ und Strafbeſtimmungen.) 


§ 80. Öffentliche Gebände. 
Zu Gunſten öffentlicher Gebäude find Ausnahmen von den Be⸗ 
ſtimmungen dieſer Baupolizeiordnung zuläſſig, inſofern für Feſtigkeit, 
Feuerſchutz und Geſundheit ausreichend geſorgt iſt. 


$ 81. Bauten für vorübergehende Zwecke. 

Bauten, welche nur auf beſchränkte Zeit für vorübergehende Zwecke 
errichtet werden, können, auch wenn ſie den Beſtimmungen dieſer Bau⸗ 
polizeiordnung nicht entſprechen, ausnahmsweiſe unter Vorbehalt des 
Widerrufs genehmigt werden, wenn polizeilich zu ſchützende Intereſſen 
nicht beeinträchtigt, werden. Erfolgt der Widerruf, ſo iſt das Bauwerk 
zu beſeitigen und der frühere Zuſtand wieder herzuſtellen. 


8 82. Vorhandene bauliche Anlagen. 

1. Für die Veränderung, Erweiterung und Erneuerung vorhandener 
baulicher Anlagen, ſowie für die Veränderung ihrer Benutzung 
ſind die Vorſchriften dieſer Baupolizeiordnung maßgebend. 

Bei erheblichen Veränderungen, Erweiterungen und Erneuerungen 
kann die Baugenehmigung davon abhängig gemacht werden, daß 
gleichzeitig andere Gebäudeteile in Übereinſtimmung mit dieſer 
Baupolizeiordnung gebracht werden. 3 

3. Um übrigen finden die Vorſchriften derſelben den bei ihrem 

Inkrafttreten beſtehenden baulichen Anlagen gegenüber nur in⸗ 

ſoweit Anwendung, als überwiegende Gründe der öffentlichen 

Sicherheit es unerläßlich und unaufſchiebbar machen. 


8 83. Unterhaltung und Beſeitigung von Baulichkeiten. 
1. Alle Baulichkeiten und Bauteile, beſonders die an öffentlichen 
Straßen und Plätzen gelegenen, ſind dauernd in gutem Zuſtande 
zu erhalten. 


1 


= 


Y Val. Att. I Abſchnitt J (S. 9s ff). 


2. Beſchädigte und gefahrdrohende Gebäudeteile, ſowie gefahrdrohende 
Gebäude ſind inſtand zu ſetzen oder zu beſeitigen. 


§ 84. Grenzveränderungen. 

Wird durch Veränderung der Grenzen bebauter Grundſtücke ein 
Zuſtand geſchaffen, der den Veſtimmungen dieſer Baupolizeiordnung 
widerſpricht, ſo ſind die davon betroffenen Bauten entſprechend abzuändern 
oder zu beſeitigen. 

§ 85. Ansnahmen. 
J. Durch die Polizeibehörde mit Genehmigung des Regierungs⸗ 
Präſidenten iſt feſtzuſetzen, welche Ausbauten im Sinne der Ein⸗ 
ae e dieſer Baupolizeiordnung als abgelegen an⸗ 
zuſehen ſind. ar 
Für die Geftattung von Ausnahmen, welche in dieſer Baupolizei⸗ 
ordnung ausdrücklich zugelaſſen ſind, iſt die Polizeibehörde zuſtändig. 
Weitere Ausnahmen können vom Regierungspräſidenten im 
Wege des Dispenſes geſtattet werden, wo die Durchführung der 
i mit unverhältnismäßigen Härten verbunden ſein 
würde. 


e 


§ 86. Übergangsbeſtimmungen. 

Die nach der bisher gültigen Bauordnung bereits erteilten Bau- 
ſcheine verlieren, unbeſchadet der im 8 6 enthaltenen Vorſchriften, auch 
dann ihre Gültigkeit, wenn nicht innerhalb 6 Monate, vom Tage des 
Inkrafttretens dieſer Polizeiordnung ab, die Fundamente gelegt und 
die Kellerräume bis zur Erdoberfläche hergeſtellt ſind bezw. bei Umbauten 
und Erweiterungsbauten mit den Arbeiten ernſtlich begonnen worden iſt. 


5 87. Zuläſſigkeit von Ergänzungen und Abänderungen. 

Zu Ergänzungen und Abänderungen dieſer Baupolizeiordnung ſeitens 
der örtlichen Polizeibehörden bedarf es der Zuſtimmung desRegierungs⸗ 
Präſidenten. 

§ 88. Einführungstermin. 

Dieſe Baupolizeiordnung tritt am Tage ihrer amtlichen Veröffent⸗ 
lichung in Kraft unter gleichzeitiger Aufhebung aller entgegenſtehen⸗ 
den orts⸗ und landespolizeilichen Beſtimmungen, insbeſondere der ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen der Baupolizeiordnung für den Regierungs⸗ 
bezirk Bromberg vom 6. Februar 1882 nebſt den dazu erlaſſenen 
Nachtragsverordnungen. 

§ 89. Strafen. 


Übertretungen der vorſtehenden Vorſchriften werden, ſoweit nicht 
ſonſtige weitergehende Strafbeſtimmungen, insbeſondere die 88 330, 
367 Ziffer 12—15, 368 Ziffer 3 und 4, 369 Ziffer 3 des Reichsſtraf⸗ 
gejeßbuches vom 15. Mai 1871 Platz greifen, mit einer Geldſtrafe bis 
zu 60 Mark, im Unvermögensfalle mit entſprechender Haft geahndet. 
Daneben bleibt die Polizeiverwaltung befugt, die Beſeitigung eines 
nicht vorſchriftsmäßigen Zuſtandes im Zwangswege herbeizuführen. 

Bromberg, den 12. Dezember 1905. 


Der Regierungspräſident. 
J.⸗Nr. 8250 Id. U. 


Abteilung VI. 


Ortspolizeiliche und ortsſtalutariſche 
Jonderhbeſtimmungen. 


Stadt Crone a. Br. 


1. Ortsſtatut, betreffend die Herſtellung der Bürgerſteige und die 
Trottoirlegung in der Stadt Crone a. Br., vom 7. März 1902. Ju 
der Faſſung vom 26. Oktober 1904. 


Auf Grund des § 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und 
des Stadtverordnetenbeſchluſſes vom 12. Februar 1902 ſowie unter 
Bezugnahme auf die Ss 9, 69, 87 und 90 des Kommungalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 wird für den Umfang der Stadt Crone an der 
Brahe nachſtehendes Ortsſtatut erlaſſen. . 

J 1. Die Bürgerfteige der hieſigen Stadt werden, ſoweit dies ihre 
Breite geſtattet, in Fußgängerbahnen aus bearbeitetem Granit oder 
Kunſtſtein umgewandelt. ? N 

Die Bordſchwellen werden je nach Bedarf aus bearbeitetem Granit 
oder aus Zement hergeſtellt. b 

$2. Durch Gemeindebeſchluß iſt alljährlich zu beſtimmen, ob und 
in welchen Straßen reſp. Straßenteilen die Anlage von Fußgänger⸗ 
bahnen zu erfolgen hat. 8 

§ 3. Die Ausführung der erſtmaligen Herſtellung erfolgt durch 
die ſtädtiſche Verwaltung, während die dauernde Unterhaltung der 
Fußgängerbahnen den Hausbeſitzern obliegt. ia 

§ 4. Die Koſten für die erſte Herſtellung der Bürgerſteige reſp. 
Anlage von Fußgängerbahnen aus Granitplatten oder Kunſtſteinen ein⸗ 
ſchließlich der Vordſchwellen werden zur Hälfte von der Stadt und zur 
anderen Hälfte von den mit ihren Grundſtücken an die Bürgerſteige 
angrenzenden Grundſtückseigentümern, ganz gleich, ob Grundſtücke der⸗ 
ſelben bebaut oder unbebaut ſind, getragen und zu dieſem Zwecke nach 
Maßgabe des 8 9 des Kommunalabgabengeſetzes Beiträge erhoben. 

Dieſelben ſollen die Hälfte der erſten Herſtellungskoſten betragen 
und iſt für die Berechnung derſelben die vor den einzelnen Grund⸗ 
ſtücken belegte Fläche maßgebend. =” 

§ 5. Die Beiträge der Grundſtücksbeſitzer haben den Charakter von 
Gemeindeabgaben und ſind innerhalb 6 Wochen nach ergangener Auf⸗ 
forderung zur Kämmereikaſſe zu zahlen. To 

Der Magiſtrat iſt berechtigt, den Zahlungspflichtigen angemeſſene 
Teilzahlungen bis auf 3 Jahre zu gewähren. 

§ 6. Vorſtehendes Ortsſtatut tritt mit dem Tage der Publikation 
in Kraft. 

Crone an der Brahe, den 12. Februar 1902. 


Der Magiſtrat. 
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Genehmigt auf Grund des 8 16 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883 in Verbindung mit $ 117 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes vom 30. Juli 1883. 

Bromberg, den 7. März 1902. 


| Der Bezirksausſchuß. 
5 J.⸗Nr. 1077 B. A. 


2. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Aulage und Unterhaltung der 
Bürgerſteige, vom 4. April 1902. 
Auf Grund des 8 5 ff. des Geſetzes vom 11. März 1850 und des 


5 143 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 wird nach Zuſtimmung des Magiſtrats für den Bezirk der Stadt 
Crone an der Brahe in Betreff der Anlage, Verbeſſerung und Unter⸗ 
haltung der Bürgerſteige folgende Polizei-Verordnung erlaſſen. 


§ 1. Allgemeine Verpflichtung. 
Jeder Beſitzer eines an die Bürgerſteige angrenzenden Grundſtücks 
hat die Verpflichtung, vor ſeinem Grundſtücke den Bürgerſteig anzu⸗ 
legen, zu verbeſſern und zu unterhalten. 


§ 2. Freilegung der Bürgerſteige. 

Sämtliche Vorbauten, Freitreppen, Kellerhälſe und ſonſtige bau⸗ 
liche Anlagen, welche über die feſtgeſetzte Fluchtlinie hinaus auf den 
Bürgerſteig reichen, ſowie auch die auf den Bürgerſteigen ſtehenden 
Bäume ſind von dem Inkrafttreten dieſer Polizeiverordnung ab inner⸗ 
halb 4 Wochen nach erfolgter desfallſiger Aufforderung zu beſeitigen, 
wenn nicht zwiſchen ihnen und der äußeren Bordkante des Bürgerſteiges 
ein freier Raum von mindeſtens 1,60 m verbleibt. Die Lichtſchächte 
für die Kellerfenſter find von dem gedachten Zeitpunkte nach bezüglicher 
Aufforderung in gleicher Friſt durch eiſerne, gereifte Platten oder Gitter 
ſicher abzudecken. Die Zwiſchenräume der Gitter dürfen höchſtens 2 em 
weit ſein. Die Rahmen der Lichtſchächte dürfen über die Fläche des 
Bürgerſteiges nicht hervorragen. 


5 3. Jährliche Regelungen. 
Durch die Polizeiverwaltung ſind in Übereinſtimmung mit den 
ſtädtiſchen Körperſchaften alljährlich diejenigen Straßenſtrecken zu be⸗ 
ſtimmen, deren Bürgerſteige entſprechend den im 8 4 dieſer Verordnung 
gegebenen Vorſchriften hergeſtellt werden ſollen. ! 
Die Grundſtücksbeſitzer an den betreffenden Straßen und Straßen⸗ A 
ſtrecken find verpflichtet, der Stadt die Ausführung der erforderlichen 
Arbeiten ohne Widerſpruch zu geſtatten ($ 3 des Ortsſtatuts). 


§ 4. Beſchaffenheit der Bürgerſteige. 
Für die Anlage der Bürgerſteige gelten in der Regel folgende 
Vorſchriften: 
a) Bürgerſteige von mehr als 1 m Breite erhalten eine 1,25 mı 
breite aus Granitplatten oder Kunſtſteinen hergeſtellte Fuß⸗ 
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gängerbahn und an den Seiten derſelben ein Pflaſter aus ge⸗ 
ſchlagenen und geputzten Steinen; 

b) Bürgerſteine von unter oder nur 1 m Breite find bis an die 
Bordſteine vollſtändig mit Granitplatten oder Kunſtſteinen 
zu belegen; 

c) die zu verwendenden Granitplatten müſſen mindeſtens 0,50 m 
lang und 6 em ſtark und gut und regelmäßig gearbeitet ſein; 

d) das Längsgefälle folgt jo weit als möglich dem Längsgefälle 
des Straßendammes. Das Seitengefälle ſoll für den laufen⸗ 
Meter 2 cm betragen; 

e) für den Abfluß aus den Dachrinnen, die überall dicht an den 
Gebäuden bis zur Erde führen müſſen, muß durch eine ent⸗ 
ſprechend angelegte Rinne in dem Material der Fußgänger⸗ 
bahn und dem übrigen Teile des Bürgerſteiges geſorgt werden. 
Die Bürgerſteigrinne darf nicht mehr als 2 cm Tiefe haben; 

d) Rinnen, welche von den Grundſtücken in den Straßenrinn⸗ 
ſtein führen, alſo den Bürgerſteig durchſchneiden, müſſen mit 
dichten Platten von geripptem Eiſen in einer Breite von 
höchſtens 30 em ſo abgedeckt werden, daß ſie mit der Fuß⸗ 
gängerbahn eine Fläche bilden; CE 5 

g) längs der Straßenrinnen find die Bürgerſteige mit Bord⸗ 
ſchwellen oder Bordſteinen, dem Profile des Straßendammes 
und des Bürgerſteiges entſprechend und die Höhe von 25 cm 
nicht überſteigend, einzufaſſen; Re 

h) vor Einfahrten iſt auch in der Breite der Fußgängerbahn ein 
Pflaſter aus rechteckig bearbeiteten Kopfſteinen oder ſchwediſchen 
Steinen geſtattet, doch darf durch die Einfahrten eine Unter⸗ 
brechung des Niveaus der Fußgängerbahn, wenn irgend mög⸗ 
lich, nicht herbeigeführt werden. 


$ 5. Anderungen der Bürgerſteige. N 
Eine Veränderung des Bürgerſteiges und deſſen Belages iſt ohne 
ausdrückliche Genehmigung der Polizeiverwaltung keinem Grundſtücks⸗ 
beſitzer geſtattet, dagegen ſteht der Polizeiverwaltung das Recht zu, jede 
in Übereinſtimmung mit dem Magiſtrat für notwendig erachtete Anderung 
an dem Bürgerſteige beziehungsweiſe dem Belage desſelben anzuordnen. 


§ 6. 

Abweichungen von den Beſtimmungen des § 4 kann in bezug auf 
das zur Herſtellung der Fußgängerbahn zu verwendende Material die 
Polizeiverwaltung in uͤbereinſtimmung mit dem Magiſtrat geſtatten, 
reſp. vorſchreiben, jedoch dürfen ſolche Abweichungen eine Erſchwerung 
der Verpflichtungen der Grundſtücksbeſitzer nicht enthalten. 

Andere Abweichungen von den Beſtimmungen des 8 4 kann die 
Polizeiverwaltung geſtatten, wenn beſondere Verhältniſſe die Abänderung 


notwendig machen. 


§ 7. Strafbeſtimmungen. 


Verſtöße gegen die Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung oder 
die auf Grund derſelben erlaſſenen Aufforderungen ziehen Geldſtrafe 


bis zur Höhe von 9 Mark oder verhältnismäßige Haftſtrafe, abaelehen 
von der etwaigen Anwendung von Zwangsmaßregeln auf Grund des 
$ 132 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883, nach ſich. 
§ 8. Inkrafttreten. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage der Publikation 
in Kraft. 


Crone a. Br., den 4. April 1902. 


Die Polizeiverwaltung. 


3. Gebührenordnung für die baupolizeiliche Genehmigung und 
Beaufſichtigung von Bauten in der Stadt Crone a. Br., vom 
5. Januar 1902. 


1. Auf Grund des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 und des Stadtverordneten⸗Beſchluſſes vom 4. Dezember 1901 
ſind im Bezirke der Stadt Crone a. Br. für die Genehmigung und 
Beaufſichtigung von Neubauten, Umbauten und anderen baulichen An⸗ 
lagen nach folgenden Sätzen Gebühren an die Stadtgemeinde Crone 
a. Br. von den Bauherren zu entrichten: 
J. Für Neubauten: 
a) bei Wohngebäuden 
für je 100 cbm Rauminhalt mit Ausſchluß 
des Bodenraums und der Rate nee Ws 


räume ; 4 ME. 

jedoch mindeſtens 5 15. „ 
b) bei allen nicht zu Wohnzwecken dienenden Ge⸗ 

bäuden für je 100 cbm Rauminhalt 50 5 


jedoch mindeſtens 
II. Für Erweiterungsbauten dieſelben Einheits⸗ und Mündeſtſahe 
wie zu I mit der Maßgabe, daß bei der Berechnung nur die⸗ 
jenigen Räume berückſichtigt werden, um deren Erweiterung es 
ſich handelt. 
III. Für Umbauten und Reparaturarbeiten 
a) bei Wohngebäuden 
für je 100 cbm Inhalt der berührten Räume 2 Mk. 
jedoch mindeſtens Ib, „ 
b) bei allen nicht zu Wohnzwecken dienenden Ge⸗ 
bäuden für je 100 cbm We der e 
Räume CH: 2 111 
jedoch mindeſtens ; OD 

Die über ein volles Hundert überſchießenden cbm werden, falls 
ihre Zahl 50 und weniger beträgt, unberückſichtigt gelaſſen, wenn ihre 
Zahl 50 überſteigt, für ein volles Hundert gerechnet. 

Bauten, deren Baukoſtenwert nach dem Gutachten der ſtädtiſchen 
Baudeputation 300 Mk. nicht überſteigt, find gebührenfrei. In ſtrit⸗ 
tigen Fällen iſt das einzuholende Obergutachten eines ſtaatlichen Bau⸗ 
beamten maßgebend. 
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Die Feſtſtellung des kubiſchen Inhalts ſowie des Bauwertes, ſo⸗ 
weit derſelbe für die Erhebung, der Gebühren in Betracht kommt, iſt 
durch die ſtädtiſche Baudeputation bei Prüfung des Bauprojektes zu 
bewirken. Auf Grund dieſer Feſtſtellungen ſetzt der Magiſtrat die zu 
erhebenden Gebühren für jeden einzelnen Fall feit. . 

5 2. Dem Abgabepflichtigen ſteht gegen die Heranziehung zu der 
Gebühr und deren Höhe gemäß § 69 des Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 der Einſpruch zu. Das Rechtsmittel iſt binnen 
einer Friſt von vier Wochen bei dem Magiſtrat zu Crone a. Br. 
einzulegen. 5 Be 

3. Gegen den Beſchluß des Magiſtrats ſteht dem Pflichtigen 
gemäß $ 70 des vorerwähnten Kommunalabgabengeſetzes binnen einer, 
mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung beginnenden Friſt von 
wei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirks⸗ 
Ausſchuß offen. j 

§ 4. Die Gebühren find innerhalb einer Woche nach Zuſtellung 
der Zahlungs⸗Aufforderung an die vom Magiſtrat dazu beſtimmte 
Kaſſe zu entrichten 

Verbleibende 
zutreiben. 0 

Etwaige Einſprüche halten die Beitreibung nicht auf. 5 } 

§ 5. Vorſtehende Gebührenordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Verkündigung in Kraft. 8 

Auf ſolche gebührenpflichtige Handlungen der Baupolizeibehörde, 
welche bereits vor dieſem Zeitpunkte beantragt worden ſind, findet 
dieſe Gebührenordnung keine Anwendung. 


Crone a. Br., den 5. Januar 1902. 
Der Magiſtrat. 


Genehmigt auf Grund der 88 8 und 77 des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes vom 14. Juli 1893 in Verbindung mit § 117 des Landesver⸗ 
waltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883. . 

Bromberg, den 28. Februar 1902. 


Der Bezirksausſchuß. 


Reſte ſind im Verwaltungs⸗Zwangsverfahren bei⸗ 


J.⸗Nr. 910 B. A. 


Kreisſtadt Gneſen. 


1. Polizeiverordnung, betreffen) die Anlegung und Unterhaltung 
der Bürgerſteige, vom 28. Dezember 1897. 


Auf Grund der 88 5, 6 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 388) in Verbindung mit dem § 143 ff. 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſ.⸗S. S. 195) wird in Ausgeſtaltung des örtlichen Gewohnheits⸗ 
rechts den Verkehrsbedürfniſſen entſprechend unter Zuſtimmung des 
Gemeindevorſtandes für den Polizeibezirk der Stadt verordnet, 


was folgt: 
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J. Herſtellung und Unterhaltung der Bürgerſteige. 
§ 1. Die Beſitzer der ſtraßenanliegenden bebauten oder unbebauten 
Grundſtücke haben der ihnen obliegenden Verpflichtung zur Herſtellung 
des Bürgerſteiges zu genügen, ſobald eine entſprechende polizeiliche 

Aufforderung an ſie ergangen iſt. 20 * 2 

Ki die Herſtellung wird in der Regel 3-monatliche Friſt gewährt 
werden. 

Vor jedem Grundſtücke, auf welchem ein Neu⸗ oder Umbau aus⸗ 
geführt wird, muß der Bürgerſteig gleichzeitig mit der Vollendung des 
Baues hergeſtellt werden. 15 

§ 2. Sofern über die Herſtellung der Bürgerſteigbefeſtigungen, 
insbeſondere in betreff der Höhenlage und des Anſchluſſes an die nach⸗ 
barlichen Bürgerſteige Zweifel gegeben ſein ſollten, iſt vor der An⸗ 
legung die Zuſtimmung der Polizeiverwaltung einzuholen. 

$ 3. Der Bürgerſteig, welcher von Unebenheiten frei ſein muß, 
iſt zweckentſprechend zu befeſtigen. 0 

75 Längengefälle der Bürgerſteige folgt dem Längengefälle der 
Straßen. 

Soweit nicht eine Pflaſterung mit Steinen von ebener Kopffläche 
nachgelaſſen wird, hat die Anlegung einer Granitbahn zu erfolgen. 

$ 4. Die Granitplatten müſſen, ſoweit angängig, mindeſtens 

1,45 m breit und 0,60 m lang, vollſtändig eben, gleichmäßig bearbeitet 
und an den Kanten mindeſtens 6 cm ſtark ſein. 

In Fällen, in denen die Verkehrsverhältniſſe dies geſtatten, können 
mit baupolizeilicher Erlaubnis Zementplatten beſter Beſchaffenheit zur 
Verwendung kommen. 

Ihre Verwendung darf jedoch nicht eher erfolgen als bis fie ges 
prüft und für zuläſſig befunden worden ſind. 

In beſonderen Fällen kann nach erfolgter Zuſtimmung des Ge⸗ 
meindevorſtandes eine größere Breite des Plattenbelags vorgeſchrieben 
werden. 

Eine Unterbrechung des Plattenbelages darf nur bei Auffahrten 
zu den Grundſtücken und in der Regel nicht über 2,2 m betragen. 

Der Zwiſchenraum iſt mit geriffelten Platten oder mit Reihen⸗ 
pflaſter aus vollkommen eben und regelmäßig bearbeiteten Steinen oder 
aus einem anderen genehmigten Material zu verſehen und muß in 
gleicher Höhe mit der Gehbahn liegen. 

Für die Abführung des Tagewaſſers aus den Abfallröhren muß 
1 eine zweckentſprechend angelegte Rinne in den Bürgerſteig geſorgt 
werden. 

$ 5. Die neben den Gehbahnen verbleibenden Streifen find mit 
kleinen Steinen von ebener Kopffläche zu befeſtigen. 

Runde und ſpitze Steine werden ausdrücklich ausgeſchloſſen. 

Andere Befeſtigungsarten, welche eine den Belagsplatten nahe 
kommende Fläche ergeben, können nach vorher eingeholter Genehmigung 
zugelaſſen werden. 

Dieſe Streifen neben den Gehbahnen müſſen ohne Rückſicht auf 
die Art ihrer Befeſtigung mit der Gehbahn dergeſtalt in eine Fläche 
zuſammengebracht werden, daß das Tagewaſſer nach den Rinnſteinen 
unbehindert abfließen kann. 
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8 6. Der Bürgerſteig iſt nach dem Fahrdamme hin durch Granit- 
bordſchwellen einzufaſſen. N 

Die Bordſchwellen müſſen mindeſtens 20 cm hoch und 18 cm 
breit fein, im gleichen Gefälle wie der Bürgerſteig ſelbſt verlegt werden 
und an der Vorderkante entſprechend abgestumpft ſein. 

Die Bordſchwellen ſämtlicher Gebäude auf einer Seite der Straße 
ſind genau übereinſtimmend und möglich gleichmäßig zu legen. 

Abweichungen vor einzelnen Gebäuden ſind nicht geſtattet. 

Verſchiedene Richtungslinien der Bordſchwellen find nicht im 
Winkel, ſondern ſtets in einem dieſelben tangierenden Bogen zuſammen 
zu führen. n 

An den Einfahrten müſſen die Bordſchwellen mit gleichmäßiger 
Steigung allmählig geſenkt und die Kanten noch beſonders abgerundet 
werden, um eine bequeme Überfahrt zu ermöglichen. 

8 Wo bei tiefen Rinnſteinen die Anlage von Brücken zur 
Herſtellung der Überfahrten erforderlich, ſind dieſe zwiſchen Granitbord⸗ 
ſteinen aus eiſernen Riffelplatten herzuſtellen. 

Ri Bordſteine dieſer Rinnſteinbrücken find auf feſtem Fundament 
zu lagern. 

Die Rinnſteinſohle zwiſchen den Borden iſt gleichfalls maſſiv ent⸗ 
weder aus Granilſteinen oder aus Zementbeton herzuſtelln. 

Die erforderliche Breite und Tiefe der Rinnſteinbrücken wird in 
jedem einzelnen Falle von der Polizeiverwaltung beſtimmt. 

Die Verwendung von Holzbohlen an Stelle der eiſernen Platten 
bedarf beſonderer Genehmigung. 5 

8 8. Inſoweit die vorhandenen Bürgerſteige den in den 88 5 
und 6 vorgeſchriebenen Erforderniſſen nicht entſprechen, wird die Polizei⸗ 
verwaltung alljährlich nach vorheriger Anhörung des Gemeinde⸗ 
vorſtandes diejenigen zuſammenhängenden Straßenſtrecken öffentlich 
bezeichnen, in welchen der Bürgerſteig ganz oder teilweiſe den gedachten 
Vorſchriften angepaßt werden muß. 5 

Die Veröffentlichung erfolgt in der für amtliche Bekanntmachungen 
üblichen Form. 

Für dieſe Verbeſſerungen wird in der Regel eine Friſt von 
3 Monaten gewährt. 5 

Vor jedem Grundſtück, auf welchem an der Straße ein Neu⸗ oder 
Umbau ausgeführt wird, muß der Bürgerſteig ſpäteſtens mit dem Zeit⸗ 
punkte der Ingebrauchnahme des Gebäudes den Beſtimmungen des 8 5 
gemäß hergeſtellt ſein. 

$ 9. Die Verpflichtung der Anlieger zur Unterhaltung der Bürger⸗ 
ſteige begreift die Pflicht in ſich, die Bürgerſteigbefeſtigungen nach 
Maßgabe der vorſtehenden Vorſchriften dauernd in gutem Zuſtande zu 
erhalten, insbeſondere Unebenheiten zu beſeitigen, ſchadhaftes Pflaſter 
zu erneuern, zerſprungene oder beſchädigte Platten zu ergänzen. 


II. Anbringung von Dachrinnen. 

8 10. Alle unmittelbar an öffentlichen Straßen liegenden Gebäude 
ſind auf Erfordern dem Hausgeſimſe entlang mit metallenen Dach⸗ 
rinnen zu verſehen, aus welchen das Waſſer durch Abfallröhren, welche 
bis auf den Bürgerſteig herunterreichen, abgeleitet wird. 

16 
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Bei allen Neubauten und Hauptreparaturen muß dieſer An⸗ 
forderung auch ohne beſondere Verfügung ſpäteſtens mit dem Zeitpunkte 
der Schlußabnahme Genüge geleiſtet ſein. 0 

§ 11. Wer den vorſtehenden Beſtimmungen zuwiderhandelt, wird 
mit Geldſtrafe bis zu 9 Mark oder im Unvermögensfalle mit verhält⸗ 
nismäßiger Haft beſtraft. 5 a 

$ 12. Die Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver⸗ 
kündung in Kraft. 

Mit dem gleichen Zeitpunkte verlieren die denſelben Gegenſtand 
betreffenden Polizeiverordnungen vom 4. November 1888 und 11. Mai 
1897 ihre Geltung. 


Gneſen, den 28. Dezember 1897. 
Die Polizei verwaltung. 


2. Ortsſtatut der Stadtgemeinde Gneſen zu dem Geſetz 
vom 2. Juli 1875, betreffend die Anlegung und Veränderung von 
Straßen und Plätzen, vom 20. Dezember 1899. 


Auf Grund des $ 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 ſowie 
der 88 12 und 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875, betreffend die An⸗ 
legung und Veränderung von Straßen und Plätzen (Geſ.⸗S. S. 561), 
wird unter Zuſtimmung der Stadtverordneten⸗Verſammlung für den 
Gemeindebezirk der Stadt Gneſen nachſtehendes Ortsſtatut erlaſſen: 


J. Beſchränkung der Baufreiheit an noch nicht fertig 
geſtellten Straßen. 

§ 1. An Straßen oder Straßenteilen, welche noch nicht gemäß 
den baupolizeilichen Beſtimmungen für den öffentlichen Verkehr und 
den Anbau fertig hergeſtellt ſind, dürfen Wohngebäude, die nach dieſen 
Straßen unmittelbar oder mittelbar einen Ausgang haben, nicht er⸗ 
richtet werden. 

8 2. Zu den Straßen im Sinne des 8 1 gehören insbeſondere 
projektierte Straßen, welche in einen Bebauungsplan aufgenommen 
ſind oder für welche eine beſondere Feſtſetzung der Fluchlinie ſtatt⸗ 
gefunden hat. (8 2 des Geſetzes vom 2. Juli 1875.) 

Unter Straßenteilen (8 1) werden ſolche Teile projektierter Straßen 
verſtanden, welche von einer ordnungsmäßigen Straße ausgehen und 
entweder in eine ſolche, oder in eine projektierte noch nicht fertig her⸗ 
geſtellte Straße münden. £ 

Auch iſt ein beſonderer Straßenteil da anzuerkennen, wo die 
Straße durch Querſtraßen, Brücken oder anderweite Anlagen tatſächlich 
in verſchiedene Abſchnitte zerfällt. 

8. 3. Ausnahmen können vorbehaltlich der Zuſtimmung der Bau⸗ 
polizeibehörde durch Gemeindebeſchluß bewilligt werden, wenn Umfang, 
Beſtimmung, örtliche Lage der beabſichtigten Bauten und ſonſtige Um⸗ 
ſtände dies fordern. 
Über die Bedingungen, unter denen die Ausnahme geſtattet wird, 
iſt mit dem Beteiligten ein Vertrag zu ſchließen, durch welchen die 


1 


Erfüllung der in den 88 11 bis 15 feſtgeſetzten Verpflichtungen ſicher 
geſtellt wird. 0 
4. Sobald Straßen oder Straßenteile für den öffentlichen Ver⸗ 


kehr und den Anbau fertig hergeſtellt ſind, hat der Magiſtrat dies 


durch öffentliche Bekanntmachung in ortsüblicher Weiſe bekannt zu geben. 


II. Anlage und Unterhaltung neuer Straßen durch 
Privatunternehmer. 


A. Von im Bebauungsplan oder ſonſt in ihren Flucht⸗ 
linien feſtgeſtellten Straßen. 


$ 5. Wenn Unternehmer eine im Bebauungsplane oder ſonſt in 
ihren Fluchlinien bereits feſtgeſtellte Straße oder einen Teil einer 
ſolchen ($ 2) anlegen oder die Verlängerung einer ſchon beſtehenden 
Straße vornehmen wollen, jo haben ſie — abgeſehen von der außerdem 
erforderlichen Genehmigung der Baupolizei — die Genehmigung des 
Magiſtrats hierzu nachzuſuchen. 

Dem Geſuche ſind in 3 Exemplaren beizufügen: 

1. ein genauer Lageplan der Straße und des anſtoßenden Geländes, 
der die in die Straße fallenden und an dieſe grenzenden Grund⸗ 
ſtücke bis auf 30 m Entfernung von den Straßenfluchtlinien, 
deren Grundbuchbezeichnung und Eigentümer erſichtlich macht, 

2. ein genaues Nivellement des Straßenzuges, 

3. ein Erläuterungsbericht, der die Art der Herſtellung erkennen 


läßt. 

Aus den nach den Vorſchriften für die Aufſtellung von Flucht⸗ 
linien und Bebauungsplänen vom 28. Mai 1876 aufzuſtellenden Plänen 
und Nachweiſungen muß insbeſondere auch der Anſchluß der herzu⸗ 
kl eg an die beſtehenden öffentlichen Anlagen 
erſichtlich ſein. A 

4. eine bindende Erklärung des Unternehmers, daß er ſich verpflichtet, 

vor Beginn der Herſtellungsarbeiten das zur Anlage freier Plätze 

und Straßen erforderliche Land auch bei einer Straßenbreite von 
mehr als 26 m an die Stadtgemeinde unentgeltlich und pfand⸗ 

frei abzutreten. 3 
806. Die Genehmigung zur Straßenanlage iſt, wenn Bedenken, 
insbeſondere auch Gründe des öffentlichen Intereſſes deren Herſtellung 
nicht entgegenſtehen, vom Magiſtrate im Einverſtändnis mit der 
Polizeiverwaltung zu erteilen. 

Erklären ſich die Unternehmer zur Ausführung der Straßenanlage 
unter den ihnen mitzuteilenden Bedingungen bereit, ſo iſt mit ihnen 
ein ſchriftlicher Vertrag abzuſchließen, welcher ſämtliche Verpflichtungen 
der Unternehmer enthalten muß. 

Dabei ſind insbeſondere nachſtehende ($ 7, 8 und 9) grundſätzliche 
Beſtimmungen maßgebend. 

7. Tie Unternehmer haben die Freilegung, erſte Einrichtung, 
Entwäſſerung und die Beleuchtungs⸗Vorrichtung der Straße in der 
dem Bedürfnis entſprechenden Weiſe zu beſchaffen, auch die Koſten der 
Straßenanlage, ſelbſt bei einer Straßenbreite von mehr als 26 m, 


zu tragen. 
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Erklären ſich die Unternehmer zur Ausführung der Straßenanlage 
gemäß der erteilten Genehmigung bereit oder nehmen ſie die Aus⸗ 
führung tatſächlich in Angriff, jo find fie verpflichtet, die Straßen⸗ 
anlage innerhalb der in der Genehmigung geſtellten Friſt zu vollenden, 
widrigenfalls die erforderlichen Arbeiten von der Stadtgemeinde für 
Rechnung der Unternehmer ausgeführt werden können. Das zur 
Straßenanlage erforderliche Terrain iſt vor Beginn der Herſtellungs⸗ 
arbeiten an die Stadtgemeinde unentgeltlich zu übereignen und auf 
deren Verlangen pfandfrei zu ſtellen. 1 

Ob die Herſtellung bedingungsmäßig erfolgt iſt, entſcheidet der 
Magiſtrat, bei welchem die Abnahme, abgeſehen von der baupolizei⸗ 
lichen Abnahme, beantragt werden muß. 

$ 8. Die Unterhaltung der gemäß der 88 5 und 6 angelegten 
Straßen geht, ſobald dieſelben bedingungsmäßig hergeſtellt ſind, auf 
die Stadtgemeinde über, dagegen haben die Unternehmer die Koſten 
dieſer Unterhaltung bis zum Ablauf des fünften Jahres von dem 
Tage der in 8 4 vorgeſchriebenen Bekanntmachung ab zu tragen. 

Der Betrag der Koſten wird alljährlich am Schluſſe des Rech⸗ 
nungsjahres durch den Magiſtrat endgültig feſtgeſtellt und iſt zwei 
per nach Zuſtellung der Rechnung ſeitens der Verpflichteten zu 
entrichten. 

§ 9. Durch Gemeindebeſchluß kann nachgegeben werden, die im 
$ 8 auferlegte Unterhaltungspflicht durch Zahlung eines Kapitals ab⸗ 
N welches nach dem Flächeninhalt der zu unterhaltenden Straßen⸗ 
ſtrecke und nach einem für das Quadratmeter feſtzuſtellenden Einheits⸗ 
ſatze zu berechnen iſt. 


B. Von im Bebauungsplan oder ſonſt in ihren Flucht⸗ 
linien noch nicht feſtgeſtellten Straßen. 

§ 10. Anträge auf Genehmigung von Straßenanlagen, welche 
weder im Bebauungsplan noch ſonſt in ihren Fluchtlinien feſtgeſtellt 
ſind, haben die Unternehmer wie im Falle des § 5 an den Magiſtrat 
zu richten und einen den Beſtimmungen des Geſetzes vom 2. Juli 1875 
und der zu dieſem Geſetze erlaſſenen Miniſterial⸗Inſtruktion vom 
28. Mai 1876 entſprechenden Straßen- und Baufluchtlinienplan nebſt 
e und Nivellementsplänen in 3 Exemplaren ein⸗ 
zureichen. 

Auf Erfordern haben die Unternehmer den Nachweis zu führen, 
daß und in welcher Weiſe die Ausführung der Anlage geſichert iſt. 

Die Genehmigung zu der beabſichtigen Straßenanlage kann erſt 
erteilt werden, nachdem die Fluchtlinien gemäß dem Geſetze vom 
2. Juli 1875 endgültig feſtgeſetzt ſind. 

Auf ſolche Straßenanlagen finden die SS 6—9 Anwendung. 


III. Anlage neuer oder Verlängerung beſtehender Straßen 
durch die Stadtgemeinde. 
A. Verpflichtung der Anlieger zur Erſtattung der Anlage- 
koſten und der Koſten der fünfjährigen Unterhaltung. 
§ 11. Wird eine Straße oder ein Straßenteil (8 2) oder die 
Verlängerung einer ſchon beſtehenden zur Bebauung geeigneten Straße 
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von der Stadtgemeinde ſelbſt für den Anbau hergeſtellt, welche noch 
nicht nach den baupolizeilichen Vorſchriften für den öffentlichen Verkehr 
und den Anbau fertiggeſtellt iſt und bei Inkrafttreten dieſes Orts⸗ 
ſtatuts die Eigenſchaft einer anbaufähigen ſtädtiſchen Straße nicht 
beſaß, ſo ſind die Eigentümer der angrenzenden Grundſtücke, ein jeder, 
ſobald er ein Gebäude an dieſer Straße errichtet, verpflichtet 
a) der Stadtgemeinde die Koſten der Freilegung, erſten Ein⸗ 
richtung, Entwäſſerung und Beleuchtungsvorrichtung der 
Straße zu erſtatten, ſowie die Koſten der fünfjährigen Unter⸗ 
haltung der Straße zu tragen, 
b) bezw. einen verhältnismäßigen Beitrag zu leiſten, 
c) oder die zu allen dieſen Maßnahmen erforderlichen Koſten zu 
erſetzen. 
Koſten der Freilegung. 

8 12. Zu den Koſten der Freilegung gehören auch die Koſten der 
Erwerbung des Grund und Bodens der Straße, einſchließlich des Bürger⸗ 
ſteiges, ſowie alles, was die Gemeinde zur Beſeitigung von Baulich⸗ 
keiten, zur anderweiten Einfriedigung der angrenzenden Grundſtücke 
und zur Entſchädigung der angrenzenden Eigentümer für Löſchungen 
oder ſonſtige, durch die Anlegung oder Veränderung der Straße not⸗ 
wendig gewordene Einrichtungen aufgewendet hat. 

St das Straßenland zum Teil unentgeltlich von angrenzenden 
Grundſtücken abgetreten oder von der Stadtgemeinde hergegeben worden, 
1 wird behufs Feſtſtellung des auf die einzelnen angrenzenden Grund⸗ 
tücke entfallenden Anteils an den Grunderwerbskoſten das unentgeltlich 
abgetretene oder hergegebene Straßenland mit dem vom Magiſtrat 
unter Berückſichtigung des Preiſes des gegen Entgeld erworbenen 
Terrains feſtgeſtellten Werte bei der Ermittelung der Geſamtkoſten in 
Rechnung geſtellt, demnächſt aber denjenigen Adjazenten auf ihren 
Beitrag zu den Geſamtkoſten in Abzug gebracht, von deren Grund⸗ 
ſtücken das Straßenland — abgetreten iſt. 


Koſten der erſten Einrichtung. 

8 13. Zu den Koſten der erſten Einrichtung gehören insbeſondere 
die Koſten der erſten Herſtellung des Straßenkörpers, zur Einrichtung 
der durch den Bebauungsplan vorgeſchriebenen Höhenlage des Straßen⸗ 
zuges, der Pflaſterung oder ſonſtigen Befeſtigung des Straßendammes 
und der Bürgerſteige, des Anſchluſſes an Nebenſtraßen, ſowie der 
Überfahrts⸗ und libertrittsbrücken mit Einſchluß der Überbrückungen 
von Gräben in den Straßenzügen. 


Koſten der Entwäſſerung und Beleuchtung. 

8 14. Zu den Koſten der Entwäſſerung gehören diejenigen für 

a) eine oberirdiſche Entwäſſerung durch Rinnſteine, 
b) N Entwäſſerung mittels gewöhnlicher Straßen⸗ 

anäle. 

Dienen unterirdiſche Entwäſſerungsanlagen einer Straße den Be⸗ 
dürfniſſen noch anderer Straßen, ſo ſind bei Berechnung der Her⸗ 
ſtellungskoſten der erſteren Straße Koſten der vorgedachten Anlagen 
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nur inſoweit in Rechnung zu ſtellen, als letztere dem Bedürfnis der 
hergeſtellten Straße entſprechen. a 

8 15. Die fünfjährige Friſt des 8 11 beginnt mit dem Tage der 
im $ 4 vorgeſchriebenen Bekanntmachung. 


B. Feſtſtellung, el Einziehung der Anlage⸗ 
oſten. 

8 16. Für Verteilung der Geſamtanlagekoſten und der Unter⸗ 
haltungskoſten gilt diejenige Straße oder derjenige zuſammenhängende 
Straßenteil als Einheit, deſſen Regulierung gleichzeitig oder doch im 
Zuſammenhang als einheitliche Anlage erfolgt iſt. 

Die nach dem $ 11 zur Einziehung zu bringenden Beträge werden 
durch den Magiſtrat feſtgeſtellt und auf die angrenzenden Grundſtücke 
nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze verteilt. 

Die Koſten der Unterhaltung werden in gleicher Weiſe alljährlich 
am Schluſſe des Rechnungsjahres feſtgeſtellt. 

Wird bei Bebauung eines Eckgrundſtücks auch nur nach einer 
Seite ein Ausgang angelegt, ſo hat der Eigentümer dennoch die vor⸗ 
bezeichneten Koſten für beide Straßen, an die ſein Grundſtück grenzt, 
zu tragen. 

§ 17. Zur Tragung der Anlage⸗ und Unterhaltungskoſten dürfen 
die angrenzenden Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der 
Straßenbreite herangezogen werden. Bei Straßen von mehr als 
26 Metern Breite iſt von den Koſten ein nach dem Verhältnis von 
26 Metern zu der Geſamtbreite der Straßen zu berechnender Beitrag von 
den Adjazenten zu erſtatten, der Überreſt fällt der Stadtgemeinde 
zur Laſt. 

§ 18. Werden die zur vollſtändigen Herſtellung der Straße oder 
des Straßenteils erforderlichen Anlagen (Grunderwerbe, niveaumäßige 
Ausgeſtaltung des Straßenkörpers, Pflaſterung, Herſtellung des 
Bürgerſteiges, Entwäſſerung, Beleuchtung) nicht ſämtlich auf einmal, 
ſondern einzeln ausgeführt, ſo darf die Erſtattung der Koſten jeder 
einzelnen Anlage ſofort nach ihrer Ausführung gefordert werden. 

$ 19. Der ſo aufgeſtellte Verteilungsplan wird nach vorange⸗ 
gangener ortsüblicher Bekanntmachung 14 Tage lang zur Einſicht für 
die Beteiligten offen ausgelegt. 

Während dieſer Zeit kann von den Beteiligten Einſpruch gegen 
die Richtigkeit der Berechnungen erhoben werden. Nach Ablauf der 
Auslegungsfriſt wird die Koſten⸗ und Verteilungsberechnung vorbe⸗ 
hehe Erledigung etwa angebrachter Beſchwerden vom Magiftrate 

eſtgeſetzt. 

8 20. Der Magiſtrat iſt befugt, mit Rückſicht auf die Vermögens⸗ 
lage der Zahlungspflichtigen für die Entrichtung der feſtgeſtellten 
fälligen Beiträge gegen Beſtellung ausreichender Sicherheit angemeſſene 
Ratenzahlungen zu bewilligen. 


IV. Anbau an vorhandenen bisher unbebauten Straßen und 
Straßenteilen. 
a eg Die Eigentümer ſolcher Grundſtücke, welche an einer zur⸗ 
zeit des Erlaſſes dieſes Statuts ſchon vorhandenen bis dahin unbe⸗ 
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bauten Straße oder einem ſolchen Straßenteile liegen, welche den bau⸗ 
polizeilichen Beſtimmungen gemäß noch nicht fertig geſtellt ſind, haben 
die Verpflichtung, ſobald dieſe Grundſtücke an der Straße bebaut 
werden, zunächſt das zur Freilegung der Straße in der durch den 
Bebauungsplan oder ſonſt in vorgeſchriebener Weiſe feſtgeſtellten 
Breite erforderliche Land bis zur Mittellinie der Straße unentgeltlich 
abzutreten, der Stadtgemeinde ſchulden⸗ und koſtenfrei aufzulaſſen 
und ihr diejenigen Koſten zu erſtatten, welche aufgewendet werden, 
um die betreffende Straße oder den Straßenteil dem Bedürfnis und 
den baupolizeilichen Beſtimmungen entſprechend ordnungsmäßig her⸗ 
uſtellen. 

W Bei Straßen von mehr als 26 m Breite erſtreckt ſich dieſe Ver⸗ 
pflichtung für jeden Anlieger auf 13 m ber Straßenbreite. 

§ 22. Die Höhe der vorgedachten Verpflichtungen bezw. die Ver⸗ 
teilung der hiernach zu erſtattenden Beträge beſtimmt ſich nach den 
88 11— 20 dieſes Statuts. 

Handelt es ſich indeſſen auf bereits bebauten Grundſtücken 

a) um Wohnhausumbauten, 

b) um eine Vermehrung der vorhandenen Räume durch Anbau 

in der Straßenfront, 

ſo beſchränken ſich die vorſtehenden Verpflichtungen lediglich auf die 
Beſchaffung der erſten Einrichtung, Pflaſterung, Entwäſſerungs⸗ und 
Beleuchtungseinrichtung der betreffenden Straße bezw. auf den Erſatz 
der zu dieſen Maßnahmen erforderlichen Koſten und zwar nur nach 
dem Verhältnis der Frontlänge des neubebauten Grundſtücks. 

Bei anderweiten baulichen Veränderungen auf bereits bebauten 
Grundſtücken ſowie bei Neubauten, welche an Stelle durch Feuer zer- 
ſtörter Wohngebäude treten, findet eine Heranziehung zu irgend 
welchen in dieſem Ortsſtatut aufgeführten Laſten nicht ſtatt. 

8 23. Die Verpflichtung zur Erſtattung der Koſten tritt ein, 
ſobald die Straße oder der Straßenteil jeitend der Stadtgemeinde 
hergeſtellt iſt. Jedoch iſt auch hier die Einforderung der Koſten für 
einzelne Straßenanlagen zuläſſig. 


V. Allgemeine Vorſchriften. 

$ 24. Der Stadtgemeinde ſteht das Recht zu, in den Fällen der 
88 5 und 10 dieſes Statuts die Ausführung der Straßenanlage ſelbſt 
für Rechnung der Unternehmer zu übernehmen. 

Dieſe haben alsdann die durch Voranſchlag des Magiſtrats zu 
berechnenden Koſten des von der Stadtgemeinde auszuführenden Teils 

Anlage vorzuſchießen. 

- Elwalge Zen gegen den Voranſchlag kommen dem Unter⸗ 
nehmer zugute, etwaige Mehrausgaben fallen ihm zur Laſt. 

§ 25. Dieſes Ortsſtatut findet in allen ſeinen Beſtimmungen 
auch Anwendung auf Anlegung und Bebauung von Plätzen. 

Als Anlage einer neuen Straße im Sinne dieſes Statuts gilt 
auch die Umwandlung eines unregulierten Weges, einer Landſtraße, 
Chauſſee uſw. in eine zur Bebauung beſtimmte ſtädtiſche Straße. 

8 26. Die nach dieſem Statute den Eigentümern der beitrags⸗ 
pflichtigen Grundſtücke oder den Unternehmern zur Laſt fallenden 
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Leiſtungen, Beiträge und Koſten tragen den Charakter einer öffent⸗ 
lichen Laſt und unterliegen als ſolche der Einziehung im Verwaltungs- 
zwangsverfahren. 5 

Die Verpflichtungen der Eigentümer ſind dinglicher Natur und 
gehen auf die Rechtsnachfolger über. . 

27. Die nach örtlichem Gewohnheitsrechte den Beſitzern der 
ſtraßenangrenzenden Grundstücke obliegende Verpflichtung zur Her⸗ 
rar ‚und Unterhaltung der Bürgerſteige wird durch dieſes Orts⸗ 
tatut nicht berührt. . 1 

$ 28. Dieſes Ortsſtatut tritt nach erfolgter Beſtätigung mit 
dem Tage der Veröffentlichung in Kraft. 


Gneſen, den 20. Dezember 1899. 
Der Magiſtrat. Die Stadtverordneten-Verſammlung. 


Vorſtehendes Ortsſtatut wird hiermit auf Grund der 88 12 und 
15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 in Verbindung mit § 117 des 
—— 1 vom 30. Juli 1883 mit der Maßgabe ge⸗ 
nehmigt, daß die Abſätze 2 und 3 des 8 22 in Fortfall kommen. 


Bromberg, den 25. Januar 1900. 


Der Bezirks ausſchuß. 
J.⸗Nr. 389 B. A. 


3. Bolizeiverordunug, betreffend die Aulegung neuer oder 
Veränderung beſtehender Straßen und Plätze ſowie die au die 
Fertigſtellung von öffentlichen Straßen und Plätzen zu ſtellenden 

Auforderungen, vom 30. Januar 1900. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 ſowie des $ 143 fgde. des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird in 
Ausführung der 88 12 und 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 und des 
Ortsſtatuts vom 12./30. Dezember 1899 betreffend die Anlegung und 
Veränderung von Straßen und Plätzen nach erfolgter Zuſtimmung 
des Magiſtrats verordnet, was folgt: . 

Im Bezirke der Stadt Gneſen darf kein Gebäude auf einer 
noch nicht bebauten Stelle aufgebaut werden, bevor 
a) in den zurzeit beſtehenden und bereits angebauten Straßen die 
Fluchtlinien feſtgeſtellt ſind, 

) in den neuen Straßen oder Straßenteilen der Bebauungsplan 
für den betreffenden Bezirk, die betreffende Straße oder den 
betreffenden Straßenteil im geſetzlichen Wege feſtgeſtellt iſt, 

c) der Nachweis geführt iſt, daß die Vorſchriften des Ortsſtatuts 
vom 12/30. Dezember 1899 erfüllt find, Na 

8 2. Eine Straße oder ein Straßenteil gilt in baupolizeilicher 

Hinſicht als für den Anbau und den öffentlichen Verkehr fertig geſtellt, 

wenn und inſoweit 


— 249 — 


a) die Straße bis zur feſtgeſetzten Straßenfluchtlinie frei gelegt 

und die Baufluchtlinie feftgeſetzt it, N 

b) die Straße in ihren Steigungsverhältniſſen den Beſtimmungen 
des Straßenhöhenplanes entſprechend hergeſtellt iſt, 

c) der Anſchluß an wenigſtens eine bereits fertiggeſtellte öffentliche 
Straße hergeſtellt iſt, f 

d) der Fahrdamm je nach der Anordnung der zuſtändigen Behörde 
entweder gepflaſtert, oder ordnungsmäßig chauſſiert iſt. 

e) der Fahrdamm mindeſtens auf der Seite des Baugrundſtücks 
mit einer den befeſtigten Bürgerſteig abſchließenden Bordſtein⸗ 
reihe und im Falle der Chauſſierung mit einer gepflaſterten 
Rinne verſehen iſt, 

f) die ordnungsmäßige We Wa der Straße durch Kanali⸗ 
ſierung oder durch oberirdiſche Waſſerabführung in gepflaſterter 
Rinne geſichert ifi 


t, 
g) die Straße mit hinreichenden örtlichen Verhältniſſen entſprechen⸗ 
den Beleuchtungsvorrichtungen verſehen iſt. 

8 3. Ob und wann eine Straße oder ein Straßenteil als für 
den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig hergeſtellt anzuſehen 
iſt, wird Seitens der Polizeiverwaltung im Einvernehmen mit dem 
Magiſtrate bekannt gegeben werden. 

4. Sofern Bauten den Vorſchriften des Ortsſtatuts vom 
12.130. Dezember 1899 und den vorſtehenden Beſtimmungen zuwider 
errichtet worden ſind, wird im Wege der gegebenen Zwangsmittel 
deren Schließung und Abbruch veranlaßt werden. - 

Bauherr, Bauleiter oder Bauhandwerker, welche den Vorſchriften 
entgegenhandeln, haben die im § 367 Nr. 15 des Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buches vorgeſehenen Strafen verwirkt. 5 2 

§ 5. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung 
in Kraft. 

Gneſen, den 30. Januar 1900. 


Die Polizeiverwaltung. 


4. Gemeindebeſchluß, betr. die Erhebung von Beiträgen für Anlegung 
und Unterhaltung von Straßen und Plätzen, vom 26. Februar 1900. 


Nachdem die ſtädtiſchen Körperſchaften durch Beſchluß vom Jb. Vegenber 
1899 auf Grund des 8 9 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 die Erhebung von Beiträgen zu Straßenherſtellungskoſten nach 
Maßgabe des in den nachſtehenden 88 19 enthaltenen Planes be⸗ 
ſchloſſen haben und nachdem dieſer Plan ſowohl öffentlich bekannt 
gemacht wie auch vier Wochen lang zur Einſicht offen gelegt iſt, ohne 
daß Einwendungen dagegen erhoben worden ſind, werden hiermit die 
nachſtehenden Grundſätze ortsgeſetzlich feſtgeſtellt. 

§ 1. Behufs Deckung der Koſten für Herſtellung, Erbreiterung 
und Unterhaltung von in den Anwendungsbereich des genannten 8 9 
fallenden Straßen und öffentlichen Plätzen, welche von der Stadt in 
Erfüllung öffentlich rechtlicher Pflichten ausgeführt werden oder voll⸗ 
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endet worden ſind, werden von deinen Grundeigentümern, denen 
hierdurch beſondere wirtſchaftliche Vorteile erwachſen, Beiträge erhoben. 
§ 2. Als Herſtellungs⸗ oder Unterhaltungskoſten werden der Be⸗ 
meſſung der Beiträge zu Grunde gelegt: h ae 
die Koſten des Grunderwerbs, der Beſeitigung von Baulichkeiten, 
der anderweiten Einfriedigung der angrenzenden Grundſtücke, der 
Regulierung des Straßenkörpers und der Neupflaſterung. 
$ 3. Die in dem Umfang des 8 2 zu berechnenden Geſamtkoſten 
werden zu einem Dritteil auf die Kämmereikaſſe übernommen, zu zwei 
Dritteil von den bevorteilten Beſitzern im Wege der Erhebung von 
Beiträgen gedeckt. . \ 
§ 4 Auf Grundlage dieſes allgemeinen Beſchluſſes wird für 
erforderlich werdende oder vollendete Arbeiten zur Herſtellung oder 
Unterhaltung von Straßen und Plätzen entſprechend dem § 9 des 
Kommunalabgabengeſetzes unter Auslegung des Planes der Einzel⸗ 
Veranſtaltung und eines Nachweiſes der Koſten feſtgeſetzt, inwieweit 
die Arbeiten als eine einheitliche, in ſich abgeſchloſſene Anlage anzu⸗ 
ſehen find und welche Grundſtücke in den Bereich der der Beitrags- 
pflicht zu unterwerfenden bevorteilten Grundſtücke einzubeziehen ſind. 
$ 5. Die Unterverteilung der in der Form von Beitragen zu 
deckenden Koſten unter die ſo abgegrenzten bevorteilten Beſitzer erfolgt 
nach dem Maßſtabe der Frontlänge der die Straße (Plätze) begrenzen⸗ 
den Grundſtücke. 
§ 6. Iſt das Straßenland zum Teil unentgeltlich von angren⸗ 
zenden Grundſtücken abgetreten oder von der Stadtgemeinde hergegeben 
worden, ſo wird behufs Feſtſtellung des auf die einzelnen angrenzenden 
Grundſtücke entfallenden Anteils an den Grunderwerbskoſten das unent⸗ 
geltlich abgetretene oder hergegebene Straßenland mit dem unter Be⸗ 
rückſichtigung des Preiſes des entgeltlich erworbenen Grund und Bodens 
feſtgeſtellten Werte bei der Ermittlung der Geſamtkoſten in Rechnung 
geſtellt, demnächſt aber denjenigen auf ihren Beitrag zu den Koſten 
in Abzug gebracht, von deren Grundſtücken das Straßenland unent⸗ 
geltlich abgetreten iſt. 
§ 7. Zur Zahlung der Beiträge iſt zunächſt derjenige verpflichtet, 
welcher zur Zeit des Eintritts der Verpflichtung Eigentümer des 
Grundſtücks iſt. 
Mehrere Eigentümer haften ſolidariſch. 
Die Verpflichtung zur Zahlung der Beiträge ruht dinglich auf dem 
betreffenden Grundſtück, jo daß auch jeder ſpätere Eigentümer haftet. 
5 8. Anlagen, welche als ſelbſtändige neben dem Straßennetze 
Besch Veranſtaltungen anzuſehen ſind, fallen nicht unter dieſen 
eſchluß. N 
Vielmehr wird für dieſe in jedem Falle eine beſondere Beſchluß⸗ 
jallung über Umfang und Verteilungsmaßſtab von Beiträgen vor⸗ 
ehalten. 
$ 9. Dieſer Beſchluß tritt mit der nach 8 9 Abſ. 5 des Kom⸗ 
munalabgabengeſetzes zu bewirkenden Veröffentlichung in Kraft. 


Gneſen, den 26. Februar 1900. 
Der Magiſtrat. 


Genehmigt gemäß 88 9, 77 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1898. 
Bromberg, den 1. April 1900. 


Der Bezirksaus ſchuß. 


Kreisſtadt Hohenſalza. 


1. Polizei⸗Verordunng, betr. den Schutz der Straßen bei Neu⸗ und 
Reparaturbauten, vom 2. März 1893. 


er Bei Ausführung von Neubauten an öffentlichen Straßen 
und Plätzen iſt der Bauplatz bis zur Fertigſtellung des Erdgeſchoſſes 
durch einen nach näherer Anweiſung der Baupolizei⸗Verwaltung zu 
errichtenden Bauzaun abzuſchließen. Nach Fertigſtellung des Erd⸗ 
geſchoſſes iſt der Bauzaun durch ein Baugerüſt mit Schutzdach zu er⸗ 
ſetzen. Das Schutzdach muß ſo eingerichtet werden, daß durch dasſelbe 
jede Verletzung und Verunreinigung des unter demſelben verkehrenden 
Publikums infolge Herabfallens von Baumaterial oder Bauſchutt ver⸗ 
hindert wird. 

8 2. Bei Ausbeſſerungen von Gebäuden, namentlich bei Vor⸗ 
nahme von Dachreparaturen, durch welche die Sicherheit des öffentlichen 
Verkehrs gefährdet werden kann, iſt das Publitum durch Aufitellung 
von Barrieren gegen Verletzung und Verunreinigung zu ſchützen. 

g 3. Bauzäune, Baugerüſte, Barrieren ſowie überhaupt alle auf 
Straßen und Plätzen aufgeſtellte oder niedergelegte Gegenſtände, welche 
den Verkehr hindern, ſind vom Eintritt der Dunkelheit bis Tages⸗ 
anbruch durch Laternen in der Weiſe zu beleuchten, daß die betreffende 
Ortlichkeit in ihrer ganzen Ausdehnung deutlich erkennbar iſt. 

Dasſelbe gilt von Bodenvertiefungen jeder Art, welche außerdem 
von allen Seiten durch Barrieren abzuſperren find. 

8.4. Abbruchsmaterial darf niemals nach der Straße hinab⸗ 
geworſen oder hinabgelaſſen, muß vielmehr innerhalb der Abbruchs⸗ 
ſtelle herabgebracht werden. Vor dem Aufladen des Bauſchuttes auf 
die zur Abfuhr beſtimmten Fahrzeuge iſt derſelbe jo ſtark mit Waſſer 
zu näſſen, daß kein Staub davon aufſteigt. Dieſe Befeuchtung kann, 
wo es notwendig erſcheint, ſchon beim Hinabſchaffen des Schuttes im 
Innern der Bauſtelle von der Polizeiverwaltung angeordnet werden. 

8 5. Das Aufreißen des Straßenpflaſters, ſowie überhaupt jede 
Veränderung am Straßenkörper einſchließlich der Bürgerſteige dürfen, 
ſofern dieſe Arbeiten nicht polizeilich angeordnet ſind, nur mit Ge⸗ 
nehmigung der Polizeiverwaltung vorgenommen. werden. 

8 6. Beſchädigungen am Straßenkörper, welche durch die Aus⸗ 
ührung von Bauarbeiten herbeigeführt werden, ſind nach Vollendung 
derſelben joiprt wieder ordnungsmäßig auszubeſſern. 

7. Offentliche Straßen und Plätze dürfen, ſei es ganz oder teil⸗ 
weiſe, nur mit Genehmigung der Polizeiverwaltung und unter Be- 
obachtung der dabei geſtellten Bedingungen geſperrt werden. Die 
Sperrung muß durch Aufſtellung transportabler Tafeln mit der In⸗ 
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ſchrift „Geſperrt“ bezeichnet werden. Dieſe Tafeln ſind vom Eintritt 
der 1 — — 5 bis zum Tagesanbruch durch hellbrennende Laternen 
zu erleuchten. } 

Das unbefugte Beſeitigen dieſer Tafeln (Warnungszeichen) und 
Laternen iſt verboten. 

$ 8. Geſperrte Straßen und Plätze dürfen von Fuhrwerken und 
Reitern nicht paſſiert werden. 2 

§ 9. Übertretungen dieſer Verordnung werden, ſoweit nicht $ 367, 
14 des Reichsſtrafgeſetzbuches zur Anwendung kommt, mit Geldſtrafe 
bis 30 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle verhältmäßige Haft 
tritt, beſtraft. 

Außerdem hat derjenige, welcher den Verboten dieſer Verordnung 
zuwiderhandelt, zu gewärtigen, daß der ordnungswidrige Zuſtand auf 
ſeine Koſten beſeitigt wird. Die Nichtausführung des durch dieſe Ver⸗ 
ordnung Gebotenen zieht Ausführung auf Koſten des Säumigen nach ſich. 

Hohenſalza, den 2. März 1893. 


Die Polizeiverwaltung. 


2. Polizeiverordnung, betreffend die Herſtellung von Abortanfagen 
und Senk⸗ und Sammelgruben. vom 15. Dezember 1887. 


Die 88 1, 2, 3, 5, 7, 8, 9 find aufgeboben und erſetzt durch die 
Beſtimmungen der Polizeiverordnung vom 14. Juli 1892. (Nr. 3.) 

8 Senk⸗ und Sammelgruben, ſowie Abortgruben müſſen in 
einer den Anforderungen der öffentlichen Geſundheitspflege entſprechen⸗ 
den Weiſe undurchläfſtg hergeſtellt werden. 

Demgemäß find die Umfaſſungswände ſowie die Sohlen der Gruben 
maſſiv aus gebrannten Ziegeln oder Bruchſteinen, bei Mauerſteinen 
13 em, bei Bruchſteinen 25 cm ſtark mit Zementmörtel aufzuführen 
und inwendig waſſerdicht mit Zementmörtel glatt zu verputzen. 

Zur Anlegung von Spülkloſetts auf einem Hausgrundſtück 
bedarf es der jedesmaligen ausdrücklichen polizeilichen Genehmigung. 
Dieſelbe kann nur dann erteilt werden, wenn nach den geſamten Ver⸗ 
hältniſſen des Grundſtücks und ſeiner Bewohner die ordnungsmäßige 
Herſtellung der Einrichtungen erwartet werden darf und wenn die 
Gruben, in welchen die Abwäſſer der Spülabtritte geleitet werden 
ſollen, folgenden Anforderungen entſprechen: 

Die Umwandung muß doppelt in Zement oder Asphalt aus hart 
gebrannten und glaſierten Backſteinen mit zwiſchenliegender wer 
und die Bedeckung doppelt mittelſt dichtſchließenden eiſernen Platten 
mit leerem Zwiſchenraum hergeſtellt ſein. 

Inſoweit die Gruben mit anderen den Rücktritt von Fäulnisgaſen 
in die Abtrittsräume oder ſonſtige Teile von Wohngebäuden verhin⸗ 
dernden Einrichtungen nicht verſehen ſind, müſſen dieſelben mit Venti⸗ 
lationsröhren, welche bis über das Dach des Gebäudes reichen und 
nicht in der Nähe von Fenſtern münden, ausgerüſtet ſein. 

Der Rauminhalt der Gruben muß derartig Ibemefjen fein, daß, 
wo nicht zuverläſſige, ſelbſttätig wirkende Einrichtungen zur beſchränkten 
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Spülung einen geringeren Waſſerverbrauch genügend ſicherſtellen, auf 
jede den Spülabtritt benutzende Perſon durchſchnittlich eine tägliche 
Menge von mindeſtens drei Liter Grubeninhalt zu rechnen iſt, ſodaß 
für zehn Perſonen bei monatlicher Entleerung der Grube unter Hinzu⸗ 
rechnung eines ſtets leer zu laſſenden Teiles von 1 dm vom oberen 
Rande ab ein Raum von etwa 1 cbm erforderlich iſt. 

8 10. Grundſtücke, auf welchen die durch dieſe Verordnung vor⸗ 
geſchriebenen Einrichtungen nicht vorhanden ſind, müſſen bis zum 
15. Juli 1888 mit denſelben verſehen ſein. Die bereits vorhandenen, 
jedoch nicht vorſchriftsmäßig ausgeführten Einrichtungen müſſen bis 
zum gedachten Zeitpunkte den Vorſchriften dieſer Verordnung gemäß 
abgeändert werden. 

Für die Herſtellung reſp. Abänderung und dauernde Erhaltung 
des vorſchriftsmäßigen Zuſtandes, ſowie überhaupt für die Beobachtung 
der Vorſchriften dieſer Verordnung ſind die Grundſtückseigentümer reſp. 
deren Vertreter verantwortlich. 

11. Soweit nicht die allgemeinen Strafgeſetze eine höhere 
Strafe beſtimmen, ſollen Übertretungen dieſer Verordnung mit einer 
Geldbuße bis zu 30 Mark oder im Falle des Unvermögens mit ver⸗ 
hältnismäßiger Haft geahndet werden. 

Wer es unterläßt, den ihm hiernach obliegenden Verpflichtungen 
nachzukommen, hat, abgeſehen von der Beſtrafung, zu gewärtigen, daß 
das Verſäumte im Wege der Polizeiexekution auf ſeine Koſten zur 
Ausführung gebracht wird. 


Hohenſalza, den 15. Dezember 1887. 
Die Polizeiverwaltung. 


3. Polizeiverordnung, betreffend die Ableitung der Grund⸗, Wirt⸗ 
ſchafts⸗, Regen- und Tagewäſſer ſowie die Anlage von Abort⸗, 
Sammel- und Seukgruben, vom 14. Juli 1892. 


$1. Das Grund-, Schnee⸗ und Regenwaſſer ſowie das Wirt⸗ 
afts⸗ und Tagewaſſer derjenigen Grundſtücke, welche an öffentlichen 
Straßen liegen, kann, ſofern die Entwäſſerung der Straße hergeſtellt 
und letztere mit gepflaſterten Rinnſteinen verſehen iſt, durch verdeckte 
Rinnen nach den öffentlichen Rinnſteinen abgeleitet werden. Die Ab⸗ 
leitungsrinnen müſſen aus Steinwangen mit glatter ſteinerner Sohle 
oder aus Zement hergeſtellt ſein. 

Soweit dieſelben die Bürgerſteige durchſchneiden, müſſen ſie mit 
ihrer Oberkante im Niveau des Bürk erſteiges liegen und mit gerippten 
Eiſenplatten, Holz oder Stein bedeckt ſein. RS 

Die Abführung des Waſſers nach den Straßenrinnen ſowie auch 
in öffentliche Gräben iſt jedoch nur geſtattet, wenn dasſelbe vorher 
durch einen ſogenannten Schlammkaſten geleitet iſt, deſſen Sohle min⸗ 
deſtens ½ m tiefer liegen muß, als die Sohle der Abflußrinne und 
deſſen Breite und Länge mindeſtens je 0,50 m betragen muß. Die 
Schlammkaſten müſſen waſſerdicht hergeſtellt, überdeckt und vor den 
Abflußöffnungen mit einem Gitter verſchloſſen ſein. 


„Die Tagewäſſer, welche direkt von den Dächern ablaufen, können 
hiervon ausgeſchloſſen werden. 

82. Waſſer in größeren Mengen den Rinnſteinen zuzuführen, 
als dieſelben, ohne überzulaufen, zu faſſen vermögen, iſt verboten. 

§ 3. Flüſſigkeiten, welche einen üblen Geruch verbreiten, Blut, 
Blutwaſſer, Jauche (Abgänge aus Vieh- und Pferdeſtällen), menſchliche 
Excremente, Abgänge aus Fleiſchereien, Seifenſiedereien, ungereinigte 
Weichwäſſer der Bierbrauereien und ſolche Abgänge, welche ſich nicht 
in flüſſigem Zuſtande befinden oder beim Stehen einen Bodenſatz bilden 
und leicht in Fäulnis übergehen, dürfen aus den Grundſtücken nicht 
in die Rinnſteine, Straßenkanäle, Waſſerläufe und öffentliche Gräben 
geleitet bezw. geworfen, ſondern müſſen in beſondere Gruben, welche 
den für Abortgruben gegebenen baupolizeilichen Vorſchriften entſprechen, 
aufgenommen werden. 

Verboten iſt auch das Ableiten bezw. Ausgießen von Urin aus 
den Grundſtücken in die Rinnſteine ꝛc. mit alleiniger Ausnahme der 
Piſſoirs mit ununterbrochener Waſſerſpülung. 

§ 4. Auf jedem bewohnten Grundſtück ſind für die Bewohner 
desſelben allgemein zugänglich ein Aſchbehälter und eine von dieſem 
getrennte, zur Aufnahme von Müll: und trockenen Wirtſchaftsabgängen 
dienende Müllgrube bereit zu halten. Der Aſchbehälter muß feuer⸗ 
ſicher, d. h. maſſiv ausgemauert oder aus Metall und mit einer 
eiſernen oder mit ſtarkem Eiſenblech beſchlagenen Tür oder Deckplatte 
verſehen ſein. 

§ 5. Auf denjenigen Grundſtücken, auf welchen Stall⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsdünger gelagert werden ſoll, muß eine muldenartig gepflaſterte 
Lagerſtätte derartig angelegt ſein, daß das Abfließen der Jauche nach 
dem Hofe verhindert wird. 

In dieſem Falle iſt das Vorhandenſein einer beſonderen Müll⸗ 
grube nicht erforderlich. a 

6. Auf jedem bewohnten Grundſtücke müſſen die für deſſen 
Bewohner benötigten Anſtalten zur Befriedigung natürlicher Bedürf⸗ 
niſſe (Piſſoirs, Aborte) in ausreichender Zahl und angemeſſener Ein⸗ 
richtung (event. nach Anordnung der Polizei⸗Behörde) vorhanden ſein 
und in genügender Ordnung unterhalten werden. Das Gleiche gilt 
für Fabriken, Bauplätze, Gewerbsanlagen ꝛc. innerhalb der Grenzen 
der betreffenden Grundſtücke in Beziehung auf die in den Fabriken, 
Gewerbsanlagen, Bauplätzen, Speichern uſw. beſchäftigen Geſellen, 
Gehülfen, Arbeiter, Lehrlinge ꝛc. Die Bedürfnisanſtalten müſſen für 
die Geſchlechter geſondert, auch die Zugänge zu ihnen mit entſprechen⸗ 
der Aufſchrift verſehen ſein. In öffentlichen Etabliſſements und Ver⸗ 
gnügungslokalen, Reſtaurants, Hotels, Gaſthöfen, Ausſpannungen, den 
zu öffentlichen Schauſtellungen und Aufführungen beſtimmten Baulich⸗ 
keiten müſſen, je nach den obwaltenden Umſtänden, nach Anordnung 
der Polizeibehörde, Piſſoirs und Aborte in ausreichender Anzahl und 
für die Geſchlechter geſondert, angelegt und die Räume, in denen ſich 
die Bedürfnisanſtalten befinden, ſowie die Zugänge zu ihnen mit ent⸗ 
sprechender Aufſchrift bezeichnet werden. 5 

8 7. Die Anlage und Einrichtung der Abortgruben und Bedürfnis⸗ 
anſtalten hat nach Maßgabe der baupolizeilichen Vorſchriften zu er⸗ 
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folgen, Piſſoirs in öffentlichen Lokalen und Etabliſſements, Reſtaurants, 
Hotels, Theater uſw., Fabrikſtätten, Gewerbeanlagen, Bauplätzen uſw., 
( 6) ſowie die für den gemeinſchaftlichen Gebrauch beſtimmten Piſſoirs 
auf den von mehr als 4 Familien bewohnten Grundſtücken müſſen 
entweder eine ununterbrochene Waſſerſpülung haben oder dergeſtalt 
eingerichtet ſein, daß der Urin in einer dichten Rohrleitung nach der 
Grube zur Aufnahme der menſchlichen Excremente abfließt. Für 
ſchwachbewohnte (d. h. von nicht mehr als 4 Familien bewohnte) 
Grundſtücke ſind Piſſoirs mit ausreichend großen, dichten metallenen 
EEE an (Eimern, Kübeln) zum Auffangen des Urins ge⸗ 

attet. . 
88. Jeder zur Anlage und Unterhaltung von Bedürfnisanſtalten 
Verpflichtete hat dafür Sorge zu tragen, daß die Entleerung derſelben 
in den dafür beſtimmten Friſten und Arten erfolge. 

Die Sitzbretter der Aborte ſind ſtets rein und ſauber zu erhalten 
und während der Nichtbenutzung mit Deckeln zu verſchließen. Jede 
Verunreinigung der Piſſoirs und der Aborte der öffentlichen Anſtalten 
und Dienſtſtellen, in öffentlichen Lokalen, Etabliſſements, gewerb⸗ 
lichen Anlagen ($ 6), oder derjenigen Bedürfnisanſtalten auf Privat⸗ 
grundſtücken, welche der gemeinſchaftlichen Benutzung dienen, iſt 
verboten. 

8 9. Für die Entleerung der Abortgruben iſt die Polizeiverordnung 
der Königlichen Regierung zu Bromberg vom 10. Februar 1876, Amts⸗ 
blatt pro 1876 Seite 75 maßgebend. Hiernach ſind die Gruben 
mindeſtens einmal jährlich in der Zeit vom 2. Januar bis 1. Juni 
vollſtändig zu räumen und iſt von der ſtattgehabten Räumung der 
Polizeibehörde innerhalb 24 Stunden Anzeige zu erſtatten. 

Alle anderen zur Aufnahme von Dung, Gemüll und ſonſtigem Un⸗ 
rat beſtimmten Gruben und Behälter ſowie die Schlammkaſten müſſen 
während der Zeit vom 1. April bis 30. September mindeſtens 1, mal 
monatlich, im übrigen aber ſo oft geräumt werden, daß eine Über⸗ 
füllung nicht eintreten und, bei Gruben mit flüſſigem Inhalt, der 
letzere nicht ausfließen kann. Die Räumung der Gruben und Behälter 
mit übelriechendem Inhalt einſchließlich der Abfuhr darf in den 
Sommermonaten vom April bis einſchließlich September nur von 
11 Uhr abends bis 6 Uhr morgens, in den übrigen Monaten nur von 
10 Uhr abends bis 7 Uhr morgens vorgenommen werden. Zur Abfuhr 
des flüſſigen Grubeninhalts dürfen nur waſſer⸗ und luftdicht ſchließende 
Behälter verwendet werden. Die Wagen zum Transport von Dünger 
und ſonſtigem Unrat müſſen derartig geſchloſſen ſein, daß von der 
Ladung nichts herabfallen kann. 

Soweit über die Art und Weiſe der Räumung und Abfuhr oder 
über die Zeit bezw. Friſten zur Vornahme derſelben ortsſtatutariſche 
Vorſchriften beſtehen, finden die entgegenſtehenden Beſtimmungen dieſer 
Verordnung keine Anwendung. 

8 10. Für außerordentliche Zeiten, namentlich bei drohender In⸗ 
vaſion von Epidemien, bleibt es der Polizeibehörde vorbehalten, aus 
ſanitätspolizeilichen Gründen eine häufigere Entleerung der Gruben 2c. 
anzuordnen. In dieſem Falle muß die Entleerung innerhalb der 
durch ortsübliche Bekanntmachung in der Zeitung oder durch beſon⸗ 
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en an die Verpflichteten beſtimmten Friſt vorgenommen 
werden. 

§ 11. Soweit in beſonderen Fällen nicht ſanitätspolizeiliche Rück⸗ 
ſichten entgegenſtehen, iſt es den Grundbeſitzern in hieſiger Stadt zwar 
geſtattet, den Unrat aus den Dünger⸗ und ſonſtigen Gruben, ſowie 
andere auf ihren Gehöften geſammelte Abgänge mit Stroh oder 
anderen ähnlichen Stoffen vermiſcht, zur Düngung ihrer Acker und 
Gärten innerhalb des Stadtgebiets, zu verwenden. Der Unrat muß 
jedoch unverzüglich mit Erde bedeckt und der Beläſtigung der An⸗ 
wohnerſchaft durch üble Gerüche dadurch vorgebeugt werden. Im 
übrigen darf das Ausladen bezw. Ausſchütten und die Ablagerung von 
Unrat (Kloake, Dung, Miſt, Gemüll, Straßenſchmutz und ähnliche 
Stoffe) innerhalb der Stadt nicht erfolgen. 

§ 12. Alle auf den bebauten Grundſtücken vorhandenen Ab⸗ 
leitungsrinnen müſſen, ſofern ſie nicht eingefroren ſind, täglich bis 
ſpäteſtens 8 Uhr morgens ausgekehrt, mit reinem Waſſer nachgeſpült, 
und auf dieſe Weiſe e gereinigt werden. Hierbei dürfen Dick⸗ 
ſtoffe jedoch nicht in den Straßenrinnſtein geſpült werden. 

$ 13. Gruben und Behälter, deren Inhalt einen üblen Geruch 
verbreitet, namentlich Abortgruben ſind vor und nach jeder Entleerung 
ordnungsmäßig zu desinfizieren, Piſſoirs und Ableitungsrinnen ſind 
täglich zu desinfizieren. 

§ 14. Die im Kapitel 1 8 2 Abſ. 2, 3 und 4 der Baupolizei⸗ 
ordnung für den Regierungsbezirk Bromberg vom 6. Februar 1882 
(Außerordentliche Beilage zu Nr. 7 des Amtsblattes pro 1882) be⸗ 
zeichneten Durchfahrten, öffentlichen Zugänge und Höfe müſſen, 1180 
dies noch nicht geſchehen, bis zum 1. Juni 1893 mit ordnungsmäßigem 
Pflaſter unter Herſtellung eines regelrechten Gefälles verſehen werden 
und fortdauernd in reinem und ſauberem Zuſtande erhalten werden. 

Jede e der Grundſtücke durch Ausſchütten oder 
offenes Ablagern von Müll⸗ und Kehricht, von Kloake, Dung, ſonſtigen 
ſtinkenden oder fauligen, ſowie Küchen⸗ und Wirtſchaftsabgängen an 
anderen Stellen des Grundſtückts als in Müllkaſten, Abort-, Dung⸗ oder 
Sammelgruben, iſt verboten. 

8.15. Verantwortlich für die Befolgung der Vorſchriften dieſer 
Verordnung ſind die Grundſtückseigentümer. 

5 16. Jeder Grundſtückseigentümer, welcher nicht auf ſeinem 
Grundſtück wohnt, iſt berechtigt, — und auf Verlangen der Polizei⸗ 
verwaltung verpflichtet, — eine auf dem Grundſtück oder in deſſen 
unmittelbarer Nähe wohnende Perſon zu benennen, welche für die Er⸗ 
füllung der in dieſer Verordnung den Eigentümern auferlegten Pflichten 
zu ſorgen hat. Dieſelbe wird nach erfolgter Annahmeerklärung der 
Polizeiverwaltung gegenüber verantwortlich. 

Der Eigentümer bleibt indeſſen für alle im Wege des polizeilichen 
Zwangsverfahrens entſtehenden Koſten perſönlich verhaftet. 

5 17. Grundſtückseigentümer und deren Vertreter, welche den 
Vorſchriften dieſer Verordnung zuwiderhandeln bezw. den ihnen durch 
dieſe Verordnung auferlegten Verpflichtungen nicht nachkommen, werden 
mit Geldſtrafe bis 30 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle 
verhältnismäßige Haft tritt, beſtraft, und haben, abgeſehen von der 
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Beſtrafung, zu gewärtigen, daß das Verſäumte im Wege des Zwangs⸗ 
verfahrens auf ihre Koſten zur Ausführung gebracht wird. 

8 18. Die Polizeiverordnung tritt ſofort nach der Publikation im 
Kreisblatt in Kraft. 


Hohenſalza, den 14. Juli 1892. 
Die Polizeiverwaltung. 


4. Polizeiverordnung, betreffend Anſchluß der Grundſtücke an die 
Waſſerleitung der Stadt Hohenſalza, vom 20. Oktober 1898. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 und die SS 143 und 144 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird mit 
Zuſtimmung des Magiſtrats und rückſichtlich der Höhe der angedrohten 
Strafe mit Genehmigung des Königlichen Regierungs⸗Präſidenten zu 
Bromberg für den Bezirk der Stadt Hohenſalza folgende Polizei⸗ 
verordnung erlaſſen: 

$ 1. Jedes bebaute und zur Bebauung gelangende Grundſtück 
muß, ſobald die Straße oder der Platz, an dem es liegt, mit einem 
Hauptrohr der ſtädtiſchen Waſſerleitung verſehen iſt, an die Waſſer⸗ 
leitung angeſchloſſen werden. Befreit vom Anſchlußzwange ſind nur 
diejenigen Grundſtücke, welche mit dauernd gutem Trinkwaſſer aus⸗ 
reichend verſorgt ſind. ö a 

Als an einer Straße oder einem Platze liegend, gilt auch ein 
Grundſtück, das, ohne unmittelbar daran zu grenzen, durch einen 
öffentlichen oder privaten Weg mit der Straße oder dem Platz ver⸗ 
bunden iſt. Bei Grundſtücken, die an mehreren Straßen liegen, von 
denen nur eine mit Waſſerleitung verſehen iſt, muß der Anſchluß an 
dieſe Straße erfolgen. 1 j 

$ 2. Bei bereits beſtehenden Gebäuden hat dieſer Anſchluß 
ſpäteſtens innerhalb 6 Wochen nach Verlegung der Rohrleitung in 
der angrenzenden Straße zu erfolgen. Bei Neubauten muß der An⸗ 
ſchluß in allen Fällen vor der Schlußabnahme des Baues aus⸗ 

eführt ſein. aut 
ein A, Dem Anſchlußzwange, ſowie überhaupt der Verpflichtung zur 
Befolgung dieſer polizeilichen Vorſchriften unterliegt der Eigentümer 
des Grundſtücks. An ſeine Stelle tritt event. ſein geſetzlicher Ver⸗ 
treter (Bormund, Zwangsverwalter uſw.) oder der Beſitzer. Der Eigen⸗ 
tümer, der nicht auf dem Grundſtücke wohnt, iſt berechtigt und auf 
Verlangen der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung verpflichtet, eine auf dem 
Grundſtück wohnende Perſon namhaft zu machen, die für die Erfüllung 
der ihm obliegenden Pflichten zu ſorgen hat. Dieſer Vertreter wird 
nach erklärter Übernahme der Vertretung perſönlich verantwortlich. 
Der Eigentümer bleibt neben dem Vertreter insbeſondere für Schaden 
und Kosten haftbar. 7 
4. Die Herſtellung der Waſſerleitungsanlagen unterliegt der 
Genehmigung der Waſſerwerks⸗Verwaltung, nach Maßgabe der hierüber 
beftehenden ortsſtatutariſchen Vorſchriften. 


17 
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$ 5. Jeder Eigentümer bezw. Nießbraucher eines an die ſtädtiſche 
Waſſerleitung angeſchloſſenen Grundſtücks iſt verpflichtet, ſeinen Mietern 
das erforderliche Haus⸗ und Wirtſchaftswaſſer abzugeben. Die 
Bedingungen, unter denen die Hergabe des Waſſers erfolgen ſoll, ſind 
freier Vereinbarung überlaſſen. 5 

6. Es iſt unterſagt, die Waſſerleitung zu anderen als den im 
Ortsſtatut, 5 die Waſſerleitung der Stadt Hohenſalza vom 
heutigen Tage, aufgeführten Zwecken zu benutzen, das Waſſer unbenutzt 
auslaufen zu laſſen, an Bewohner eines anderen Grundſtücks Waſſer 
abzugeben, aus einer anderen Waſſerleitung Waſſer zu entnehmen, 
oder an der Leitung Vorrichtungen zur heimlichen Entnahme von 
Waſſer anzubringen. In Notfällen iſt die Abgabe von le an die 
Bewohner eines anderen Grundſtücks geſtattet, jedoch iſt hiervon 
ſchleunigſt der Waſſerwerksverwaltung Anzeige zu machen. 

87. Für den Fall des Ausbruchs eines Feuers find die Grund⸗ 
ſtückseigentümer bezw. Nießbraucher und in Behinderungsfällen deren 
Vertreter verpflichtet, den Privathaupthahn nach Anordnung der 
Polizeiverwaltung oder der Feuerwehr geſchloſſen zu halten oder auch 
die Waſſerleitung auf ihren Grundſtücken zur Bekämpfung des Feuers 
zur Verfügung zu ſtellen. 

§ 8. Die Waſſerleitungsanlagen ſind dauernd in ordnungs⸗ 
mäßigem Zuſtande zu erhalten. Insbeſondere müſſen die Waſſermeff er 
ſtets zugänglich und die Waſſermeſſergrube frei von Schmutz und 
Waſſer ſein. 

§.9. Den Beauftragten der Waſſerwerksverwaltung und der 
Polizeiverwaltung muß, unbeſchadet der Beſtimmungen des 8 7 ff. des 
Geſetzes zum Schutze der perſönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850 
(Geſetz⸗Sammlung Seite 45) jederzeit der Zutritt zu den Waſſer⸗ 
leitungsanlagen gewährt werden. 

Den auf Grund der Beſichtigungen erlaſſenen Anordnungen der 
Waſſerwerksverwaltung oder der Polizeiverwaltung iſt unverzüglich 
Folge zu leiſten. ! 

8 10. Jede Beſchädigung der ſtädtiſchen Waſſerleitung und der 
Einrichtungen derſelben, insbeſondere der Rohrleitungen, Waſſermeſſer, 
Schieber und Hydranten der Bezeichnungstafeln, ferner des zur Sicherung 
der Waſſermeß⸗ und Abſtellvorrichtungen angebrachten amtlichen Blei⸗ 
verſchluſſes iſt verboten. 

Das Aufgraben des Bodens in der Nähe der ſtädtiſchen Waſſer⸗ 
leitung iſt nur mit beſonderer Genehmigung des Magiſtrats und unter 
Beobachtung der im Intereſſe der Sicherung der Waſſerleitung ge⸗ 
troffenen beſonderen Anordnungen zuläſſig. Ergeben ſich hierbei Be⸗ 
ſchädigungen der im Abſatz 1 bezeichneten Gegenſtände, ſo werden die⸗ 
ſelben durch den Magiſtrat auf Koſten derjenigen in Stand geſetzt, in 
deſſen Intereſſe oder Auftrag die betreffende Arbeit ausgeführt iſt. 

$ 11. übertretungen vorſtehender Beſtimmungen werden mit 
Geldſtrafe bis zu 30 Mark, im Unvermögensfalle mit entſprechender 
Haftſtrafe geahndet. Außerdem können die den Verpflichteten durch 
dieſe Polizei⸗Verordnung auferlegten Arbeiten und Leiſtungen im 

igerungs⸗ bezw. Unterlaſſungsfalle auf deren Koſten von Amts⸗ 
wegen ausgeführt werden. 
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$ 12. Die Polizei⸗Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Bekannt⸗ 
machung in Kraft. Mit demſelben Tage tritt die Polizei⸗Verordnung 
vom 16. November 1880 außer Kraft. 

Hohenſalza, den 20. Oktober 1898. 


(L. S.) Die Polizeiverwaltung. 


Vorſtehende Polizei⸗Verordnung wird von mir gemäß $ 144 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(G.⸗S. S. 195) hinſichtlich der Höhe des Strafmaßes genehmigt. 

Bromberg, den 6. Dezember 1898. 


E Der Regierungspräſident. 


5. Ortsſtatut, betreffend die Waſſerleitung der Stadt Hohenſalza, 
vom 21. Oktober 1898. 


Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordnetenverſammlung vom 
18. Oktober 1898 wird unter Bezugnahme auf § 11 der Städte⸗ 
ordnung vom 30. Mai 1853 Nachſtehendes für den Gemeindebezirk der 
Stadt Hohenſalza beſtimmt. 8 
§ 1. Die öffentliche ſtädtiſche Waſſerleitung hat, inſoweit die 
örtliche Lage der einzelnen Straßen und Grundſtücke im Stadtbezirk 
ihre Heranziehung in das Leitungsſyſtem ohne Aufwendung unver⸗ 
hältnismäßig hoher Koſten tunlich macht, die Beſtimmung: 
a) die Stadt mit dem zum häuslichen und wirtſchaftlichen Bedarf 
erforderlichen Waſſer zu verſorgen, 
b) den Waſſerbedarf für öffentliche Zwecke zu befriedigen, ins⸗ 
beſondere die Spülung und Reinhaltung der öffentlichen Ent⸗ 
wäſſerungsanlagen und die Löſchung von Bränden ſicher zu 


c) Waſſer für gewerbliche linduſtrielle) und ſonſtige Zwecke zu 
liefern, ſoweit es für die unter a und b angegebenen Zwecke 


8 2. Zur Erreichung des im 8 1. angegebenen Zweckes muß nach 
§ 1 der Polizeiverordnung vom heutigen Tage, betreffend Anſchluß 
der Grundſtücke an die ſtädtiſche re: jedes bebaute und zur 

ald die Straße oder der Platz, 

an denen es liegt, mit einem Hauptrohr der ſtädtiſchen Waſſerleitung 
verſehen iſt oder wird, an die Waſſerleitung angeſchloſſen worden. 
S5 3. Die Anlagen für die Zuführung des Waſſers in die ein⸗ 
zelnen Grundſtücke und die Verteilung desſelben innerhalb der Grund- 
ſtücke beſtehen aus: 

a) der Anſchlußleitung. 

b) der Hausleitung. . 

Die Anſchlußleitung erſtreckt ſich von dem Straßenrohre ab bis 
u dem auf jedem Grundſtück anzubringenden Privatabſperrhahn ein⸗ 


ſchließlich 


Die Hausleitung umfaßt alle weiteren Waſſerleitungseinrichtungen 
innerhalb des Grundſtücks hinter dem Privatabſperrhahn. 
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Die Anſchlußleitung wird durch die Stadtgemeinde ausgeführt 
und unterhalten und zwar auf ihre Koſten bis zum Eintritt in das 
Grundſtück; auf Koſten des Grundſtücksbeſitzers bis zum Privat⸗ 
abſperrhahn. : 

Die Rohrweiten für dieſelbe werden nach Rückſprache mit den 
Grundſtücksbeſitzern von der Waſſerwerksverwaltung beſtimmt. 

Behufs Feſtſtellung des Waſſerverbrauchs wird von der Stadt⸗ 
gemeinde auf jedem Grundſtück vor dem Privatabſperrhahn ein Waſſer⸗ 
meſſer aufgeſtellt. Die hierdurch entſtehenden Koſten trägt die Stadt⸗ 
gemeinde, in deren Eigentum der Waſſermeſſer verbleibt. 5 

Die Waſſerwerksdeputation beſtimmt im Einverſtändnis mit dem 
Grundſtückseigentümer den Standort des Waſſermeſſers dergeſtalt, daß 
derſelbe möglichſt bequem zum Ableſen und möglichſt dicht an den 
Eintritt der Anſchlußleitung in das Grundſtück zu ſtehen kommt und 
von allem dem Grundſtück zufließenden Waſſer paſſiert werden muß. 

Iſt eine gemauerte Grube nötig, ſo wird dieſelbe ebenfalls von 
der Stadtgemeinde und zwar auf Koſten des Eigentümers hergeſtellt. 
Die Waſſerwerksverwaltung hat das Recht, die Waſſermeſſer nach ihrem 
Ermeſſen fortzunehmen und durch andere zu erſetzen. 

Die Hausleitung hat der Grundſtückseigentümer auf ſeine Koſten 
unter Berückſichtigung der im 8 4 feſtgeſetzten Vorſchriften herzuſtellen 
und zu unterhalten. Wünſcht derſelbe jedoch die Herſtellung und 
Yendethattımg durch die Stadtgemeinde, jo hat er dies jchriftlich zu 
beantragen. 

§ 4. Für die Ausführung der Hausleitungsanlagen gelten folgende 
Vorſchriften: 

1. Der Grundſtücksbeſitzer hat der Waſſerwerksverwaltung eine 
Zeichnung in 2 Ausfertigungen zur Prüfung vorzulegen, 
wovon 1 Exemplar mit Genehmigungsvermerk zurückgegeben 
wird. Auf den Zeichnungen, die maßſtäblich im Grundriß und 
Aufriß darzuſtellen ſind, müſſen die Lichtmaße und das Material 
der Röhren, ihre Lage, die Art und der Ort der Hähne, Ventile 
und Apparate genau angegeben ſein. Sie ſind mit Datum und 
Unterſchrift des die Leitung ausführenden Unternehmers zu ver⸗ 
ſehen und vom Grundſtückseigentümer mit zu unterzeichnen. 

Die Ausführung der Hausleitung darf erſt nach erfolgter 

Genehmigung geſchehen. 
2. An Röhren dürfen nur verwendet werden: 
a) bis zu 32 mm Lichtweite 

Bleiröhren aus beſtem doppelt raffiniertem Weichblei von 
gleichmäßiger Wandſtärke, ſowie mit innerem Überzug 
von Schwefelblei mit nachſtehenden Lichtmaßen und Mindeſt⸗ 
gewichten, nämlich: 


13 mm weite Bleiröhren = 2,50 kg A 
10, 85 * = 3,80 „ für den 
26 „ 8 5 — 6,25 „ f laufenden 


32 = 7,50 Meter 


oder Zinnröhren mit Bleimantel, deren Zinnſtärke mindeſtens 
I mm beträgt. Zinn und Bleimaſſen müſſen dicht mit ein⸗ 
ander verbunden ſein, ſo daß ſie ſich bei mehrmaligem Biegen 
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nicht von einander trennen. Dieſe Röhren müſſen nachſt 
Mindeſtgewichte haben: 5 f. ee 
bei 13 mm Lichtweite 2,20 kg 
„„ pa " 3,50 „ für den 
51119 1 4,00 „ „ laufenden 
8 ” 5,50 „ Meter 
5 5 6,75 „ 
b) über 32 mm Sichtweite 
galvaniſierte ſchmiedeeiſerne oder gußeiſerne Röhren. 
Ledtztere müſſen außen und innen vollſtändig asphal⸗ 
tiert ſein und einem Waſſerdrucke von 12 Atmosphären 
ie re 
Zur Verbindung und Dichtung der Blei- oder Zinn⸗ 
röhren iſt beſtes Zinnloth, der gelbenifterten Rohren ge⸗ 
talgter Hanf, der gußeiſernen Muffenröhren Hanfſtricke 
und beſtes Weichblei und zu den Flanſchverbindungen 
Weichbleiringe oder Gummiringe mit mehrfacher Hanf⸗ 
oder einfacher Drahteinlage zu verwenden. Für Benutzung 
anderer Röhren oder Dichtungsmaterialien iſt beſondere 
Genehmigung der Waſſerwerksdeputation erforderlich. 

3. Sämtliche Leitungshähne dürfen nur Niederſchraub⸗ oder Doppel⸗ 
filzventile ſein. Hähne, welche beim Schießen einen Mehrdruck 
von 2 Atmosphären hervorrufen, ferner Hähne unter 10 mm 
Ausflußöffnung ſind verboten. . 

4. Die Hausleitungen ſind von dem mit Entleerungsvorrichtung 
verſehenen Privatabſperrhahn ab tunlichſt in ſteigender Weiſe 
anzulegen; wo dies nicht angeht, find an den Tief⸗ und Höhen⸗ 
ſtellen Entleerungs⸗ bezw. Luftventile einzuſchalten. 

Zweigleitungen nach weniger benutzten Zapfſtellen, wie 
Waſchküchen, Gärten uſw. ſind bei ihrer Abzweigung mit Ab⸗ 
ſperrhahn und Entleerungsvorrichtung zu verſehen. Haupt⸗ und 
Zweigleitungen unter der Erde müſſen mindeſtens 20 mm Licht⸗ 
weite beſitzen. ; N 

Sämtliche Leitungen müſſen gegen Beſchädigungen von 
außen, ſowie gegen Frost geſchützt fein. Im Freien liegende 
Röhren müſſen mindeſtens 1,50 m Erdbedeckung erhalten, es ſei 
denn, daß ſie nur in der wärmeren Jahreszeit benutzt werden 
und abzuſperren und zu entleeren ſind. 

Steigröhren und Abzweigungen daran ſind tunlichſt durch 
froſtfreie Räume an Zwiſchenwänden zu führen, auch nötigen⸗ 
falls durch Umhüllung mit ſchlechten Wärmeleitern zu ſchützen. 
Das Einlaſſen in Mauernuten und Verputzen derſelben iſt 
möglichſt zu vermeiden. Etwa eingebrachte Feuerhähne werden 
von der Waſſerwerksverwaltung mit Plomben verſehen, welche 
nur bei Feuersgefahr entfernt werden dürfen. Iſt dies ge⸗ 
ſchehen, ſo muß der Waſſerwerksverwaltung baldigſt Anzeige 
erſtattet werden. 8 

5. Dampfkeſſel oder andere unter Druck ſtehende Gefäße dürfen 
nicht unmittelbar den Hausleitungen angeſchloſſen werden, ebenſo 
wenig Pumpwerksanlagen. 
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Die Verbindung mehrerer für 1 Grundſtück beſtehenden 
Hausleitungen unter ſich, iſt ebenfalls verboten. Beſondere bau⸗ 
polizeiliche Genehmigung iſt einzuholen für Waſſerkloſetanlagen; 
die Genehmigung der Waſſerwerksdeputation zur unmittel⸗ 
baren Verbindung der Hausleitungen mit Heizanlagen, auch zur 
Herſtellung von Waſſerkraftmaſchinen in unmittelbarem Anſchluß 
an die Hausleitung. b 

5. Entnahme von messer aus der Anſchlußleitung d. h. der Leitung 
vor dem Waſſermeſſer iſt verboten. 

7. Bei Aufſtellung von Waſſerbehältern in den Häuſern darf der 
Einlauf nicht unter 10 mm und nicht über 50 mm von 
der Oberkante des Überlaufs entfernt endigen. Auch ſind bei 
dieſen Behältern ſelbſtſchließende Schwimmbügelhähne anzu⸗ 
bringen. 

8. In den Gebäuden muß unter der Einflußöffnung eines jeden 
Zapfhahnes eine Abflußvorrichtung mit Geruchverſchluß ange⸗ 
bracht werden, welche ſoviel Waſſer abführen kann, als durch 
den vollſtändig geöffneten Hahn zufließt. 

9. Nach Fertigſtellung der Einrichtung einer Hausleitung wird die⸗ 
ſelbe durch einen Waſſerwerksbeamten auf ihre vorſchriftsmäßige 
Ausführung unterſucht und unter Anwendung von 12 Atmo⸗ 
ſphären Waſſerdruck auf ihre Dichtigkeit probiert. Dieſe Druck⸗ 
probe erſtreckt ſich auf die ganze Ausdehnung der Hausleitung. 
Etwa ſich dabei ergebende Undichtigkeiten oder ſonſtige Fehler 
in der Ausführung müſſen ſofort beſeitigt werden und wird nach 
Abſtellung derſelben die Drudprobe wiederholt. 

Erſt wenn die ganze Anlage genehmigt iſt, und der Grund⸗ 
ſtückseigentümer ſeine Verbindlichkeiten gegen die Stadtgemeinde 
dieſerhalb erfüllt hat, kann die Inbetriebſetzung der Hausleitung 
erfolgen und wird alsdann der bei der Ausführung der An⸗ 
ſchlußleitung unter Bleiverſchluß gelegte Privatabſperrhahn 
durch den Beauftragten der Waſſerwerksdeputation geöffnet. 
Die Druckproben für nicht von der Stadtgemeinde ausgeführte 
Hausleitungen erfolgen auf Koſten des Grundeigentümers. Auch 
Abänderungen bezw. größere Reparaturen müſſen der Waſſer⸗ 
werksdeputation vor Ausführung angezeigt, event. genehmigt 
und nach Fertigſtellung in ähnlicher Weiſe, wie Neuanlagen 
von einem Beauftragten der Waſſerwerksdeputation abge⸗ 
nommen werden. 

$ 5. Die von dem Grundſtückseigentümer zu tragenden Koſten 
werden ihnen in Höhe der Selbſtkoſten in Rechnung geſtellt. Zu den 
Selbſtkoſten gehört auch ein angemeſſener Aufſchlag für Leitung und 
Beaufſichtigung. 

86. In allen Fällen, in welchen die Stadtgemeinde sen 
leitungsarbeiten für einen Grundſtückseigentümer auf deſſen Koſten 
ausführen läßt, kann ein angemeſſener Vorſchuß beanſprucht werden. 
8 7. Im Falle nachgewieſenen Bedürfniſſes können vom Magiſtrat 
die Koſten für die Ausführung von Anſchluß- und Hausleitungen gegen 
Zahlung von 5 % Jahreszinſen und Stellung genügender Sicherheit 
geſtundet werden. 
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8 8. Die Anſchlußleitung außerhalb des Grundſtücks bleibt Eigen⸗ 
tum der Stadt, die Leitung innerhalb des Grundſtückes e 
Grundſtückseigentümers. (Über die auf den Grundſtücken befindlichen 
Waſſermeſſer vergleiche § 13.) 

$ 9. Grundſtücke, welche der Anſchlußpflicht nicht unterliegen 
können auf Antrag der Eigentümer derſelben an die Waſſerleitung 
angeſchloſſen werden. Über den Antrag entſcheidet der Magiſtrat na 
Anhörung der Waſſerwerksdeputation. 

§ 10. Für die Benutzung der ſtädtiſchen Waſſerleitung werden 
Gebühren nach der hierüber ergangenen Ordnung en 

Die Feſtſetzung der Gebühren in den Fällen des 8 9 unterliegt 
der freien Vereinbarung. 

9 11. Eine in Folge von Reparaturen oder Erweiterungen not⸗ 
wendig werdende zeitweiſe Abſperrung der Waſſerleitung ſowie eine 
durch unvorhergeſehene Erei niſſe herbeigeführte Störung, Minderung 
oder Unterbrechung des Waſserbezuges begründen für den Abnehmer 
no Anſpruch auf Herabminderung der Gebühren oder auf Schaden⸗ 
erſatz. 

$ 12. Zur dauernden oder vorübergehenden Absperrung des 
Waſſers von einem Grundſtück iſt die Waſſerwerksdeputation berechtigt: 

1. bei mangelhafter Einrichtung der Hausleitung, welche allein 
durch das Gutachten der Waſſerwerksdeputation feſtgeſtellt wird; 

2. falls die Begleichung der Forderungen der Waſſerwerkskaſſe nicht 
zu erlangen geweſen iſt. h 

Alle durch Wiedereröffnung der Leitung entſtehenden Koſten trägt 
der Grundſtückseigentümer: 1 8 

§ 13. Die Maſſermeſſer, für deren Benutzung die Grundſtücks⸗ 
eigentümer nach Maßgabe der hierüber beſtehenden Ordnung Gebühren 
zu entrichten haben, werden von der Stadtgemeinde unterhalten. 

Es beſchränkt ſich jedoch die Unterhaltungspflicht auf die Be⸗ 
ſeitigung derjenigen Störungen, welche durch die naturgemäße Abnutzung, 
Unglücksfälle oder durch die Einflüſſe höherer Gewalten entſtehen. 

Alle ſonſtigen, ſowie fahrläſſigen und vorſätzlichen Störungen und 
Beſchädigungen treffen den Grundſtückseigentümer, auf deſſen Koſten 
die Wiederherſtellungen vorgenommen werden. 

Die Größe des Waſſermeſſers beſtimmt in jedem Falle die Waſſer⸗ 
werksdeputation. 

Die Ableſung der Waſſermeſſer geſchieht monatlich durch Beamte 
der Waſſerwerksverwaltung. N 

Auf Grund der Ableſung werden die Waſſerentnahmegebühren 
ausgeſtellt. Wird die Richtigkeit der Angaben des Waſſermeſſers an⸗ 
gezweifelt, ſo muß ſowohl auf Verlangen des Konſumenten, als auch 
auf das des Magiſtrats der Waſſermeſſer ausgeſchaltet und durch die 
Waſſerwerksverwaltung einer Prüfung unterzogen werden. Auf 
u des Grundſtückseigentümers geſchieht die Prüfung in deſſen 
Beiſein. 

Dem Ergebnis der Prüfung haben ſich beide Teile zu unter⸗ 
werfen. Der Grundſtückseigentümer trägt die nterſuchungsboſten 
wenn die Prüfung von ihm beantragt worden und zu ſeinen Ungunſten 
ausgefallen iſt, andernfalls die Stadtgemeinde. 
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Schwankungen hierbei bis zu fünf Prozent Mehr⸗ oder Weniger⸗ 
abgabe werden nicht berückſichtigt. Ergibt ſich, daß der Meſſer über 
die zuläſſige Grenze hinaus falſch gezeigt hat, jo iſt das zu bezahlende 
Wafer nach dem durchſchnittlichen Verbrauch für die vorhergehenden 
Monate feſtzuſetzen und zwar gilt als täglich verbrauchte Menge die⸗ 
jenige, welche in den hinter der letzten unangefochten gebliebenen oder 
nach erfolgter Anfechtung feſtgeſetzten amtlichen Feſtſtellung des Waſſer⸗ 
verbrauchs zurückliegenden beiden Monaten durchſchnittlich täglich ver⸗ 
braucht worden iſt. 

Als unangefochten gilt diejenige amtliche Feſtſtellung, gegen 
welche nicht innerhalb 4 Wochen nach Zuſtellung der auf Grund der⸗ 
as I Zahlungsaufforderung Einſpruch erhoben 
worden iſt. f 

Dieſelbe Berechnung findet Anwendung, wenn eine Leitung vor⸗ 
übergehend ohne Waſſermeſſer in Benutzung geweſen iſt. 

Für das bei Gelegenheit eines Brandes verbrauchte Waſſer (68 7 
der Polizeiverordnung vom heutigen Tage) kann der Grundſtückseigen⸗ 
Be La entſprechenden Abzug von der Waſſerentnahmegebühr be⸗ 
anſpruchen. 

Derſelbe iſt, wenn eine gütliche Einigung mit der Waſſerwerks⸗ 
fectusehen nicht erzielt wird, endgültig durch die Waſſerwerksdeputation 
eſtzuſetzen. 5 x 

§ 14. Die bereits vor Übergang des Waſſerwerks an die Stadt⸗ 
gemeinde hergeſtellten Anſchlüſſe und Hausleikungen können bis auf 
weiteres in ihrer bisherigen Beſchaffenheit beibehalten werden. Auf 
Verlangen der Waſſerwerksdeputation müſſen dieſelben jedoch ordnungs⸗ 
mäßig unter Berückſichtigung der Vorſchriften dieſes Ortsſtatuts her⸗ 
geſtellt werden. 

Die Anſchlußleitungen, ſoweit ſie auf ſtädtiſchem Gebiete liegen, 
und die vorhandenen Waſſermeſſer gehen mit dem Inkrafttreten dieſes 
Statuts in das Eigentum der Stadtgemeinde über, welche deren fernere 
Unterhaltung und Ergänzung übernimmt. J 
Für die Abtretung des Eigentums erhalten die Grundſtücks⸗ 
rap eine durch die Waſſerwerksdeputation feſtzuſetzende Ent⸗ 

ädigung. 

Die Bezahlung derſelben erfolgt durch Anrechnung auf die Waſſer⸗ 
meſſergebühr. 

$ 15. Alle nach dieſem Ortsſtatut dem Grundſtückseigentümer 
obliegenden Verpflichtungen ſind Gemeindelaſten, welche beim Beſitz⸗ 
wechſel ohne weiteres auf den neuen Eigentümer übergehen und für 
welche das Grundſtück haftet. 

$ 16. Veränderungen in der Perſon des Grundſtückseigentümers 
ſind innerhalb der nächſten vier Wochen der Waſſerwerksverwaltung 
ſchriftlich anzuzeigen. j 

Bei unterlaſſener Anzeige kann ſowohl der frühere Eigentümer 
als auch der Nachfolger für alle aus der Benutzung der Waſſerleitung 
hervorgehenden Verpflichtungen in Anſpruch genommen werden. 

17. Die Verwaltung des Waſſerwerks wird durch die auf Grund 
der ſtatutariſchen Anordnung vom 2./25. Februar cr. gebildete Waſſer⸗ 
werksdeputation geführt. 


— 265 — 


$ 18. Dieſes Ortsſtatut tritt mit dem Tage ſeiner ortsübli 
aachen Nef in Kraft. g * alas Tage Aka die en 
ehenden Beſtimmungen de rtsſtatuts vom 29. bru 
30. März 1880 außer Kraft. ee 
Hohenſalza, den 21. Oktober 1898. 


Der Magiſtrat. 


Genehmigt auf Grund des $ 11 der Städteordnung vom 30. Mai 
1853, $ 16 Abſ. 3 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 und 
$ 117 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883. 

Bromberg, den 19. November 1898. 


4 85 Der Bezirksausſchuß. 


6. Ortsſtatut betreffend Straßenauleguug der Stadt Hohenſalza, 
vom 12. April 1894. 

Auf Grund des Beſchluſſes der hieſigen Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung vom 10. April 1894 wird hierdurch in Gemäßheit des 8 11 
der Städteordnung vom 30. Mai 1853 in Ausführung der §§ 12 und 
15 des Geſetzes betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen 
und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften vom 2. Juli 1875 


folgendes beſtimmt. 


1. Anbau an Straßen oder Straßenteilen, welche den ortspolizei⸗ 
lichen Vorſchriften nicht entſprechen. 

§ 1. An Straßen oder Straßenteilen, welche noch nicht in Gemäß ⸗ 
heit der Polizeiverordnung vom 12. April 1894 für den öffentlichen 
Verkehr und den Anbau fertig hergeſtellt ſind, dürfen Wohngebäude, 
welche nach dieſen Straßen einen Ausgang haben, nicht errichtet werden. 

§ 2. Ausnahmen in W mit Rückſicht auf Umfang, Be⸗ 
ſtimmung, örtliche Lage uſw. der beabſichtigten Bauten können, vor⸗ 
behaltlich der Zuſtimmung der Polizeiverwaltung, durch Beſchluß des 
Magiſtrats und der Stadtverordnetenverſammlung bewilligt werden. 


II. Anlegung neuer Straßen und Plätze durch die Stadtgemeinde. 
8 3. Wird von der Stadtgemeinde Hohenſalza eine neue Straße oder 
ein neuer Platz angelegt oder eine ſchon beſtehende Straße, welche zur 
Bebauung beſtimmt iſt, verlängert, jo find die angrenzenden Grund⸗ 
eigentümer, ſobald dieſelben auf ihren Grundſtücken Gebäude irgend 
welcher Art an ſolchen Straßen, Plätzen oder Straßenteilen errichten, 
verpflichtet, der Stadtgemeinde Hohenſalza die Koſten 
a) der Freilegung, 
b) der erſten Einrichtung, 
c) der Entwäſſerung, 
d) der Beleuchtungsvorrichtungen 
nach den folgenden Beſtimmungen zu erſetzen.: 
Als Zeitpunkt, an welchem die Anlegung einer Straße beginnt 
wird dasjenige Datum angeſehen, an welchem für die in Frage ſtehenden 
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Grundflächen Fluchtlinien vorſchriftsmäßig feſtgeſetzt ſind. Für die 
Koſtenerſtattungspflicht macht es keinen Unterſchied, ob die Errichtung 
der Gebäude, ſofern ſie nach Beginn der Anlegung der Straße bewirkt 
worden iſt, vor oder nach der vorſchriftsmäßigen Herſtellung der Straße 
ſtattgefunden hat. Dagegen find von der Koſtenerſtattungspflicht be⸗ 
freit die Eigentümer der zur Zeit der Anlegung der Straße bereits 
mit Gebäuden beſetzten Grundſtücke, ſofern ſie nicht ſpäter andere 
Baulichkeiten an derſelben errichten. 

In dieſem letzteren Falle tritt für die ganze Frontlänge des 
Grundſtücks die volle Beitragspflicht nach Maßgabe der $$ 4 bis 10 
dieſes Ortsſtatuts ein. 

§ 4. a) Die Koſten der Freilegung beſtehen in denjenigen des Grund⸗ 
erwerbs für das Straßenterrain einſchließlich der Bürgerſteige 
innerhalb der feſtgeſetzten Fluchtlinien, in denjenigen für die 
Beſeitigung aller auf dem Straßenterrain befindlichen Hinder⸗ 
niſſe und in denjenigen der Vermeſſung, der Anfertigung der 
Zeichnungen und Schriftſtücke, welche nach den miniſteriellen 
Vorſchriften vom 28. Mai 1876 erforderlich ſind. Koſten der 
Herſtellung von Promenaden, Baum⸗ und anderen Pflanzungen 
ſind nicht in Rechnung zu ſtellen. 

b) Die Koſten der erſten Einrichtung entſtehen durch die Her⸗ 
ſtellung des Planum der Straße einſchließlich der Bürger⸗ 
ſteige, der Anſchlüſſe an einmüdende Straßen und Wege, 
der erforderlichen Überbrückungen, Schutz⸗ und Stützanlagen 
und der Befeſtigung (Chauſſierung, Pflaſterung, Asphaltierung, 
Zementierung). 

c) Unter den Koſten der Entwäſſerung werden nur die Koſten 
einer unterirdiſchen Tonrohrleitung verſtanden, ſofern nicht 
die Straße bei ihrer Herſtellung ſofort an das große all⸗ 
gemeine Kanaliſierungsnetz angeſchloſſen worden iſt. In 
dieſem Falle ſind die Koſten für dieſe Art der Kanaliſierung 
zu erſtatten. 5 1777 

d) Unter Beleuchtungsvorrichtungen ſind diejenigen für Gas⸗ 
oder andere Beleuchtung zu verſtehen. 

5 5. Die Stadtverordneten⸗Verſammlung ſetzt vorbehaltlich der 
Befugniſſe der Polizeibehörde für jeden einzelnen Fall die Bedingungen 
über die Art und den Umfang der Herſtellung der Straße feſt. 

§ 6. Zum Erſatz der in 8 4 bezeichneten Koſten werden die an⸗ 
grenzenden Grundeigentümer nur für die Hälfte der geſamten Straßen⸗ 
breite und wenn die Geſamtbreite mehr als 26 Meter beträgt, nur 
für eine Breite von 13 Meter herangezogen. Dasſelbe gilt für an 
Plätze ſtoßende Eigentümer. 

§ 7. Unter Berückſichtigung des § 8 dieſes Ortsſtatuts wird die 
Geſamtentſchädigung, welche die der Stadtgemeinde entſtehenden Koſten 
nicht überſteigen darf, nach Fertigſtellung der Straßen- ꝛc. Anlage 
feſtgeſtellt und auf die angrenzenden Eigentümer nach Verhältnis der 
Länge ihrer die Straße ꝛc. berührenden Grenze verteilt. Die Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammluug beſtimmt, ob die Straße ꝛc. in ihrer ganzen 
Ausdehnung oder welcher Teil derſelben als Einheit für die Feſtſtellung 
und Verteilung der Anlagekoſten zu gelten hat. Die der Feſtſtellung 


zugrunde liegende Berechnung iſt den Verpflichteten bei der Auffor⸗ 
derung zur Zahlung zuzuſtellen. Gegen letztere ſtehen dem Inter⸗ 
eſſenten die Rechtsmittel des § 18 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883 zu. I 

88. Bei der Zuſammenſtellung der Geſamt⸗Freilegungskoſten 
wird den angrenzenden Eigentümern gegenüber der Wert desjenigen 
Landes, welches von dem einen oder anderen angrenzenden Eigen- 
tümer unentgeltlich hergegeben iſt, den Koſten zugerechnet. 

Dieſer Wert wird von der Stadtverordneten⸗Verſammlung nach 
dem Durchſchnittspreis des zur Straße gegen Entſchädigung erwor⸗ 


benen Landes feſtgeſetzt und iſt demjenigen der angrenzenden Eigen⸗ 
tümer, welcher keine Entſchädigung genommen hat, auf den ihn 
treffenden Anteil an den Geſamtkoſten als Gegenforderung in An⸗ 
rechnung zu bringen. Offentliche Plätze und Anlagen, welche an die 
neue Straße ac. grenzen, werden als beitragspflichtige Grundſtücke mit 
in Betracht gezogen, nicht, aber Straßen und Straßenteile, welche die⸗ 
ſelbe durchſchneiden oder in dieſelbe einmünden. 

§ 9. Die nach dem Vorſtehenden hier ausgeführten Zahlungs⸗ 
verpflichtungen ſind mit der Eigenſchaft öffentlicher Abgaben aus⸗ 


geftattet und gehen, als auf dem Grundſtück ruhende, ſo lange ſie 


eines Jahres zu bewilligen; weitergehende Stundungsbewilligung 
bedarf der Genehmigung der Stadtverordneten⸗Verſammlung. 


III. Anlegung und Unterhaltung neuer im Bebauungsplan 
vorgeſehener oder ſonſt in ihren Fluchtlinien feſtgeſtellter Straßen 
durch Unternehmer. 

§ 11. Wenn Unternehmer eine im Bebauungsplane feſtgeſtellte 
Straße oder einen Teil einer ſolchen herſtellen oder die Verlängerung 
einer ſchon beſtehenden Straße vornehmen wollen, jo. iſt vorbehaltlich 
der außerdem erforderlichen Genehmigung der Polizeiverwaltung, die 
Genehmigung hierzu bei dem Magiſtrat nachzuſuchen. Dem Geſuche 
iſt in je 3 Exemplaren beizufügen: 
ein Situationsplan und ein Nivellementsplan, aus welchen die 
in die Straße fallenden und an dieſelbe angrenzenden Grund⸗ 
ſtücke bis auf 30 Meter Entfernung von der Straßenfluchtlinie, 
deren Grundbuchbezeichnung und Eigentümer, ſowie auch die 
Anſchlüſſe der herzustellenden Entwäſſerungsanlagen an die be— 
ſtehenden öffentlichen Anlagen erſichtlich ſind. 

Dieſe Pläne ſind durch einen vereideten Feldmeſſer bezw. 
durch einen von einer Kommune oder vom Staate angeſtellten 
Baubeamten nach Maßgabe des Miniſterial⸗Reſkripts vom 28. Mai 
1876 anzufertigen. 

Die Genehmigung der Herſtellung kann verſagt werden, wenn 
Gründe des öffentlichen Intereſſes derſelben entgegenſtehen. — Die 
Gründe ſind im Verſagungsbeſcheide anzugeben. 


— 268 — 


ieß 12. Mit dem Unternehmer iſt ein ſchriftlicher Vertrag abzu⸗ 
ſchließen, welcher ſämtliche von demſelben zu übernehmende Verpflich⸗ 
tungen enthalten muß. u: 2 
13. Für dieſe Verträge find folgende grundſätzliche Beſtim⸗ 
mungen zur Anwendung zu bringen: £ 

1. Der Unternehmer hat das zur Straßenherſtellun erforderliche 
Terrain unentgeltlich, ſchulden⸗, laſten⸗ und toſtenfrei an die 
Stadt aufzulaſſen. , j 

2. Der Unternehmer hat die Koſten für die Entwäſſerung, ſowie 
für die Beleuchtung, welche in allen Fällen die Stadt ſelbſt aus⸗ 
führt bezw. ausführen läßt, der Stadt nach dem von ihr gefer⸗ 
tigten Voranſchlage vorzuſchießen. . 

3. Der Unternehmer iſt zu verpflichten, die Straßenanlage inner⸗ 
halb der im Vertrage feſtgeſetzten Friſt zu vollenden, widrigen⸗ 
falls die erforderlichen Aufwendungen und Arbeiten von der 
Stadtgemeinde für Rechnung des Unternehmers vorgenommen 
werden können. 

4. Der Unternehmer kann verpflichtet werden, zu dulden, daß nicht 
blos die ad 2 genannten Arbeiten, ſondern ſämtliche für die 
Herſtellung der Straße notwendigen Lieferungen und Arbeiten 
von der Stadt beſorgt reſp. ausgeführt werden, er kann ver⸗ 
pflichtet werden, die Koſten auch für dieſe ed und Ar⸗ 
beiten der Stadtgemeinde nach dem Boranſchlage vorzuſchießen 
oder dafür anderweitige Sicherheit zu beſtellen. 

5. Sicherheit für die Koſten der Unterhaltung der Straße zu 
ſtellen. (§ 15.) 

Die Bedingungen ſetzt die Stadtverordneten⸗Verſammlung feſt. 
Erſt nach Unterzeichnung der ar die Bedingungen und der Erfüllung 
der geforderten Sicherheiten darf die gemeindebehördliche Bauerlaubnis 
erteilt werden. a | 

$ 14. Unternehmer, welche die Bedingungen nicht erfüllen, werden 
Ba zur Innehaltung derſelben im ordentlichen Rechtswege an- 
gehalten. 

$ 15. Die Unterhaltung hergeſtellter Straßen oder Straßenteile 
geht, ſobald dieſelben von dem Magiſtrat als bedingungsgemäß her⸗ 
geſtellt, abgenommen worden ſind, auf die Stadtgemeinde über; dagegen 
haben die Unternehmer für die erſten vier auf das Abnahmejahr fol⸗ 
en Kalenderjahre die Koſten der Unterhaltung der Stadt zu 
erſtatten. 


IV. Anlegung neuer im Bebauungsplane oder font in ihren Flucht⸗ 
linien noch nicht feſtgeſtellter Straßen durch unternehmer. 


§ 16. Anträge auf Genehmigung von Straßenanlagen, 5 
weder im Bebauunsplan noch ſonſt in ihren Fluchtlinien feſtgeſtellt 
ſind, haben die Unternehmer nach Maßgabe der Vorſchriften im § 11 
dieſes Ortsſtatuts an den Magiſtrat zu richten und außerdem Pläne 
gemäß der Miniſterialinſtruktion vom 28. Mai 1876 behufs Feſt⸗ 
ſetzung der Fluchtlinien beizufügen. Auf Erfordern iſt der Nachweis 
zu führen, in welcher Weiſe die Ausführung der Anlage geſichert iſt. 
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Die Genehmigung kann erſt erteilt werden, nachdem die Flucht⸗ 
— 75 498 des Geſetzes vom 2. Juli er endanttig fel 
geſetzt ſind. | } 

8 17. Dieſes Ortsſtatut tritt mit dem Tage ſeiner vorſchrifts⸗ 
mäßigen Bekanntmachung in Kraft. Mit dieſem Tage tritt das 
m ft. Juni 1876 beſtätigte Ortsſtatut vom 23. März 1876 außer 
raft. 

Hohenſalza, den 20. April 1894. 


Der Magiſtrat. 


Vorſtehendes Statut wird auf Grund des $ 146 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes vom 1. Auguſt 1883 in Verbindung mit SS 12 und 15 des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875. und § 117 des Landesverwaltungsgeſetzes 
vom 30. Juli 1883 genehmigt. 


Bromberg, den 20. April 1894. 


Namens des Bezirks-Aus ſchuſſes. 
Der Vorſitzende. 


10. Polizeiverordnung vom 12. April 1894. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11., 1 1850 und zur Ausführung des $ 12 des 
Geſetzes betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und 
Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften vom 2. Juli 1875 bezw. 
des Ortsſtatuts vom 12. April 1894 wird hierdurch unter Zuſtim⸗ 
mung des Magiſtrats für den Stadtbezirk Hohenſalza folgendes an⸗ 


geordnet: | RE 
1. Eine Straße oder ein Straßenteil iſt im Sinne des $ 12 


des Geſetzes betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen 
und Plätzen ꝛc. vom 2. Juli 1875 für den öffentlichen Verkehr und 
den Anbau fertig hergeſtellt, wenn 
1. die Grundfläche innerhalb der feſtgeſtellten Straßenfluchtlinien 
reigelegt und in der Höhenlage und Breiteneinteilung nach dem 
Fluchtlinienplane reguliert, , : 

2. die Straße oder der Straßenteil an eine für den öffentlichen 
Verkehr und den Anbau fertig hergeſtellte Straße angeſchloſſen, 

3, der Straßendamm entſprechend der Beſtimmung der Polizei⸗ 

verwaltung gepflaſtert, Ping. 

4. die Bürgerſteige den ortspolizeilichen Vorſchriften über die Be⸗ 
le ung und Unterhaltung der Bürgerſteige entſprechend her⸗ 
geſteltt, . . 
die Entwäſſerung je nach Beſtimmung der Polizeiverwaltung 
nach einem von dase genehmigten lane durch unterirdiſche 
oder oberirdiſche Waſſerabführung geſichert und bei oberidiſher 
rs der Rinnftein mit genügend tiefen Granitrinnen aus⸗ 
gelegt, 

6. für die Beleuchtung in einer von der Polizeiverwal l 

ausreichend erachteten Weiſe geſorgt iſt. ® 3 


ot 
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8 2. Die Polizei⸗Verwaltung iſt befugt, in beſonderen Fällen 
Abweichungen von § 1 zu geſtatten oder vorzuſchreiben. g 

§ 3. Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung 
in Kraft. 

Hohenſalza, den 12. April 1894. 


Die Polizeiverwaltung. 


Einverſtanden. 
Hohenſalza, den 12. April 1894. 


Der Magiſtrat. 


Kreisſtadt Kolmar. 


1. Ortsſtatut, betreffend die Koſten der Aulegung von Fußgünger⸗ 
bahnen in der Stadt Kolmar, vom 13. Juli 1896. 


Auf Grund des § 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 wird 
mit Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung folgende ſtatu— 
tariſche Anordnung getroffen. N 

§ 1. Denjenigen Eigentümern von Grundſtücken, welchen durch 
ortspolizeiliche Anordnung die Neuherſtellung von Fußgängerbahnen 
aufgegeben worden iſt, wird, ſofern ſie die Herſtellung der ſtädtiſchen 
Verwaltung zur Ausführung überlaſſen, die Hälfte der dadurch ent⸗ 
ſtehenden Koſten aus Gemeindemitteln erſtattet. 

§ 2. Die für Herſtellung vou Fußgängerbahnen von der Stadt⸗ 
gemeinde für die Grundſtückseigentümer verauslagten Koſtenbeträge 
($ 1) werden von denſelben entweder im ganzen oder in vierteljährlich 
zu erhebenden Zins- und Amortiſationsraten eingezogen. Die Bei⸗ 
treibung kann im Verwaltungszwangsverfahren erfolgen. 

$ 3. Der Betrag der auf die Stadtgemeinde entfallenden Koſten⸗ 
fegen in ſeiner Höhe alljährlich durch den Stadthaushaltsplan 
eſtgeſtellt. 

4 . 4. Vorſtehende Anordnung tritt mit ihrer Verkündigung in 
raft. 
Kolmar i. P., den 13. Juli 1896. 


Der Magiſtrat. 


Vorſtehendes Ortsſtatut wird auf Grund des $ 11 der Städte⸗ 
ordnung vom 30. Mai 1853, $ 16 Abſ. 3 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
vom 1. Auguſt 1883 und $ 117 des „ vom 
30. Juli 1883 mit der Maßgabe genehmigt, daß der Abſatz 2 im 8 1 
in Wegfall kommt. 


Bromberg, den 8. Auguſt 1896. 


Der Bezirksausſchuß. 
J.⸗Nr. 3071 B. A. 
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2. Polizeiverordnung, betreffend die Aulegung von Fußgänger⸗ 
bahnen in der Stadt Kolmar i. P., vom 21. September 1896. 


Unter Bezugnahme auf die SS 5, 6 und 15 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſetzſammlung Seite 265) 
in Verbindung mit § 143 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſammlung Seite 195) wird mit 
Zuftimmung des Magiſtrats für die Stadtgemeinde Kolmar i. P. 
folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 

8 1. Fußgängerbahnen ſind von dem dazu Verpflichteten vor 
ſämtlichen Grundſtücken in denjenigen Straßen und an denjenigen 
Plätzen anzulegen, für welche die Polizeiverwaltung dies anordnet. 

§ 2. Die Fußgängerbahnen müſſen die Breite von 1,25 m und, 
ſofern der Bürgerſteig ſelbſt die Breite nicht erreicht, die ganze Breite 
des Bürgerſteiges erhalten. Bei Eckgrundſtücken müſſen ſie bis an 
den Rinnſtein der anſtoßenden Straße geführt werden. 

83. Zur Herſtellung von Fußgängerbahnen dürfen verwendet 
werden: 

a) aus Zement bereitete Kunſtſteine oder 
b) Granitplatten von mindeſtens 1,25 m Breite, 0,47 m Länge 
und 6 cm Stärke an der Kante. 

Vor Einfahrten iſt die Herſtellung der Fußgängerbahn aus gut 


behauenen und gut geputzten Kopfſteinen geftattet, jedoch nur in einer 
Breite von 2,20 m. g 

§ 4. Die Fußgängerbahnen müſſen nach den für jedes Grundſtück 
beſonders zu erlaſſenden polizeilichen Anweiſungen angelegt werden. 

Das Längsgefälle muß dem Längsgefälle der Straße folgen, 
das Seiten⸗(Quer⸗) Gefälle wird hierdurch auf höchſtens 1,20 m feſt⸗ 

eſetzt. 

Er 5. Derjenige Teil des Bürgerſteiges, welcher nicht von der 
Fußgängerbahn eingenommen wird, iſt nach näherer Anweiſung der 
Polizeiverwaltung zu befeſtigen. 

J 6. Für diejenigen Straßen und Grundſtücke, für welche auf 
Grund des $ 1 die Anlegung von Fußgängerbahnen angeordnet iſt, 
gelten folgende Vorſchriften 5 

a) Sämtliche Vorbauten, Freitreppen, Kellerhälſe, welche auf 
Bürgerſteigen über die Fluchtlinie der Gebäude hinaus bor- 
treten, find zu beſeitigen. Eine Verpflichtung hierzu beſteht 
nicht, wenn der Raum zwiſchen den Vorbauten und der Bord⸗ 
kante des Straßenrinnſteins eine Breite von mindeſtens 


1,30 m hat. 

b) Lichtſchächte für Kellerfenſter find in gleicher Höhe mit der 
Oberfläche des Bürgerſteiges durch eiſerne gereifte Platten 
oder durch Gitter, deren Stäbe höchſtens 2 cm auseinander⸗ 

i Er dure ſicher ben Geht . 

c) Rinnen, welche von den Ge öften in den Straßenrinnſtei 
führend den Bürgerſteig durchſchneiden, müſſen il Platten 
von geripptem Eiſen in der Breite von höchſtens 30 em fo 
bilden werden, daß ſie mit der Fußgängerbahn eine Fläche 

ilden. 


* 


d) Für den Abfluß aus den Dachrinnen muß, wenn er nicht 
in der vorſtehend zu c vorgeſchriebenen Weiſe erfolgt, durch 
eine den Bürgerſteig durchſchneidende nicht über 3 cm tiefe 
aus dem Material des Bürgerſteiges herzuſtellende Rinne 
geſorgt werden. N 
Gebäude, welche nach Straßen und Plätzen abwäſſern, ſind 
binnen Monatsfriſt nach Vollendung der Fußgängerbahn mit 
metallenen Dachrinnen und daranſchließenden Abfallröhren 
zu verſehen. 

Der Ausfluß darf nicht höher als 30 cm über den 
Bürgerſteig angebracht werden. 

§ 7. Übertretungen vorſtehender Beſtimmungen werden nach der 
Vorſchrift des $ 363 Nr. 10 des Reichsſtrafgeſetzbuches beſtraft. 

Die Ausführung der in dieſer Verordnung geforderten Leiſtungen 
155 auf Grund des § 20 des Geſetzes vom 11. März 1850 erzwungen 
werden. 


Kolmar i. P., den 21. September 1896. 
Die Polizeiverwaltung. 


e 
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3. Ortsſtatut, betreffend die Anlegung von Straßen und Plätzen in 


12. Oktober 1896. 
der Stadt Kolmar, vom 17. Februar 1897. 


Auf Grund des Beſchluſſes der hieſigen Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung vom 1. Oktober 1896 wird hierdurch in Gemäßheit des § 11 der 
Städteordnung vom 30. Mai 1853 in Ausführung der 88 12 und 15 
des Geſetzes, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen 
und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften vom 2. Juli 1875 
folgendes beſtimmt: 


1. Anbau an Straßen oder Straßenteilen, welche den ortspolizei⸗ 
lichen Vorſchriften nicht entſprechen. 

§ 1. An Straßen oder Straßenteilen, welche für den öffentlichen 
Verkehr und den Anbau noch nicht fertig geſtellt, namentlich noch nicht 
der beſtimmten Höhenlage entſprechend geebnet ſind, dürfen Wohn⸗ 
gebäude, welche nach dieſen Straßen einen Ausgang haben, nicht er⸗ 
richtet werden. 

$ 2. Ausnahmen in Einzelfällen mit Rückſicht auf Umfang, Be⸗ 
ſtimmung, örtliche Lage ꝛc. der beabſichtigten Bauten können vor⸗ 
behaltlich der Zuſtimmung der Polizeiverwaltung, durch Beſchluß des 
Magiſtrats und der Stadtverordnetenverſammlung geſtattet werden. 


II. Anlegung neuer Straßen und Plätze durch die Stadtgemeinde. 
83. Wird von der Stadtgemeinde Kolmar i. P. eine neue Straße oder 
ein neuer Platz angelegt, oder eine ſchon beſtehende Straße, welche 
zur Bebauung beſtimmt He verlängert, jo find die angrenzenden Grund⸗ 
eigentümer, ſobald dieſelben auf ihren Grundſtücken Gebäude irgend 
welcher Art an ſolchen Straßen, Plätzen oder Straßenteilen errichten, 
verpflichtet, der Stadtgemeinde Kolmar i. P. die Koſten 
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a) der Freilegung, 

b) der erſten Einrichtung und Entwäſſerung, 

c) der Beleuchtungsvorrichtungen nach den folgenden Be⸗ 
ſtimmungen zu erſetzen: 

Als Zeitpunkt, an welchem die Anlegung einer Straße 
beginnt, wird derjenige Tag angeſehen, an welchem für die 
in Frage ſtehenden Grundflächen Fluchtlinien vorſchriftsmäßig 
feſtgeſetzt ſind. : 

Für die Koſtenerſtattungspflicht macht es keinen Unter⸗ 
ſchied, ob die Errichtung der Gebäude, ſofern ſie nach Beginn 
der Anlegung der Straße bewirkt worden iſt, vor oder nach 
der vorſchriftsmäßigen Herſtellung der Straße ſtattgefunden 
hat. Dagegen ſind von der Koſtenerſtattungspflicht befreit 
die Eigentümer der zur Zeit der Anlegung der Straße bereits 
mit Gebäuden beſetzten Grundſtücke, ſofern ſie nicht ſpäter 
andere Baulichkeiten an derſelben errichten. In dieſem 
letzteren Falle tritt für die ganze Frontlänge des Grund⸗ 
ſtückes die volle Beitragspflicht nach Maßgabe der SS 4 bis 
10 dieſes Ortsſtatuts ein. 

8 4. a) Die Koſten der Freilegung beſtehen in denjenigen des Grund⸗ 
erwerbes für das Straßengelände einſchließlich der Bürger⸗ 
ſteige innerhalb der feſtgeſetzten Fluchtlinien, in denjenigen 
für die Beſeitigung aller auf dem Straßengelände befindlichen 
Hinderniſſe und in denjenigen der Vermeſſung, der Anferti⸗ 
gung der Zeichnungen und Schriftſtücke, welche nach den 
miniſteriellen Vorſchriften vom 28. Mai 1876 erforderlich ſind. 
Koſten der Herſtellung von Promenaden, Baum⸗ und anderen 
Pflanzungen ſind nicht in Rechnung zu ſtellen. 

b) Die Koſten der erſten Einrichtung entſtehen durch die Her⸗ 
ſtellung des Planums der Straße einſchließlich der Bürger⸗ 
ſteige, der Anſchlüſſe an einmündende Straßen und Wege, der 
erforderlichen Überbrückungen, Schutz⸗ und Stützanlagen und 
der Befeſtigung (Chauſſierung, Pflaſterung, Asphaltierung, 
Zementierung ſowie der Entwäſſerung). 

c) Unter den Koſten für Beleuchtungsvorrichtungen ſind die⸗ 
jenigen für Gas⸗ oder andere Beleuchtungen zu verſtehen. 

85. Die Stadtverordnetenverſammlung ſetzt vorbehaltlich der 
Befugniſſe der Polizeibehörde für jeden einzelnen Fall die Bedingungen 
über die Art und den Umfang der Herſtellung der Straße feſt. 

$ 6. Zum Erſatz der in 8 4 bezeichneten Koſten werden die an⸗ 
grenzenden Grundeigentümer nur für die Hälfte der geſamten Straßen⸗ 
breite und wenn die Geſamtbreite mehr als 26 m beträgt, nur für 
eine Breite von 13 m herangezogen. Dasſelbe gilt auch für die an 
Plätze ſtoßenden Eigentümer. 

$ 7. Unter Berückſichtigung des 8 8 dieſes Ortsſtatuts wird die 
Geſamtentſchädigung, welche die der Stadtgemeinde entſtehenden Koſten 
nicht überſteigen darf, nach Fertigſtellung der Straßen- ꝛc. Anlage feſt⸗ 
geſtellt und auf die angrenzenden Eigentümer nach Verhältnis der 
Länge ihrer die Straße ꝛc. berührenden Grenze verteilt. Die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung beſtimmt, ob die Straße ꝛc. in ihrer ganzen 
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Ausdehnung oder welcher Teil derſelben als Einheit für die Feſt⸗ 
ſtellung und Verteilung der Anlagekoſten zu gelten hat. Die der Feſt⸗ 
ſtellung zu Grunde liegende Berechnung iſt den Verpflichteten bei der 
Aufforderung zur Zahlung zuzuſtellen. Gegen letztere ſtehen dem Be⸗ 
teiligten die Rechtsmittel der SS 69 ff. des Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 zu. 

$ 8. Bei der Zuſammenſtellung der Geſamtfreilegungskoſten wird 
den angrenzenden Eigentümern gegenüber der Wert desjenigen Landes, 
welches von dem einen oder anderen angrenzenden Eigentümer unent⸗ 
geltlich hergegeben iſt, den Koſten zugerechnet. 

Dieſer Wert wird von der Stadtverordnetenverſammlung nach 
dem Durchſchnittspreiſe des zur Straße gegen Entſchädigung erworbenen 
Landes feſtgeſetzt und iſt demjenigen der angrenzenden Eigentümer, 
welcher keine Entſchädigung genommen hat, auf den ihn treffenden 
Anteil an den Geſamtkoſten als Gegenforderung in Anrechnung zu 
bringen. Offentliche Plätze und Anlagen, welche an die neue Straße 2c. 
grenzen, werden als beitragspflichtige Grundſtücke mit in betracht ge⸗ 
zogen, nicht aber Straßen und Straßenteile, welche dieſelben durch⸗ 
ſchneiden oder in dieſelben einmünden. 

$ 9. Die nach dem vorſtehenden hier aufgeführten Zahlungs⸗ 
verpflichtungen find mit der Eigenſchaft öffentlicher Abgaben aus⸗ 
geſtattet und gehen, als auf dem Grundſtück ruhende, ſo lange ſie 
nicht bezahlt ſind, auf jeden Nachfolger im Eigentum über. 

$ 10. Die Beitreibung der Beiträge erfolgt im Wege des Ver⸗ 
waltungszwangsverfahrens; der Magiſtrat iſt befugt, mit Rückſicht auf 
die Vermögenslage der Zahlungspflichtigen für die Entrichtung der 
Beiträge angemeſſene Ratenzahlungen und zwar für die Dauer eines 
Jahres zu bewilligen; weitergehende Stundungsbewilligung bedarf der 
Genehmigung der Stadtverordnetenverſammlung. 


III. Anlegung und Unterhaltung neuer im Bebauungsplan vor⸗ 
geſehener oder ſonſt in ihren Fluchtlinien feſtgeſtellter Straßen 
durch Unternehmer. 


5 11. Wenn Unternehmer eine im Bebauungsplane feſtgeſtellte 
Straße oder einen Teil einer ſolchen herſtellen oder die Verlängerung 
einer ſchon beſtehenden Straße vornehmen wollen, jo ift vorbehaltlich 
der außerdem erforderlichen Genehmigung der Polizeiverwaltung die 
Genehmigung hierzu bei dem Magiſtrat nachzuſuchen. Dem Geſuche 
iſt in je 3 Exemplaren beizufügen: 

ein Belegenheitsplan und ein Höhenmeſſungsplan, aus welchem 
die in die Straße fallenden und an dieſelbe angrenzenden Grund⸗ 
ſtücke auf 30 m Entfernung von der Straßenfluchtlinie, deren 
Grundbuchbezeichnung und Eigentümer, ſowie auch die Anſchlüſſe 
der herzuſtellenden Entwäſſerungsanlagen an die beſtehenden 
öffentlichen Anlagen erſichtlich ſind. 

Dieſe Pläne ſind durch einen vereideten Landmeſſer bezw. durch 
einen von einer Kommune oder vom Staate angeſtellten Baubeamten 
He Maßgabe des Miniſterialreſcripts vom 28. Mai 1876 anzu⸗ 
ertigen. 5 


Die Genehmigung der Herſtellung kann verjagt werden, 
Gründe des öffentlichen Intereſſes derſelben e ar 
Gründe ſind im Verſagungsbeſcheide anzugeben. 

§ 12. Mit dem Unternehmer iſt ein ſchriftlicher Vertrag abzu⸗ 

ſchließen, welcher ſämtliche von demſelben zu übernehmende Ver⸗ 

pflichtungen enthalten muß. 
813. Für dieſe Verträge ſind folgende grundſätzliche Beſtimmungen 
zur Anwendung zu bringen: 

1. Der Unternehmer hat das zur Straßenherſtellung erforderliche 
Gelände unentgeltlich, ſchulden⸗, laſten⸗ und koſtenfrei an die 
Stadt aufzulaſſen. n 

„Der Unternehmer hat die Koſten für die Herſtellung (S 4b), Ent⸗ 

wäſſerung, ſowie für die Beleuchtung, welche in allen Fällen die 
Stadt ſelbſt ausführt bezw. ausführen läßt, der Stadt nach 
dem von ihr gefertigten Voranſchlage im voraus zu zahlen. 

3. Der Unternehmer iſt zu verpflichten, die Straßenanlage innerhalb 
der im Vertrage feſtgeſetzten Friſt zu vollenden, widrigenfalls die 
erforderlichen Aufwendungen und Arbeiten von der Stadtgemeinde 
für Rechnung des Unternehmers vorgenommen werden können. 

4. Der Unternehmer kann verpflichtet werden, zu dulden, daß nicht 
blos die zu 2 genannten Arbeiten, ſondern ſämtliche für die 
Herſtellung der Straße notwendigen Lieferungen und Arbeiten 
von der Stadt beſorgt bezw. ausgeführt werden, er kann ver⸗ 
pflichtet werden, die Koften auch für dieſe Lieferungen und Ar⸗ 
beiten der Stadtgemeinde nach dem Voranſchlage im voraus zu 
zahlen oder dafür anderweitige Sicherheit zu beſtellen. 

5. Sicherheit für die Koſten der Unterhaltung der Straßen zu 


ſtellen (8 15). R 

Die Bedingungen ſetzt die Stadtverordnetenverſammlung feſt. Erſt 
nach Unterzeichnung der geſtellten Bedingungen und der Erfüllung der 
geforderten Sicherheit darf die gemeindebehördliche Bauerlaubnis er⸗ 


teilt werden. } 0 | 

§ 14. Unternehmer, welche die Bedingungen nicht erfüllen, werden 
eventuell zur Innehaltung derſelben im ordentlichen Rechtswege an⸗ 
ehalten. 
= § 15. Die Unterhaltung hergeſtellter Straßen oder Straßenteile 
geht, ſobald dieſelben bon dem Magiſtrat als bedingungsmäßig her⸗ 
geſtellt, abgenommen worden ſind, auf die Stadtgemeinde über, dagegen 
haben die Unternehmer für die erſten vier auf das Abnahmejahr fol⸗ 
genden Kalenderjahre die Koſten der Unterhaltung der Stadt zu 


erſtatten. 
Iv. Anlegung neuer im Bebauungsplane oder ſonſt in ihren Flucht⸗ 
| linien noch nicht feſtgeſtellter Straßen durch Unternehmer. 


| 8 16. Anträge auf Genehmigung von Straßenanlagen, welche 
weder im Bebauungsplan noch ſonſt in ihren Fluchtlinien feſtgeſtellt 
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ſind, haben die Unternehmer nach Maßgabe der Vorſchriften im 8 11 
dieſes Ortsſtatuts an den Magiſtrat zu richten und außerdem Pläne 
gemäß der Miniſterialinſtruktion vom 28. Mai 1876 behufs Feſtſetzung 


der Fluchtlinien beizufügen. 


Auf Erfordern ift der Nachweis zu führen, in welcher Weiſe die 
Ausführung der Anlage geſichert iſt. Die Genehmigung kann erſt 
erteilt werden, nachdem die Fluchtlinien in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 2. Juli 1875 endgültig feſtgeſetzt ſind. 0 4 

$ 17. Dieſes Ortsſtatut tritt mit dem Tage ſeiner vorſchrifts⸗ 
mäßigen Bekanntmachung in Kraft. 


Kolmar i. P., den 12. Oktober 1896. 
Der Magiſtrat. 


Vorſtehendes Statut wird auf Grund des $ 146 des Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 in Verbindung mit $$ 12 und 15 
des Geſetzes vom 2. Juli 1875, betr. die Anlegung und Veränderung 
von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, und 
des § 117 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 mit der 
Maßgabe beſtätigt, daß im 8 7 der Schlußſatz zu lauten hat: 

„Gegen letztere ſtehen dem Beteiligten die Rechtsmittel der 
SS 69 ff. des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 zu.“ 


Bromberg, den 17. Februar 1897. 


Der Bezirks ausſchuß. 
J.⸗Nr. 611 B. A. 


4. Polieizeiverordnung, betreffend die Anlegung und Veränderung 
von Straßen und Plätzen im Stadtbezirk Kolmar, vom 5. April 1897. 


Auf Grund der §s 5, 6 und 15 des Geſetzes vom 11. März 1850 
über die Polizeiverwaltung wird mit Bezug auf § 12 des Geſetzes 
betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und a 
vom 2. Juli 1875 nach Beratung mit dem Gemeindevorſtande folgendes 
verordnet: 

§ 1. Für alle künftig anzulegenden oder zu verändernden Wege, 
Straßen, Straßenteile und Plätze iſt zur Herſtellung für den öffent⸗ 
lichen Verkehr und den Anbau erforderlich: 

1. die Freilegung der zum Straßendamm und zu den Bürgerſteigen 
erforderlichen Grundflächen und deren ſchulden⸗ und abgabenfreie 
Übereignung an die Stadt; 

2. die nach vorangegangener Feſtſetzung der Höhenlage ausgeführte 
Regulierung der Straße mit einem regelmäßigen Längengefälle, 
welches das Verhältnis von 1:30 nicht überſteigen darf, bei 
einem Breitengefälle von 1:24 bis 1:36; 

. die oberirdiſche Entwäſſerung mittelſt Rinnſteine im Anſchluſſe 
an eine bereits gepflaſterte und entwäſſerte öffentliche Straße 
oder die Anlage einer unterirdiſchen Entwäſſerung im Anſchluß 
an eine bereits beſtehende öffentliche unterirdiſche Entwäſſerung; 

Das Längengefälle der Rinnſteine darf nicht weniger als 
1:200, das der unterirdiſchen Entwäſſerungen bei Anwendung 
innen glaſierter Tonröhren nicht weniger als 1: 500 betragen; 

4. die Pflaſterung des Straßendammes in ſeiner ganzen Breite, 

einſchließlich der Rinnſteine im Anſchluß an eine bereits regulierte 
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und gepflaſterte Straße, ſowie die Legung von Bordſteinen längs 
der äußeren Seite der Rinnſteine; 
die Herſtellung von hier ortsüblichen Beleuchtungsvorrichtungen 
in dem den örtlichen Verhältniſſen entſprechenden Umfange; 
6. die Einrichtung der erforderlichen Brückenanlagen und die An⸗ 
legung von Überfahrts⸗ und Übertrittsbrücken. 

§ 2. Als Anlage oder Veränderung einer Straße im Sinne des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875 gilt auch die Umwandlung eines un⸗ 
regulierten Weges oder einer Landſtraße in eine ſtädtiſche Straße 
bezw. der Anſchluß eines ſolchen Weges oder einer Landſtraße an eine 
ſtädtiſche Straße. ; 

8 3. An Wegen, Straßen, Straßenteilen und Plätzen, welche dem 
§ 1 nicht entſprechen, dürfen Wohngebäude nur nach Maßgabe der 
ortsſtatutariſchen Beſtimmungen errichtet werden. 

§ 4. Bauten, welche den Beſtimmungen des $ 1 und den orts⸗ 
ſtatutariſchen Beſtimmungen zuwider errichtet werden, ziehen Einſtellung 
des angefangenen Baues oder Schließung bezw. Abbruch des etwa 
Tee oe ten Baues im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens 
nach ſich. 

Außerdem verfällt der Bauherr, Baumeiſter oder Bauhandwerker. 
welcher dieſen Bau ausführt oder ausführen läßt, in die § 367 Nr. 15 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs feſtgeſetzte Strafe. 5 

Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung 
im Kolmarer Kreisblatt in Kraft. 

Kolmar i. P., den 5. April 1897. 


Die Polizeiverwaltung. 


or 


Kreisſtadt Mogilno. 


Ortsſtatut, betreffend die Anlegung und Umlegung von Bürgerſteigen 


5 N . 10. Auguſt 
im Bezirke der Stadt Mogilno, vom 40. Oktober 1904. 


In Gemäßheit des 8 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
und der 88 1, 9, 69, 87 und 90 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 wird nachſtehendes Ortsſtatut betreffend die Anlegung 
und Umlegung von Bürgerſteigen im Bezirke der Stadt Mogilno 
hierdurch erlaſſen. 8 

§ 1. Die neue Anlegung und die Umlegung von Bürgerſteigen 
erfolgt durch die ſtädtiſche Verwaltung. Über das zu den Bürger⸗ 
ſteigen zu verwendende Material beſchließt der Magiſtrat nach An⸗ 
hörung der ſtädtiſchen Baukommiſſion und der Polizeiverwaltung, 

8 2. Die durch Ausführung der im 81 gegebenen Beſtimmungen 
entſtehenden Aufwendungen werden derart gedeckt, daß 

1. die mit ihren Grundstücken an die Bürgerſteige angrenzenden 
Grundſtückseigentümer 50 % der Herſtellungskoſten aufzubringen 
haben und zwar nach Maßgabe der Straßenfrontlänge ihrer 
Grundſtücke. 


Die Koſten der quer durch den Bürgerſteig nach dem Straßen⸗ 
rinnſtein anzulegenden Haus⸗ bezw. Hofraum-⸗Abflußrinnen trägt 
der Grundſtückseigentümer allein, 

2. der nach Deckung zu 1 verbleibende Anteil von 50 v0 als der 
dem öffentlichen Intereſſe entſprechende Teil des Koſtenbedarfs 
aus den zur Beſtreitung der allgemeinen Ausgaben beſtimmten 
Einkünften der Stadt Mogilno beſtritten wird. 3 

Die Beiträge zu 1 find entweder ſofort an die hieſige Kämmerei⸗ 
kaſſe zu zahlen oder in Teilzahlungen von je ½ innerhalb 3 Jahren 
gegen Zahlung von 4% Verzugszinſen. in 

Die Beiträge haben die Natur öffentlicher dinglicher Abgaben und 
unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren nach 

ne der Verordnung vom 15. November 1899 (Geſ.-S. pro 1899 

. 545). 
$ 3. Dieſes Ortsſtatut tritt mit feiner Veröffentlichung in Kraft. 


Mogilno, den 10. Auguſt 1904. 
Der Magiſtrat. Die Stadtverordnetenverſammlung. 


Genehmigt auf Grund des $ 11 der Städteordnung vom 30. Mai 
1853 und des 8 16 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 
und der SS 9 und 77 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893. 


Bromberg, den 10. Oktober 1904. 
Der Bezirksausſchuß. 


Kreisſtadt Schneidemühl. 


1. Ortspolizeiverorduung, betreffend Vorbauten, Freitreppen ꝛc., 
welche vor die Fluchtlinie hervortreten, vom 2. Auguſt 1881. 
(Kreisblatt 1882 Nr. 5.) 


Auf Grund der 88 5 und 6 des Geſetzes über die Polizeiver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 in Verbindung mit 8 25 der Baupolizei⸗ 
ordnung für die Städte des Regierungsbezirks Bromberg vom 1. Juni 
1874 wird nach Beratung mit dem Gemeindevorſtande für den Be⸗ 
reich des Polizeibezirks der Stadt Schneidemühl folgendes verordnet 
und feſtgeſetzt: > 

8 1. Vorbauten, Freitreppen und bauliche Anlagen jeder Art, 
welche über die Häuſerfluchtlinie vortreten, müſſen innerhalb 3 Monaten 
nach Bekanntmachung der Straßenſtrecken, auf denen die Herſtellung 
der Fußgängerbahnen in Gemäßheit der Ortspolizei⸗verordnung vom 
10. Januar 1879 vorgenommen werden ſoll, inſoweit entfernt werden, 
als ſie der Anlegung der Trottoirs hinderlich ſind. . 

§ 2. Wer gegen die Beſtimmungen der vorſtehenden Polizeiver⸗ 
ordnung verſtößt oder den auf Grund derſelben erlaſſenen Anforde⸗ 
rungen nicht Folge leiſtet, verfällt der im $ 366 zu 10 des Straf- 
Era für das Deutſche Reich vom 15. Mai 1871 feſtgeſetzten 

rafe. 
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Außerdem hat derjelbe zu gewärtigen, daß die im J 20 Abſchni 
des Gesche über die Poligeiverwalfung — 11. Marz 1 5 


dachten Zwangsmittel gegen ihn zur Anwendung gebracht werden. 
Schneidemühl, den 2. Auguſt 1881. 


Die Polizeiverwaltung. 


2. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Ableitung der Tagewäſſer ꝛc., 
vom 2. Juni 1883. (Schneidemühler Zeitung Nr. 104.) 


Auf Grund der SS 5 und 6 des Geſetzes über die Polizeiver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 wird in Gemäßheit des $ 3 Kapitel IV 
der Baupolizeiordnung für den Regierungsbezirk Bromberg vom 
6. Februar 1882 nach Beratung mit dem Gemeindevorſtande und mit 
Genehmigung der Königlichen Regierung zu ae für den Polizei⸗ 
Bea der Stadt Schneidemühl nachſtehende Lokalbaupolizeiordnung 
erlaſſen. 

1 Die Ableitung des Tagewaſſers durch den Bürgerſteig in 
die Rinnſteine iſt nur in verdeckten eiſernen oder ausgemauerten und 
zementierten Kanälen von enügender Weite geſtattet. 

Übelriechende oder ſchädliche Flüſſigkeiten, Ausgußflüſſigkeiten 
aus Küchen und ſonſtigen Räumen dagegen ſind, ſoweit nicht deren 
Abführung nach unterirdiſchen Kanälen erfolgt, in ausgemauerte und 
zementierte Senkgruben, welche verdeckt ſein müſſen, zu ſammeln und 
abzuführen. Die Abführung dieſer Flüſſigkeiten auf die Straße und 
in die Rinnſteine iſt nicht ſtatthaft. 

§ 2. Aborte und andere Einrichtungen für Abfallſtoffe müſſen 
maſſiv, nein und bedeckt, Aſchgruben außerdem überwölbt 
oder mit eiſernen Platten überdeckt ſein. 

Ausnahmen ſind zuläſſig bei Dungſtätten, welche zum Betriebe 
der Landwirtſchaft dienen, jedoch dürfen dieſelben von der Straße aus 
nicht ſtörend in die Augen fallen, 

§ 3. Gebäude, welche nach der Straße abwäſſern, ſind mit 
metallenen Dachrinnen und Abfallröhren zu verſehen und müſſen 
letztere bis unter die Oberfläche des Bürgerſteiges reichen. 

8 4. Türen und Fenſter dürfen nicht nach der Straße auf⸗ 
ſchlagen. Ausgenommen ſind die Türen an Gebäuden, welche für 
größere Verſammlungen von Menſchen beſtimmt find (Kirchen, Theater, 
große Fabriken). 

5. Vorbauten, Stufen und bauliche Anlagen jeder Art, welche 
über die feſtgeſetzte Fluchtlinie vortreten, ſind nicht geſtattet. 

Ob und unter welchen Bedingungen die Anlage von Balkons oder 
Erkern an den, an der Straße ſtehenden Gebäuden nachgegeben werden 
kann, ift von der Ortlichkeit abhängig und bleibt die Entſcheidung 
ſowie die nähere Beſtimmung hierüber der Polizeibehörde vorbehalten. 

8 6. Aufgehoben und erſetzt durch Polizeiverordnung vom 
27. U pi = zoſfentlich 

7. Baugerüfte an öffentlichen Straßen und Plätzen dürfen o 
polizeiliche Erlaubnis nicht aufgeſtellt werden. * 1 Dbaa 


$ 8. Die Beſtimmungen dieſer Lokalpolizeiordnung finden zugleich 
auf Um⸗ und Reparaturbauten Anwendung. 5 

§ 9. Überall, wo die allgemeinen Strafgeſetze, insbeſondere die 
SS 330, 367 Nr. 13, 14 und 15, 368 Nr. 3 und 4 und 369 Nr. 3 des 
Strafgeſetzbuchs für das deutſche Reich nicht ſtrengere Strafbeſtimmungen 
enthalten, ſollen Übertretungen der Vorſchriften dieſer Lokalpolizei⸗ 
ordnung mit einer Geldſtrafe bis zu 30 Mark oder im Falle des 
Unvermögens mit verhältnismäßiger Haft ſowohl an der den Bau 
leitenden Perſon als an dem Yanbenn geſtraft werden. 

$ 10. Die vorſtehende Lokalpolizeiordnung tritt mit dem Tage 
ihrer Publikation in Kraft. a 

Durch dieſe Lokalpolizeiordnung wird ſelbſtverſtändlich nicht be- 
rührt die Polizeiverordnung vom 21. April 1879, betreffend die Anlegung 
und Veränderung von Straßen und Plätzen im hieſigen Stadtbezirke 
und die Polizeiverordnung vom 10. Januar 1879, betreffend die Ver⸗ 
beſſerung und Unterhaltung der Bürgerſteige. Dagegen wird die Lokal⸗ 
polizeiordnung vom 23. Januar 1880, betreffend die Anbringung 
metallener Dachrinnen, aufgehoben. 


Schneidemühl, den 2. Juni 1883. 
Die Polizeiverwaltung. 


2 a. Polizeiverordnung, betreffend Nachtrag zur Lokalbaupolizei⸗ 
verordnung vom 2. Juni 1883 (ſ. Nr. 2) vom 27. Juli 1893 
(Nr. 65 des Kreisblatts). 


Unter Bezugnahme auf die 8§§ 5, 6 und 11 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 ee ae Seite 265) 
in Verbindung mit 3 143 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 wird unter Zuſtimmung des Magiſtrats 
hierſelbſt und mit Genehmigung des Königlichen Regierungspräſidenten 
gemäß $ 144 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 für den Bezirk der Stadt Schneidemühl die nachſtehende 
Polizeiverordnung erlaſſen. 

Der 8 6 der Polizeiverordnung vom 2. Juni 1883 und der 
J. Nachtrag zu dieſer Verordnung vom 8. September 1884 werden 
aufgehoben und durch folgende Beſtimmung erſetzt: 

Inſofern die öffentliche Sicherheit und Ordnung es erfordern, 
daß von der Polizeiverwaltung gemäß 8 2 Abſatz 4 der Regierungs⸗ 
baupolizeiordnung vom 10. Hul i die Einfriedigung der an bebauten 
Straßen und Plätzen gelegenen unbebauten Grundſtücke und Grund⸗ 
ſtücksteile angeordnet wird, gilt als Regel, daß die Einfriedigung an 
der Straße mit einem 2 m hohen, mit Anſtrich zu verſehenden Zaune 
oder Gitter zu bewirken iſt. 

Bei Gartenanlagen und Vorgärten kann die Höhe der Einfriedigung 
niedriger ſein, fie darf jedoch nicht weniger als 1 m betragen. N 

daf jedem Falle iſt die Errichtung von Mauern von gleicher Höhe 
zuläſſig. 
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Die Einfriedigung darf niemals die Fluchtlinie überſchreiten, bezw. 
hinter dieſelbe zurücktreten. N 

(Zuſatz zum § 1. Durch Polizeiverordnung vom 11. Januar 1900.) 

§ 2. Die Strafvorſchriften im 8 9 der Polizeiverordnung vom 
2. Juni 1883 finden auch auf dieſen Nachtrag Anwendung. 

8 3. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Publikation in Kraft. 

Schneidemühl, den 27. Juli 1893. 


Die Polizeiverwaltung. 


Vorſtehender Nachtrag zur Lokalbaupolizeiordnung der Stadt 
Schneidemühl vom 2. Juni 1893 wird hinſichtlich der Höhe der Strafe 
auf Grund des § 144 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 
1883 genehmigt. 

Bromberg, den 4. Auguſt 1893. 


Der Regierungspräſident. 
2618 D. I b. e n 


2 b. Polizeiverordnung, betreffend Nachtrag zur Lokalbaupolizei⸗ 
verorduung vom 2. Juni 1883, vom 11. Januar 1900 (Nr. 16 
des Kreisblatts.) 


Unter Bezugnahme auf die 88 5, 6 und 15 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850, (Geſetzſammlung Seite 265,) 
in Verbindung mit § 143 des Geſetzes über die A. L.⸗B. vom 30. Juli 
1883 wird unter Zuftimmung des Magiſtrats hierſelbſt und mit 
Genehmigung des Regierungspräſidenten gemäß § 144 des Geſetzes 
über die A. L.⸗V. vom 30. Juli 1883 für den Bezirk der Stadt Schneide⸗ 
mühl die nachſtehende Polizeiverordnung erlaſſen: l 

1. Der $ 1 der Lokalbaupolizeiverordnung vom 27. Juli 1893 
erhält am Schluſſe folgenden Zuſatz: 9 7 wi 
Ausnahmen von dieſer Vorſchrift ſind zuläſſig, über die 
Zuläſſigkeit entſcheidet in jedem Einzelfalle die Polizeiverwaltung 
nach Anhörung des Magiſtrats. ** 

§ 2. Die Straſvorſchriften im 8.9 der Polizeiverordnung vom 
2. Juni 1883 finden auch auf dieſen Nachtrag Anwendung. 

83. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Publikation in Kraft. 

Schneidemühl, den 11. Januar 1900. 


Die Polizeiverwaltung. 
II. H. 1905. 


3. Polizeiverorduung, betreffend die Errichtung von Gebäuden auf 
der Van⸗ und Strafenfluchtlinie, vom 7. Mai 1897. (Nr. 59 des 
Kreisblatts.) 


Unter Bezugnahme auf die 88 5, 6 und 15 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 und den 8 143 des Geſetzes 


über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883, ſowie den 
§ 3 Kapitel IV der Baupolizeiordnung für den Regierungsbezirk 
Bromberg vom 6. Februar 1882 wird unter Zuſtimmung des Magi⸗ 
ſtrats für den Polizeibezirk der Stadt Schneidemühl nachſtehende 
Polizeiverordnung erlaſſen: 

§ 1. Alle Gebäude find in der Regel auf der Bau⸗ bezw. Straßen⸗ 
fluchtlinie zu errichten. Ein Zurücktreten von Gebäuden hinter dieſe 
Fluchtlinie kann von der Polizeiverwaltung nach Anhörung des Ma— 
giſtrats geſtattet werden. i 1 

§ 2. Bauten, welche der vorſtehenden Beſtimmung zuwider er⸗ 
richtet werden, ziehen Einſtellung des angefangenen Baues oder Schlie- 


zung bezw. Abbruch des etwa fertig geſtellten Baues im Wege des 


Verwaltungszwangsverfahrens nach ſich. 

Außerdem verfällt der Bauherr, Baumeiſter oder Bauhandwerker, 
welcher dieſen Bau ausführt oder ausführen läßt, in eine Geldſtrafe 
bis zu 9 Mk., im Unvermögensfalle in eine verhältnismäßige Haft⸗ 
ſtrafe. 

§ 3. Die vorſtehende Polizeiverordnung tritt am 1. Oktober 1897 
in Kraft. 

Schneidemühl, den 7. Mai 1897. 


Die Polizeiverwaltung. 


4. Polizeiverordnung, betreffend die Erbauung arteſiſcher Brunnen, 
vom 27. Anguſt 1894. (Nr. 77 des Kreisblatts.) 


Auf Grund der §§ 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 und des § 143 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird unter Zuſtimmung 
des Magiſtrats und mit Genehmigung des Königlichen Regierungs⸗ 
präſidenten gemäß § 144 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 für den Stadtbezirk Schneidemühl 
folgendes verordnet: 

§ 1. Zur Anlage arteſiſcher Brunnen in der Stadt Schneidemühl 
bedarf es einer beſonderen polizeilichen Genehmigung. f 

§ 2. Dem Antrage auf Erteilung der polizeilichen Genehmigung 
zur Erbauung arteſiſcher Brunnen iſt in zweifacher Aufſtellung eine 
Handzeichnung beizufügen, aus welcher die örtliche Lage des Brunnens 
genau erſichtlich iſt. r 

§ 3. Das Herausziehen der Rohre eines vorhandenen arteſiſchen 
Brunnens iſt unterſagt. Der obere Teil der Rohre darf jedoch ent⸗ 
fernt werden, ſofern in dem unteren, verbleibenden Rohre eine ſorg⸗ 
fältige Dichtung durch Blei und Beton hergeſtellt iſt. 8 
84. Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe bis zu 30 Mk., 
im Unvermögensfalle mit verhältnismäßiger Haft beſtraft. , 

§ 5. Die Polizeiverordnung tritt poet nach ihrer Verkündigung 
in Kraft. 

Schneidemühl, den 27. Auguſt 1894. 


Die Polizeiverwaltung. 


Vorſtehende Polizeiverordnung wird bezüglich der Strafandrohung 
von mir auf Grund des § 144 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 genehmigt. 


Bromberg, den 24. September 1894. 
Der Regierungspräſident. 


5. Gebührenordnung für die baupolizeiliche Genehmigung und Be⸗ 
aufſichtigung von Bauten in der Stadt Schneidemühl, vom 7. No⸗ 
vember 1894. (Nr. 93 der Schueidemühler Zeitung für 1895.) 


Auf Grund des Kommunal-⸗Abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 
find im Bezirke der Stadt Schneidemühl vom 1. April 1895 ab für 
die Genehmigung und Beaufſichtigung von Neubauten, Umbauten und 
anderen baulichen Anlagen nach folgenden Sätzen Gebühren an die 
Sadtgemeinde Schneidemühl von den Bauherren zu entrichten: 

a) Für Bauten, deren Bauwert mehr als 10000 Mk. beträgt, zwei 


b) für Bauten, deren Bauwert 1000 bis 10000 Mk. beträgt, 1 vom 
Tauſend der Bauſumme, mindeſtens aber 3 Mk., l 
e) für Baulichkeiten, deren Bauwert 100 bis 1000 Mk. ausſchließ⸗ 


aa) bei den unter a aufgeführten Baulichkeiten um 5 Mk., 
bb) bei den unter b aufgeführten Baulichkeiten um 3 Mk., 
cc) bei den unter c aufgeführten Baulichkeiten um 2 Mk. 
§ 2. Zwecks Berechnung der im 8 1 unter a, b und c bezeich⸗ 
neten Gebühr hat der Antragſteller mit dem Geſuche um Erteilung 
der Bauerlaubnis die mutmaßliche Bauſumme anzugeben. 
Die Feſtſtellung der Gebühren erfolgt durch den Magiſtrat. 
Wird die Angabe der mutmaßlichen Bauſumme nicht zugleich mit 
dem Antrage gemacht oder nicht für zutreffend erachtet, ſo erfolgt die 
Feſtſetzung derſelben durch den Magiſtrat nach Maßgabe der für die 


zulegen. ; 
§ 4. Gegen den Beſchluß des Magiſtrats ſteht dem Pflichtigen 
gemäß $ 70 des vorerwähnten Kommunal⸗Abgabengeſetzes binnen einer, 


mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuftellung beginnenden Friſt von 
zwei Wochen die Klage im Verwaltungs⸗Streitverfahren beim Bezirks⸗ 
ausſchuſſe offen. 

§ 5. Die Gebühren ſind innerhalb einer Woche nach Zuſtellung 
der Zahlungsaufforderung an die vom Magiſtrat dazu beſtimmte Kaſſe 
zu entrichten. 

Verbleibende Rückſtände find im Verwaltungs-Zwangsverfahren 
beizutreiben. 

Etwaige Einſprüche halten die Beitreibung nicht auf. 2 

8 6. Auf ſolche gebührenpflichtige Handlungen der Baupolizei⸗ 
behörde, welche bereits vor dem 1. April 1895 beantragt worden ſind, 
findet dieſe Gebührenordnung keine Anwendung. 


Schneidemühl, den 7/15. November 1894. 


Der Magiſtrat. 
Die Stadt verordnetenverſammlung. 
Nr. la N 12130. 


Vorſtehende Gebührenordnung wird hiermit gemäß § 77 des 
Kommunal-⸗Abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 in Verbindung mit 
§ 117 des Landes⸗Verwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 beſtätigt. 


Bromberg, den 31. Dezember 1894. 


Namens des Bezirks ausſchuſſes. 


Der Vorſitzende. 
J.⸗Nr. 6941 B. A. 


6. Straßen⸗Polizeiverordnung für die Stadt Schneidemühl, vom 
1. September 1885. (Auszug.) Nr. 99 und 101 der Schneidemühler 
Zeitung von 1886. 


Auf Grund der SS 5 und 6 des Geſetzes über die Polizeiverwal⸗ 
tung vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) wird für den Umfang des 
Stadtbezirks Schneidemühl nach Beratung mit dem Magiſtrate folgende 
Ortspolizeiverordnung erlaſſen: 

§ 11. Das Abladen von Bauſchutt, Gemülle, Schnee und Eis iſt 
nur an denjenigen öffentlichen Orten geſtattet, welche von der Polizei 
zu dieſem Zwecke angewieſen ſind. 

§ 12. Bei Abbruch von Gebäuden oder bei jeder Handlung auf 
und an den öffentlichen Straßen und Plätzen, bei welcher Staub erregt 
wird, iſt Vorkehrung zu treffen, daß derſelbe möglichſt unterdrückt 
wird. Verantwortlich iſt hier der Täter reſp. die Perſon, welche die 
Aufſicht über einen Bau führt. 

$ 13. Wagen und andere Transportmittel, welche zum Fort⸗ 
ſchaffen flüſſiger und leicht verſtreubarer Gegenſtände dienen, müſſen 
ſo eingerichtet ſein, daß von der Ladung nichts verſchüttet und die 
öffentliche Straße nicht verunreinigt werden kann. Bauſchutt und 
Geröll darf nur ſo angefeuchtet geladen und abgefahren werden, daß 
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jeder Staub nach Möglichkeit vermieden wird. Für das Verſtreuen 
der Ladung iſt der Führer des Transportgeräts verantwortlich, auf 
deſſen Koſten auch die Reinigung geſchieht. 

$ 17. Gegenſtände, welche den freien Verkehr zu hindern oder zu 
beeinträchtigen geeignet ſind, auf öffentlicher Straße aufzuſtellen, hin⸗ 
zulegen oder liegen zu laſſen, iſt unterſagt. 

18. Wer zum Ablagern von Materialien, Aufſtellen von Ge⸗ 
rüſten, Herabwerfen von Schnee und Eis von Dächern, Geſimſen und 
Balkonen oder zu anderen derartigen Verrichtungen die öffentlichen 
Straßen oder Plätze oder Teile derſelben vorübergehend der allge⸗ 
meinen Benutzung entziehen will, bedarf hierzu polizeilicher Erlaubnis. 
Während der Benutzung ſelbſt muß der betreffende Teil der Straße 
oder des Platzes in zweckentſprechender Weiſe durch Warnungszeichen, 
Schutzwehren und dergleichen als abgeſperrt äußerlich kenntlich gemacht 
und abgegrenzt, auch während der Dunkelheit durch eine, oder wenn 
die Ortlichkeit oder andere Umſtände dies bedingen oder die Polizei⸗ 
Be es erfordert, durch mehrere Laternen genügend beleuchtet 
werden. 
$ 30. Das Aushängen und Aufftellen von Verkaufs⸗ und anderen 
Gegenſtänden an Gebäuden, Türen, Fenſtern, Umzäunungen u w., 
welche ſtraßenwärts liegen, in der Weiſe, daß ſie über die Straßen⸗ 
folge hinausragen oder daß durch ſie eine Beſchädigung anderer er⸗ 


olgen kann, iſt unterjagt. 1 5 
31. Laternen dürfen nur in einer ſolchen Höhe angebracht 


werden, daß ihre Unterkante 2,20 m über dem Bürgerſteige liegt. 

0 33. Markiſen und Aushängeſchilder, welche in die Straße 
hineinragen, dürfen nicht unter 2,20 m Höhe von Gebäuden, Mauern, 
Zäunen oder Pfählen herabgelaſſen bezw. angebracht werden. 

Ss 84. Wer öffentliche Wege, dazu gehörige Baulichkeiten und 
ſonſtige Einrichtungen und Anſtalten, welche beſtimmt ſind, die öffent⸗ 
lichen Wege zu ſchützen, zu bezeichnen, gangbar zu erhalten, oder zu 
zieren oder, welche ſonſt zum öffentlichen Nutzen dienen, aus Fahr⸗ 
läſſigkeit oder Ungeſchicklichteit zerſtört, unkenntlich macht oder be⸗ 
ſchädigt oder geſchehen läßt, daß eine ſolche Beſchädigung durch ſeine 
nicht ſtrafmündigen Angehörigen oder ſein Vieh geſchieht, iſt ſtrafbar. 
Bei Bauten, beim Hausabputzen und dergleichen ſind die an den 
Straßen und Plätzen ſtehenden Bäume, Laternen und ſonſtige öffent⸗ 
liche Anlagen vom Bauherrn mit ſolcher Schutzwehr zu umgeben, daß 
ſie infolge des Baues nicht beſchädigt werden können. ö 

§ 93. Jede Übertretung dieſer Polizeiverordnung wird, ſoweit 
nicht die allgemeinen Strafgeſetze eine höhere Strafe feſtſetzen, mit 
einer Geldbuße bis zu 9 Mark, im Unvermögensfalle mit verhältnis⸗ 
mäßiger Haft beſtraft. Wer es unterläßt, den nach dieſer Polizei⸗ 
verordnung ihm obliegenden Verpflichtungen nachzukommen, hat, ab⸗ 
geſehen von der chr zu gewärtigen, daß das Verſäumte im 
Wege des Zwangsverfahrens auf ſeine Koſten zur Ausführung ge⸗ 
bracht wird. 

Schneidemühl, den 1. September 1885. 


Die Polizeiverwaltung. 
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7. Ortsſtatut, betreffend die Gewährung von Beihilfen zu den Koften 
der Anlegung und Regulierung der Bürgerſteige in der Stadt 
Schneidemühl, vom 16. November 1900 (Nr. 175 der „Schneide⸗ 
mühler Zeitung“ für 1901.) 

In der Stadt Schneidemühl liegt die Pflicht zur Anlegung und 
Unterhaltung der Bürgerſteige den Eigentümern der angrenzenden 
Grundſtücke obſervanzmäßig ob (vergleiche O.-V.⸗G.⸗Erkenntnis vom 
28. September 1899. Nr. IV. 1516.) 

Die Ortspolizeiverordnung vom 12. Oktober 1898 beſtimmt, unter 
welchen Vorausſetzungen und in welcher Weiſe die Anlieger zur Her- 
ſtellung der Bürgerſteige polizeilich angehalten werden können. 

Zur Erleichterung der hohen Laſten der ſtädtiſchen Grundbeſitzer 
und zur Herbeiführung möglichſter Gleichmäßigkeit bei der Anlegung 
und Regulierung der Bürgerſteige wird in Gemäßheit des $ 11 der 
Städteordnung vom 30. Mai 1853 nachſtehendes Ortsſtatut für den 
Bezirk der Stadt Schneidemühl erlaſſen: 

$ 1. Allen Grundſtücksbeſitzern, welche auf Grund polizeilicher 
Anordnung die an ihren Grundſtücken liegenden, den Anſorderungen 
der Polizeiverordnung vom 12. Oktober 1898 bisher nicht entſprechenden 
Bürgerſteige den Beſtimmungen dieſer Verordnung gemäß herſtellen, 
wird eine Beihilfe von 50 Prozent der entſtandenen Koſten, jedoch nicht 
über den Betrag von 6 Mark, in Worten: Sechs Mark, hinaus für das 
laufende Meter aus der Stadthauptkaſſe gewährt, falls fie zur Er⸗ 
zielung einer Gleichmäßigkeit bei der Herſtellung des Bürgerſteiges 
dem Magiſtrat die Ausführung der Negulierungsarbeiten übertragen 
und ſich verpflichten, die auf ſie entfallenden Koſten der Stadthaupt⸗ 
kaſſe zu erſtatten und auf Verlangen des Magiſtrats vor der Aus— 
führung ſicher zu ſtellen. . . 

§ 2. Die Beihilfe wird nur im Falle der erſtmaligen Her⸗ 
ſtellung der Bürgerſteige und nur beim Aufruf ganzer Straßenzüge 
zur Anlegung von Bürgerſteigen gewährt; die Unterhaltungspflicht 
verbleibt den Eigentümern der anliegenden Grundſtücke. 

§ 3. Der N 1 des vorliegenden Ortsſtatuts findet keine An⸗ 
wendung, wenn die Regulierung des Bürgerſteiges infolge der 
Anlegung einer neuen Straße gemäß § 4 ff. des Ortsſtatuts vom 
um betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen, 
ſtattfindet. 
§ 4. Das Ortsſtatut tritt mit dem Tage feiner Veröffentlichung 


in Kraft. ; ii a 
R 11 6. November 1900. 
Schneidemühl, den 2% Junk 150 


Der Magiſtrat. 
Genehmigt gemäß 8 16 Abſ. 3 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 


1. Auguſt 1883 in Verbindung mit $ 117 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes vom 30. Juli 1883. 


Bromberg, den 13. Juli 1901. 
Der Bezirksausſchuß. 
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8. Polizeiverordnung, betreffend die Bezeichnung der Straßen und 

öffentlichen Plätze und die Numerierung der Gebäude in dem Polizei⸗ 

bezirke der Stadt Schueidemühl, vom 8. März 1888 (Nr. 109 der 
Schneidemühler Zeitung.) 

In Gemäßheit der SS 5 und 6 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 wird im Einverſtändniſſe mit dem 
Magiſtrate hierſelbſt für den Umfang des Stadtbezirks folgende 
Polizeiverordnung erlaſſen: 

1. Alle Straßen und öffentlichen Plätze müſſen mit deren 
Namen, jedes Gebäude muß mit einer Nummer verſehen ſein. 

§ 2. Die Namen der Straßen und Plätze und die mit Pfeil- 
richtung anzugebenden Nummern der Gebäude werden ſeitens der 
ſtädtiſchen Verwaltung an geeigneten Stellen, namentlich aber an den 
Ecken der Straßen auf ſtarken Eiſenblechſchildern mit blauem Grunde 
in weißer Schrift angebracht. Die Schilder müſſen 20 cm hoch, 35 cm 
lang und mit Olfarbe geſtrichen ſein. Wo an den Straßenecken in 
bewohnten Stadtteilen noch keine Gebäude oder geeignete Mauern 
vorhanden ſind, werden vorläufig hölzerne Tafeln mit ſchwarzer Schrift 
auf weißem Grunde an, Holzpfählen hergeſtellt. 

§ 3. Die jetzt beſtehenden und die zum teil zu verändernden 
Hausnummern an den Gebäuden ſollen durch rechteckige Zinktäfelchen 
mit erhabenen Ziffern, weiß auf ſchwarzem Grunde erſetzt, welche 
rechts neben dem Haupteingange in der Regel in 2%½ m Höhe über 
dem Sockel befeſtigt werden. Bei maſſiven Bauten, wo die Befeſtigung 
der Schilder nicht dauerhaft bewirkt werden kann, iſt es geſtattet, 
die Hausnummern auf den Putz oder Stein, ganz wie vorgeſchrieben, 
in Olfarbe zu malen. Wo die Haustüren mit geeignetem Oberlicht 
verſehen ſind, kann die Numerierung der Häuſer auf dem Glaſe in 
Goldſchrift mit Olfarbe bewirkt werden.. 

§ 4. Jeder Hauseigentümer iſt verpflichtet, zu geſtatten, daß die 
Straßenbezeichnungen und die Hausnummernſchilder an den vorge⸗ 
ſchriebenen Stellen angebracht werden. a 

8 5. Die Koſten der Straßenbezeichnungsſchilder und die Unter⸗ 
haltung derſelben trägt die Stadt; die Koſten der Anſchaffung und 
Unterhaltung der Hausnummernſchilder fallen dem Hauseigentümer 
ur Laſt. ; 3 g 
8 § 6. Jede Straße und jeder öffentliche Platz wird für ſich 
numeriert. z g 

7. In den Straßen, und öffentlichen Plätzen, an welchen zum 
teil noch unbebaute Grundſtücke liegen, wird für je 20 m Länge der 
unbebauten Flächen ein Hausplatz gerechnet und dafür die fortlaufende 
Nummer reſerviert. — 

8. Die gegen die Baulinie zurücktretenden Häuſer werden der⸗ 
jenigen Straße zugewieſen, an welcher der Hauptzugang liegt, und 
wird hierbei die Nummer an dem an der Straße befindlichen Eingange 
wiederholt. 

8 9. Die in den Kreuzungen der Straßen gelegenen Häuſer er⸗ 
halten die Nummern an derjenigen Straße, an welcher ſich der Haupt⸗ 


eingang befindet. 
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8 10. Entſtehen für die Folge durch bauliche Veränderungen aus 
einem nur mit einer Nummer verſehenen Hauſe mehrere neue Häuſer, 
ſo wird jedes der letzteren mit der Nummer des urſprünglichen Hauſes 
und mit einem Buchſtaben des großen lateiniſchen Alphabets verſehen. 

Werden mehrere neben einander liegende Häuſer abgebrochen und 
wird an deren Stelle nur ein Haus gebaut, ſo erhält dies ſämtliche 
Nummern der abgebrochenen Häuſer. 1 

Dasſelbe tritt ein, wenn an den zur Zeit unbebaut liegenden 
sollten. mehr oder weniger Häuſer, als angenommen, gebaut werden 
ollten. 

§ 11. Bei der vorzunehmenden allgemeinen Erneuerung der 
Nummerſchilder bleiben dort, wo eine Veränderung der Nummern ein⸗ 
tritt, die alten Nummern vorläufig neben den neu anzubringenden bis 
auf weiteres beſtehen. 

$ 12. Die künftige Numerierung neuer Häuſer und die Er⸗ 
neuerung undeutlich gewordener oder zerbrochener Hausnummern iſt 
vom Hausbeſitzer bei der Baudeputation anzumelden, welche die An⸗ 
bringung der neuen Nummern veranlaſſen wird. 

Der mit der Numerierung von der Baudeputation beauftragte 
Anſtreicher erhält für Lieferung und Anbringung der Hausnummern 
— auch der in Olfarbe gemalten — ohne Rückſicht auf die Zahl der 
Ziffern 0,40 Mark. 

In Fällen etwaiger Zahlungsverweigerung ſollen die Beträge 
Ran den Pflichtigen im Verwaltungs-Zwangsverfahren beigetrieben 
werden. 

§ 13. Das Anbringen oder Anbringenlaſſen unrichtiger Nummern 
oder vorſchriftswidriger Nummernſchilder iſt unterſagt. 

§ 14. Der Zeitpunkt der Numerierung eines neuen Hauſes iſt 
eingetreten, ſobald dasſelbe bewohnt oder nutzbar wird. 

$ 15. Vorſtehende Vorſchriften treten ſofort nach der Publikation 
in Kraft und werden Zuwiderhandlungen gegen dieſelbe mit einer 
Geldbuße bis zu 9 Mark oder verhältnismäßiger Haft beſtraft. 


Schneidemühl, den 8. März 1888. 


Die Polizeiverwaltung. 


9. Polizeiverordnung, betreffend Herſtellung der Bürgerſteige in 
der Stadt Schneidemühl, vom 12. Oktober 1898. (Nr. 96 des 
Kreisblatts für 1898.) 


Unter Bezugnahme auf die SS 5, 6 und 15 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 und $ 143 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird unter Zu⸗ 
ſtimmung des Magiſtrats hierdurch verordnet, was folgt: 

$ 1. Jeder Grundbeſitzer iſt verpflichtet, vor ſeinem Grundſtücke, 
dasſelbe mag bebaut ſein oder nicht, den Bürgerſteig auf Anordnung 
der Polizeibehörde nach folgenden Beſtimmungen anzulegen, zu ver⸗ 
beſſern und zu unterhalten. 
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8 2. Die Befeſtigung des Bürgerſteiges hat außer in den Fä 
des a ($ 3), des Neu- oder Umbaues ($ 4) a FH ea 
zu erfolgen. BR id; 

$ 3. Die Polizeibehörde wird alljährlich nach Vereinbarung mit 
dem Magiſtrat diejenigen Straßenſtrecken öffentlich unter Angabe des 

Endtermins für die Ausführung aufrufen, auf welchen die Herſtellung 

des Bürgerſteiges entſprechend den in den 8s 5 und 6 getroffenen 

Beſtimmungen zu erfolgen hat. 

8 4. Vor jedem Grundſtücke, auf welchem ein Neu⸗ oder Umbau 
ausgeführt wird, muß der Bürgerſteig gleichzeitig mit der Vollendung 
des Baues, ſoweit die Straßen reguliert und gepflaſtert ſind, den in 
den 88 5 und 6 enthaltenen Beſtimmungen gemäß hergeſtellt werden. 
Die für den Anſchluß an die nachbarlichen Bürgerſteige etwa erforder⸗ 
lichen Vorſchriften werden in jedem einzelnen Falle von der Polizei⸗ 
behörde erteilt. 

5. In den Fällen der 88 3 und 4 ſind für die Herſtellung 

der Bürgerſteige als Regel folgende Vorſchriften maßgebend: 

a) Das Längengefälle der Bürgerſteige folgt dem Längengefälle der 
Straße. Bürgerſteige unter oder von 1,25 Meter Breite find 
vollſtändig mit Granitplatten zu belegen. Bürgerſteige von 
mehr als 1,25 Meter Breite erhalten in der Mitte eine wenig⸗ 
ſtens 1,25 Meter breite Granitbahn und ſind im übrigen mit 
Pflaſter, Aſphalt oder einem anderen zweckentſprechenden 
Material, Fb Anwendung jedoch der beſonderen Genehmigung 
der Polizeibehörde bedarf, zu verſehen. 

Letztere behält ſich vor, zu geſtatten, daß der ganze Bürger⸗ 
ſteig unter Fortlaſſung der Granitplatten mit einem der genannten 
Materialien, namentlich Aſphalt allein, belegt werden kann; 
die zu verwendenden Granitplatten müſſen aus durchaus wetter⸗ 
beſtändigem Material beſtehen und ſollen vorwiegend ein quar⸗ 
ziges gleichmäßiges und feinkörniges Gefüge zeigen — Platten, 
in denen Feldſpath und Glimmer vorherrſchend ſind, dürfen 
nicht verlegt werden. Sie müſſen auf der oberen (Lauf-) Fläche 
glatt gearbeitet ſein und nirgends windſchiefe Flächen zeigen. 
c) Die Platten ſollen ſämtlich 1,25 Meter breit ſein, und wird 

für deren Länge ein Minimalmaß von 0,40 Meter feſtgeſetzt. 

Die Stärke der Platten muß in der Mitte 0,12 Meter und an 

dex fen innen anſchließenden Kanten mindeſtens 0,06 Meter 

tark ſein. 

Die Platten erhalten ein Kiesbett von mindeſtens 0,12 Meter 
und ſind ſo anzuſtopfen, daß beim Betreten ein Kippen der Platte 
nirgends vorkommt. b y 

Das Quergefälle des Bürgerſteiges wird auf 1: 36, bei 
Granitplatten auf 1: 24 feſtgeſetzt. 

d) Bei Durchfahrten iſt an Stelle der Trottoirplatten ein Reihen⸗ 
pflaſter mit Reihen von 13 bis 16 cm Breite herzuſtellen. Die 
Steine ſollen eine Geſamthöhe von 20 bis 25 cm haben, und 
müſſen die ſenkrechten Flächen auf eine Höhe von 8 cm jo vor⸗ 
gearbeitet ſein, daß beim Pflaſtern dieſe Flächen genau anein⸗ 
anderſchließen. 


b 


— 


19 


Die Länge der Steine, in der Querrichtung des Bürger⸗ 
ſteiges gemeſſen, muß mindeſtens 13 cm ſein. 

Das Kiesbett für dieſes Pflaſter bei Durchfahrten wird auf 
30 cm Stärke beſtimmt. 

e) Bei Verwendung von Aſphalt darf nur natürlicher Aſphalt ge- 
wählt werden, derſelbe muß von beſter Qualität ſein und eine 
feen feſte und ebene Unterlage erhalten. Dieſelbe iſt herzu⸗ 
tellen: 

1. Durch eine mindeſtens 10 cm ſtarke Betonlage, wohl⸗ 

geſtampft und eben abgeglichen, oder 

2. Asp A Schicht flachſeitiges Ziegelpflaſter unter 

phalt. 
Die Ziegel müſſen hart gebrannt ſein und mit allen 
Fugen in gutem Mörtel gemauert werden, auch ſind die 
Fugen ſauber und voll auszuſtreichen, oder 
3. durch ein auf Kiesſand gehörig gerammtes Stein⸗ 
pflaſter, welches 2 cm ſtark mit Zementmörtel abgeglichen 
ſtattet Eine Unterlage bloß von Feldſteinen iſt nicht ge⸗ 
attet. 

Auf dieſer Unterlage iſt, nachdem ſie gehörig ange⸗ 
trocknet, der Asphalt mit einer durchaus ebenen Oberfläche 
in einer Stärke von mindeſtens 2 cm, bei Einfahrten aber 
von 5 cm zu verlegen. Das Quergefälle beträgt für Aſphalt 
1: 24. 

Bei Bürgerſteigen von 1,25 m oder geringerer Breite, welche 
ganz mit Asphalt zu belegen ſind, muß ber Bord am Rinnſteine 
. von 10/30 cm Querſchnitt befeſtigt 
werden. 

) Zur Abführung des Tagewaſſers aus den Dachrinnen an der 
Straße ſind flache Zementrinnen ohne Abdeckung und zur Ab⸗ 
führung des Tagewaſſers vom Hofe gemauerte Kanäle oder 
mindeſtens 10 cm tiefe Zementrinnen, welche auf einer mit 
Zementmörtel gemauerten Ziegelſchicht ruhen, mit Holz⸗ oder 
Eiſenplatten abzudecken. 

9 Rampen oder ſonſtige den Verkehr auf dem Fahrdamm hindernde 
Anſteigungen im Pflaſter ſind zu vermeiden. 

h) Prellſteine, Prellpfähle oder andere, ähnliche Verkehrshinderniſſe 
ſind ohne beſondere Erlaubnis der Polizeibehörde weder auf den 
Bürgerſteigen noch vor denſelben an den Rinnſteinbrücken ec. 
geſtattet. Wo dieſelben bereits beſtehen, ſind ſie, ſofern ſie 
weiter, als die Bauordnung es geſtattet, vor der Hausflucht 
vortreten, zu beſeitigen oder entſprechend einzuziehen. 

$ 6. Die Polizeibehörde behält ſich vor, wenn es beſondere Ver⸗ 

hältniſſe notwendig machen oder geſtatten, Abweichungen von den 
Beſtimmungen des § 5 feſtzuſetzen, welche gegen dieſe eine Erſchwerung 
der Verpflichtung des Grundbeſitzers nicht enthalten. 

§ 7. Wer gegen die Beſtimmungen der vorſtehenden Polizeiver⸗ 

ordnung verſtößt oder den auf Grund derſelben . Anord⸗ 
nungen nicht Folge leiſtet, verfällt in eine Geldſtrafe bis zu 9 Mk., 
im Unvermögensfalle in eine Haftſtrafe bis zu 3 Tagen. 


ſtellten Bedingungen er 
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$ 8. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver⸗ 
öffentlichung in Kraft. Mit demſelben Tage tritt die Verordnung 
vom 10. Januar 1879 außer Kraft. 

Schneidemühl, den 12. Oktober 1898. 


Die Polizeiverwaltung. 
II. H. 16070. 


10. Ortsſtatut für die Stadt Schneidemühl, die Anlegung und Ver⸗ 
änderung von Straßen betreffend, vom 22. Juli 1879. (Nr. 113 
der Schueidemühler Zeitung pro 1879.) 


Auf Grund der 88 12 und 15 des Geſetzes, betreffend die An⸗ 
legung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und 
ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 iſt unter Zuſtimmung der 
Gemeindevertretung folgendes Ortsſtatut feſtgeſetzt worden: 

1. Im Stadtbezirke Schneidemühl dürfen an Straßen und 
Straßenteilen, welche noch nicht in ihren feſtgeſetzten Fluchtlinien für 
den öffentlichen Verkehr der Gemeinde abgetreten, der beſtimmten 
echend geebnet und mit den vorgeſehenen Entwäſſe⸗ 
ſehen find (conf. $ 4 des Geſetzes vom 2. Juli 1875) 
Wohngebäude, welche nach dieſen Straßen einen Ausgang haben, nicht 
Sobald Straßen oder Straßenteile in dieſer Weiſe 
für den öffentlichen Verkehr und den Anbau hergeſtellt ſind, iſt dies 

in dem für deren amtliche Bekanntmachungen 


che 
it vorhandenen unbebauten Straßen oder 
Straßenteilen dürfen Wohngebäude, die nach dieſen Straßen einen 


een ordnungsmäßigen Entwäſſerun 
3. 
I: von dem Unternehmer eine ausreichende Sicherheit dafür gegeben 
iſt, daß bis zur Benutzung des Gebä N N 
füllt werden. Solange dieſe Bedingungen nicht 
erfüllt ſind, darf das errichtete Gebäude nicht bewohnt werden. 
$ 4. Diejenigen, welche eine dur Bebauung beſtimmte Straße 
anlegen oder eine ſolche ſchon beſtehende Straße verlängern wollen, 
find verpflichtet, 4 
a) hierzu die Genehmigung der Gemeindebehörde nachzuſuchen und 
dem Geſuche, wenn die neue Straße im Stadtbebauungsplane 
nicht vorgeſehen iſt, drei (3) übereinſtimmende, von ſachkundiger 
Hand nach Maßgabe der für die Aufſtellung von Bebauungs⸗ 
plänen geltenden Beſtimmungen richtig gefertigte, die neue Straße 
nach Lage, Richtung und Höhe ſowie ihren Anſchluß an be⸗ 
ſtehende oder im Stadtbebauungsplane vorgeſehene Straßen oder 
Plätze darſtellende Zeichnungen und nötigenfalls Beſchreibungen 
und Nachweiſungen der angrenzenden Beſitzer beizufügen; 
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b) die neue Straße in einer Breite von mindeſtens zwölf Metern 
der Gemeinde für den öffentlichen Verkehr unentgeltlich und frei 
von Schulden und Laſten zum vollen Eigentum abzutreten. Die 
Freilegung und erſte Einrichtung der neuen Straße wird von 
ſeiten der Stadtgemeinde auf Koſten der Unternehmer bewirkt. 

Wenn die dafür aufzuwendenden Koſten nicht ſofort von 

dem Unternehmer gezahlt werden, ſo ſind dieſelben von den an⸗ 
grenzenden Eigentümern, ſobald ſie Gebäude an der neuen 
Straße errichten, maßgeblich der 88 6 und 7 dieſes Statuts 
ohne Rückſicht auf die Breite der Straße zu erſtatten. 

§ 5. Die Eigentümer derjenigen Grundſtücke, welche an von der 
Gemeinde neu angelegte oder an zurzeit beſtehende aber ungepflaſterte 
Straßen angrenzen, ſind verpflichtet, die von der Gemeinde für Frei⸗ 
legung, Pflaſterung und ſonſtige vorſchriftsmäßige Einrichtung dieſer 
Straßen und Straßenteile aufgewendeten Koſten nach Verhältnis der 
Länge ihrer die Straße berührenden Grenzen für die Hälfte der 
Straßenbreite, jedoch wenn die Straße breiter als 26 m iſt, nicht für 
mehr als 13 m der Straßenbreite zu erſtatten. 

Die Verpflichtung ruht ſolange, als dieſelben Gebäude an der 
Straße nicht errichten. 8 

§ 6. Zu den Koſten der Freilegung und Einrichtung einer Straße 
oder eines Straßenteils gehört außer dem Kaufpreiſe für die neu er⸗ 
worbene Grundfläche alles, was die Gemeinde zur Beſeitigung von 
Baulichkeiten und Ausfüllung von Vertiefungen auf der Straßenfläche, 
beziehungsweiſe bis zur Baufluchtlinie, zur anderweitigen Einfriedigung 
der angrenzenden Grundſtücke und zur Entſchädigung der angrenzenden 
Eigentümer für Böſchungen oder ſonſtigen durch Anlegung oder Ver⸗ 
änderung der Straßen notwendig gewordenen Einrichtungen, für den 
Anſchluß der neuen Straße an bereits beſtehende oder anzulegende 
Straßen, für Überfahrts⸗ und Übergangsbrücken, für Entwäſſerung 
und Waſſerverſorgung, für Pflaſterung des Fahrdammes und der Her⸗ 
richtung der Bürgerſteige auf beiden Seiten desſelben, welche mit 
mindeſtens 1,25 m breiten Fußgängerbahnen und mit Hauſteineinfaſſung 
zu verſehen ſind, aufgewendet hat. 

Die Koſten der Freilegung und Einrichtung von Straßen 
oder Straßenteilen (88 4, 5 und 6 des Statuts) werden von der Bau⸗ 
deputation pflichtmäßig feſtgeſetzt und nachdem die Anlage vom Magiſtrat 
für vollſtreckbar erklärt iſt, nach Eintritt der Fälligkeit nötigenfalls 
im Verwaltungswege beigetrieben. 

Auch darf der Magiſtrat, ſobald die auszuführenden Arbeiten 
begonnen ſind, von den zur Erſtattung der Koſten Verpflichteten 
ſpäter denſelben anzurechnende Vorſchüſſe in angemeſſener Höhe in 
gleicher Weiſe einziehen laſſen. 

[Abſatz 3 iſt erſetzt durch Nachtrag vom a 1899, zum Orts⸗ 
ſtatut vom 7 nagut 1879. (Siehe nächſte Nummer.) 

§ 8. Über die Angemeſſenheit und Höhe der nach den SS 3, 5 
und 7 zu gewährenden Sicherheiten, Koſten und Vorſchüſſe ent⸗ 
En der Gemeindevorſtand nach gutachtlicher Außerung der Bau⸗ 
eputation. 
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Sollte die Anwendung des Ortsſtatuts im einzelnen Falle zu be⸗ 
ſonderer Härte führen, ſo können die Bauunternehmer entweder von 
den ſtädtiſchen Behörden oder im Beſchwerdefalle von der Königlichen 
Regierung als Aufſichtsbehörde von der Verpflichtung zur Tragung 
der Straßenherſtellungskoſten ganz oder zum Teil entbunden werden. 

Um etwaigen Härten bei Ausführung dieſes Statuts zu begegnen, 
ſind die ſtädtiſchen Behörden befugt, bei Neu⸗ reſp. Anbauten unbe⸗ 
deutender Hintergebäude den Bauunternehmer von der Verpflichtung zur 
Tragung der Straßenherſtellungskoſten ganz oder teilweiſe zu entbinden. 

Darüber, was unter Neu- reſp. Anbau unbedeutender Hinter⸗ 
gebäude zu verſtehen iſt, und ob eine vollſtändige oder nur teilweiſe 
Befreiung von der Verpflichtung zur e der Straßenherſtellungs⸗ 
koſten einzutreten hat, eventl. in welcher Höhe dieſe Koſten beizutragen 
ſind, haben die Stadtbehörden nach gutachtlicher Außerung der Bau⸗ 
deputation zu entſcheiden. 

§ 9. Gegenwärtiges Statut tritt mit dem Tage ſeiner erſten 
Verkündigung durch das Lokalblatt in Kraft. 

Durch dasſelbe werden die Verhältniſſe der bereits vollſtändig 
ausgebauten Straßen nicht berührt. 

Namentlich behalten die Eigentümer der an öffentliche Plätze oder 
Straßen angrenzenden Grundſtücke die landrechtlich ihnen obliegende 
Verpflichtung zur Einrichtung und Unterhaltung des Bürgerſteiges vor⸗ 
längs ihrer Grundſtücke nach den Anordnungen der Ortspolizeibehörde. 


Schneidemühl, den 22. Juli 1879. 
Der Magiſtrat. Die Stadtverordnetenverſammlung. 


Vorſtehendes Statut wird hierdurch von uns beſtätigt. 
Bromberg, den 4. September 1879. 


Königliche Regierung, Abteilung des Innern. 


10 a. Erſter Nachtrag zu dem Ortsſtatut für die Stadt Schneide: 

mühl, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen, vom 

22. Juli 1879, vom 10. März 1899. (Nr. 147 der Schneidemühler 
Zeitung pro 1899.) 


Auf Grund der $$ 12 und 15 des Geſetzes, betreffend die Anlegung 
und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen 
Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 wird mit Zuſtimmung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung zu dem oben bezeichneten Ortsſtatute folgender 
Nachtrag erlaſſen: 

9 1. Der letzte Abſatz in dem 8 7 des in Rede ſtehenden Orts- 
ſtatuts, welcher lautet: 

„Mit dem Bau an der Straße darf jedenfalls erſt begonnen 
werden, wenn die verwendeten oder noch zu verwendenden Koſten 
erſtattet oder doch wenigſtens der Gemeinde durch Kautions— 
ſtellung ausreichend ſicher geſtellt find“, 

wird aufgehoben. 
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Die fortfallende Beſtimmung wird durch den nachfolgenden 8 2 
dieſes Statuts erſetzt. ö 

8 2. Mit dem Bau an der Straße darf jedenfalls exit begonnen 
werden, wenn die verwendeten oder noch zu verwendenden Koſten er⸗ 
ſtattet ſind. 

Auf Antrag kann jedoch den Zahlungspflichtigen geſtattet werden, 
die Erfüllung der Verbindlichkeiten, von welchen der Beginn des Baues 
abhängig gemacht wird, durch Kautionsleiſtung ſicher zu ſtellen. 

§ 3. Dieſer Statutnachtrag tritt mit dem Tage der Veröffent⸗ 
lichung in Kraft. 

Schneidemühl, den 10. März 1899. 


Der Magiſtrat. Die Stadtverordnetenverſammlung. 


Vorſtehender Nachtrag wird hiermit gemäß 8 146 des Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetzes in Verbindung mit § 117 des Landesverwaltungsgeſetzes 
genehmigt. 

Bromberg, den 31. Mai 1899. 


Der Bezirksausſchuß. 


11. Polizeiverordunung, betreffend die Anlegung und Veränderung 
von Straßen und Plätzen im Stadtbezirk Schneidemühl, vom 
21. April 1879. (Nr. 91 des Kreisblatts.) 


Auf Grund des 8 5 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 
Polizeiverwaltung wird mit Bezug auf $ 12 des Geſetzes, betreffend 
die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen, vom 2. Juli 
1875 nach Beratung mit dem Gemeindevorſtande und mit Genehmigung 
der Königlichen Regierung in Bromberg folgendes verordnet: 

§ 1. Für alle künftig anzulegenden oder zu verändernden Wege, 
Straßen, Straßenteile und Plätze iſt zur Herſtellung für den öffent⸗ 
lichen Verkehr und den Anbau erforderlich: 

1. die Freilegung der zum Straßendamm und zu den Bürger⸗ 
ſteigen erforderlichen Grundflächen und deren ſchulden⸗ und ab⸗ 
gabenfreie Übereignung an die Stadt; 

2. die nach vorangegangener Feſtſetzung der Höhenlage ausgeführte 
Regulierung der Straße mit einem regelmäßigen Längengefälle, 
welches das Verhältnis von 1:18 nicht überſteigen darf, bei 
einem Breitengefälle von 1:24 bis 1:36; 

3. die oberirdiſche Entwäſſerung mittels Rinnſteine im Anſchluß 
an eine bereits gepflaſterte und entwäſſerte öffentliche Straße 
oder die Anlage einer unterirdiſchen Entwäſſerung im Anſchluß 
an eine bereits beſtehende öffentliche unterirdiſche Entwäſſerung. 

Das Längengefälle der Rinnſteine darf nicht weniger als 
1: 200, das der unterirdiſchen Entwäſſerungen bei Anwendung 
innen glaſierter Tonröhren nicht weniger als 1500 betragen; 

4. die Plaſterung des Straßendammes in ſeiner ganzen Breite, 
einſchließlich der Rinnſteine, 


im Anſchluß an eine bereits regulierte 


und gepflajterte Straße ſowie die Legung von Granitbord 

längs der äußeren Seite der Rinnſteine die Plasten df 
nur durch Reihenpflaſter mit Reihen von 13—16 cm Breite her⸗ 
geſtellt werden. Die Steine ſollen eine Geſamthöhe von 20—25 cm 
haben und müſſen die ſenkrechten Flächen auf eine Höhe von 
8 cm jo vorgearbeitet, fein, daß beim Pflaſtern dieſe Flächen 
genau aneinander ſchließen. Die Länge der Steine, in der 
Querrichtung des Straßendammes gemeſſen, wird auf 13 cm 
2 — a Kiesbett für dieſes Pflaſter auf 30 cm Stärke be⸗ 

immt; 

die Herſtellung der Bürgerſteige muß genau nach der Polizei⸗ 
verordnung vom 10. Januar 1879 erfolgen; 

6. die Herſtellung von Beleuchtungsvorrichtungen, beſtehend in 
Beſchaffung und Aufſtellung von Straßenlaternen für Gas⸗ 
beleuchtung auf eiſernen Kandelabern in Zwiſchenräumen von 
30—50 m an den vom Magiſtrate zu bezeichnenden Stellen; 

7. die Einrichtung der erforderlichen Brückenanlagen und die An⸗ 
legung von Überfahrts⸗ und Übertrittsbrücken. a 

8 2. Als Anlage oder Veränderung einer Straße im Sinne des 

Geſetzes vom 2. Juli 1875 gilt auch die Umwandlung eines un⸗ 
regulierten Weges oder einer Landſtraße in eine ſtädtiſche Straße, 
bezw. der Anſchluß eines ſolchen Weges oder einer Landſtraße an eine 
ſtädtiſche Straße. . 

§ 3. An Wegen, Straßen, Straßenteilen und Plätzen, welche 

dem § 1 nicht entſprechen, dürfen Wohngebäude nur nach Maßgabe 


ot 


der ortsſtatutariſchen Beſtimmungen. errichtet werden. 

4. Bauten, welche den Beſtimmungen des § 1 und den orts⸗ 
ſtatutariſchen Beſtimmungen zuwider errichtet werden, ziehen Ein⸗ 
ſtellung des angefangenen Baues oder Schließung bezw. Abbruch 


des etwa fertiggeſtellten Baues im Wege der Verwaltungsexekution 


nach ſich. f 
Außerdem verfällt der Bauherr, Baumeiſter oder Bauhandwerker, 


welcher dieſen Bau ausführt oder ausführen läßt, in die $ 367 Nr. 15 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs feſtgeſetzte Strafe. 


Schneidemühl, den 21. April 1879. 


Die Polizeiverwaltung. 


12. Polizeiverorduung, betreffend den Auſchluß der Grundſtücke an 
die unterirdiſchen Kanäle in der Stadt Schneidemühl, vom 
3. Januar 1896. (Nr. 22. des Kreisblatts.) 


Unter Bezugnahme auf die 88 5, 6 und 15 des Geſetzes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 und auf $ 143 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird mit 
Zustimmung des Magiſtrats für die Stadtgemeinde Schneidemühl 
folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 
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§ 1. Jedes bebaute und zur Bebauung gelangende Grundſtück 
muß, ſobald ein neuer öffentlicher Kanal angelegt oder ſobald an 
Stelle eines alten Kanals ein neuer hergeſtellt iſt, auf Verlangen der 
Polizeiverwaltung an dieſe Kanäle angeſchloſſen werden. Ausge⸗ 
nommen von dem zwangsweiſen Anſchluß ſind diejenigen Grundſtücke, 
für welche eine den polizeilichen Anforderungen entſprechende Kanal- 
anlage bereits beſteht. 

Die Verpflichtung hierzu liegt dem Eigentümer oder Nutznießer 
des Grundſtücks ob, welcher auch für die Befolgung der übrigen polizei⸗ 
lichen Vorſchriften verantwortlich iſt. 

$ 2. Durch die Kanäle müſſen das überſchüſſige Brunnen⸗ und 
Regenwaſſer, ſowie das Schneewaſſer, das durch Waſſerſpülung ver⸗ 
dünnte Piſſoir⸗ und Stallwaſſer und das Gewerbe- und Induſtrie⸗ 
waſſer unterirdiſch abgeführt werden. 

Feſte Stoffe, insbeſondere menſchliche Exkremente, Küchenabfälle, 
Kehricht, Sand, Schutt, Aſche, ferner feuer⸗ und exploſionsgefährliche 
Stoffe, welche die Kanalwandungen beſchädigen können, dürfen durch 
die Anſchlußleitungen nicht abgeführt werden. 

§ 3. Jeder Verpflichtete hat die in ſeinem Grundſtücke befind⸗ 
lichen Anlagen und Röhren dergeſtalt zu reinigen und zu ſpülen, daß 
keine Verſtopfung eintritt. 

Der aus den Sinkkäſten beziehungsweiſe den Schlammſchächten 
herausgeſchaffte Unrat muß ſpäteſtens innerhalb 24 Stunden nach 
der Entleerung abgefahren und darf innerhalb der bewohnten 
. Yan nicht in Gärten oder Höfen aufbewahrt oder vergraben 
werden. ; 

§ 4. Die Entwäſſerungsanlage iſt nach Maßgabe nachſtehender 
Vorſchriften auszuführen: 

a) Die Erfüllung der in dem 8 2 gegebenen Vorſchriften iſt durch 
ausreichende Vorrichtungen zur Ablagerung, Neutraliſierung 
oder Abkühlung der abzuführenden Flüſſigkeiten zu be⸗ 
wirken. 

b) Jede Entwäſſerungsanlage iſt mit Geruchsverſchlüſſen, nötigen⸗ 
falls mit Ventilationsvorrichtungen zur Abführung der ſich 
entwickelnden Gaſe zu verſehen. Dieſelben ſind derartig an⸗ 
zubringen, daß den Bewohnern und Nachbarn des zu ent⸗ 
wäſſernden Grundſtücks weder Beläſtigung noch Schaden ver⸗ 
urſacht wird. 

c) Das Austreten der Kanalgaſe in bewohnte Räume iſt durch 
Anbringung von Verſchlüſſen zu verhindern. 

d) Die Sohle der Senkſchächte muß 50 em tiefer liegen als die 
Sohle des Ausflußrohres. 

Das Ausflußrohr iſt mit einem feſt eingemauerten 
ſchmiedeeiſernen Gitter und der Sinkſchacht oberhalb mit einem 
Geruchverſchluß zu verſehen. 

Die Sohle der Einſteigeſchächte muß 70 em tiefer liegen 
als die Sohle des Abflußrohres. Der Einſteigeſchacht iſt 
oberhalb luftdicht zu überdecken. j 

§ 5. Zu jeder projektierten Entwäſſerungsanlage iſt vorher bei 
der Polizeiverwaltung ſchriftlich die Genehmigung nachzuſfuchen. Dem 


Anſchlußerlaubnisgeſuch ift ein Plan und eine Beſchreibung der Ent- 
wäſſerungsanlage in doppelter Ausfertigung mit der Unterſchrift des 
Verpflichteten und des ausführenden Unternehmers beizufügen. Die 
Pläne müſſen enthalten: 
1. Die Situation des Grundſtücks nach dem Maßſtabe von 1: 500. 
2. Den Grundriß der Bauten im Maßſtabe von 1: 100. In letzteren 
ſind einzutragen: 

a) Die Einteilung des Kellers und Erdgeſchoſſes und die Be⸗ 
nutzung der einzelnen Teile. 

b) Sämtliche beſtehende Abfallrohre, Abtritte und Piſſoir⸗ 
anlagen, Spülſteine, Badeeinrichtungen, Regenröhren, Sink⸗ 
kaſten, Pumpen, Zapfhähne, Springbrunnen einſchließlich 
der Zu⸗ und Abflußleitungen. 

c) Die Lage des beſtehenden Waſſerlaufs und des unter⸗ 
irdiſchen Kanals bezw. des Einlaßſtückes. 

d) Die projektierte Leitung mit den Ventilations⸗ und Ver⸗ 
ſchlußeinrichtungen und ſonſtige Einzelheiten. 

3. Den Grundriß und Querſchnitt von je einem Sinkkaſten und 
Schlammfange im Maßſtabe 1: 100 mit Angabe der Höhenlage 
für die Ein⸗ und Abflußrohre. . 
Die Anlage iſt genau nach Vorſchrift der genehmigten Pläne und 
den Bedingungen der Erlaubnis auszuführen. b 
Die Ausführung hat binnen einer Friſt von 3 Monaten 
nach rechtskräftiger polizeilicher Aufforderung zu erfolgen, ſofern die 
Polizeiverwaltung keine Befriſtung genehmigt. 7 
§ 7. Vor Beginn und nach Fertigſtellung der Arbeiten zum An⸗ 
ſchluß an die Kanäle iſt der Polizeiverwaltung Anzeige zu erſtatten. 
Die Benutzung der Anlagen darf erſt nach erfolgter Abnahme be⸗ 
ginnen. i 
§ 8. Unmittelbar nach Einführung der Anſchlüſſe in die Kanäle 
ſind beſtehende ältere Entwäſſerungen zu beſeitigen und vorhandene 
Sammel⸗ und Senkgruben zu verfüllen. 
§ 9. An den geſamten Anlagen der Entwäſſerung dürfen ohne 
vorgängige Genehmigung der Polizeiverwaltung keine Anderungen vor- 
genommen werden. De g 
10. Den beauftragten ſtädtiſchen Beamten muß jederzeit der 
Zutritt zu den Entwäſſerungsanlagen gewährt werden. Den auf Grund 
der Beſichtigungen erlaſſenen Anordnungen iſt unverzüglich Folge zu 


leiſten. g 
§ 11. Für die Zeit einer notwendigen Sperrung der Kanäle iſt 
nach erfolgter Bekanntmachung jede Ablaſſung von Flüſſigkeiten in 
dieſelben verboten. 5 Bi 
$ 12. Die Beſtimmungen in den 8s 2 bis 5, 7, 9, 10 und 11 
5 auch auf Anſchlüſſe an private unterirdiſche Kanäle An⸗ 
wendung. r 
$ 13. Übertretungen vorſtehender Vorſchriften werden mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 9 Mark, im Unvermögensfalle mit entſprechender Haft⸗ 
ſtrafe geahndet. Außerdem können die den Verpflichteten durch dieſe 
| Polizeiverordnung auferlegten Arbeiten im Weigerungs⸗ bezw. Inter: 
laſſungsfalle auf deren Koſten von Amtswegen ausgeführt werden. 


8 14. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver⸗ 
öffentlichung in Kraft. 


Schneidemühl, den 3. Januar 1896. 


Die Polizeiverwaltung. 


Stadt Schönlanke. 


1. Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und Unterhaltung 
der Bürgerfteige in der Stadt Schönlanke, vom 6. Oktober 1904. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 und des § 143 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird nach Zuſtim⸗ 
mung des Magiſtrats für die Stadt Schönlanke nachſtehende Polizei⸗ 
verordnung erlaſſen: 

8 1. Die Einrichtung und Unterhaltung der Bürgerſteige der 
Stadt Schönlanke, zu welcher die Grundſtücksbeſitzer obſervanzmäßig 
verpflichtet ſind, muß von den Verpflichteten in nachſtehender Weiſe 
bewirkt werden: 1 

a) Die Bürgerſteige ſind mit einer Gehbahn (Trottoir), ſowie 
mit Bordſteinen verſehen. 

b) Zur Befeſtigung der Gehbahn ſind Platten von Granit oder 
Kunſtſtein zu verwenden. Ob die Art der zu verwendenden 
Kunſtſteine genügt, wird nach Anhörung der ſtädtiſchen 
Behörden beſtimmt. Die Gehbahn muß da, wo die Breite 
des Bürgerſteiges es geſtattet, eine Breite von 1,25 m haben 
und in gleicher Flucht durchlaufen; iſt der Bürgerſteig nur 
1,25 m oder weniger breit, jo iſt derſelbe in ſeiner ganzen 
Breite als Gehbahn zu befeſtigen. 

c) Der Raum zwiſchen den angrenzenden Grundſtücken und der 
Gehbahn, beziehungsweiſe zwiſchen der letzteren und dem 
Bordſtein iſt mit Pflaſter zu verſehen. 

d) Vor den Einfahrten müſſen die Bürgerſteige mit Pflaſter 
aus gut geſchlagenen Kopfſteinen verſehen werden. 

e) Zu den den Bürgerſteig durchſchneidenden Waſſerabführungen, 
deren Anlage die Genehmigung der Polizeibehörde erfordert, 
ſind eiſerne Schlitzrinnen oder ſtarke hölzerne Bohlen zu 
verwenden. 

) Das Längsgefälle der Bürgerſteige muß in der Regel dem 
Längsgefälle des Straßendammes folgen, das Quergefälle in 
der Regel 1:30 betragen. 

g) Die Fluchtlinien der Gehbahnen, der Bordſteine und der 
Straßenrinnſteine werden in jedem einzelnen Falle von der 
le nach Anhörung der ſtädtiſchen Behörden be= 

immt. 

h) Ausnahmen von vorſtehendem bleiben vorbehalten. 


8 2. Die Umänderung der bereits anderweit befeſtigten Bürger⸗ 
ſteige nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung erfolgt nach An⸗ 
hörung der ſtädtiſchen Behörden auf Grund der von der Polizeiver⸗ 
waltung zu treffenden Feſtſetzung. In gleicher Weiſe wird in dieſem 
Falle die Zeit der Ausführung beſtimmt. 

3. Regulierungen des Bürgerſteiges, welche ohne Aufforderung 
der Polizeibehörde erfolgen, ſind ebenfalls nach Maßgabe des 8 1 
dieſer Verordnung zu bewirken. 

4. Die bei Gelegenheit der Regulierung notwendig werdenden 
Veränderungen an den Gebäuden, Hauseingängen, Tritten, Treppen, 
Kellerlöchern uſw. ſind nach Anweiſung der Polizeibehörde ſeitens des 
Grundſtücksbeſitzers zu bewirken. 

5. Perſonen, welche den vorſtehenden Anordnungen zuwider⸗ 
handeln, oder denſelben in vorkommenden Fällen nicht genügen, haben 
eine Geldſtrafe bis zu 9 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle 
eine Haft bis zu 3 Tagen tritt, ſowie beſtimmungsgemäße Herſtellung 
auf ihre Koſten zu gewärtigen. n ; 

8 6. Dieſe Polizeiverordnung tritt ſogleich nach ihrer Bekannt⸗ 
machung in Kraft. 


Schönlanke, den 6. Oktober 1904. 
Die Polizeiverwaltung. 


2. Ortsſtatut über die Anlage und Unterhaltung der Bürgerſteige 
in der Stadt Schönlanke vom 30. März 1905. 


Auf Grund des 8 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und 
der 88 1, 9, 69 und 91 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 wird durch übereinſtimmenden Beſchluß des Magiſtrats und der 
„ ammlung für den Stadtbezirk Schönlanke folgendes 

eſtimmt. 

§ 1. Um denjenigen Grundbeſitzern, welchen obſervanzmäßig die 
Verpflichtung zur Herſtellung und Unterhaltung der Bürgerſteige vor 
ihren Grundſtücken obliegt, bei der Ausführung der durch polizeiliche 
Vorſchriften von ihnen geforderten erſten Einrichtung, Anderung und 
Unterhaltung der Bürgerſteige eine Erleichterung zu gewähren, wird 
dieſe erſte Einrichtung oder Anderung von der Stadtgemeinde unter 


folgenden Bedingungen übernommen : 
Der Grundbeſitzer hat ſchriftlich oder protokollariſch zu erklären, 


daß er 

a) die Ausführung dem Magiſtrat überlaſſe, 

b) ſich den nachſtehenden Bedingungen unterwerfe. 

8 2. Die durch die Ausführung erwachſenden Koſten hat der 
pflichtige Grundbeſitzer dem Magiſtrat in Form von Beiträgen zurück⸗ 
zuerſtatten. 


Hierbei gelten jedoch folgende Maßgaben: 
a) Die Beſchaffung der erforderlichen Steine und des ſonſtigen 


Materials, ſowie die Regulierung und Umpflaſterung der 
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Bürgerſteige erfolgt auf Koſten der Stadtgemeinde. Der 
betreffende Grundbeſitzer hat lediglich einen Beitrag in Höhe 
der Hälfte des Selbſtkoſtenpreiſes zu entrichten. 

b) Die jetzt auf den Bürgerſteigen vorhandenen Materialien, ſo⸗ 
weit dieſelben nicht wieder zur Verwendung kommen, bleiben 
Eigentum der betreffenden Grundſtücksbeſitzer. 5 

§ 3. Dagegen ſind alle an den Grundſtücken, Gebäudeeingängen, 
Tritten, Treppen, Kellerlöchern uſw. notwendig werdenden Um⸗ 
änderungen von den Eigentümern allein zu bezahlen. Nur bei be⸗ 
ſonderer Koſtſpieligkeit der erforderlichen baulichen Umänderung kann 
auf Antrag eine der Billigkeit entſprechende Beihilfe ſeitens der Stadt⸗ 
gemeinde gewährt werden. Ren 

§ 4. Die im 8 2 feſtgeſetzten Beiträge ruhen als dringliche 
öffentliche Laſt auf den herangezogenen Grundſtücken und ſind inner⸗ 
halb 3 Monaten nach Fertigſtellung der Anlage und Zuſtellung der 
Zahlungsaufforderung bei Vermeidung der Einziehung im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren an die Stadtkaſſe zu zahlen. 

Wenn der Anteil eines Grundbeſitzers 60 Mark überſteigt, ſo 
können auf Antrag desſelben Teilzahlungen in Yı jährlichen Raten 
von 20 Mark geſtattet werden. 8 

$ 5. Grundſtücksbeſitzer, welche die Legung des Trottoirs und die 
Regulierung der Bürgerſteige nach den Beſtimmungen der Polizei⸗ 
verordnung vom 6. Oktober 1904 ſelbſt ausführen wollen, erhalten 
von der Stadt keinen Zuſchuß, ſondern müſſen ſämtliche Koſten aus 
eigenen Mitteln tragen. 


Schönlanke, den 30. März 1905. 
Der Magiſtrat. 


Genehmigt auf Grund der SS 9 und 77 des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes vom 14. Juli 1893 in Verbindung mit § 117 des Landes⸗ 
verwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883. 


Bromberg, den 12. Mai 1905. 
Der Bezirksausſchuß. 


Kreisſtadt Schubin. 


Ortsſtatut, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen 
und Plätzen in Schubin, vom 14. Juni 1904. 


Auf Grund des $ 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 in 
Verbindung der SS 12, 13 und 15 des Geſetzes, betreffend die An⸗ 
legung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und 
ländlichen Ortſchaften vom 2. Juni 1875 wird im Einvernehmen mit 
der Gemeindevertretung bezüglich der Bebauung der Stadt Schubin 
nachſtehendes Ortsſtatut beſchloſſen. 
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8.1. An Straßen und Straßenteilen, welche noch nicht für den 
öffentlichen Verkehr und den Anbau fertiggeſtellt ſind, dürfen Wohn⸗ 
gebäude, die nach dieſen Straßen einen Ausgang haben, nicht errichtet 


werden. 5 5 1 
§ 2. Bei Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer 


ſchon beſtehenden Straße, wenn ſolche zur Bebauung beſtimmt iſt, 
ſowie bei dem Anbau an ſchon vorhandene, bisher unbebaute Straßen 
und Straßenteile hat der Unternehmer der neuen Anlage oder die an⸗ 
grenzenden Eigentümer, letztere, ſobald ſie Gebäude an der neuen 
Straße errichten, die Freilegung, erſte Einrichtung einſchließlich 
Beleuchtungsvorrichtung, Pflaſterung und Entwäſſerung der Straße in 
der dem Bedürfnis entſprechenden Weiſe zu beſchaffen, ſowie deren 
zeitweiſe, höchſtens jedoch 5jährige Unterhaltung bezw. einen verhältnis⸗ 
mäßigen Beitrag oder den Erſatz der zu allen dieſen Maßnahmen 
erforderlichen Koſten zu leiſten. 1 N 

Zu dieſen Verpflichtungen können die angrenzenden Eigentümer 
nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite und wenn die Straße 
breiter als 26 m iſt, nicht für mehr als 13 m der Straßenbreite her⸗ 
angezogen werden. a - 

Bei Berechnung der Koſten find die Koſten der geſamten Straßen⸗ 
anlage bezw. deren Unterhaltung zuſammenzurechnen und den Eigen⸗ 
tümern nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze 


zur Laſt zu legen. 5 5 5 
§ 3. Vorſtehendes Statut tritt mit dem Tage der vorſchrifts⸗ 


mäßigen Veröffentlichung in Kraft. 
Schubin, den 14. Juni 1904. 
Der Magiſtrat. 


Stadt Schulitz. 


1. Ordnung, betreffend die Erhebung von Gebühren für die Be⸗ 
nutzung der ſtädtiſchen Kanaliſation im Stadtbezirke Schulitz, vom 
1./6. Mai 1903. 


des Kommunalabgabengeſetzes vom 
vorbehaltlich der Genehmigung des 
Bezirksausſchuſſes zu Bromberg, auf Grund des Beſchluſſes der hieſigen 
Stadtverordnetenverſammlung vom 28. April 1903 für die Gemeinde 


Schulitz folgende Gebührenordnung erlaſſen: 

5 N Die Eigentümer der im Stadtbezirke belegenen Gebäude 
aller Art, welche ihre Abwäſſer dem ſtädtiſchen Kanalnetz zuführen, 
find verpflichtet, an die hieſige Stadtlaſſe eine jährliche Gebühr zu 
entrichten. Dieſe Gebühr iſt für die Geſamtbeſitzung eine einheit⸗ 
liche ohne Rückſicht darauf, ob nur Dachrinnenanſchluß oder An⸗ 
ſchluß für häus liche oder gewerbliche Abwäſſer oder für ſämtliche 


In Gemäßheit der 88 4, 7 
14. Juli 1893 wird hierdurch, 


Abwäſſer beſteht und ob der Anſchluß in einer oder mehreren Zu⸗ 
leitungen erfolgt. 

§ 2. Die Gebühr ift am 1. Oktober eines jeden Jahres fällig 
und beträgt 1 Prozent des Gebäudeſteuernutzungswertes, jedoch nicht 
unter 3 Mark. Pfennigbeträge unter einer halben bezw. einer vollen 
e nach oben auf eine halbe bezw. eine volle Mark ab⸗ 
gerundet. a 

§ 3. Iſt eine Veranlagung zur Gebäudeſteuer nicht erfolgt, ſo 
ſetzt der Magiſtrat den e feſt. Dieſer Nutzungswert bleibt 
für die Berechnung der Gebühr bis zum Ablauf desjenigen Kalender⸗ 
viertelſahres maßgebend, in welchem dem Magiſtrat der zum Zweck 
der Veranlagung der Gebäudeſteuer feſtgeſetzte Nutzungswert glaubhaft 
nachgewieſen oder amtlich bekannt geworden iſt. f 

Der Nutzungswert der von der Gebäudeſteuer überhaupt befreiten 
Grundſtücke wird von dem Magiſtrat vorbehaltlich der Berückſichtigung 
nachträglicher Veränderungen feſtgeſetzt. Bei dem der Berechnung der 
Gebühr zu Grunde zu legenden Nutzungswert wird ein angefangenes 
Hundert für voll gerechnet, wenn der überſchießende Betrag die Summe 
von 50 Mark überſteigt, andernfalls aber außer Anſatz gelaſſen. 

§ 4. Die Verpflichtung zur Zahlung der Gebühr entſteht, ſobald 
nach Ablauf desjenigen Monats, in welchem ſeitens der ſtädtiſchen 
Bauverwaltung die Abnahme der Anſchlußanlage erfolgt iſt, zwei 
Monate verſtrichen ſind; ſie erliſcht mit Ablauf desjenigen Kalender⸗ 
vierteljahres, in welchem bei dem Magiſtrat die Anzeige von der 
Beſeitigung des Anſchluſſes des Gebäudes an die Kanaliſation ein- 
gegangen iſt. 

§ 5. Die Bekanntmachung der feſtgeſetzten Gebühren erfolgt durch 
beſondere Mitteilung. 
Gegen die Heranziehung (Veranlagung) ſtehen dem Abgabepflichtigen 
die Rechtsmittel der 88 69, 70 des Kommunalabgabengeſetzes zu. 

8 6. Vorſtehende Ordnung tritt am 1. Juli 1903 in Kraft. 


Schulitz, den 1. Mai 1903. 
Der Magiſtrat. 


Beſtätigt gemäß $ 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und 
des § 16 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 in Verbindung 
mit § 77 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893. 


Bromberg, den 6. Mai 1903. 
Der Bezirksausſchuß. 


2. Polizeiverordnung, betreffend die Aulegung von Zweigkanälen 
und die Entwäſſerung der Grundſtücke nach öffentlichen Kanälen, 
vom 22. Juli 1903. 


Auf Grund der 55 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. 


ärz 1850 und des § 143 des Geſetzes über die 
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al eine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird hierdurch unter 
= eh des 3 für den Stadtbezirk Schulitz nachſtehende 
izei dnung erlaſſen. 
Jolie f rn il Straßen und Straßenteilen, in denen unter- 
irdiſche Kanäle von der Stadt angelegt ſind, iſt zur unterirdiſchen 
Ableitung der Niederſchlagswäſſer, der Wirtſchaftswäſſer, der Keller⸗ 
wäſſer und der aus dem Gewerbebetriebe herrührenden bezw. für ſolche 
verwendeten Wäſſer, ſoweit die Abteilung techniſch möglich und poli⸗ 
zeilich zuläſſig iſt, jedes bebaute Grundſtück durch Zweigkanäle an den 
Straßenkanal anzuſchließen, ſobald die Aufforderung dazu von der 
izeibehörde ergeht. i 
=. = Feſte Etoff, insbeſondere Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, 
Aſche und Fäkalien dürfen in den Kanal nicht abgeführt werden. 
3. Die Ausführung des Kanalanſchluſſes ſelbſt iſt nach nach⸗ 


i i ind im all emeinen aus e innen 
1. Die Leitungen ſin g e 
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durch ein 
von einan 


Weiſe reinigungsfähig fen. 
3 200 die ſan Rr. 2 erwähnten Sammelſchächte ſich im Innern 
eines Gebäudes befinden, iſt der der Straßengrenze nächſtgelegene 
Schacht zur Abhaltung der Ausſtrömung der Luft aus dem 
Straßenkanal in die Hauptleitungen mit einem Waſſerverſchluß 
zu verſehen, welcher bequem zugänglich und leicht zu reinigen 
iſt. An tiefliegenden Punkten kann die Ausſtattung des Haupt⸗ 
waſſerverſchluſſes mit einer Sicherheitsvorrichtung gegen Rückſtau 

i rden. f 
4 Sen Gr bez Grundſtückes an der Straße bis zum An⸗ 
5 ſchlußſtück an den Straßenkanal iſt die Leitung geradlinig zu 
legen, und ſoll 5 Einmündung in den Kanal in möglichſt 

m Winkel erfolgen. 
N ee des Hausableitungsrohres muß mindeſtens 
15 cm betragen, jedoch ſtets geringer als der Durchmeſſer des 
Straßenkanals ſein. Die Anſchlußleitung ſelbſt iſt mit einem 
genügenden Gefälle (womöglich nicht unter 1,50) vollſtändig dicht 
herzuſtellen und zu unterhalten. 


S 
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6. Das in den Straßenkanal einmündende Anſchlußrohr bezw. 
Stiefelſtück darf, ſofern dasſelbe nicht bei der Erbauung des 
erſteren bereits vorgeſehen iſt, nur durch den Baupolizei⸗ 
— der hierzu rechtzeitig ſchriftlich aufzufordern iſt, verlegt 
werden. 

§ 4. Zur Anlage oder Veränderung unterirdiſcher Zweigkanäle 
iſt die polizeiliche Bauerlaubnis einzuholen. 

Die Bauerlaubnis muß auch dann nachgeſucht werden, wenn der 
Bau bezw. die Veränderung nicht durch den freien Entſchluß des 
Eigentümers veranlaßt worden iſt. Vor der Abgabe der Erklärung 
der Polizeibehörde darf mit dem Bau nicht begonnen werden. Der 
Heller auf Bauerlaubnis iſt ſchriftlich bei der Polizeibehörde zu 
tellen. 

Derſelbe muß enthalten: 

a) die genaue und vollſtändige Bezeichnung des Grundſtücks, 
auf welchem der fragliche Bau ausgeführt werden job nach 
Straße und Hausnummer bezw. wo dieſe noch fehlen, nach 
der Bezeichnung im Grundbuche, 

b) Name, Stand und Wohnort des Bauherrn, 

c) Name, Stand und Wohnort des Bauleiters, 

d) Unterſchriften der unter b und c bezeichneten Perſonen, 

e) genaue und vollſtändige Angabe der beabſichtigten Bauaus⸗ 
führungen. 

Dem Antrage find die den Bauausführungen zu Grunde zu le⸗ 
genden Zeichnungen nebſt Lageplan und etwa notwendigen Exläu⸗ 
terungen in doppelter Ausfertigung und gleichfalls mit den oben⸗ 
genannten Unterſchriften verſehen beizufügen. 

Die Bauzeichnungen, von denen das eine zu den Polizeiakten zu 
entnehmende Exemplar auf Zeichenleinwand auszuführen iſt, müſſen, 
falls die Polizeibehörde einen kleineren Maßſtab nicht geſtattet, in dem 
Maßſtabe 1: 100 richtig angefertigt ſein; ſie müſſen die Tieflage ſo⸗ 
wohl des Zweigkanals im Innern des Grundſtücks, als auch des 
Straßenkanals durch Angabe der Maße erkennen laſſen und über die 
een Gefällverhältniſſe und Leitungsquerſchnitte Aufſchluß 
geben. 

Der Lageplan muß im Maßſtabe von 1: 250 (falls nicht ein 
anderer Maßſtab von der Polizeibehörde geſtattet wird) die Lage des 
betreffenden Grundſtücks zu den benachbarten Straßen und Nachbar⸗ 
grundſtücken genau erkennen laſſen, auch alle zur Prüfung notwen⸗ 
digen Maße nachweiſen. 

Für die Richtigkeit der in dem Bauerlaubnisgeſuch und ſeinen 
Anlagen enthaltenen Angaben, ſowie für Innehaltung der baupolizei⸗ 
lichen Vorſchriften und eine ſolide Bauausführung ſind der Polizei⸗ 
behörde gegenüber der Bauherr und der Bauleiter verantwortlich. Von 
einem während der Ausführung eintretenden Wechſel in der Perſon 
des Bauleiters iſt innerhalb 24 Stunden durch den Bauherrn der 
Polizeibehörde ſchriftlich Anzeige zu machen. f 

Wer von den Vorſchriften der Bauerlaubnis und den genehmigten 
Zeichnungen und Erläuterungen abweicht, oder Bauten ohne Bau⸗ 
erlaubnis oder nach einer auf Grund unrichtiger Zeichnungen erlang⸗ 


ten Bauerlaubnis ausführt, oder die genehmigten Zeichnungen nach⸗ 
träglich ändert, iſt ſtrafbar und muß die ausgeführten Taue ien 
fortnehmen, wenn ſie nicht nachträglich die polizeiliche Erlaubnis er⸗ 
halten. Die Bauerlaubnis wird ſchriftlich unter Rückgabe eines Exem⸗ 
plars der mit Genehmigung svermerk verſehenen Zeichnungen bezw. 
regal: erteilt nnd erfolgt ſtets unbeſchadet aller Rechte dritter 
Perſonen. 

deine auf Grund unrichtiger oder unvollſtändiger Vorlagen erteilte 
Bauerlaubnis gilt als nicht erteilt. 

Mindeſtens drei Werktage vor Beginn der Bauausführung hat der 
Bauleiter der Polizeibehörde ſchriftlich Anzeige von dem beabſichtigten 
Beginn zu machen. 1 155 1 

Die Bauerlaubnis wie die revidierte Bauzeichnung müſſen auf 
der Bauſtelle während der Arbeitsſtunden zugänglich ſein und den 
revidierenden Bau- oder Polizeibeamten auf Verlangen vorgelegt werden. 

Dieſe Beamten haben das Recht, jederzeit die Bauſtelen u be⸗ 
ſichtigen und allen vorgekommenen oder augenſcheinlich beabſichtigten 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmung dieſer Polizeiverordnung 
bezw. der Bauerlaubnis entgegen zu treten und, wenn Gefahr im Ver⸗ 
zuge ift, die Einſtellung des Baues anzuordnen. Erſcheint bei dieſen 
Unterſuchungen eine Aufräumung und dergleichen auf der Bauſtelle 
notwendig, ſo iſt der Bauleiter verpflichtet, ſolche auf Verlangen eines 
dieſer Beamten vornehmen zu laſſen. Ti N E 

Die angelegten oder veränderten Zweigkanäle dürfen nicht früher 
in Benutzung genommen werden, als bis nach gänzlicher Vollendung 
derſelben eine Schlußabnahme ſtattgefunden hat und auf Grund dieſer 
Prüfung die Erlaubnis zur Benutzung ſchriftlich erteilt iſt. 

8 5. Die vorſtehende Polizeiverordnung tritt am Tage der amt⸗ 
lichen Veröffentlichung in Kraft. n , 

8 6. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Polizei⸗ 
verordnung werden, ſoweit dieſelben 9 f bereits durch die allgemeinen 
Strafgeſetze (vergleiche Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich J 330, 
§ 367 Nr. 14, 15) mit Strafe bedroht ſind, mit Geldſtrafe bis zu 


9 Mark, im ünvermögensfalle mit verhältnismäßiger Haft geahndet. 


Außerdem iſt derjenige, welcher einen Bau ohne Erlaubnis bezw. der 
erteilten Erlaubnis zuwider oder den Vorſchriften dieſer Polizeiver⸗ 
ordnung nicht entſprechend ausführt oder ausgeführt hat, auf Erfor⸗ 
dern der Polizeibehörde verpflichtet, denſelben zu beſeitigen bezw. zu 
ändern. 

Schulitz, den 22. Juli 1903. 


Die Polizeiverwaltung. 


3. Ortsſtatut, betreffend die Aufbringung der Koſten zur Anlegung 
und Unterhaltung von Bürgerſteigen im Bezirke der Stadt Schulitz, 
vom 5. März 1900. 

In Gemäßheit des 811 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 


und der SS 1, 9, 69, 87, 90 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
20 
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14. Juli 1893 wird nachſtehendes Ortsſtatut, betreffend die Anlegung 
und Unterhaltung von Bürgerſteigen im Bezirke der Stadt Schulitz 
hierdurch erlaſſen: 2 
$ 1. Die Neuanlegung, Umlegung und Unterhaltung von Bürger⸗ 
ſteigen erfolgt durch die ſtädtiſche Verwaltung. f 5 
Über das zu den Bürgerſteigen zu verwendende Material beſchließt 
der Magiſtrat nach Anhörung der Baudeputation unter Zuſtimmung 
der Polizeiverwaltung. 
§ 2. Die durch die Ausführung der im § 1 gegebenen Be⸗ 
ſtimmungen entſtehenden Aufwendungen werden derart gedeckt, daß 
1. die mit ihren Grundſtücken an die Bürgerſteige angrenzenden 
Grundſtückseigentümer 50 Prozent der Koſten aufzubringen haben, 
1 75 zwar nach Maßgabe der Straßenfrontlänge ihrer Grund⸗ 
ſtücke. 


Die Koſten der quer durch den Bürgerſteig nach dem Straßen⸗ 
rinnſtein anzulegenden Hausabflußrinnen trägt der Grundſtücks⸗ 
eigentümer allein; 

2. der nach Deckung des Anteils zu 1 verbleibende Reſt, als der 
dem öffentlichen Intereſſe entſprechende Teil des Koſtenbedarfs, 
aus den zur Beſtreitung der allgemeinen Ausgaben beſtimmten 
Einkünften der Stadtgemeinde Schulitz beſtritten wird. 

Die Beiträge zu 1 find innerhalb 4 Wochen nach erfolgter Auf⸗ 

forderung an die Kämmereikaſſe zu zahlen. 

Der Magiſtrat kann den Zahlungspflichtigen indeſſen auch an⸗ 
gemeſſene Teilzahlungen bis zu 5 Jahren hinaus bewilligen. Die 
Beiträge haben die Natur öffentlicher dinglicher Abgaben und unter⸗ 
liegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren nach Maßgabe 
der Verordnung vom 7. September 1879. 

$ 3. Bei der Heranziehung zu den Beiträgen iſt das Verfahren 
gemäß 8 9 Abſ. 3 ff. des Kommunalabgabengeſetzes zu beachten und 
in jedem einzelnen Falle die Genehmigung des Vezirksausſchuſſes 
nachzuſuchen. 


Schulitz, den 5. März 1900. 


Der Magiſtrat. 
Die Stadtverordnetenverſammlung. 


4. Ortsſtatut, betreffend die Anlegung 
und Veränderung von Straßen und Plätzen in der Stadt Schulitz, 
vom 30. Juni 1902. 


Gemäß § 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und auf 
Grund der §s 12 und 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875, betreffend 
die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten 
und ländlichen Ortſchaften, wird für den 1. Ortsbezirk des Stadt⸗ 
bezirks Schulitz folgendes Ortsſtatut erlaſſen: 
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A. Errichtung von Wohngebäuden an neu anzulegenden Straßen 
oder Straßenteilen. 

§ 1. Wohngebäude dürfen an neu anzulegenden Straßen oder 
Straßenteilen, nach denen ſie einen Ausgang haben, nur errichtet 
werden, wenn die Straßen und Straßenteile entſprechend den bau⸗ 
polizeilichen Beſtimmungen für den öffentlichen Verkehr und den An⸗ 
bau fertiggeſtellt ſind. . 

§ 2. Ausnahmen in Einzelfällen mit Rückſicht auf Umfang, Be⸗ 
ſtimmung, örtliche Lage können vorbehaltlich der Zuſtimmung der 
Ortspolizeibehörde vom Magiſtrat bewilligt werden. 


B. Aulegung und Verlängerung der Straßen durch die 
Stadtgemeinde. 

8 3. Bei der ſeitens der Stadtgemeinde erfolgenden Anlage einer 
neuen oder bei Verlängerung einer ſchon beſtehenden Straße, welche 
zur Bebauung beſtimmt iſt, jind die Beſitzer eines jeden Grundſtücks 
an dieſer Straße, ſobald auf demſelben ein Gebäude an der Straße 
errichtet wird, verpflichtet, der Stadtgemeinde nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Statuts diejenigen Koſten zu erſtatten, welche ihr 
für die Freilegung, erſte Einrichtung einſchl. Beleuchtungsvorrichtung, 
Pflaſterung und Entwäſſerung der Straße ſowie durch dreijährige 
Unterhaltung erwachſen ſind und erwachſen. Zinſen des Anlagekapitals 
werden nicht berechnet. = 

4. Zu den Koſten der Freilegung gehören auch die Koſten der 
Erwerbung des Grund und Bodens der Straße einſchl. des Bürger⸗ 
ſteiges. 2 5 £ 
Iſt das Straßenland zum Teil von angrenzenden Grundſtücken 
unentgeltlich abgetreten worden, jo wird behufs Feſtſtellung des auf 
die einzelnen angrenzenden Grundſtücke entfallenden Anteils an den 
Grunderwerbungskoſten das unentgeltlich abgetretene Terrain mit dem 
vom Magiſtrat unter Berückſichtigung des Preiſes des entgeltlich er⸗ 
worbenen Terrains feſtgeſtellten Werte bei der Ermittelung der 
Geſamtkoſten in Rechnung geſtellt, demnächſt aber der Preis des 
unentgeltlich abgetretenen Terrains denjenigen angrenzenden Be⸗ 
ſitzern, von deren Grundſtücken das Straßenland unentgeltlich abge⸗ 
treten iſt, von ihrem Beitrag zu den Geſamtkoſten in Abzug ge⸗ 


bracht. 2 gr 

5 5. Zu den Koſten der erſten Einrichtung und Pflaſterung ge⸗ 
hören insbeſondere auch diejenigen der Herſtellung des Anſchluſſes an 
Nebenſtraßen, ſowie der Überfahrts⸗ und Übertrittsbrücken. 

Als Kosten des zur erſten Pflaſterung verwendeten Materials 
einſchl. des Arbeitslohnes wird ein durch Gemeindebeſchluß für das 
Quadratmeter feſtzuſtellender Einheitspreis in Rechnung geſtellt. Die 
Koſten der Herſtellung von Promenaden, Baum⸗ und anderen Pflan⸗ 
zungen ſind nicht zu erſtatten. 

6. Für die Verteilung der Geſamtkoſten gilt derjenige zu⸗ 
ſammenhängende Straßenteil als Einheit, deſſen Regulierung zu der⸗ 
ſelben Zeit erfolgt iſt. 

7. Bei Straßen von mehr als 12 m Breite iſt von den 
Koſten der Geſamtanlage ein nach dem Verhältnis von 12 m zu 
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der Geſamtbreite der Straße berechneter Beitrag von den an⸗ 
grenzenden Beſitzern zu erſtatten, der Überreſt fällt der Stadtgemeinde 
zur Laſt. 

§ 8. Der nach den 88 3 bis 5 zur Einziehung gelangende Bei⸗ 
trag wird durch die Stadtverordnetenverſammlung vorbehaltlich des 
Beſchwerdeweges endgültig feſtgeſtellt und auf die angrenzenden Grund⸗ 
ſtücke nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze 
verteilt. 

Dieſes gilt für die Unterhaltungskoſten inſoweit, als nicht die 
Unterhaltungslaſt dem ausführenden Unternehmer ohne beſondere Ent⸗ 
ſchädigung, neben derjenigen für die Herſtellung auferlegt iſt. 

§ 9. Die nach den 88 6 und 7 feſtgeſtellten Beiträge find 
an die Gemeindekaſſe zu zahlen, ſobald mit dem Bau von Gebäuden 
an neuen Straßen oder Straßenteilen begonnen wird. Die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung iſt jedoch befugt, mit Rückſicht auf die 
Vermögenslage der Zahlungspflichtigen für die Entrichtung der 
Beiträge Ratenzahlungen oder Zahlungsfriſt bis zu höchſtens 
zwei Jahren vom Tage der Fälligkeit ab zu bewilligen. Die 
. unterliegen der Einziehung im Verwaltungszwangsver⸗ 
ahren. 


C. Anlegung, Veränderung und Unterhaltung neuer Straßen durch 
Unternehmer und Anlieger. 


S 10. Wenn Unternehmer oder Adjazenten eine Straße oder 
einen Teil einer ſolchen anlegen wollen, ſo iſt die Genehmigung dazu 
bei dem Magiſtrat nachzuſuchen, abgeſehen von der außerdem erforder⸗ 
lichen Genehmigung der Baupolizei. N 

Zu dem Behufe iſt ein Situationsplan und ein Nivellementsplan 
derſelben, aus welchem insbeſondere auch der Anſchluß der herzuſtellen⸗ 
den Entwäſſerungsanlagen an die beſtehenden öffentlichen Anlagen er⸗ 
ſichtlich iſt, und zwar in je 3 Exemplaren einzureichen. Den Unter⸗ 
nehmern ſtehen für die Ausarbeitung der betreffenden Pläne die bei 
dem Magiſtrat befindlichen einſchlagenden Materialien zur Benutzung 
auf ihre Koſten durch ihre Sachverſtändigen offen, ſoweit das Ver⸗ 
waltungsintereſſe es geſtattet. 

Der Antrag auf Herſtellung neuer Straßen und Plätze ſelbſt muß 
enthalten: 1 

1. das Anerbieten der Grundeigentümer und der etwa ſonſt vor⸗ 
handenen dinglichen Berechtigten, das zu den Straßen erforder⸗ 
liche Land zwiſchen den Straßenfluchtlinien ohne Entſchädigung 
hypotheken⸗, laſten⸗ und koſtenfrei an die Stadtgemeinde aufzu⸗ 
laſſen und zu übergeben, 

das Anerbieten, die Koſten einer dem 8 3 des Statuts und den 
Beſtimmungen der diesbezüglichen Polizeiverordnung entſprechen⸗ 
— Herſtellung einſchließlich der dreijährigen Unterhaltung zu 
ragen. 

Das zur Straßenanlage erforderliche Terrain iſt vor Beginn der 

Arbeiten zur Herſtellung derſelben an die Stadtgemeinde zu übereignen 

und auf deren Verlangen pfandfrei zu ſtellen. 


o 
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D. Allgemeine Beſtimmungen. 
8 11. Als Anlage einer neuen Straße im Sinne dieſes € 
gilt auch die Umwandlung eines unregulierten Weges oder es 


fraß in 115 ligne fart 

12. Dieſes Ortsſtatut tritt mit dem Tage d übli 

etage e 970 re : ge der ortsüblichen 
usgefertigt auf Grund des Bei luſſes der Stadtverord a 

verſammlung vom 27. Juni 1902. eee 


Schulitz, den 30. Juni 1902. 
Der Magiſtrat. 


Kreisſtadt Wongrowitz. 


1. Polizeiverordnung, betreffend die Anlage und Fertigſtellung von 
Straßen für den öffentlichen Verkehr im Bezirk der Stadt Won⸗ 
growitz, vom 3. Dezember 1902. 


Auf Grund der sg 5 und 6 des Geſetzes über die Polizeiver⸗ 
o und des 8 143 des Geſetzes über die 


waltung vom 11. März 185 ae : 
allgemeine Landesverwaltung von 30. Juli 1883 wird mit Zuſtim⸗ 


mung des Magiſtrats folgende Polizeiverordnung. erlaſſen: 
1. Eine Straßenſtrecke gilt in baupolizeilicher Hinſicht als für 
den öffentlichen Verkehr und Anbau fertiggeſtellt, wenn 

1. die Feſtſtellung der Straßen und Gebäude⸗Fluchtlinien er⸗ 


folgt iſt, 
2. die Bodenfläche innerhalb der feſtgeſetzten Fluchtlinien frei⸗ 
gelegt und in das pfand⸗ und laſtenfreie Eigentum der Stadt⸗ 

gemeinde übergegangen I, } 2 a6 
dem Magiſtrat mit Einverſtändnis der 


3. entſprechend den von 1.81 
Polizeiverwaltung nach Maßgabe des Bedürfniſſes für den ein⸗ 
zelnen Fall getroffenen Feſtſetzungen 

a) die Fahrbahn und die Bürgerſteige in der erforderlichen 
Höhenlage und Breite mit dem erforderlichen Längen⸗ und 


Quergefälle ge * 
b) die zur or zäßig 0 
lichen Anlagen fertig geſtellt find, 
c) die erforderlichen Beleuchtungsanlagen fertig geſtellt find, 
d) der Anſchluß wenigſtens auf einem Ende an vorhandene 
Straßenanlagen bewirkt iſt. 
§ 2. Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. 
Wongrowitz, den 3. Dezember 1902. 


Die Polizeiverwaltung. 


= 0. = 


2. Ortsſtatut, betreffend das Bauen an unfertigen Straßen und 
die Leiſtungen der Anlieger und Unternehmer bei neuen Strafen- 


11. Februar 
anlagen, vom 19. März 1903. 

Auf Grund des $ 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und 
der 88 12 und 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875, betreffend die An⸗ 
legung und Veränderung von Straßen und Plätzen, wird mit Zuſtim⸗ 
mung der Stadtverordnetenverſammlung für den Gemeindebezirk der 
Stadt Wongrowitz folgendes feſtgeſetzt. Sr 

$1. An einer Straße, die noch nicht den geltenden polizei⸗ 
lichen Vorſchriften entſprechend für den öffentlichen Verkehr und 
den Anbau fertig geſtellt iſt, dürfen Wohngebäude mit unmittelbaren 
oder mittelbaren Ausgängen nach dieſer Straße nicht errichtet 
werden. 

Dieſes Verbot erſtreckt ſich auch auf die Errichtung von Gebäuden, 
welche nur teilweiſe zu Wohnzwecken dienen, auf die Einrichtung vor- 
handener Gebäude zu Wohnzwecken und auf die Anlegung von 
Ausgängen nach der unfertigen Straße bei vorhandenen Wohn⸗ 
gebäuden. 

2. Unbeſchadet der Rechte der Baupolizeibehörde können in 
geeigneten Einzelfällen von dem Verbot des 8 1 durch den Magiſtrat 
usnahmen unter näheren, beſonders feſtzuſetzenden Bedingungen ge- 
ſtattet werden. In dieſe Bedingungen iſt regelmäßig die Verpflichtung 

des Bauherrn aufzunehmen, 
a) das von dem an die Straße grenzenden Grundſtücke zu der 
Straße benötigte Gelände unentgeltlich pfand- und laſtenfrei 


und koſtenlos der Stadtgemeinde zu übereignen, 

b) die für die Freilegung und Herſtellung der Straße erforder⸗ 
ſicher Koſten in dem in den 88 3 bis 9 bezeichneten Umfange 
ſicherzuſtellen. 

§ 3. Bei Anlage neuer oder Verlängerung ſchon beſtehender 
Straßen durch die Stadtgemeinde ſind, wenn ſolche zur Bebauung 
beſtimmt ſind, die Eigentümer der angrenzenden Grundſtücke, ſobald 
ſie Gebäude an der neuen Straße errichten, verpflichtet, der Stadt⸗ 
gemeinde die erforderlichen Koſten 

a) der Freilegung, 

b) der erſten Einrichtung, 

c) der Herſtellung der Entwäſſerungsanlagen, 

d) der Herſtellung der Beleuchtungsvorrichtungen, 
e) der erſten fünfjährigen Unterhaltung 

zu erſtatten. 

Zu dieſen Koſten werden die Eigentümer der angrenzenden Grund⸗ 
ſtücke nach Verhältnis ihrer Anliegerlängen herangezogen mit der Maß⸗ 
gabe, daß ſie nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite, und 
wenn die Straße breiter als 26 m ift, nicht für mehr als 13 m 
Straßenbreite, herangezogen werden können. Denſelben Verpflichtungen 
unterliegen unter den gleichen ent auch die Anlieger an 
bereits vorhandenen Straßen und Straßenkeilen, an denen Gebäude 
noch nicht errichtet ſind. 


8 4 Der Plan für die dem Bedürfnis entſprechende Art der 
Straßenbauausführung wird für jeden einzelnen Fall durch den 
Magiſtrat unbeſchadet der Rechte der Polizeibehörde feſtgeſetzt. 

8 5. Als Straßenteil, deſſen Koſten einheitlich zu berechnen und 
auf die Anlieger zu verteilen find, kann ſowohl ein ganzer Straßen⸗ 
zug als auch jeder Teil einer Straße behandelt werden, der ſich durch 
öffentlich hervortretende Merkmale als Abſchnitt darſtellt und gleich- 


Wenn zwei Straßen ſich kreuzen oder im Winkel zuſammenſtoßen, 
wird das in die Flucht beider fallende Viereck derjenigen Straße zu⸗ 


8 6. Zu den Koſten der Freilegung gehören alle Koſten, die durch 
den Erwerb des für die Straße und ihren Anſchluß an benachbarte 
Straßen beſtimmten Geländes und durch die Beſeitigung aller darauf 
befindlichen Bauhinderniſſe, insbeſondere auch diejenigen der Schutz⸗ 
und Erſatzanlagen, die auf anliegenden Grundſtücken infolge der Grenz⸗ 
veränderung ausgeführt werden müſſen. i 

Wenn Straßengelände von einem Anlieger ohne wertgemäße 
Bezahlung abgetreten wird, ſo iſt ſein Wert mit dem in den Grenzen 
des Angemeſſenen vereinbarten Betrage oder in der vom Magiſtrat 
nach ſachverſtändigem Gutachten mit e der Erwerbspreiſe 
des übrigen Straßengeländes feſtzuſetzenden Höhe den Koſten der Frei⸗ 
legung zuzurechnen, bei der Erſtattung der Straßenkoſten aber dem 
abtretenden Anlieger auf ſeinen Koftenanteil anzurechnen. In gleicher 
Weiſe iſt der Wert ſtädtiſchen Geländes, das nicht bereits zu öffent⸗ 
lichen Wegezwecken dient, zu ermitteln und in Anrechnung zu bringen. 

§ 7. Zur erſten Einrichtung gehören namentlich die Herſtellung 
des Planums, der befeſtigten Fahrbahn mit den Rinnſteinen und der 
Bürgerſteige mit den Bordkanten, ſowie der Anſchluß dieſer Anlagen 
an diejenigen der benachbarten Straßen, die Herſtellung erforderlicher 
Überbrüdungen und Schutzwehren, die Anbringung der Straßenſchilder 
und die Anpflanzung von Alleebäumen. 7 

§ 8. Zu den Beleuchtungsvorrichtungen gehören die Straßen⸗ 
leitungen, die Straßenlampen und die Anſchlußleitungen. 

8 9. Die Zeit der erſten fünfjährigen Unterhaltung beginnt mit 
der Fertigſtellung der Fahrbahn und endet mit dem vierten Kalender⸗ 
jahr, das dem Kalenderjahre dieſer Fertigſtellung folgt. 

$ 10. Die Berechnung und Verteilung der zu erſtattenden Koſten 
kann für die in den 88 3 bis 9 bezeichneten Ausführungen nach Fertig⸗ 
ſtellung aller oder (ſpaltungsweiſe) nach Fertigſtellung einzelner ſelb⸗ 
ſtändiger Gruppen derſelben erfolgen. a 

Als ſolche ſelbſtändigen Gruppen können die Freilegung, die Her⸗ 
ſtellung und vorläufige Defeftigung n Planums, die Befeſtigung der 
Fahrbahn, die Herſtellung von innſteinen, von Bordkanten, von 
Entwäſſerungsanlagen, von Beleuchtungsvorrichtungen und die Be⸗ 
feſtigung der Bürgerſteige behandelt werden. 

8 11. Bei Ermittelung der Anliegerlängen ſind einmündende 
Straßen, die bereits ausgebaut ſind oder mit deren Anlegung wenigſtens 
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durch Feſtſetzung von Fluchtlinien begonnen iſt, nicht mitzuzählen, wohl 
aber andere öffentliche Anlagen, wie öffentliche Plätze, Gartenanlagen, 
Eiſenbahnen und dergleichen. 

Bei abgeſchrägten Straßenecken ſind die Anliegerlängen der Eck⸗ 
* ſo zu berechnen, als wenn eine Abſchrägung nicht be⸗ 
tände. 

$ 12. Bei Berechnung der Koſtenanteile iſt als ein Grund tück 
jede demſelben Eigentümer gehörige Fläche anzuſehen, die grundbuchlich 
oder wirtſchaftlich eine Einheit bildet. Wenn durch Teilung oder Ver⸗ 
einigung von Grundſtücken Veränderungen ſtattfinden, ſo iſt der Zu⸗ 
De. zurzeit der Heranziehung des betreffenden Anliegers maß⸗ 
gebend. 

$ 13. Die Berechnung der zu erſtattenden Koſten, der beteiligten 
Anliegerlängen und der Koſtenanteile iſt nebſt einem die betreffende 
Straße veranſchaulichenden Lageplan den beteiligten Anliegern auf 
Wunſch im Magiſtratsbureau zur Einſicht vorzulegen. 

§ 14. Von jedem Anlieger, auf deſſen Grundſtück mit der Er⸗ 
richtung eines Gebäudes an der neuen Straße begonnen worden iſt, 
iſt der für ihn berechnete Koſtenanteil unter Mitteilung einer fum- 
mariſchen Überſicht der Berechnung als Gemeindeabgabe mit vierwö iger 
Zahlungsfriſt zu erfordern. 

Gegen die Heranziehung zu dieſer Abgabe ſtehen dem Heran⸗ 
gezogenen die nach dem Kommunglabgabengeſetz zuläſſigen Rechtsmittel 
im Verwaltungsſtreitverfahren offen. 

§ 15. Für die geſchuldete Abgabe iſt der Herangezogene perſönlich 
und das die 8 begründende Grundſtück dinglich verhaftet. 
= Schuld geht alſo bei einer Veräußerung auf den Erwerber 
über. 


§ 16. Die durch Herkommen begründete Verpflichtung der An⸗ 
lieger gegenüber der eee zur Herſtellung der durch 
das Verkehrsbedürfnis erforderten Bürgerſteige bleibt durch dieſes 
Ortsſtatut unberührt, ſoweit die Herſtellung nicht gemäß 88 3, 7 
in den Plan der erſten Einrichtung einer neuen Straße aufge⸗ 
nommen iſt. 

Unberührt bleibt auch die gleichartige Verpflichtung der Anlieger 
zur dauernden Unterhaltung der hergeſtellten Bürgerſteige. 

§ 17. Wer eine für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
beſtimmte Straße anlegen will, bedarf dazu als Unternehmer der 
Genehmigung des Magiſtrats und der Stadtverordnetenverſammlung, 
unbeſchadet der Rechte der Polizeibehörde. 

Mit dem Antrage auf Genehmigung iſt ein Lage- und Höhenplan 
vorzulegen, der den für die ſtädtiſchen Fluchtlinienpläne geltenden 
Vorſchriften entſpricht. a 

§ 18. Bei Erteilung der Genehmigung hat der Magiſtrat dem 
Unternehmer die von dieſem zu erfüllenden Bedingungen mitzuteilen. 
Unbeſchadet weitergehender durch Vertrag feſtzuſetzender Bedingungen 
a verpflichtet, in der ihm zu ftellenden angemefjenen 

riſt: 


a) das für die Straße und ihren Anſchluß an benachbarte 
Straßen nach Maßgabe der feſtgeſetzten Fluchtlinien beſtimmte 
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Gelände freizulegen und je nach Beſtimmung des Magiſtrats 
vor der Bauausführung oder ſpäter pfand⸗ und laſten⸗ und 
koſtenfrei an die Stadtgemeinde aufzulaſſen, ſoweit es nicht 
im Wege der Enteignung beſchafft werden muß, 

alles was nach $ 7 zur erſten Einrichtung gehört, ſowie die 
beſonderen Entwäſſerungsanlagen und die Beleuchtungsvor⸗ 
richtungen, in der vom Magiſtrat feſtzuſtellenden, dem Be⸗ 
dürfnis entſprechenden Art auszuführen, ſoweit der Magiſtrat 
dieſe Ausführungen nicht ganz oder teilweiſe ſelbſt über⸗ 


b 


— 


Die Zeit der fünfjährigen Unterhaltung wird nach 89 berechnet. 
Der Magiſtrat kann einen Pauſchalbetrag feſtſetzen, durch deſſen 
Zahlung der Unternehmer die Verpflichtung zur Erſtattung der Unter⸗ 


ädtiſchen Leitungen für die anliegenden Grundſtücke vorenthalten. 

I ar Die — den Unternehmer auf Grund der Beſtimmungen 
dieſes Ortsſtatuts zu erſtattenden Beträge find von ihm unter Mit- 
teilung einer ſummariſchen Koſtenüberſicht als Gemeindeabgabe mit 
vierwöchiger Zahlungsfriſt au erfordern. Die Berechnung der zu er⸗ 
ftattenden Koſten iſt ihm auf Wunſch im Magiſtratsbureau zur Einſicht 
vorzulegen. 5 h 

199105 die Heranziehung zu dieſer Abgabe ſtehen ihm die Rechts⸗ 
mittel des Kommunalabgabengeſetzes zu. 

Die Abgabe unterliegt im Falle des Zahlungsverzuges der Ein⸗ 
ziehung im Berwaltungszwangsverfahren. 

8 21. Soweit die Stadtgemeinde die vom Unternehmer begonnene 
Herſtellung der Straße auf Koſten der Stadtgemeinde hat weiterführen 
laſſen, ſind die daraus entſtandenen Koſten von den anbauenden An⸗ 


liegern nach Maßgabe der 88 3 bis 9 zu erſtatten. 
a 8 22. Wees Ortsſtatut tritt mit ſeiner Veröffentlichung 


in Kraft. 
Wongrowitz, den 11. Februar 1903. 


Der Magiſtrat. 
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Vorſtehendes Ortsſtatut wird hiermit auf Grund der 88 12 und 15 
des Geſetzes vom 2. Juli 1875 in Verbindung mit § 117 des Landes⸗ 
verwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 genehmigt. 


Bromberg, den 19. März 1903. 


Der Bezirksausſchuß. 
J.⸗Nr. 1216 B. A. 


Kreisſtadt Zuin. 


Ortsſtatnt, betreffend die Anlegung von Straßen und Plätzen in 


12. Mai 1899. 
S. März 1904. 


Auf Grund des 8 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 in 
Verbindung der 88 12, 13 und 15 des Geſetzes, betreffend die Anlegung 
und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen 
Ortſchaften vom 2. Juli 1875, wird im Einvernehmen der Gemeinde⸗ 
vertretung bezüglich der Bebauung der Stadt Znin nachſtehendes 
Ortsſtatut beſchloſſen: 

s 1. An Straßen und Straßenteilen, welche noch nicht in dem 
von der Gemeindevertretung und Polizeibehörde der Stadt Znin 
feſtgeſtellten Bebauungsplane vom 12. Mai 1899 enthalten, und 
gemäß der baupolizeilichen Beſtimmungen des Orts für den öffent⸗ 
lichen Verkehr und den Anbau fertig geſtellt ſind, dürfen Wohn⸗ 
gebäude, die nach dieſen Straßen einen Ausgang haben, nicht errichtet 
werden. 

§ 2. Bei Anlegung einer neuen, oder bei der Verlängerung einer 
ſchon beſtehenden Straße, wenn ſolche zur Bebauung eſtimmt iſt, 
ſowie bei dem Anbau an ſchon vorhandene, bisher unbebaute Straßen 
und Straßenteile, hat der Unternehmer der neuen Anlage oder die 
angrenzenden Eigentümer, letztere ſobald ſie Gebäude an der neuen 
Straße errichten, die Freilegung, erſte Einrichtung, Entwäſſerung und 
Beleuchtungsvorrichtung der Straße in der dem Bedürfnis entſprechen⸗ 
der Weiſe zu beſchaffen, ſowie deren zeitweiſe, höchſtens jedoch jährige 
Unterhaltung bezw. einen verhältnismäßigen Beitrag oder den Erſatz 
der zu allen dieſen Maßnahmen erforderlichen Koſten zu leiſten. Zu 
dieſen Verpflichtungen können die angrenzenden Eigentümer nicht für 
mehr als die Hälfte der Straßenbreite, und wenn die Straße breiter 
als ni m iſt, nicht für mehr als 13 m der Straßenbreite herangezogen 
werden. 

Bei Berechnung der Koſten an die Koſten der geſamten Straßen⸗ 
anlage und bezw. deren Unterhaltung zuſammenzurechnen und den 
Eigentümern nach Verhältnis der Länge ihrer, die Straße berührenden 
Grenze zur Laſt zu legen. 


der Stadt Zuin, vom 
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$ 3. Vorſtehendes Statut tritt mit dem Tage der vorſchrifts⸗ 
mäßigen Publikation in Kraft. 


Znin, den 12. Mai 1899. 

Der Magiſtrat. 

Vorſtehendes Statut wird hiermit auf Grund der 88 12 und 15 
des Geſetzes vom 2. Auguſt 1875 in Verbindung mit § 117 des 
Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 genehmigt. 

Bromberg, den 8. März 1904. 


Der Bezirksausſchuß. 


Abteilung VII. 


ö 


Regierungshauptſtadt Bromberg. 


1. Lokalbaupolizeiordnung für den Stadtkreis Bromberg, vom 
25. Mai 1883. 


Auf Grund des § 5 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. Mai 1850 wird, nach Beratung mit dem Magiſtrat und mit Ge⸗ 
nehmigung der hieſigen Königlichen Regierung, zur näheren Aus⸗ 
führung der von derſelben am 6. Februar 1882 erlaſſenen, in der 
außerordentlichen Beilage zum Amtsblatt pro a. c. Nr. 7 abgedruckten 
Baupolizeiordnung für den Regierungsbezirk Bromberg, Ar 
für den Polizeibezirk der Stadt Bromberg gültige Lokalpolizeiver⸗ 
ordnung erlaſſen. 


N § 1. Beantragung der Bauerlaubnis. 

Diejenigen Exemplare der Bauzeichnungen und des Situations⸗ 
planes, welche für den Verbleib bei den Akten beſtimmt ſind, müſſen 
auf feſtem Papier oder auf Kopierleinwand gefertigt werden. 

Das Format der Zeichnungen ſoll ſich möglichſt der Aktengröße 
von 21/33 cm anpaſſen. 


§ 2. Sicherheit der Bauten. 
Die Ausführung der Bauten muß durchweg in Material von 
ausreichender Tüchtigkeit und mit genügender Sicherheit erfolgen. 
Inſoweit es die Sicherung der Bauten bedingt, hat die ſtädtiſche 
Polizeiverwaltung die Befugnis, untüchtige Materialien auszuſchließen, 
unzuläſſige Konſtruktionen zu unterſagen, die Fortführung der Bauten 
zu verbieten und bereits Ausgeführtes zu beſeitigen. 


§ 3. Belaſtung des Baumaterials und des Baugrundes. 
Für die Belaſtung der Baumaterialien ſind in der Regel folgende 


Grenzen pro Quadratzentimeter einzuhalten: 


a Zug Druck 

1. Ziegelmauerwerk in Kale 7 kg 
2. Beſtes Ziegelmauerwerk aus Klinkern in Zement⸗ 

/ anulinctast 14 „ 
3. Riefernbanh zd Sale ED 
e a aa a eier ann Van TOD 
5. Güßeiſeen m 7’,‚‚; ¼ 250 „ 500 „ 
Der qm guter Baugrund iſt nicht höher als mit 30000 kg zu 


belaſten. i 5 5 
Das Gewicht eines am Balkendecke in Wohnräumen, einſchließlich 


der zufälligen Belaſtung, iſt für die Berechnung zu 500 kg, in allen 
anderen Räumen der vorausſichtlich größten Belaſtung entſprechend, 
anzunehmen. 
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Der cbm Mauerwerk iſt mit einem Gewicht von 1600 kg zu 
berechnen. PR 

überall, wo Abweichungen von dieſen Normen beabſichtigt werden, 
iſt dieſes nur mit ausdrücklicher Genehmigung der ſtädtiſchen Polizei⸗ 
verwaltung zuläſſig. 

Wenn Eiſenkonſtruktionen — Stützen und Träger — zur An⸗ 
wendung gelangen, ſo müſſen dieſelben nach Bedürfnis detailliert, ge⸗ 
zeichnet und in allen Fällen in Bezug auf ihre Tragfähigkeit genau 
berechnet werden. ? 

Die ſtatiſchen Berechnungen find in 2 Exemplaren und in 
reviſionsfähiger Aufſtellung den betreffenden Zeichnungen ſtets anzu⸗ 
fügen. — In allen ähnlichen Fällen, in welchen die Tragfähigkeit 
ungewöhnlicher Konſtruktionen und Materialien der doraängigen 
Prüfung bedarf, oder wenn dieſes durch anderweite Umſtände geboten 
erſcheint, iſt die Polizeiverwaltung befugt, die erforderlichen Ermitte⸗ 
lungen auf Koſten des Bauherrn zu verlangen oder anzuordnen. 


§ 4. Abputz der Gebäude. 

Die Umfaſſungswände aller nicht in Rohbau-Architektur neu auf⸗ 
geführten Gebäude oder aufgeſetzten neuen Stockwerke müſſen inner⸗ 
halb zwei Jahren nach erteiltem Baukonſenſe, inſoweit ſie von der 
Straße aus ſichtbar find, gehörig abgeputzt und mit Anſtrichfarbe 
verſehen werden. 

f u Erneuerung des Anſtrichs muß bei eintretendem Bedürfniſſe 
erfolgen. 

7 § 5. Metallene Rauchröhren. 

Metallene Rauchröhren dürfen in der Regel nicht ſeitwärts durch 
die Umfaſſungswände unmittelbar in das Freie ausmünden, ſondern 
ſind innerhalb des Stockwerks nach ordnungsmäßig hergeſtellten 
Schornſteinen zu leiten. — Dabei müſſen ſie in der ganzen Länge 
ihres Laufes an allen Seiten von dem mit Rohrputz oder mit Blech 
bekleideten Holzwerk mindeſtens 15 Zentimeter entfernt bleiben. 

Ausnahmen kann die Polizeiverwaltung bei kleinen (proviſoriſchen) 
Gebäuden geſtatten, wenn dieſelben iſoliert ſtehen. 


§ 6. Beläſtigung durch Rauch. 

Alle Schornſteine müſſen eine ſolche Höhe haben, und die zu⸗ 
gehörigen Feuerungen müſſen jo Er . ſein, daß eine jede Be⸗ 
äſtigung der benachbarten Grundſtücke durch Rauch, Ruß oder der⸗ 
gleichen vermieden wird. Andernfalls müſſen auf Verlangen der 
ſtädtiſchen Polizeiverwaltung dergleichen Anlagen zweckentſprechend 


verändert oder beſeitigt werden. 


§ 7. Vorbauten auf Bürgerſteigen. 

An Bürgerſteigen, welche weniger als 2,5 m breit ſind, dürfen 
Plinten und Sockel, ſowie Schaufenſter, Schutzvorrichtungen vor Schau⸗ 
und Küchenfenſtern, Portale, Riſalite, Pfeiler, Vorſpinde, Kellerein⸗ 
Sun und ähnliche Vorlagen vor die Bauflucht nicht vortreten. 
Sollen Vorlagen ausgeführt werden, ſo müſſen die am weiteſten vor⸗ 
tretenden Teile in der Bauflucht liegen. 
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An Bürgerſteigen, welche mehr als 2,5 m breit ſind, können Vor⸗ 

lagen bezeichneter Art in den am meiſten vorſpringenden Teilen nach 

Verhältnis bis 0,5 m über die Bauflucht vortreten, jedoch müſſen dieſe 

Bürgerſteige in einer Breite von 2,5 m überall und unter allen Umſtänden 

frei bleiben. f 
§ 8. Länge der Vorbauten. 

Vorbauten an den in der Straßenflucht oder hart an derſelben 
belegenen und aufzuführenden Gebäuden dürfen in der Regel nicht 
über ein Drittel der Frontlänge lang ſein und wo deren mehrere an 
einem Vorderhauſe projektiert werden, darf ihre Geſamtlänge nicht 
über 34 der Frontlänge betragen. 


$ 9. Vorbauten an der nachbarlichen Grenze. 

Die an den Straßenfronten vorkommenden Vorbauten, Balkons und 
Erker müſſen, ſoweit dieſelben mehr als 0,5 m vor die Bauflucht 
vortreten, mindeſtens um das 1/ fache des Vorſprunges von den 
nachbarlichen Grenzen entfernt bleiben. Auf den Bürgerſteigen dürfen 
an der nachbarlichen Grenze nirgend Winkel über 0,5 m Tiefe 
entſtehen. 

§ 10. Eingangsſtufen. 

Bei Bürgerſteigen, welche weniger als 2,25 m breit ſind, darf keine 
Stufe über die Bauflucht vortreten. Sind die Bürgerſteige 2,50 bis 3,00 m 
breit, ſo iſt die Anlage einer Freiſtufe von höchſtens 0,3 m geſtattet. 

Bei Bürgerſteigen, deren Breite zwiſchen 2,25 bis 2,50 m ſchwankt, 
iſt die Vorlage einer Stufe wohl ſtatthaft, doch muß für den Bürger⸗ 
ſteig eine freie Breite von mindeſtens 2,20 m belaſſen werden. 

Bei Bürgerſteigen über 3,0 m Breite können mehr Stufen, event, 
eine Stufe von größerer Breite angelegt werden, doch muß der Bürger⸗ 
ſteig durchweg mindeſtens 2,5 m frei bleiben. 


$ 11. Öffnungen in den Bürgerſteigen, Kelleröffnungen. 
Fenſterlichtſchächte oder ſonſtige Offnungen dürfen in den Bürger⸗ 
fteigen unter 1,3 m Breite nicht angelegt werden und in breiteren 
Bürgerſteigen nicht mehr als 0,5 m über die Bauflucht vortreten. 
Derartige Offnungen müſſen in gleicher Höhe mit der Decke des Bürger⸗ 
ſteiges durch eiſerne gereifte Platten oder Gitter ſicher abgedeckt ſein. 


§ 12. Umwährungen an öffentlichen Straßen. 

Die Errichtung und Veränderung von Umwährungen an öffent⸗ 
lichen Straßen bedarf der Genehmigung der Polizeibehörde. 

Inſofern die öffentliche Sicherheit und Ordnung es erfordern, 
müſſen in bebauten Straßen alle Grundſtücke, ſoweit ſie nicht mit 
Gebäuden beſetzt ſind, an der Straße mit Mauern, Zäunen oder 
Gittern, nach Beſtimmung der Polizeibehörde eingefaßt, auch die zu 
dieſem Behuf hergeſtellten Mauern, Brettplanken oder Gitter, inſoweit 
fie von der Straße aus ſichtbar find, abgefärbt, bezw. mit einem 
freundlichen, z. B. lichtgrauen oder lichtgrünen Anſtrich verſehen 
werden. . 

§ 13. Dachrinnen. 

An den Gebäuden, deren Dachfläche nach der Straße entwäſſert, 

müſſen metallene Dachrinnen und Abfallröhren angebracht werden. 


21 
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§ 14. Bürgerfteige. 

Wo die Polizeiverordnung vom 1. Mai 1876, im Amtsblatt pro 1876, 
Seite 291, betreffend die Anlegung und Unterhaltung der Granit⸗ 
bahnen auf den Bürgerſteigen uſw. überhaupt nicht zur Anwendung 
kommt, oder noch nicht zur Ausführung gelangt iſt, da haben die 
Beſitzer der an den öffentlichen Straßen und Plätzen belegenen Grund⸗ 
ſtücke, nach vorhergegangenem Beſchluß des Magiſtrats und nach der 
Aufforderung der Polizeibehörde hierzu, den Bürgerſteig in der ganzen 
Breite, von der Grundſtücksgrenze bis an den Rinnſtein, pflaſtern zu 
laſſen und die Pflaſterung bis dahin zu unterhalten, daß in deren 
Stelle Granitplatten gelegt werden. 


§ 15. Längen⸗ und Quergefälle auf den Bürgerſteigen. 
Das Längengefälle der Bürgerſteige folgt in der Regel dem Längen⸗ 
gefälle der Straße. 
Das abwärts von den Gebäuden anzulegende Quergefälle muß 
ein Vierzigteil der Bürgerſteigbreite betragen. 


$ 16. Strafen. 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Lokalpolizei⸗ 
ordnung werden mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark und im Falle des Unver⸗ 
mögens mit entſprechender Haft beſtraft. 


8 17. 
Die Gültigkeit dieſer Polizeiordnung beginnt 8 Tage nach der 
1 derſelben durch das Amtsblatt. Von dieſem Zeitpunkte 
ab treten: 
die Lokalpolizeiordnung vom 23. Februar 1875, im Kreisblatt 
pro 1875 Nr. 32, 5 
die Polizeiverordnung vom 7. Auguſt 1876, im Amtsblatt pro 
1877 Seite 14 und 15, 
der Nachtrag zur Lokalpolizeiordnung vom 23. Februar 1875. 
d. d. Bromberg, den 20. Dezember 1877, im Amtsblatt pro 
1877 Seite 399 und 
die Polizeiverordnung vom 9. Mai 1879, im Amtsblatt pro 1879 
Seite 243/4, außer Kraft. 
Bromberg, den 25. Mai 1883. 


Die ſtädtiſche Polizeiverwaltung. 


2. Ortsſtatut, betreffend die Anlegung und Veränderung von 
Straßen und Plätzen im Gemeindebezirke der Stadt Bromberg, vom 
29. Mürz 1879.) 


| Nachdem ſich die Notwendigkeit einer Abänderung des unter dem 
7. März 1876 publizierten Statuts, betreffend Anlegung und Ver⸗ 


28. Januar 1886 


Vergl. auch das Ortsſtatut vom 25. Mürz 1887 unter Nr. 2 a. 
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änderung von Straßen und Plätzen im Gemeindebezirk der Stadt 
Bromberg, ergeben hat, wird, unter Aufhebung dieſes Statuts mit 
Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung auf Grund des 8 11 
der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und der 88 12 und 15 des 
bezüglichen Geſetzes vom 2. Juli 1875, für die hieſige Stadtgemarkung 
das nachſtehende Ortsſtatut feſtgeſetzt: 


Straßenbauſtatut der Stadt Bromberg. 

§ 1. An den, in die Bebauungspläne aufgenommenen, neu an⸗ 
zulegenden Straßen oder Straßenteilen dürfen Wohngebäude, welche 
nach denſelben einen Ausgang haben, nur dann errichtet werden, wenn 
dieſe Straßen oder Straßenteile gemäß den baupolizeilichen 5 6 
ür den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig hergeſtellt ſind und 

ch in unmittelbarem Anſchluß an eine bereits regulierte, mit Pflaſterung 
oder ſonſtiger feſter Decke und mit are e 8- und Beleuchtungs⸗ 
anlagen verſehene und dem öffentlichen Verkehr übergebene Straße 
befinden. 

Als Anlage einer neuen Straße im Sinne dieſes Statuts gilt auch 
die Umwandelung eines unregulierten Weges oder einer Landſtraße in 
eine zur Bebauung beſtimmte ſtädtiſche Straße. 

2. Werden von der Stadtgemeinde neue Straßen angelegt 
oder beſtehende verlängert, ſo ſollen die Koſten der geſamten Straßen⸗ 
anlagen, insbeſondere die Koſten der Freilegung und des Grund⸗ 
erwerbs, der Pflaſterung oder ſonſtigen Beſeſtigung des Straßen⸗ 
dammes und des Trottoirs, ſowie der Herſtellung der Entwäſſerungs⸗ 
und Beleuchtungseinrichtungen, endlich auch diejenigen der dreijährigen 
Unterhaltung der Straße, von der Stadthauptkaſſe nur vorlagsweiſe 
übernommen, demnächſt aber von den, an die Straße grenzenden Eigen⸗ 
tümern, ſobald ſie Gebäude an derſelben errichten, inſoweit erſetzt 
werden, als fie dazu nach $ 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 und in 
Gemäßheit des § 6 dieſes Statuts verpflichtet werden können. Zu 
dieſer Erſatzleiſtung können die angrenzenden Eigentümer nicht für 
mehr als die Hälfte der Straßenbreite und, wenn die Straße breiter 
als 26 m iſt, nicht für mehr als 13,0 m der Breite herangezogen 
werden. 0 

Bei Anlage neuer Plätze ſind die Koſten auf alle Adjacenten nach 
Verhältnis ihrer Platzfront zum Geſamtumfang des, Platzes bis auf 
13,0 m Breite zu repartieren. Eckgrundſtücke werden mit beiden 
Frontlängen zu den Beitragskoſten der Straßenanlagen herangezogen. 

$ 3. Bevor eine der gegenwärtig noch nicht regulierten Straßen 
als für den öffentlichen Verkehr und Anbau fertig hergeſtellt betrachtet 
werden kann, muß die dazu erforderliche Bodenfläche freigelegt und 
eingeebnet ſein, ſich im pfand⸗ und laſtenfreien Eigentum der Stadt 
befinden und der geſamte Ausbau, wie Bekieſung oder Pflaſterung oder 
ſonſtige Befeſtigung, einſchließlich vorkommender Überfahrts⸗ und Über⸗ 
gangsbrücken, Böſchungen und Futtermauer, ferner die Entwäſſerung, 
— welche letztere nach dem Ermeſſen des Magiſtrats und der Auf⸗ 
ſichtsbehörde, der Regel nach unter Anwendung unterirdiſcher Kanäle, 
herzuſtellen ſein wird, — endlich die Beleuchtung und Verbindung mit 
den Nebenſtraßen, bewirkt ſein. 
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$ 4. Die Genehmigung zur Errichtung von Gebäuden an Straßen, 
welche bereits vor dem Bekanntwerden des Geſetzes vom 2. Juli 1875 
für den Verkehr in Benutzung genommen waren, trotzdem aber bisher 
noch nicht fertig ausgebaut, namentlich noch nicht gepflaſtert ſind, ſoll 
nicht verſagt werden. Dagegen haben die Bauenden die Verpflichtung 
die bei demnächſtiger ordnungsmäßiger Herſtellung dieſer Straßen 
entſtehenden Koſten nach Maßgabe der in § 2 gegebenen Beſtimmungen 
anteilig an die Stadthauptkaſſe zurückzuerſtatten. b 

Dieſer Verpflichtung wird nach Ermeſſen und Wahl des Magiſtrats 
entweder durch Hinterlegung einer baren Kaution oder durch hypo⸗ 
thekariſche Sicherſtellung genügt. Die Stadthauptkaſſe hat übrigens 
die erwähnte eventl. eintretende Barzahlung bis zu ihrem Verbrauch 
zu dem jeweiligen Zinsſatz der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu verzinſen. 

§ 5. Beſitzer von bebauten und bereits mit einem Ausgang nach 
einer beſtehenden Straße verſehenen Grundſtücken können, falls an 
einem ihrer Wohnhäuſer eine neue Straße vorübergeführt wird, nur 
dann zu den Koſten herangezogen werden, wenn dieſe Gebäude einen 
Ausgang nach der neuen Straße oder neue Fenſter in einer Entfernung 
von nicht mehr als 3 m von derſelben erhalten. ö 

Auch ſoll der Beſitzer eines unbebauten oder nur teilweiſe bebauten 
Grundſtücks, welches — ohne Eckgrundſtück zu ſein — an zwei öffent⸗ 
liche Straßen ſtößt, bei Errichtung eines Gebäudes zu den Anlagekoſten 
beider Straßen nur dann herangezogen werden, wenn in dem neuen 
Gebäude nach jeder der beiden Straßen ein Ausgang oder in einer 
Entfernung von nicht mehr als 3 m ein Fenſter angelegt wird. , 

§ 6. Bei Berechnung der Koſten find die Aufwendungen für die 

eſamte Straßenanlage und für deren dreijährige Unterhaltung zu⸗ 
0 78 zu rechnen und die hiernach ſich ergebenden Beträge auf die 
Adjazenten nach Verhältnis des Flächeninhalts ihrer die Straße 
berührenden Grenze bis zu 13,0 m Breite zu verteilen. Zur über⸗ 
ſchläglichen Ermittelung der Straßenkoſtenbeiträge wird das qm auf 
6,00 Mark normiert. 7700. 

Die Zahlung der zu leiſtenden Koſtenbeiträge oder die im 8 4 
bemerkte Sicherſtellung hat vor Erteilung der Bauerlaubnis, und zwar, 
ſoweit die Koſten noch nicht definitiv feſtſtehen, nach überſchläglicher 
Ermittelung, vorbehaltlich demnächſtiger Abrechnung, zu erfolgen. 

§ 7. Dieſe Verpflichtungen haben den Charakter öffentlicher Ge⸗ 
meindeabgaben. Der neue Erwerber eines Grundſtücks haftet für die⸗ 
ſelben mit dem Grundſtücke; die nach dieſem Statute von den Grund⸗ 
eigentümern zu leiſtenden Beiträge können nach Maßgabe des Geſetzes 
vom 30. Juni 1853 im Verwaltungswege durch Zwangsvollſtreckung 
beigetrieben werden. 0 

In ſolchen Fällen, in denen die Anwendung der Vorſchriften 
des Statuts zu beſonderen Härten führen würde, können von den 
ſtädtiſchen Behörden Ausnahmen von gedachten Vorſchriften zu Gunſten 
der Anlieger geſtattet reſp. im Beſchwerdewege von der Aufſichts behörde 
angeordnet werden. 

89 Wenn ſich Unternehmer zu einer neuen Straßenanlage 
melden, ſo haben zunächſt die ſtädtiſchen Behörden nach Maßgabe der 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 2. Juli 1875 das vorgelegte Straßen⸗ 


2 


— 325 — 


bauprojekt im näheren ſeinem ganzen Umfange nach feſtzuſtellen, auch 
die Entſcheidung darüber zu treffen, ob die bezüglichen Arbeiten den 
ſtädtiſchen Anordnungen entſprechend von den Unternehmern ſelbſt, 
oder auf deren Koſten von Seiten der Stadt ausgeführt werden ſollen. 
Im letzteren Falle haben die Unternehmer den vollen Betrag der 
Koſten nach überſchläglicher Ermittelung, vorbehaltlich demnächſtiger 
endgültiger Abrechnung, an die Stadthauptkaſſe einzuzahlen, bevor die 
Ausführung der Arbeiten erfolgt. In jedem Falle muß, bevor die 
Übernahme der Straße ſeitens der Stadt erfolgen kann, das geſamte 
Straßenterrain pfand⸗ und laſtenfreies Eigentum derſelben geworden 
ſein. Erſt dann, wenn die Straße bedingungsgemäß und vollſtändig 
hergeſtellt und nach Sicherſtellung der Koſten der dreijährigen Unter⸗ 
haltung dem öffentlichen Verkehr übergeben iſt, dürfen Wohngebäude 
an derſelben errichtet werden. 
Dem Genehmigungsantrage ſind beizufügen: 

1. Der Situationsplan der neuen Anlagen und der benachbarten 
Grundſtücke bis auf 30 Meter Entfernung unter Angabe ihrer 
Grenze, Grundbuchnummern und Eigentümer. 

2. Der Nivellementsplan, durch welchen auch der Anſchluß der 
herzuſtellenden Entwäſſerungs⸗ und Beleuchtungsvorrichtungen 
an derartige beſtehende Anlagen darzuſtellen iſt. Beide Pläne 
ſind in 3 Exemplaren, im Verhältnis von 1: 500 der natür⸗ 
lichen Größe mit ziffermäßiger Angabe der Längen, Breiten und 
Höhen einzureichen. Aut 

8 10. Die Genehmigung kann von Stellung einer Kaution ab: 
hängig gemacht werden. Dem Unternehmer iſt eine beſtimmte Friſt 
zur Vollendung der projektierten Anlage zu ſtellen. Iſt die Anlage 
in dieſer Friſt nicht beendet, ſo iſt die Stadtgemeinde zur Ausführung 
derſelben auf Koſten der Säumigen befugt und die Kaution zu Gunſten 
der Stadthauptkaſſe verfallen. 

§ 11. Dieſes Statut tritt am Tage der Bekanntmachung in Kraft. 


Bromberg, den 29. März 1879. 
Der Magiſtrat. 


Vorſtehendes Ortsſtatut wird hierdurch auf Grund der 88 12, 15 
und 18 des Geſetzes betreffend die Anlegung und Veränderung von 
Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 
2. Juli 1875, beſtätigt. 

Bromberg, den 10. Mai 1879. 


Königliche Regierung, Abteilung des Innern. 


2a. Ortsſtatut zur Abänderung des Strafenbanftatut3 vom 
29. März 18. Jauuar 1886. 
0. Mai 1879, vom 25. März 1887. 
Auf Grund des $ 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und 
des § 12 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 (Gej.-©. S. 561) wird für 
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den Bezirk der Stadtgemeinde Bromberg unter Aufhebung der ent⸗ 
gegenſtehenden Beſtimmungen des Orts- (Straßenbau-) ſtatuts vom 
0. ma 1879 folgendes beſtimmt: 

8 1. An Straßen und Straßenteilen, welche noch nicht gemäß 
der baupolizeilichen Beſtimmungen der Stadtgemeinde Bromberg für 
den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig hergeſtellt ſind, dürfen 
Wohngebäude, die nach dieſen Straßen einen Ausgang haben, nicht 
errichtet werden. a 

8 2. Ausnahmen in Einzelfällen mit Rückſicht auf Umfang, Bes 
ſtimmung, örtliche Lage uſw. der beabſichtigten Bauten können, vor⸗ 
behaltlich der Zuſtimmung der Baupolizeibehörde, von dem Magiſtrat 
bewilligt werden. In ſolchen Ausnahmefällen müſſen die Bauenden 
die Koſten der demnächſtigen ordnungsmäßigen Straßenregulierung 
nach Maßgabe der in $ 2 des gegenwärtigen Straßenbauſtatuts vom 
29. März und 10. Mai 1879 gegebenen Beſtimmungen vor Erteilung 
der Bauerlaubnis ſeitens des Magiſtrats zur Stadthauptkaſſe anteili 
zahlen. Die Höhe Her überſchläglich zu berechnenden Koſten wir 
vom Magiſtrat, vorbehaltlich demnächſtiger Abrechnung, feſtgeſetzt. 

Bromberg, den 18. Januar 1886. 


Der Magiſtrat. 


Vorſtehendes Ortsſtatut wird hierdurch auf Grund der 88 12, 15 
und 18 des Geſetzes, betreffend die Anlegung und Veränderung von 
Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 
2. Juli 1875 beſtätigt. 


Bromberg, den 25. März 1887. 


Königliche Regierung, Abteilung des Innern. 
Nr. 617 D. H. J. P. l. 


3. Polizeiverordnung, betreffend die Erforderniſſe einer Strafje 
vom 21. April 1882. 


Der $ 12 des Geſetzes, betreffend die Anlegung und Veränderung 
von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften vom 
2. Juli 1875 (Geſetzſammlung Seite 561 bis 566) räumt den Ge⸗ 
meinden die Befugnis ein, durch ein Ortsſtatut feſtzuſetzen, daß an 
Straßen oder Straßenteilen, welche noch nicht, gemäß der baupolizei⸗ 
lichen Beſtimmungen des Orts, für den öffentlichen Verkehr und den 
Anbau ſertig hergeſtellt ſind, Wohngebäude, die nach dieſen Straßen 
einen Ausgang haben, nicht errichtet werden dürfen. 

Im Anſchluß hieran wird auf Grund der 88 5 und 6 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 in Übereinſtimmung 
mit dem Magiſtrat nachſtehendes verordnet: 

Eine Straße oder ein Straßenteil iſt für den öffentlichen Verkehr 
und den Anbau fertig hergeſtellt zu erachten, wenn: 
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1. die Feſtſtellung der Straßen und Sebäudefluchtlinien, ſowie der 
Fahrbahn⸗ und Bürgerſteigbreite, N 
2. die Regulierung des Längen⸗ und Quergefälles nach den für die 
Provinzialkunſtſtraßen geltenden oder durch die Ortspolizei⸗ 
behörde erlaſſenen Vorſchriften erfolgt iſt, 

3, die dazu gehörigen Bodenflächen ſich im pfand⸗ und laſten⸗ 
freien Eigentum der Stadt befinden, freigelegt und eingeebnet 


ind, 

4. = gejamte Ausbau in Verbindung mit für den Verkehr in 

Benutzung genommenen Nebenſtraßen ſtattgefunden hat und 

5. die Beleuchtungseinrichtung bewirkt iſt. 

Zum Ausbau gehört die Regulierung, die Pflaſterung, Chauffierung 
oder ſonſtige Befeſtigung, die Fertigung der Überfahrts⸗ und Über⸗ 
angsbrücken, der Böſchungen und Futtermauern und die nach Be⸗ 
dürfnis auch unterirdiſch zu führende Entwäſſerung. Die unterirdiſche 
Entwäſſerung richtet ſich nach den Vorſchriften eines hierüber zu er⸗ 
laſſenden Ortsſtatuts. 

Die Minimalbreite der Straße beträgt 15 m, davon kommen je 
3 m auf die Bürgerſteige, ſowie auf den Fahrdamm inkl. der Rinn⸗ 
ſteine 9 m. 0 . 

Abweichungen von dieſen Maßen können auf Grund eines zu ge⸗ 
nehmigenden Bebauungsplans oder einer beſonderen Genehmigung der 
Königlichen Regierung geſtattet werden. 

n Bezug auf die Herſtellung der Bürgerſteige greifen die Vor⸗ 
ſchriften der Lokalpolizeiverordnungen vom 1. Mai 1876, 7. Auguſt 
1876 und 20. Dezember 1877 mit der Beſchränkung Platz, daß die in 
den 88 7 und 9 der Polizeiverordnung vom 1. Mai 1876, Amtsblatt 
pro 1876 Seite 291 uſw. zugeſicherte Entſchädigung aus der Stadtkaſſe 
bei der Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen durch 
Unternehmer nicht gewährt werden. 

Die Gültigkeit dieſer Verordnung beginnt 8 Tage nach deren 
Publikation durch das Amtsblatt. 

Von jenem Zeitpunkt tritt die über denjelben Gegenſtand erlaſſene, 
im Amtsblatt pro 1879 Seite 258/9 abgedruckte Verordnung außer 
Kraft. 


Bromberg, den 21. April 1882. 


Städtiſche Polizeiverwaltung. 


4. Polizeiverordnung, betreffend die Anlegung und Unterhaltung 
der Bürgerſteige und die Einrichtung der Entwäſſerungsanlagen in 
der Stadt Bromberg, vom 5. Juni 1890. 


Auf Grund des 8 5 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 und der 88 143, 144 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird mit Zuſtimmung des 
Magiſtrats für den Stadtkreis Bromberg nachſtehende Polizeiverordnung 
erlaſſen: 
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J. Die Anlegung und unterhaltung der Bürgerfteige betreffend. 
$ 1. Die Verpflichtung der Grundſtückseigentümer zur Anlegung 
und Unterhaltung der Bürgerſteige längs ihrer Grundſtücke auf eigene 
Koſten beruht in Bromberg infolge gleichförmiger und ununter⸗ 
brochener Übung während rechtsverjährter Zeit auf Gewohnheitsrecht, 
oll. Ausführung nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen er⸗ 
olgt. 


$ 2. Zum Bürgerſteige im Sinne dieſer Verordnung werden die 
wiſchen dem Straßendamm und dem Bürgerſteige liegenden Rinn⸗ 
Heine einſchließlich der an der Seite der Bürgerſteige aufgeſtellten Bord⸗ 
ſteine nicht gerechnet. . 

§.3. Die Breite und Höhenlage der Bürgerſteige beſtimmt die 

Polizeiverwaltung unter Berückſichtigung der Straßenbreite und der 

ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe. 5 

Das Längengefälle der Bürgerſteige folgt in der Regel dem Längen⸗ 
gefälle der Straße; das abwärts von den Gebäuden und Grundſtücks⸗ 
umwährungen anzulegende Quergefälle hat ½ der Bürgerſteigbreite 
zu betragen. } . 

$ 4. Die Grundſtückseigentümer in der Stadt Bromberg ſind 
verpflichtet, in den von der Polizeiverwaltung zu beſtimmenden Friſten 

a) in denjenigen Straßen und Plätzen, in welchen Bürgerſteige 

überhaupt noch nicht vorhanden ſind, ſolche in Gemäßheit der 
Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung auf Erfordern der 

u e anzulegen; 

b) die bereits längs ihrer Grundſtücke vorhandenen, aber noch 
nicht gepflaſterten oder mit Gehbahnen verſehenen Bürger- 
ſteige nach Beſtimmung der Polizeiverwaltung entweder in 
der ganzen Breite von der Grundſtücksgrenze bis an den 
Rinnſtein zu bekieſen oder dieſelben zu pflaſtern und die Be⸗ 
kieſung oder Pflaſterung bis zur Anlegung von Gehbahnen zu 
unterhalten, oder endlich — Maßgabe der Beſtimmungen in 
den SS 5 bis 10 dieſer Verordnung mit einer Gehbahn und 

der erforderlichen Abpflaſterung zu verſehen. 

Wird die Inſtandſetzung angelegter Bürgerſteige erforderlich, ſo 
werden in jedem Falle beſondere Anordnungen getroffen werden. 

5. Zur Gehbahn ſind ſchleſiſche Granitplatten oder Zement⸗ 
platten beſter Beſchaffenheit zu verwenden. Die Verwendung von 
Zementplatten darf nicht eher erfolgen, als bis dieſelben von der 
Polizeiverwaltung geprüft und für tauglich befunden ſind. 

Die Granitplatten müſſen mindeſtens 0,6 m lang und in der 
Regel 1,25 m gleichmäßig breit und regelrecht, d. h. vollſtändig eben 
und gleichmäßig bearbeitet und an der Kante mindeſtens 0,1 m ſtark 
ſein. Die Verwendung kürzerer Platten iſt nur bei der Bedeckung der 
durch den Bürgerſteig gelegten Drummen zuläſſig. Auf der Bahn 
dürfen ſich keine Vertiefungen zeigen; die Platten müſſen unmittelbar 
an einander und in gleicher Höhe gelegt werden. 

86. Die Gehbahn muß auf der ganzen Länge der Grundſtücke 

in gleicher Flucht, bei Eckgrundſtücken bis an den Rinnſtein der an⸗ 

3 Straßen gelegt werden. Die Breite der Gehbahn beſtimmt 

ie Polizeiverwaltung in jedem einzelnen Falle. 


u 
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g 7. Eine Unterbrechung der Gehbahn darf nur bei den Auffahrten 
zu den Grundſtücken ftattfinden und in der Regel nicht über 2 m be⸗ 
tragen. Der Zwiſchenraum iſt mit ebenem Pflaſter von rechteckigen 
1 zu verſehen, welches in gleicher Höhe mit der Gehbahn 
liegen muß. 

a 8 8. Die Fläche zwiſchen den angrenzenden Grundſtücken und 
der Gehbahn, bezw. zwiſchen dieſer und dem Straßenrinnſteine iſt mit 
ebenem Pflaſter von Kopfſteinen oder Moſaik, von Zement, Asphalt 
oder Flieſen nach beſonderer Beſtimmung zu verſehen. 

9. Überfahrtsbrücken über die Straßenrinnſteine zu den 
Grundſtückseinfahrten ſind zu vermeiden; die Überfahrt iſt durch 
eine entſprechende muldenförmige Senkung des Ninnfteınbordes zu er⸗ 
möglichen. 

9 Sofern örtliche Hinderniſſe dem entgegenſtehen, iſt die Brücke durch 
Granitbordſchwellen herzuſtellen und mit Holzbohlen oder nicht glatten 
Eiſenplatten zu überdecken. Zur Anlegung solcher Brücken iſt die 
Genehmigung der Ortspolizeibehörde erforderlich. 

§ 10. Wo von Asphalt, Zement, uſw. hergeſtellte Gehbahnen 
beſtehen, können dieſelben jo lange belaſſen werden, bis eine umfang⸗ 
reiche Inſtandſetzung derſelben erforderlich wird. In letzterem Falle 
kann die Herſtellung einer Granit⸗ oder Zementbahn erfordert 
werden. 


II. Die Einrichtung der Eutwäſſerungsanlagen betreffend. 

g 11. In den Straßen, in welchen ein unterirdiſcher Entwäſſe⸗ 
rungskanal und die Verpflichtung der Grundſtückseigentümer zum 
Anſchluß an denſelben nicht beſteht, müſſen die nach § 13 der Lokal⸗ 
Baupolizeiordnung für den Stadtkreis Bromberg vom 25. Mai 1883 
herzustellenden Abfallrohre und die zur Entwäſſerung der Grund 
ſtücke dienenden Brummen und Rinnen, inſoweit es das Gefälle 
geſtattet, unter dem Bürgerſteige in den Rinnſtein ausmünden. Die 
Genehmigung der Polizeiverwaltung iſt zu dieſen Anlagen einzu⸗ 
olen. x : 
s g 12. Die den Bürgerſteig durchſchneidenden Waſſerläufe ſind 
mit glatt bearbeiteten Granitſchwellen ſeitlich einzufaſſen, an der 
Sohle mit Hartbrandziegeln in Zementmörtel abzupflaſtern und 
mit geriffelten Eiſenplatten, welche in einen Falz einzulegen ſind, zu 
— en. Die Breite ſolcher Rinnen ſoll nicht mehr als 25 cm be⸗ 
agen. 
813. Zuwiderhandlungen gegen die in oder auf Grund dieſer 
Polizeiverordnung getroffenen Anordnungen werden mit Geldſtrafe bis 
zu 30 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle verhältnismäßige 
Haft tritt, geahndet. 

Außerdem haben diejenigen Grundſtückseigentümer, welche es 
unterlaſſen, den in den vorſtehenden Paragraphen aufgeführten Be⸗ 
ſtimmungen innerhalb der ihnen geſtellten Friſten zu entſprechen, zu 

ewärtigen, daß die erforderlichen Arbeiten auf ihre Koſten zur Aus⸗ 
führung gebracht werden. 

5 14. Die Gültigkeit dieſer Polizeiverordnung beginnt 8 Tage 
nach der Veröffentlichung derſelben im Bromberger Stadtanzeiger. Von 
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dieſem Zeitpunkt ab tritt die denſelben Gegenſtand betreffende Polizei⸗ 
vorordnung vom 25. April 1887 (Bromberger Stadtanzeiger Nr. 55 
pro 1887) außer Kraft. 


Bromberg, den 5. Juni 1890. 
Die ſtädtiſche Polizeiverwaltung. 


5. Polizeiverorduung, betreffend den Anſchluß der Grundſtücke an 
die Kanaliſation und Waſſerleitung der Stadt Bromberg, vom 
6. Juni 1904. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) und der 88 143 und 
144 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (Geſ.⸗S. 195) wird für die Stadtgemeinde Bromberg unter Zu⸗ 
ſtimmung des Magiſtrats folgendes verordnet: 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 
§ 1. Auſchlußzwang. 

Jedes bebaute oder zur Bebauung gelangende Grundſtück in der 
Stadt Bromberg muß, wenn die Straße oder der Platz, an denen es 
liegt, mit Kanaliſation und Waſſerleitung verſehen iſt oder verſehen 
wird, an die Kanaliſation und die Waſſerleitung oder wenn in der 
Straße oder an dem Platze nur Waſſerleitung vorhanden iſt, an dieſe 
angeſchloſſen werden, ſobald die Aufforderung dazu von der ſtädtiſchen 
Polizeiverwaltung ergeht. ; . 

Als an einer Straße oder einem Platze liegend gilt auch ein 
Grundſtück, das, ohne unmittelbar daran zu grenzen, durch einen öffent⸗ 
lichen oder privaten Weg mit der Straße oder dem Platz verbunden 
iſt. Bei Grundſtücken, die an mehreren Straßen liegen, von denen 
nur eine mit Kanaliſation und Waſſerleitung verſehen iſt, muß der 
Anſchluß an dieſe Straße erfolgen. 


§ 2. Verpflichteter. . 

Dem Anſchlußzwange ſowie überhaupt der Verpflichtung zur Be⸗ 
folgung dieſer polizeilichen Vorſchriften unterliegt der Eigentümer des 
Grundſtücks. An ſeine Stelle tritt eventuell ſein geſetzlicher Vertreter 
(Vormund, Zwangs verwalter uſw.) oder der Beſitzer. Der Eigentümer, 
der nicht auf dem Grundſtücke wohnt, iſt berechtigt und auf Verlangen 
der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung verpflichtet, eine auf dem Grundftüce 
wohnende Perſon namhaft zu machen, die für die Erfüllung der ihm 
obliegenden Pflichten zu ſorgen hat. Dieſer Vertreter wird nach er⸗ 
klärter Übernahme der Vertretung perſönlich verantwortlich.“) 

) Der Eigentümer bleibt neben dem Vertreter insbeſondere für Schaden 
und Koſten haftbar. Kommt der Eigentümer oder ſein geſetzlicher Vertreſer den 
Aufforderungen der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung zur Ausführung der Kanaliſation 
und der Waſſerleitung in dem Grundſtücke nicht nach, fo kann von der Polizei⸗ 


verwaltung die Anlage im Zwangswege durch einen Dritten zur Ausführung ge⸗ 
bracht werden. 
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§ 3. Autrag auf Banerlaubnis. 

Der Antrag auf Genehmigung der Kanaliſations⸗ oder Waſſer⸗ 
leitungsanlage (vergl. 8 1) muß von dem Eigentümer (vergl. § 2) bei 
der Polizeiverwaltung geſtellt werden. Erfolgt ein Antrag nicht, dann 
iſt die Polizeiverwaltung berechtigt, den Eigentümer unter Feſtſetzung 
einer Friſt zur Einholung der Genehmigung aufzufordern. 


§ 4. Erforderniſſe des Antrags. 

Sowohl der ſchriftliche Antrag als auch die dazu gehörenden in 
doppelter Ausfertigung vorzulegenden Zeichnungen und Erläuterungen 
müſſen die Unterſchrift des Antragſtellers und des die Anlage aus⸗ 
führenden Unternehmers tragen mit Angabe des Standes und der 
Wohnung. 

Das Geſuch muß enthalten: 

1. Den Lageplan des Grundſtückes und der darauf befindlichen Ge⸗ 
bäude im Maßſtab 1: 250. 

2. Die Grundriſſe der in betracht kommenden Stockwerke im Maß⸗ 
ſtab 1: 100. Sind die Anlagen in verſchiedenen Stockwerken 
gleich, ſo genügt eine Bezugnahme. In den Grundriſſen muß die 
Benutzungsart der einzelnen Räume angegeben werden. 

3. Einen Durchſchnitt der zu entwäfjernden Gebäude und Höfe in 
der Richtung des Hauptkanaliſationsrohrs im Maßſtab 1: 100. 
Der Durchſchnitt muß die Lage des Straßenkanals und die er⸗ 
forderlichen Höhenzahlen, bezogen auf Normal Null, enthalten. 

4. Beſondere Zeichnungen der Sinkkäſten, Fettfänge und ähnlicher 
er oder nähere Bezeichnung der dafür zu verwendenden 

odelle. 

In den Zeichnungen ſind alle Kanaliſationsleitungen für Regen⸗ 
waſſer in blauer Farbe, die Leitungen für Wirtſchaftswaſſer in brauner 
Farbe und die Entlüftungsröhren in grüner Farbe zu zeichnen. Die 
u dieſen Leitungen gehörenden Teile, z. B. Einläufe, Eingüſſe uſw. 
müſſen die gleichen Farben erhalten. Ferner müſſen die Waſſerleitungs⸗ 
ſtränge in roter Farbe, ſchon vorhandene Leitung in ſchwarzer Farbe 
eingezeichnet werden. { 

Die Zeichnungen müſſen auf Pauſeleinwand oder auf Papier, das 
auf Leinwand aufgezogen iſt, angefertigt werden. Für die Akten der 
Poli eiverwaltung iſt ſtets eine Ausfertigung auf Pauſeleinwand her⸗ 
uſtellen. 
auf Das Format der Zeichnungen muß mindeſtens eine Höhe von 


33 cm und eine Breite von 21 cm beſitzen; außerdem muß ein Heft⸗ 
rand von 2 cm Breite vorhanden ſein. 


§ 5. Bauſchein. 

Nach Genehmigung des Antrages erhält der Bauherr einen die 
Bedingungen der Genehmigung enthaltenden Bauſchein und ein mit 
99951 Genehmigungsvermerk verſehenes Exemplar der eingereichten 
Vorlagen. 

AR Bauſchein betrifft nur die baupolizeiliche Zuläſſigkeit der 
Anlage und wird unbeſchadet der Rechte Dritter erteilt. Er erliſcht, 
wenn nicht innerhalb eines Jahres nach ſeiner Ausſtellung mit dem 
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Bau begonnen wird, oder wenn der letztere länger als ein Jahr liegen 
bleibt. Vor Erteilung des Bauſcheins darf mit dem Bau der Anlage 
nicht begonnen werden. 


§ 6. Aufbewahrung des Bauſcheines. 

Der Bauſchein muß mit ſeinen Anlagen während der Ausführung 

des Baues ſich auf dem Grundſtücke oder in deſſen unmittelbarer Nähe 
befinden und auf Erfordern ſofort vorgelegt werden. 


§ 7. Friſt für die Ausführung. 

Binnen ſechs Monaten nach Erteilung der Bauerlaubnis muß die 
Anlage ausgeführt werden. 

Vom Beginn der Arbeiten an der Kanaliſation oder Waſſerleitung 
iſt dem ſtädtiſchen Tiefbauamt mindeſtens zwei Arbeitstage vorher 
ſchriftlich Mitteilung zu machen. 

In Neubauten, die an mit Kanaliſation und Waſſerleitung ver⸗ 
ſehenen Straßen errichtet werden, muß die Einrichtung der Ent⸗ und 
Bewäſſerungsanlage gemäß den von dem ſtädtiſchen Tiefbauamt zu 
balken. ) Anordnungen mit den übrigen Bauarbeiten gleichen Schritt 

alten. 
§ 8. Prüfung während des Baues. 

Die Anlage muß der erteilten Genehmigung entſprechend aus⸗ 
geführt werden und es müſſen dabei die Vorſchriften dieſer Polizei⸗ 
verordnung befolgt werden. Die ſtädtiſche Polizeiverwaltung kann 
den Bau jederzeit durch Sachverſtändige prüfen laſſen, deren münd⸗ 
lichen Anordnungen Folge zu leiſten iſt. Von der bevorſtehenden 
Verdeckung der Innenanlage iſt dem ſtädtiſchen Tiefbauamt Anzeige 
zu machen, und zwar muß zwiſchen dem Eingange dieſer Anzeige und 
dem Beginn der Verdeckungsarbeiten ein Zeitraum von zwei Arbeits⸗ 
tagen liegen. Die Verdeckung darf nicht eher erfolgen, als bis ent⸗ 
weder dieſe Friſt abgelaufen iſt oder die Prüfung durch einen von der 
ſtädtiſchen Polizeiverwaltung oder dem ſtädtiſchen Tiefbauamt beauf⸗ 
tragten Bauſachverſtändigen erfolgt, und von dieſem die Erlaubnis 
zur Verdeckung erteilt iſt. Anlagen, die entgegen dieſen Beſtimmungen 
verdeckt ſind, müſſen auf Verlangen des Beamten wieder frei gelegt 


werden. 
§ 9. Abnahme: und Schlußprüfung. 

Iſt die von dem Eigentümer herzuſtellende Anlage fertig, ſo er⸗ 
folgt auf entſprechenden ſchriftlichen Antrag bei der ſtädtiſchen Polizei⸗ 
verwaltung oder auf deren Anordnung ihre Prüfung durch Beamte 
des ſtädtiſchen Tiefbauamtes. Zur Stellung des Schlußprüfungs⸗ 
antrages iſt der Eigentümer nach Aufforderung der ſtädtiſchen Polizei⸗ 
verwaltung verpflichtet (vergl. § 2). Der ausführende Unternehmer 
muß bei der Prüfung zugegen ſein oder ſich vertreten laſſen, auch die 
etwa erforderlichen Hilfßskrofte zur Verfügung ſtellen. Über die erfolgte 
Schlußprüfung wird ein Abnahmeſchein erteilt. Vorher darf die An⸗ 


) Die Genehmigung zur Benutzung des Neubaues kann verſagt werden, 
ie 4 Ent: und Bewäſſerungsanlage in dem Bau fehlt oder nicht fertig⸗ 
ge ift. 
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lage nicht in Benutzung genommen werden. Mängel, die ſich bei der 
Schlußprüfung an der Anlage vorgefunden haben, müſſen innerhalb 
einer von der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung geſtellten Friſt beſeitigt 
und die Beſeitigung innerhalb dieſer Friſt dem ſtädtiſchen Tiefbauamt 
ſchriftlich mitgeteilt werden. , \ 
Das in den vorſtehenden Paragraphen Geſagte gilt auch bei In⸗ 
ſtandſetzungen oder Veränderungen der Anlage, nur wird in ſolchen 
Fällen von der Stellung eines Schlußprüfungsantrages abgeſehen. 


§ 10. Verantwortlichkeit. 

Für die Einhaltung der vorgeſchriebenen Bedingungen und aller 
ſonſtigen Vorſchriften bei der Ausführung der Arbeiten und dafür, 
daß dieſe nicht vor Erteilung der Genehmigung (Baujchein) ausgeführt 
werden, iſt neben dem Eigentümer auch der Unternehmer verantwortlich. 


§ 11. Unternehmer. 
Die Kanaliſation und Waſſerleitung innerhalb der Grundſtücke 
darf nur von ſolchen Unternehmern ausgeführt werden, denen dazu 
von der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung die Erlaubnis nicht verſagt iſt. 


§ 12. Banarbeiten in der Nähe der Kanaliſation oder Waſſerleitung. 

Bei allen mit Aufgrabungen verbundenen Bauarbeiten auf der 
Straße oder einem Platze in der Nähe von ſtädtiſchen Kanaliſations⸗ 
oder Waſſerleitungsröhren ift vom Bauherrn 24 Stunden vor Beginn 
der Arbeiten dem ſtädtiſchen Tiefbauamt Anzeige zu machen. Die Be⸗ 
ſchädigung dieſer Anlagen oder eine Störung in deren Betrieben iſt ver⸗ 
boten. 

§ 13. Schäden an der Kanaliſation oder Waſſerleitung. 

Schäden an der Kanaliſation oder Waſſerleitung auf den Grund⸗ 
ſtücken ſind ſofort von deren Eigentümern dem ſtädtiſchen Tiefbauamt 
anzuzeigen. Ohne Auftrag oder Erlaubnis desſelben dürfen an den 
Kanaliſations⸗ oder Waſſerleitungseinrichtungen keine baulichen Ver⸗ 
änderungen vorgenommen werden. 

Die Beſeitigung von kleineren Schäden wie Rohrbrüchen, Ver⸗ 
ſtopfungen uſw. iſt von dem Eigentümer unverzüglich und ohne Ein⸗ 
holung der vorgedachten Erlaubnis zu veranlaſſen. 

Der Inhaber einer Wohnung iſt verpflichtet, etwaige Schäden an 
den Kanaliſations⸗ und Waſſerleitungseinrichtungen innerhalb ſeiner 
Wohnung dem Grundſtückseigentümer oder deſſen Beauftragten um⸗ 
gehend mitzuteilen. 

§ 14. Beſchädigungen. 

Beſchädigungen von Teilen der ſtädtiſchen Kanaliſation oder 
Waſſerleitung z. B. von Röhren, Schiebern, Hydranten uſw. und das 
unbefugte Offnen oder Schließen der Leitungsteile, das unbefugte Löſen 
von Plomben an | und Haupthähnen, endlich die Ent⸗ 
fernung ſolcher Teile iſt verboten. 


§ 15. Zutritt der Beamten. 
Den ſich ausweiſenden Beamten des ſtädtiſchen Tiefbauamtes und 
den Beamten der ſtädtiſchen Porizeiverwaltung muß bei Tage jederzeit, 
23 
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bei Nacht wenn Gefahr im Verzuge iſt, der Zutritt zu allen Räumen 
des Grundſtücks, ſoweit erforderlich, geſtattet werden. Den Anord⸗ 
nungen dieſer Perſonen iſt unbedingt und ohne Verzug Folge zu leiſten. 


§ 16. Beſeitigung von Mängeln. 

Die Beſeitigung von Mängeln, die während des Betriebes der 
Innenleitungen von den revidierenden Beamten vorgefunden werden, 
oder die Ausführung ſolcher Anderungen, die nach dem Ermeſſen der 
Verwaltung erforderlich geworden ſind, iſt nach erfolgter polizeilicher 
Aufforderung ſofort vorzunehmen. 


B. Vorſchriften für die Ausführung der Kanalifation. 


§ 17. Zweck der Kanaliſation. 

Durch die Kanäle muß das überſchüſſige Brunnen⸗ und Regen⸗ 
waſſer, das Schneewaſſer, alles Haus- und Wirtſchaftswaſſer, das 
Piſſoir⸗ und Stallwaſſer, das Gewerbe⸗ und Induſtriewaſſer (Jabrik⸗ 
abwäſſer) und das zur Fortführung der menſchlichen Abfallſtoffe 
dienende Waſſer unterirdiſch abgeleitet werden. f 

In neuerbauten Häufern und in Grundſtücken, in denen nach 
Inbetriebſetzung der Kanaliſation und Waſſerleitung Einrichtungen 
getroffen werden, wodurch eine Anſammlung von Wirtſchaftswäſſern 
ſtattfindet, deren Ableitung nicht mit natürlichem Gefälle nach dem 
Kanal erfolgen kann, müſſen geeignete Hebevorrichtungen zur Ableitung 
dieſer Wäſſer nach dem Kanal hergeſtellt werden. 

Die Temperatur des abgeleiteten Waſſers darf nicht höher ſein 
als + 50 C. 

Nach der Einrichtung des Kanaliſationsanſchluſſes iſt jede Ab⸗ 
leitung von Flüſſigkeiten in die Straßenrinnen und in die Brahe oder 
den Bromberger Kanal verboten. 


$ 18. Herſtellung der Kanaliſation. 

Der Grundſtückseigentümer hat die Kanaliſationsanlage des Grund⸗ 
ſtücks oberhalb der Reviſionsöffnung (Reinigungskaſten) auf ſeine Koſten 
anzulegen. 

Der weitere Anſchluß an die Kanaliſation (Anſchlußleitung) 
erfolgt durch das ſtädtiſche Tiefbauamt und zwar von der Reviſions⸗ 
öffnung (Reinigungskaſten) einſchließlich bis zur Grundſtücksgrenze 
auf Koſten des Eigentümers, von da bis an das Straßenrohr auf. 
ſtädtiſche Koſten. 

Bei direkten Regenrohranſchlüſſen ohne Reviſionsöffnung tritt an 
deren Stelle das eiſerne Rohr des $ 33 Abſatz 2 oder der Steinfang. 


§ 19. Art der Kanaliſation. 

Bei allen auf den Grundſtücken auszuführenden Kanaliſations⸗ 
anlagen iſt die vollſtändige getrennte Ableitung von Wirtſchaftswaſſer 
und Regenwaſſer ſtreng durchzuführen. Zum Wirtſchaftswaſſer gehören 
auch die menſchlichen Abfallſtoffe und die Stallwäſſer. Fabrikabwäſſer 
aller Art dürfen nur dann in die Kanaliſation eingeleitet werden, 
wenn ſie entweder für den Betrieb der Kanaliſation und Klärung 


unſchädlich find, oder vorher durch ein Verfahren unſchädlich gemacht 
werden, deſſen Brauchbarkeit von der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung 
anerkannt iſt. Letztere beſtimmt, ob ſolche Abwäſſer in den Wirt⸗ 
ſchafts⸗ oder in den Regenwaſſerkanal einzuleiten ſind. 

Grundwaſſer darf nur in die zur Ableitung von Regenwaſſer 
beſtimmten Kanäle eingeleitet werden. 


§ 20. Umſang der Kanaliſation. 

Die Kanaliſationsleitungen ſind ſo anzulegen, daß alle Teile eines 
Grundſtücks, in denen eine Anſammlung von Wirtſchafts⸗ oder Regen⸗ 
waſſer jtattfinden kann, durch die unterirdiſchen Leitungen trocken 
gelegt werden können. In der Regel iſt jede Wohnung mit min⸗ 
deſtens einem Ausgußbecken zu verſehen. Für mehrere an demſelben 
Flur gelegene Wohnungen von nur zwei Stuben und einer Küche 
kann ausnahmsweiſe mit Genehmigung des ſtädtiſchen Tiefbauamtes 
an einer bequem zu erreichenden und froſtfreien Stelle desſelben 
Flures ein zur gemeinſchaftlichen Benutzung beſtimmtes Ausgußbecken 
angebracht werden. Auf den Höfen dürfen offene Rinnen zur Ab⸗ 
leitung des Wirtſchaftswaſſers nicht benutzt werden. Das Regenwaſſer 
der nach dem Hofe entwäſſerten Dachflächen, ſowie das auf den Hof 
ſelbſt niederfallende Regenwaſſer iſt unterirdiſch abzuleiten. Die im 
Hofe anzulegenden Regenwaſſereinläufe dürfen zur Ableitung von 
Wirtſchaftswaſſer nicht benutzt werden, ſie ſind daher ſo anzulegen, 
daß für die Bewohner kein Anlaß zu unerlaubter Benutzung gegeben 
wird. Ausgüſſe für Wirtſchaftswaſſer im Hofe können ausnahmsweiſe 
erlaubt werden, ſind dann aber ſo anzulegen, daß größere Regen⸗ 
mengen nicht in ſie hineinfließen können. 


§ 21. Einläſſe am Straßenkanal. 

Bei Grundſtücken, die nach $ 1 an die Kanaliſation angeſchloſſen 
werden müſſen, iſt der Eigentümer verpflichtet, die Lage der Anſchluß⸗ 
leitungen dem ſtädtiſchen Tiefbauamt mitzuteilen. Wünſcht der 
Eigentümer nachträglich den Anſchluß an einer anderen Stelle, ſo hat 
er die dadurch entſtehenden Mehrkoſten zu erſtatten. 


§ 22. Reviſionsöffnung. 

Im Innern jedes Hausgrundſtückes, und zwar höchſtens 1 m 
hinter der inneren Frontmauer, bei Vorgärten höchſtens 1 m hinter 
dem Gartenzaun, iſt eine Reviſionsöffnung anzubringen, die von dem 
ſtädtiſchen Tiefbauamt für Rechnung des Grundſtückseigentümers 
geliefert und angebracht wird. N 

In beſonderen Fällen können Abweichungen in Bezug auf die 
feftgejeßten Entfernungen von der Frontmauer bezw. Grundſtücks⸗ 
grenze ab geſtattet werden. 5 8 
Die Reviſionsöffnung erhält einen dicht ſchließenden Verſchluß⸗ 
deckel, der nur zur Reinigung der Leitung entfernt werden darf und 
nach erfolgter Reinigung jedesmal feſt und luftdicht verſchloſſen 
werden muß. l r 

Die Reviſionsöffnung iſt durch einen gemauerten Schacht, der 
mindeſtens eine Größe von 1,00 m Länge und 0,80 m Breite und 


eine Einſteigeöffnung nicht unter 0,55 m Weite haben muß, zugänglich 
zu machen. Im Innern des Schachtes ſind zum bequemen Einſteigen 
feſt eingemauerte Steigeiſen anzubringen. 

Die Herſtellung des Schachtes hat der Grundſtückseigentümer zu 
bewirken. Der Schacht und die Reviſionsöffnung ſind jederzeit frei 
und zugänglich zu erhalten. 


§ 23. Führung der inneren Kanaliſationsleitung. 

Alle Rohrſtränge ſind tunlichſt ſo anzulegen, daß die Abwäſſer 
auf dem kürzeſten Wege nach dem Straßenkanal abgeſchwemmt und 
daß möglichſt gute Gefälle erzielt werden. Bei Richtungsänderungen 
ſind ſcharfe Knicke zu vermeiden, vielmehr ſchlanke Kurven in An⸗ 
wendung zu bringen. 

Einmündungen eines Rohrſtranges in den anderen dürfen nur 
unter ſpitzem Winkel erfolgen. Die Ableitungen von wenig ſchmutz⸗ 
haltigem Waſſer, wie Badewaſſer ꝛc., ſollen in der Regel oberhalb der 
Einmündung von Küchen⸗ oder Kloſettabgängen erfolgen. 


$ 24. Gefälle. 

Der . im Innern eines Grundſtücks iſt 
von deſſen entfernteſtem Punkte bis zum Anſchluß an die Reviſions⸗ 
öffnung möglichſt mit gleichmäßig durchlaufendem Gefälle herzuſtellen. 
Es muß dabei darauf Rückſicht genommen werden, daß bei ſpäterer 
Verlängerung der Leitung nach entfernteren, vorläufig nicht bebauten 
Teilen des Grundſtücks die unterirdiſche Kanaliſation auch dieſer 
2 „ wird. Seitenleitungen ſind in derſelben Weiſe zu 
ehandeln. 

Die Kanaliſationsleitungen ſollen nicht mehr als 1: 20 Gefälle 
haben. Kann dieſes Gefälle nicht innegehalten werden, ſo iſt die 
Leitung mit einem Gefällsbrechpunkt zu verſehen. Das geringſte Ge⸗ 
fälle fol in der Regel noch mindeſtens 1: 200 betragen; doch 
können Ausnahmen zur Anwendung eines noch geringeren Gefälles 
vom ſtädtiſchen Tiefbauamte geſtattet werden. Bei geringeren Ge⸗ 
fällen als 1: 200 find die Ableitungs⸗ und Hauptkanaliſationsſtränge 
5 W genügenden Anzahl Reinigungs- bezw. Spülſchächte zu 
verſehen. 

Bei längeren Leitungen kann die Anlage ſelbſttätig wirkender 
Spülvorrichtungen verlangt werden. 

Zur Erreichung günſtiger Gefälle kann die Kanaliſationsleitung 
längs der Kellerwand aufgehängt, muß dann aber entſprechend kräftig 


unterſtützt werden. 
8 25. Tiefenlage. 


Die Rohroberkante der liegenden Kanaliſationsleitungen ſoll 
mindeſtens 30 em unter denjenigen Flächen liegen, die durch eine Ein⸗ 
lauföffnung an die Leitung angeſchloſſen ſind. Der höchſte Punkt jeder 
im Freien liegenden Leitung muß eine Erddeckung von mindeſtens 1 m 
Stärke haben. Dieſelbe Tiefenlage iſt für alle außerhalb der Gebäude 
liegenden Waſſerverſchlüſſe erforderlich. 

In beſonderen Fällen kann für Regenwaſſerableitungen eine ge⸗ 
ringere Erddeckung vom ſtädtiſchen Tiefbauamte geſtattet werden. 


— 337 — 


§ 26. Nöhrenweite. 
Die Kanaliſationsröhren können Weiten in folgenden Abſtufun⸗ 
gen erhalten: 4 
40, 50, 65, 80, 100, 125, 150 und 200 mm Durchmeſſer. Folgende 
Röhrenweiten werden als normal vorgeſchrieben: 


a) für Fallröhren 
von einem einzelnen Einguß 40 mm, 
von mehreren Eingüſſen, Waſchbecken, von einem einzelnen 
Kücheneinguß oder von einer einzelnen Badeeinrichtung 50 mm, 
von mehreren Kücheneingüſſen und Bädern 65 mm, 
. bon Aborten 80 100 mm, 
. für Regenwaſſerabfallröhren 100, 125 und höchſtens 150 mm, bei 
kleinen Flächen, Balkons ꝛc. 65 und 80 mm; 


b) für Abteilungen 
1. von Küchen, Waſchküchen, Eingüſſen, Bädern, Aborten, Keller⸗ 
einläufen und dergl. 100 mm, a 
2. von Regenwaſſer 100 - 150 mm; 


c) für den Hauptkanaliſationsſtrang 


1. des Wirtſchaftswaſſers 125 mm, 
2. des Regenwaſſers 150—200 mm. 


$ 27. Einläufe und Eingüſſe. 
Die Kanaliſierung von Hof⸗, Keller oder ſonſtigen Bodenflächen 
hat durch Einläufe zu erfolgen. 
Jeder Einlauf muß mit einem Einlaufgitter mit entſprechend engen 


= 2 Do 


ale ſowie mit waſſerdichtem Schlammfang und eiſernem 


ammeimer verſehen ſein. 

Einläufe müſſen jederzeit leicht zugänglich und ſo gelegen ſein, daß 
der er ern durch häufig nachfließendes Waſſer mit Sicherheit 
regelmäßig ergänzt wird. 

Eingüſſe können verſchiedene Formen, als Waſſerſteine, Einguß⸗ 
becken, Wandbecken uſw. erhalten, nur müſſen ſie ſtets mit einem feſten 
Sieb und leicht zu reinigendem Geruchverſchluſſe verſehen ſein. 

über jedem Wirtſchaftswaſſereinlaufe und Einguſſe im Innern der 
Gebäude iſt ein Zapfhahn der Waſſerleitung anzubringen, der zur 
Ausſpülung des Einlaufes bezw. Einguſſes und Erneuerung des Waſſer⸗ 
verſchluſſes nach jeder Benutzung derſelben vorübergehend geöffnet 
werden muß. 

Bei im Freien gelegenen Wirtſchaftswaſſereinläufen kann nach 
Einholung der Erlaubnis des ſtädtiſchen Tiefbauamtes von der An⸗ 
bringung eines Zapfhahnes abgeſehen werden. 

Eingüſſe dürfen nur an froſtfreien Stellen angebracht werden. 
Piſſoire ſind mit Spülung zu verſehen. Hiervon kann ausnahmsweiſe 
abgeſehen werden, wenn entweder Bodeneinläufe mit Olverſchluß (Ol⸗ 
ſyphons) eingebaut werden oder die Anlage der Gefahr des Einfrie⸗ 
rens ausgeſetzt iſt, bezw. wenn durch das Fehlen der Spülung Miß⸗ 
ſtände in geſundheitlicher Hinſicht nicht hervorgerufen werden. 
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$ 28. Fettfänge. 

Alle Eingüſſe in größeren Küchen (3. B. Hotels, Reſtaurants ꝛc.) 
ſowie in Betrieben, die fetthaltige Flüſſigkeiten ableiten, (3. B. Wurſt⸗ 
machereien, Seifenſiedereien) müſſen mit ausreichend großen Fettfang⸗ 
vorrichtungen verſehen ſein. Die Fettfänge ſind mit leicht zugänglichen 
und genügend großen Reinigungsöffnungen zu verſehen. Die ſtädtiſche 
Polizeiverwaltung kann die Beſeitigung nicht genügend wirkender Fett⸗ 
fänge verlangen und andere Konſtruktionen mit größeren Abmeſſungen 
vorſchreiben. 

§ 29. Reinigungsöffnungen. 

Die innere Kanaliſationseinrichtung iſt mit dichtſchließenden Rei⸗ 
nigungsöffnungen zu verſehen. Dieſe ſind tunlichſt überall da anzu⸗ 
bringen, wo die Leitung ihre Richtung ändert, und an den letzten 
Ausläufen eines längeren Kanaliſationsſtranges. Die Reinigungs⸗ 
öffnungen müſſen leicht zugänglich ſein, und es muß ihre Lage, wenn 


ſie in der Erde liegen, durch äußerlich angebrachte Zeichen dauernd 


kenntlich gemacht werden. 


$ 30. Entlüftung. 

Der Kanaliſationsſtrang, der das Wirtſchaftswaſſer des Grund⸗ 
ſtücks abführt, dient zugleich zur Entlüftung des Straßenkanals. Es 
darf daher in ihm kein Geruchverſchluß angebracht werden. Die in 
dieſen Strang einmündenden Fallröhren ſind bis über Dach zu ver⸗ 
längern, und zwar im vollen Querſchnitt des Fallrohres. 

Die Ausmündungen der Entlüftungsröhren über Dach dürfen 
nicht in der Nähe von Fenſtern angebracht werden; als untere Grenze 
der Entfernung von den Fenſtern werden in der Regel 2 m ſeitlich 
und 1 m oberhalb angeſehen. g n 

Die obere Ausmündungsöffnung muß mit einer entſprechend weiten 
Schutzhaube verſehen ſein. 

Entlüftungsröhren dürfen an die Hausſchornſteine nicht ange⸗ 
ſchloſſen werden, ausgenommen bei beſonders hierzu geeigneten Fabrik⸗ 
ſchornſteinen. Die Benutzung ſogenannter ruſſiſcher Röhren zur Ent⸗ 
lüftung der Fallröhren iſt unterſagt. 

Regenwaſſerleitungen bedürfen keiner Entlüftung. 


§ 31. Geruchverſchlüſſe. 

Alle, an die innere Kanaliſation angeſchloſſenen Einläufe, Eingüſſe, 
Aborte, Becken, Badewannen, ſowie alle Vorrichtungen, durch welche 
Wirtſchaftswaſſer in die Fallröhren oder in die Ableitungen fließt, 
müſſen ausnahmslos mit einem Geruchverſchluß verſehen ſein. 

Die Geruchverſchlüſſe ſind als glatte S⸗förmig gebogene Röhren 
zu konſtruieren. Eintauch⸗ und Glockenverſchlüſſe, ſowie Kugel⸗ und 
Slepbenperiehläife find verboten, ebenſo alle Verſchlüſſe, die durch 
Herausnehmen beweglicher Teile aufgehoben werden. 

Die Tiefe der Waſſerverſchlüſſe ſoll 50— 100 mm, der Durchmeſſer 
11 Waſſerverſchlüſſe 40— 50 mm, bei Abortanlagen 80 — 100 mm 

etragen. . 

Alle Geruchverſchlüſſe find mit leicht zugänglichen Putzöffnungen 

zu verſehen, die luft⸗ und waſſerdicht verſchließbar ſein müſſen. Die 


var 
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Verſchlüſſe müſſen ſtets dicht unter den Eingußöffnungen bezw. hinter 


den Einlauföffnungen angebracht werden. Es iſt zweckmäßig, den 
oberſten Schenkel jedes Geruchverſchluſſes durch ein Entlüftungsrohr 
von mindeſtens / Durchmeſſer des it A an jedoch von 
nicht weniger als 20 mm Dur meſſer mit dem Fallrohr zu verbinden. 
Die Anlage von beſonderen neben den Fallröhren angebrachten 
Entlüftungsröhren iſt geftattet. Einläufe für Regenwaſſer bedürfen 
keines Geruchverſchluſſes. 


§ 32. Rückſtauverſchlüſſe. 
Einläufe und Eingüſſe für Wirtſchaftswaſſer, die weniger als 
50 cm über dem Scheitel des Straßenkanals für das Wirtſchaftswaſſer 
liegen, ſind mit einer ſelbſttätig wirkenden Rückſtauklappe zu verſehen. 
Das ſtädtiſche Tiefbauamt wird in jedem Falle angeben, wo derartige 
Klappen anzubringen ſind. 


§ 33. Negenröhren. 

Regenröhren ſind möglichſt ſenkrecht außerhalb der Gebäude 
herab führen. Nach dem Hofe gelegene Regenröhren können frei 
über der Hoffläche ausmünden, es muß das Waſſer jedoch durch eine 
Rinne ungehindert nach dem Regenwaſſereinlauf abfließen können. 
Außerdem iſt der unterirdiſche Anſchluß der hofſeitig gelegenen Regen⸗ 


röhren geſtattet. 


Die nach der Straße gelegenen Regenröhren ſind unterirdiſch an 
den Regenwaſſerkanal anzuſchließen und ue bis zu einer Höhe von 
1,20 m über der Erdoberfläche der eiſernen Röhren hergeſtellt werden. 
Regenröhren, die in einen Vorgarten münden, bedürfen eiſerner 
Röhren nicht. ’ 
Unterirdiſch angeſchloſſene Regenröhren find auf Erfordern des 
ſtädtiſchen Tiefbauamtes mit einem Steinfange zu verſehen, deſſen 
Modell von dem Amte vorgeſchrieben wird. Regenröhren erhalten keinen 
Geruchverſchluß. 
AR § 34. Material. 
Die Kanaliſationsleitungen außerhalb der Gebäude und die inner⸗ 
halb der Gebäude tiefer als 30 cm unter der Kellerſohle liegenden 
Leitungen ſind, falls nicht beſondere Umſtände nach dem Ermeſſen des 
ſtädtiſchen Tiefbauamtes gußeiſerne Röhren bedingen, aus Steingut⸗ 
röhren mit Zement⸗ oder Asphaltdichtung herzustellen. Für alle 
übrigen Ableitungen find ſtark⸗ oder mittelwandige gußeiſerne Röhren 
mit Bleidichtung zu verwenden. Dünnwandige Röhren, ſogenannte 
ſchottiſche, ſind unzuläſſig. 

Fallröhren ſind aus ſtark⸗ oder mittelwandigen gußeiſernen Röhren 
mit Bleidichtung herzuſtellen. Entlüftungsröhren und Verlängerungen 
der Fallröhren können aus Bleiröhren oder aus gegen Roſt geſchützten 
Blechen hergeſtellt werden. 


§ 35. Beſtehende Kanaliſationsanlagen. 
Beſtehende Kanaliſationsanlagen können beibehalten werden, wenn 
der durch die Kanaliſation beabſichtigte Erfolg der geruchloſen ge⸗ 
trennten Abführung des Wirtſchaftswaſſers leinſchl. der menſchlichen 
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Abfallſtoffe) und des Regenwaſſers dadurch erreicht wird. Die Er⸗ 
laubnis iſt unter genauer Beſchreibung der Anlage bei der ſtädtiſchen 
Polizeiverwaltung nachzuſuchen (vergl. $ 4 ff.). 


$ 36. Beſeitigung vorhandener Anlagen. 
Unmittelbar nach Fertigſtellung des neuen Kanaliſationsanſchluſſes 


ſind etwaige ältere Kanaliſationsanlagen zu beſeitigen, Sammelgruben 
zu entleeren und mit Erde auszufüllen, ſowie alte Kanäle einzuſchlagen 
und 1 auszufüllen. Düngergruben dürfen nur in ſol hen 
Grundſtücken beibehalten werden, in denen durch Haltung von Vieh 
eine Anſammlung von Stall⸗ und Viehdünger erfolgt. . 

Dieſe Gruben ſind nach Maßgabe der eſtehenden baupolizeilichen 
Beſtimmungen herzuſtellen. 

Ferner ſind alsdann die auf dem Grundſtück vorhandenen Gruben-, 
Kübel⸗ oder Tonnenabtritte zu beſeitigen und dafür Spülabtritte an⸗ 
zulegen. In Häuſern, die dichte Abortgruben haben, kann in be⸗ 
ſonderen Fällen auf Antrag von der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung zur 
Anlegung der Spülabtritte eine Friſt bis zu einem Jahr gewährt 
werden. 

Nach dem erfolgten Kanaliſationsanſchluſſe dürfen Neuanlagen 
der vorſtehend genannten Arten nicht mehr eingerichtet werden. 


ö § 37. Anlage der Aborte. 

Aborte ſind ſo anzulegen, daß der erforderliche Zutritt von Licht 
und Luft geſichert iſt. 

Im übrigen hat die Anlage der Aborte gemäß der hierfür er⸗ 
laſſenen beſonderen Polizeiverordnung zu erfolgen. 


§ 38. Neinhaltung der Kanäle. 

Feſte Stoffe, Küchenabfälle, Kehricht, Sand, Aſche, ferner ſolche 
Stoffe, die die Kanäle beſchädigen können, dürfen nicht durch die 
Leitungen abgeführt werden, ſondern müſſen in einer auf dem Grund⸗ 
ſtücke anzulegenden Müllgrube oder in einem vorſchriftsmäßigen Be⸗ 
hälter untergebracht werden. Der Eigentümer hat die auf ſeinem 
Grundſtück befindliche Kanaliſationsan age dauernd in gutem und 
reinlichem Zuſtande zu erhalten, auch bei Tage eine von dem ſtädtiſchen 
Tiefbauamt vorzunehmende Unterſuchung jederzeit zu geſtatten. Sink⸗ 
kaſten, Sand⸗ und Fettfänge ſind ſo oft zu reinigen, daß das Ein⸗ 
dringen von Sand und Fett in den Kanal vermieden wird. Für die 
Koſten, die wegen mangelhafter Reinigung, und für die Schäden, die 
durch vorſchriftswidrige Ableitungen entſtanden find, haftet der Eigen⸗ 
tümer. Zur Vermeidung einer Verunreinigung der Waſſerleitung wird 
beſtimmt: 

a) Bei allen Kanaliſationsanlagen, die direkt aus der Waſſer⸗ 
leitung geſpült werden, muß die 1 1 der Zuflußleitung 
mindeſtens 2 cm über der Beckenoberkante liegen. Wo 
das nicht angängig iſt, muß eine Vorrichtung angebracht 
werden, welche die Verunreinigung der Waſſerleitung durch 
hinderten von Schmutzwaſſer aus dem Becken ſelbſttätig ver⸗ 
indert. 
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b) Muß aus irgend welchen Gründen eine Entleerungsleitun 
an den Röhren der Waſſerleitung vorgeſehen werden, ſo dar 
ie in keinem Falle direkt an die Kanaliſationsleitung ange⸗ 
ſchloſßen werden. 

Dieſe Beſtimmungen finden auch auf beſtehende Anlagen Anwendung 
und zwar muß die Beſtimmung unter a) innerhalb eines Jahres, die 
unter b) innerhalb ſechs Monaten vom Tage der Bekanntmachung 
dieſer Polizeiverordnung gerechnet, befolgt ſein. 


$ 39. Gemeinſchaftliche Leitungen. 
Gemeinſchaftliche Leitungen, die zur Kanaliſierung mehrerer Grund⸗ 
ſtücke dienen ſollen, ſind unzuläſſig, auch wenn die Grundſtücke der⸗ 
ſelben Perſon gehören. 


$ 40. Ausgußöffunng. Abtrittſpülung. 

In jedem für Menſchen oder Tiere beſtimmten Gebäude iſt 
mindeſtens eine Ausgußöffnung anzubringen. Über jedem Ausguß⸗ 
und Einlaufbecken der Kanaliſation iſt ein Zapfhahn der Waſſerleitung 
anzubringen. 

Die ausreichende Spülung der in die Abtritte gelangenden menſch⸗ 
lichen Abfallſtoffe muß durch die Waſſerleitung gewährleiſtet ſein. 


§ 41. Ausgießen in die Ninnſteine. 


Das Ausgießen von Wirtſchafts⸗ und Schmutzwaſſer in die Rinn⸗ 
ſteine oder auf die Höfe iſt verboten. 


$ 42. Sperrung der Kanaliſation. 
Wenn durch öffentliche Bekanntmachung eine Sperrung von 
Kanälen angeordnet iſt, iſt ein Ablaſſen von Flüſſigkeiten in ſie verboten. 


C. Vorſchriften für die Ausführung der Waſſerleitung. 
$ 43. Herſtellung der Waſſerleitung. 

Der Eigentümer iſt verpflichtet, dem ſtädtiſchen Tiefbauamt die 
Anlegung eines Hauptwaſſermeſſers auf ſtädtiſche Koſten zu geſtatten. 
Der Standort des Waſſermeſſers wird unter Zuziehung des Eigen⸗ 
tümers von dem ſtädtiſchen Tiefbauamt beſtimmt. 

Der Eigentümer hat die Waſſerleitungsanlage des Grundſtücks 
5 des Standortes für einen Hauptwaſſermeſſer auf ſeine Koſten 
anzulegen. 

Der weitere Anſchluß an die Waſſerleitung (Anſchlußleitung) er⸗ 
folgt durch das ſtädtiſche Tiefbauamt und zwar vom Standorte 
für einen Hauptwaſſermeſſer einſchl. bis zur Grundſtücksgrenze auf 
Koſten des Eigentümers, von da an bis zum Straßenrohr auf ſtädtiſche 
Koſten, ſobald nicht Rohre von mehr als 40 mm zur Verlegung 
kommen. Bei Rohren von über 40 mm I. W. hat der Grundſtücks⸗ 
eigentümer die Mehrkoſten zu tragen. Die Verſorgung von mehreren 
Grundſtücken, die keine wirtſchaftliche Einheit bilden, durch eine gemein⸗ 
ſchaftliche Leitung iſt nicht erlaubt. Ausnahmen können von dem 
ſtädtiſchen Tiefbauamt geſtattet werden. 
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5 44. Anlage der Waſſerleitung. er 

Sämtliche Teile einer Hausleitung müſſen aus Materialien be⸗ 
ſtehen, die keinen Einfluß auf die Qualität des Waſſers ausüben; 
ſie müſſen einem Druck von 10 Atm. ohne bleibende Formveränderung 
widerſtehen können. 

Die Dimenſionen der Röhren und deren Wandſtärken werden 
erforderlichenfalls durch die Verwaltung der Waſſerleitung beſtimmt. 
Zu den Leitungen innerhalb der Grundſtücke ſind bis zu 40 mm l. W. 
Bleiröhren zu verwenden. Für größere Durchmeſſer ſind gußeiſerne, 
innen und außen asphaltierte Röhren normaler Abmeſſungen zu nehmen, 
die auf mindeſtens 12 Atm. Druck geprüft ſind. ’ 

Die Verwendung ſchmiedeeiſerner verzinnter Röhren iſt nur in 
en mit Zuſtimmung der Verwaltung der Waſſerleitung 
geſtattet. 

Der kleinſte zur Verwendung kommende Durchmeſſer für Zu⸗ 
leitungen muß 20 mm betragen. 

Die Bleiröhren ſollen pro laufenden Meter 


bei 13 mm Weite mindeſtens 2,5 kg 
„ 20 , : 2 3,8 „ 
„ 25 „ 4 A 64 „ 


780. 4 1 OR 

wiegen. Mindergewicht iſt bis zu 0,1 kg pro laufenden Meter zuläſſig. 

Jede Hausleitung iſt mit einem hinter dem Standorte für einen 
Hauptwaſſermeſſer gelegenen Privathaupthahn mit Vorrichtung zum 
Entleeren zu verſehen. Solche Hähne find auch in die Abzweigleitungen 
oder in die Steigeleitungen am Fuße derſelben einzubauen, ſobald im 
Grundſtücke mehr als eine Abzweige⸗ bezw. Steigeleitung vorhanden 
ſind. Die ganze Leitung muß tunlichſt ſo gelegt werden, daß die Ent⸗ 
leerung durch den Haupthahn möglich iſt. Waſſerſäcke find daher zu 
vermeiden. Wo dies nicht möglich iſt, müſſen die nicht durch den 
Haupthahn zu entwäſſernden Teile der Anlage beſondere Entleerungs⸗ 
vorrichtungen erhalten. 

Der von der Stadt zu liefernde Abſperrhahn wird auf der Straße 
eingebaut. Der ferner zu liefernde Hauptwaſſermeſſer erhält in der 
Regel feinen Standort höchſtens 1 m hinter der inneren Frontmauer, 
bei Vorgärten und Einfahrten höchſtens 1 m hinter dem Gartenzaun 
bezw. der Straßengrenze. 

In beſonderen Fällen können Abweichungen vom ſtädtiſchen Tief⸗ 
bauamte geſtattet werden. 

Der Hauptwaſſermeſſer iſt durch ein geeignetes Gehäuſe gegen 
äußere Beſchädigung zu ſchützen. Liegt er in der Erde, ſo iſt er in 
einer waſſerdicht gemauerten Grube und zwar 

von 100 cm Länge und 80 cm Breite bei Bleizuflußleitungen 
von 13—40 mm I. W., f 

von 125 cm Länge und 80 cm Breite bei gußeiſernen Druck⸗ 
rohrleitungen von 4060 mm I. W., 

von 165 cm Länge und 80 cm Breite bei desgleichen von 
70—100 mm l. W., 

von 180 cm Länge und 100 cm Breite bei desgleichen von 
125 mm l. W. 
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unterzubringen. Die Grube muß mit einer Einſteigeöffnung von 
mindeſtens 55 cm Größe verſehen werden, im Innern der Grube ſind 
zum 1 Einſteigen feſt eingemauerte Steigeeiſen anzubringen. 
Die Tiefe der Grube iſt ſo zu bemeſſen, daß das Einfrieren des 
Waſſermeſſers ausgeſchloſſen iſt. Dazu iſt im Freien eine Tiefe 
von 1,60 m erforderlich. Den Schutzkaſten und den gemauerten 
Schacht hat der Grundſtückseigentümer auf feine Koſten ausführen 
zu laſſen. 8 

700 5 Hauptwaſſermeſſer muß ſtets zugänglich gehalten werden 
und ſind Gruben im Freien, in denen ſich Waſſermeſſer befinden, auf 
Erfordern des ſtädtiſchen Tiefbauamtes durch den Grundſtücksbeſitzer 
bezw. deſſen Beauftragten zu öffnen. Kommt der Grundſtücksbeſitzer 
oder deſſen Beauftragter der Aufforderung nicht nach, ſo erfolgt die 
Offnung der Grube auf Gefahr und Koſten des Grundſtücks⸗ 


boſitzers. 

r. Grundſtückseigentümer iſt es geſtattet, hinter dem Haupt⸗ 
10 ſermeſſer noch weitere Waſſermeſſer auf eigene Koſten aufzu⸗ 
ellen. 

Alle Teile der Hausleitung müſſen dauernd gegen Einfrieren ge⸗ 
ſchützt ſein. Anlagen, die im Winter nicht benutzt werden, bedürfen, 
wenn ſie mit beſonderen Entleerungsvorrichtungen verſehen ſind, keiner 
froſtſicheren Lage. ö 

Unter jeder Waſſerentnahmeſtelle iſt eine mit der Kanaliſation 
verbundene, mit Sieb und Geruchverſchluß verſehene Abflußvorrichtung 
anzubringen, die groß genug iſt, um auch die bei ganz geöffnetem 
Waſſerhahn zufließenden Waſſermengen ableiten zu können. 

Alle Hähne, Ventile uſw. müſſen durch Rechtsdrehung geſchloſſen 
werden; es ſind nur ſolche Konſtruktionen zu verwenden, die keine Rück⸗ 
ſchläge auf die Rohrleitung verurſachen. Hähne, die beim ſchnellen 
Schließen einen Mehrdruck von 2 Atm. hervorrufen, ſind nicht zu⸗ 
läſſig. Auslauföffnungen unter 10 mm l. W. find verboten. 

Dampfkeſſel oder andere unter Druck ſtehende Gefäße dürfen nicht 
direkt an die Waſſerleitung angeſchloſſen werden. 

Zuleitungen zu den Reſervoiren müſſen am oberen Rande des 
Reſervoirs einmünden, ſodaß ein Zurückfließen des Waſſers in die 
Leitung vermieden wird. 


§ 45. Beſtehende Waſſerleitungen. 
Hauswaſſerleitungen, die bereits vor der Einführung der all⸗ 
gemeinen Waſſerleitung beſtanden haben, können an die ſtädtiſche 
Waſſerleitung angeſchloſſen werden, wenn die ganze Anlage einem 
Probedruck von 10 Atm. mit Sicherheit widerſteht und im übrigen 
alle Teile der Anlage im weſentlichen den vorſtehenden Beſtimmungen 
entſprechen. Die vorhandenen Reſervoire ſind aus der Leitung aus⸗ 
zuſchalten. 
§ 46. Jubetriebſetzung der Leitung. 
Die erſte Inbetriebſetzung einer Hausleitung darf nur durch einen 
Beamten des ſtädtiſchen Tiefbauamts erfolgen. Vorher wird jede 
Hausleitung einer Druckprobe unterzogen. 
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§ 47. Schließen des Haupthahns. 
1. Der Grundſtückseigentümer iſt berechtigt, die Waſſerleitung ab⸗ 
zuſperren: 
a) jederzeit bei Vornahme notwendiger Reparaturen, 
b) bei —4’R (= — 5° C) zur Nachtzeit von 9 Uhr abends 
bis 6 Uhr morgens, 
in beiden Fällen, abgeſehen von Gefahr im Verzuge, nach vor⸗ 
heriger Benachrichtigung der Mieter. 

„Soll in anderen Fällen die Leitung abgeſperrt werden, jo darf 
dies nur nach vorher eingeholter Erlaubnis der Polizeiverwal⸗ 
tung erfolgen. 

3. Geſchieht die Abſperrung unberechtigt (Ziffer 1) oder ohne 
Erlaubnis der Polizeiverwaltung (Ziffer 2), ſo entſcheidet auf 
Beſchwerde des Mieters die Polizeiverwaltung. Wird entgegen 
dieſer Entſcheidung trotzdem die Leitung abgeſperrt, ſo tritt Be⸗ 
ſtrafung nach $ 52 dieſer Polizeiverordnung ein. 

4. Dem alleinigen Beſitzer und Bewohner eines Hauſes ſteht die 
Schließung des Waſſerhahnes jederzeit frei. 


$ 48. Umfang der Waſſerentnahme. 
Es iſt unterſagt 
a) das Waſſer zu anderen als häuslichen oder wirtſchaftlichen 
Zwecken ohne Genehmigung der Verwaltung zu benutzen, 
b) es unbenutzt ablaufen zu laſſen, 
c) 5 zur heimlichen Entnahme von Waſſer anzu⸗ 
ringen. 


DD 


§ 49. Waſſerentnahme bei Schadenfeuer. 

Bei Ausbruch eines Feuers iſt jeder verpflichtet, auf Verlangen 
der Organe der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung oder der Feuerwehr 
den Waſſerverbrauch nach Möglichkeit einzuſtellen und die Entnahme 
von Waſſer zu Löſchzwecken aus ſeiner Leitung zu geſtatten. 


§ 50. Veränderungen der Veranlagungsverhältniſſe. 
Veränderungen in den Verhältniſſen, die bei der Veranlagung 
zum Waſſerzins maßgebend geweſen find, müſſen ſofort dem ſtädtiſchen 
Tiefbauamt angezeigt werden. 


$ 51. 
Ohne Genehmigung der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung dürfen von 
en und ausgeführten Anlagen Teile derſelben nicht entfernt 
werden. 


D. Strafbeſtimmungen. 
§ 52. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchrften dieſer Polizeiverordnung 
werden, ſoweit nicht andere geſetzliche Beſtimmungen ſtrengere Strafen 
androhen, mit Geldſtrafe bis zu 30 Mart, im Unvermögensfalle mit 
Haft bis zu 3 Tagen beſtraft. 
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E. Inkrafttreten. 
8 52. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Oktober 1904 in Kraft. 

1. Die Polizeiverordnung, betreffend den Anſchluß an die Kanal⸗ 
leitung in der Danzigerſtraße vom 13. Juni 1887, 

2. die Polizeiverordnung, betreffend den Anſchluß an die Kanal⸗ 
leitung in der Rinkauerſtraße vom 4. Oktober 1892, 

3. die Polizeiverordnung, betreffend den Anſchluß der Grundſtücke 
an die Kanaliſation und Waſſerleitung der Stadt Bromberg 
vom 6. Juni 1898 und 

4. die Polizeiverordnung vom 7. Januar 1903, betreffend Schließung 
des Haupthahns der Waſſerleitung, 

werden aufgehoben. 


Bromberg, den 6. Juni 1904. 


Städtiſche Polizeiverwaltung. 
P. IV. Nr. 6074. 


6. Polizeiverordnung, betreffend Abortaulagen, 
vom 21. Oktober 1904. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) und der 88 143 
und 144 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (Geſ.⸗S. S. 195) wird für die Stadtgemeinde Bromberg 
unter Zuſtimmung des Magiſtrats folgendes verordnet: 

1. Auf jedem Grundſtücke, auf welchem ſich zum dauernden 
Aufenthalt von Menſchen beſtimmte Gebäude befinden, müſſen Aborte 
in ausreichender Anzahl vorhanden ſein. 

Für jede ſelbſtändige Wohnung muß in der Regel ein gehörig 
abgeſchloſſener Abort vorhanden ſein, doch können in Häuſern mit 
kleineren Wohnungen Ausnahmen geſtattet werden. Auf Treppen⸗ 
podeſten dürfen Aborte nicht errichtet werden. 

Ausnahmen von dieſer Beſtimmung ſind für bereits beſtehende 
Gebäude zwar zuläſſig, doch nur in der Weiſe, daß bei Aborträumen, 
die in gleicher Höhe mit den Treppenpodeſten liegen und von dieſen 
aus zugänglich ſind, die Wände, Decken und Fußböden aus feuer⸗ 
ſicherem Material hergeſtellt ſein müſſen. 

8 2. Aborte müſſen Licht und Luft unmittelbar von außen oder 
von einem oben offenen Lichtſchachte erhalten. Innerhalb und unter⸗ 
halb ſolcher Lichtſchächte iſt die Anlage von Aborten unzuläſſig. In 
der Regel ſoll jeder Abortraum in ganzer Höhe an einer Außenwand 
liegen. Nur für Abortanlagen mit Waſſerſpülung iſt in dieſer Hinſicht 
eine Ausnahme und auch nur dann zuläſſig, wenn die Höhe des den 
Abort erhellenden Fenſters mindeſtens 1,20 m, und der Abſtand des 
Abortſitzes von der Außenflucht der Fenſterwand höchſtens 2,50 m 
beträgt, ſowie unter der Bedingung, daß das Fenſter mittels eiſerner 
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Stellſtangen zur Lüftung bequem und ſicher beweglich iſt, und der 
Zwiſchenraum vom Abortſitze bis an das Fenſter dauernd freigehalten 
wird. f 

$ 3. Aborte müſſen eine Grundfläche von mindeſtens 1 qm bei 
0,80 m geringſter Abmeſſung erhalten. 

$ 4. Abfallrohre von Abortanlagen mit oder ohne Waſſerſpülung, 
welche innerhalb von Gebäuden liegen, die Räume zum dauernden 
Aufenthalt von Menſchen enthalten, müſſen ein in gleicher Weite über 
den Dachfirſt hinaus geführtes Dunſtrohr erhalten. 

S8 5. Wo Spülkloſetts vorhanden find, müſſen die Waſſerrohre 
ſo angelegt werden, daß ein Einfrieren des Waſſers verhindert wird. 

8 Wo die Auswurfsſtoffe durch Waſſer abgeſchwemmt und 
in unterirdiſche Leitungen abgeführt werden, ſind für die Einzel⸗ 
heiten der zu dieſem Zwecke erforderlichen Anlagen die beſonders 
1 Vorſchriften der Polizeiverordnung vom 6. Juni 1904 maß⸗ 
gebend. 

$ 7. Werden die Auswurfsſtoffe behufs Abfuhr in regelmäßigen 
längeren Zeiträumen angeſammelt, ſo dürfen zu dieſem Zweck nur 
undurchläſſig, dicht verſchließbare Tonnen, Tonnenwagen oder geruch⸗ 
loſe Torfmullſtreukloſetts verwendet werden. Der Tonnenſtand muß 
dicht umſchloſſen werden und einen undurchläſſigen, glatten Fußboden 
erhalten. Die Streukloſetteimer müſſen beim Austragen mit einem 
dichtſchließenden Deckel verſehen ſein. Die Entleerung darf nur an 
ſolchen Stellen erfolgen, wo ſanitäre Mißſtände durch Lagerung von 
Fäkalien ausgeſchloſſen ſind. Das Tragen der Eimer über die Straße 
iſt een zur Abfuhr dürfen nur verſchloſſene Wagen benutzt 
werden. a 

§ 8. Die Anlage von Gruben für Aborte iſt verboten. 

§ 9. Auf Grundſtücke, welche landwirtſchaftlichen Betrieben dienen, 
finden die Beſtimmungen unter S$ 7 und 8 keine Anwendung. Doch 
müſſen die Abortgruben außerhalb der Umfaſſungswände der Gebäude, 
in denen ſich Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen be⸗ 
finden, liegen, aus Mauerwerk oder anderen feſten Bauſtoffen waſſer⸗ 
dicht hergeſtellt und dichtſchließend überdeckt werden. Sie müſſen von 
der Straße mindeſtens 12 m, von den Nachbargrenzen mindeſtens 
1,50 m und von Brunnen desſelben Grundſtückes oder eines Nachbar⸗ 
grundſtückes mindeſtens 10 m entfernt fein. 

8 10. Abortanlagen dürfen nicht unmittelbar unter Räumen 
liegen, die zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmt ſind. 
Ausnahmen können in Gebäuden, die vor der Herſtellung der all⸗ 
gemeinen Kanaliſation errichtet ſind, geſtattet werden. 

8 11. Vorhandene Abortanlagen, die nicht genügendes Tageslicht 
haben, müſſen, ſofern ſie mehr als einer Familie dienen, von 7 Uhr 
morgens bis 10 Uhr abends künſtlich erleuchtet werden. Kerzenlichte, 
Petroleum oder Gas muß in dieſer Zeit beſtändig brennen. Anlagen 
mit elektriſcher Beleuchtung ſind hiervon ausgeſchloſſen. Für die künſt⸗ 
liche Beleuchtung hat der Hausbeſitzer Sorge zu tragen. 

12. In den vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung errich⸗ 
teten Gebäuden können für neu herzuſtellende Abortanlagen Ausnahmen 
von den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung zugelaſſen werden, 
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wenn die Befolgung dieſer Beſtimmungen unmöglich iſt oder zu Härten 
führen würde. x 
13. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Polizei⸗ 
verordnung werden mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark, im Unvermögens⸗ 
falle mit Haft bis zu 3 Tagen beſtraft. 
8 14. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver⸗ 
kündigung in Kraft. 


Bromberg, den 21. Oktober 1904. 


Städtiſche Polizeiverwaltung. 


T. B. P. IV. 1158. 
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